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Einleitung

Ein Blick in das Jahrbuch der Werbung genügt, um sich davon zu überzeugen, daß die
Werbung die ikonographische Tradition des Christentums fleißig nutzt. Aber auch dort, wo

christlich-ikonographische Anleihen ästhetisch nicht getätigt werden, werden Sinnverspre­

chen intoniert, die dem Resonanzbereich der expliziten Religion nicht unähnlich sind. Vor

dem Hintergrund solcher Beobachtungen im Feld der Werbung ist die Rolle der Kirchen im
Wettbewerb auf dem Markt symbolischer Wirklichkeiten zu befragen. Sind die Kirchen

noch in der Lage, mit ihren eigenen Symbolen zu einer produktiven Sinnbildung in der

Gesellschaft beizutragen? Inken Mädler (Mainz) stellt in ihrem Kommentar diese Frage.
Die heile und schöne Welt allein ist es freilich nicht, die die Kirchen in ihrem Heilver­

sprechen anzubieten haben. Denn im zentralen Symbol des christlichen Glaubens ist die

Gestalt eines »Häßlichen« in den Mittelpunkt der Glaubensbotschaft gestellt, dessen

»Schönheit«, wie Luther in der Heidelberger Disputation sagt, erst in der Bewegung des

amor crucis ex cruce natur (»Liebe des Kreuzes aus dem Kreuz geboren«) aufscheint.

Nach Peter Steinacker, Kirchenpräsident der Evangelischen Kirche von Hessen und Nas­

sau, entscheidet sich präzise am Symbol des Kreuzes die symbolische Repräsentanz der

Kirchen in der Gesellschaft. Damit auch ihre eigene Identität. Nachdrücklich macht Stein­

acker auf den religiösen Aspekt der Kreuzessymbolik aufmerksam. Das Kreuz ist mißver­

standen, wenn es als ein reines Kulturphänomen verstanden wird. Diese These wird sowohl

im Blick auf das sogenannte Kruzifix-Urteil des Bundesverfassungsgerichts als auch im

Blick auf die innerkirchlichen Deutungskompetenzen und ihre Organisationsroutinen ent­

faltet. Die Reform der Kirche kommt von innen; sie entscheidet sich am Zentrum ihrer Bot­

schaft: dem Wort von Kreuz und Auferstehung.

Die Berichte in diesem Heft greifen Stichwörter auf, die gegenwärtig im Mittelpunkt der

ökonomischen und sozialpolitischen Diskussion stehen: Globalisierung und Wohlfahrtsplu­

ralismus. Was sich hinter dem Schlagwort "Globalisierung" verbirgt, erläutert Johannes
von Thadden, Leiter der Auslandsabteilung im Deutschen Industrie- und Handelstag in

Bonn. Daß die Grenzen des Sozialstaats mit der Globalisierung der Weltwirtschaft nicht

nur enger werden, sondern mit dem Konzept des Wohlfahrtspluralismus jenseits der Alter­
native »Weniger Staat - Mehr Markt« anders und neu überschritten werden können, erläu­

tert Joachim von Soosten (Bochum).

Wie man sich der Rechtstheorie aus der Perspektive von Paul Tillich nähern kann, zeigt

Wolf Reinhard Wrege (Hamburg). Das hier anklingende Thema der christlichen Rationali­

tät steht auch im Mittelpunkt der Beratungen, die die Societas Ethica alljährlich unter­

nimmt. Darüber informiert ein weiterer Bericht von Rudi Neuberth (Zürich). In den Rezen­
sionen werden relevante Neuerscheinungen auf dem Buchmarkt einem kritischen Blick
ausgesetzt.

Klaus Tanner/Joachim von Soosten



Kommentar

Werbung - Ethik - Religion

Von Inken Mädler

Diskussionsabend zum Thema »Werbung - Ethik - Religion«: so lautete die Einladung im
Gemeindeblatt. Eigentlich eine tolle Idee, gesellschaftlich relevante Themen im kirchlichen
Raum zu verhandeln! Doch was vielversprechend begann - die Präsentation jenes Werbe­
plakates mit dem Bild eines ausbrechenden Vulkans, darunter die Textzeile -Mutter Erde
raucht doch auch- - ging sehr bald über in eine empörte Diskussion: Man erregte sich über
die Schädlichkeit des Rauehens überhaupt, forderte ein Rauchverbot in Gemeinderäumen
und geißelte die vermeintliche Unverfrorenheit der Werbeindustrie.

Diese Engführung einer weitreichenden Thematik ist sicher kein Einzelfall, sondern
scheint mir paradigmatisch zu sein für binnenkirchliche Realität, welche den Terminus
-Ethik- geradezu stereotypisch als Synonym für -Moral- respektive -Unmoral- versteht.
Eine vertraute Lesart, die Werbung demzufolge nur als Verführung beurteilen kann.

Diese Sicht der Dinge beruft sich auf den Bestseller von Vance Packard aus dem Jahre
1947: »Die geheimen Verführer«. Und obgleich der zentrale Beleg desselben für subtile
Manipulationstechniken der Werbung empirischer Überprüfung nicht standgehalten hat, ist
dem Werk ein bis heute anhaltender Erfolg beschieden. Es scheint ein menschliches Urbe­
dürfnis zu sein, Mächten, denen wir verfallen können, personale Züge zu geben. Das in uns
selbst nicht Greifbare außerhalb unserer selbst anschaulich zu machen: Schaff uns die Ver­
führer vom Hals! heißt es dann. Die uns dahin (verjführen, wohin wir nicht wollen, so wie
einst Teufel und Beelzebub.

Werbetätigkeit erscheint dann als vorsätzliche Irreführung beziehungsweise Manipula­
tion, insofern sie den freien Willen der Umworbenen durch subtile Techniken ausschaltet
und damit Zwang ausübt. Und das wäre in der Tat unmoralisch. Unbestritten. Doch der
Vorwurf trifft in dieser Form nicht zu, wie die Rezeptionsforschung nicht müde wird zu
betonen. Die Relationen zwischen Werbung und Kaufentscheidung sind viel zu komplex,
als daß einlinige Kausalzusammenhänge angenommen werden könnten. Und der Anteil der
Rezipienten an der Auswahl der angebotenen Information ist beträchtlich. Zudem vergißt
ideologisch argumentierende Werbekritik die Tatsache, daß in der heutigen gesellschaftli­
chen Situation der Bundesrepublik gegenüber der Werbung der -Status Confessionis- nicht
per se gefordert ist. Anders als zum Beispiel im Dritten Reich oder in der ehemaligen DDR
sind wir im demokratisch legitimierten Rechtsstaat keiner diktatorischen Propaganda aus­
gesetzt.

Im Hinblick auf das anstößige Werbeplakat impliziert dies, zunächst einmal die Auto­
nomie dieses gesellschaftlichen Bereichs inklusive seiner kommunikativen Kompetenzen _

2 Zeitschrift für Evangelische Ethik, 41. Jg., S. 2-6, ISSN 0044-2674
© Gütersloher Verlagshaus 1997



Wirtschaft und Werbung - anzuerkennen im Vertrauen auf staatliche Rechtsvorschriften
wie zum Beispiel der staatlichen Werbeordnung. Mit diesem »Werbekontrollsystem« hat
der Gesetzgeber der Branche Schranken gesetzt, um unlautere oder vorsätzlich irreführende
Werbung zu ahnden.

Werbung ist demnach nicht per se unmoralisch. Es kommt auf ihren Inhalt an. Und
damit auf die Frage, ob nicht Zigarettenwerbung per se unmoralisch ist, weil sie ein

gesundheitsgefährdendes Suchtmittel bewirbt? Müßte derartige>Werbung zur Sucht- nicht
grundsätzlich verboten werden?

Dazu ist folgendes zu bedenken: Die Werbetätigkeit der Wirtschaft vollzieht sich weder
im rechtsfreien noch im wertfreien Raum, sondern hat Teil an den ethischen Grundlagen
unserer Gesellschaft. Da jedoch viele ethisch-moralische Sachverhalte nicht justitiabel
sind, sondern freiwilliger Beschränkung aufgrund von Standesregeln bedürfen, hat sich die

Branche mit der selbstdisziplinären Einrichtung des Deutschen Werberates (ZAW) ein
eigenes -Gewissen- gegeben. Hier werden moralisch bedenkliche Themenfelder benannt
und Einschränkungen unterworfen. Je nach der Stellung, die sie im gesellschaftlichen Dis­
kurs um Normen und Werte einnehmen. Beispielsweise wurden bereits Richtlinien zur
Werbung für Suchtmittel, zur Werbung mit und vor Kindern, mit unfallriskanten Bildmoti­

ven sowie zur Herabwürdigung und Diskriminierung von Personen erlassen.
Insofern es für ein Suchtmittel wirbt, unterliegt das anstößige Werbeplakat also bereits

rechtlichen und standesrechtlichen Einschränkungen. Wem diese nicht weit genug gehen,
der oder die müßte sich auf dem Rechtsweg in den aktiven Diskurs einschalten und zum

Beispiel das generelle Werbeverbot für Suchtmittel in einem entsprechenden Beschwerde­
verfahren bei der ZAWeinfordern.

Aber ist es nicht perfide, könnte man nunmehr fragen, mit religiösen Plagiaten zu wer­
ben, die per se das moralisch Gute konnotieren? Ist nicht das anstößige Plakat darin unmo­
ralisch, wie es wirbt? Indem es den religiösen Topos -Mutter Erde- profanisiert? Ist es nicht
unmoralisch, sich religiöser Symbole zu bedienen, diese aber inhaltlich umzuformen und

somit zu neuen sinngenerierenden Prozessen Anlaß zu geben, die der kirchlichen Kontrolle
entzogen sind?

Mit der Begründung, sie verletze religiöse Gefühle, hat der Deutsche Werberat im Jahr
1993 ein Photo der Werbekampagne >Paradise now- des Modehauses Otto Kern öffentlich
gerügt, das Leonardo da Vincis Abendmahl durch zwölf barbusige Frauen verfremdete,
eine künstlerisch wertlose, kitschige und billige Kopie christlich ikonographischer Tradi­
tion, deren Anstößigkeit vor allem in der Verbindung von Religion und Nacktheit bestand.

Keinen Anstoß erregte eigentümlicherweise die Begründung des Werberates für seine
Entscheidung. Die Auffassung eines anderen Beschwerdeführers, ein mit Händels >Mes­

sias- unterlegter Werbespot für eine Biermarke verletze ebenfalls religiöse Gefühle, wurde
mit dem Argument abgewiesen, »das klassische Musikwerk könne aufgrund seiner Bedeu­
tung auch außerhalb kirchlicher Kreise nicht mit religiösen Symbolen oder Bibelzitaten
(wie im Fall Otto Kern) gleichgesetzt werden« (epd Kirche und Rundfunk, 20. 4. 1994).

Im Klartext: Christlich-religiöse -Symbole- und Bibelzitate sind nach dieser Begründung
in gesellschaftlicher Hinsicht derart irrelevant geworden, daß sie getrost der kirchlichen
Minderheit zur exklusiven Nutzung und treuen Bewahrung überlassen werden können, wo
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sie als Klischees zu Tode gepflegt werden. Denn echte, das heißt sinngenerierende Sym­
bole sterben nun einmal, wenn sie aus dem bedeutungsgebenden Diskurs einer Gesellschaft
herausfallen, weil sie ihre produktive Mehrdeutigkeit eingebüßt haben.

Das eigentliche Skandalon ist doch dies: Nach Auffassung der ZA W besitzt eine Abend­
mahlsdarstellung der christlich ikonographischen Tradition ebenso wie Bibelzitate keine
Bedeutung mehr außerhalb kirchlicher Kreise. Das Argument verletzter religiöser Gefühle

dient also dem Minderheitenschutz!
Und darüber gibt es in kirchlichen Kreisen keine Aufregung. Vielleicht weil es eine

Frage der -Ethik- im kulturtheoretischen Sinne ist und keine Frage der Moral. Steht doch
nicht mehr und nicht weniger auf dem Prüfstand als die kulturbildende Kraft einer Organi­

sation, die einst für die religiöse Bildung im Sinne der sittlichen Veredelung des religiösen

Potentials einer ganzen Gesellschaft zuständig war.
Statt über die Aufnahme christlicher und biblischer Motive in der Werbung zu lamentie­

ren, sollten die Kirchen sie als Anzeichen dafür werten, daß sie noch am Leben sind und
daß ihrer symbolbildenden Kraft noch etwas zugetraut wird: »Am Anfang ... war ein Rot­

ring«? Was könnten wir dazu sagen? Auf kirchlich verantworteten Werbeplakaten?

Sich darüber Gedanken zu machen, ist ein dringenderes Erfordernis als das, christlich

religiöse Symbole -rein- zu bewahren und in diejenige klischeehafte Eindeutigkeit zu über­
führen, die keinen mehr anregt zu -gefährlichen Assoziationen- und zur damit einhergehen­

den> Verschrottung< oder>Entwertung- christlicher Inhalte.
Wo jede Gefährdung aufhört, da endet das Leben. Und die relevanteste Frage, was die

Werbung eigentlich bezweckt, wenn sie symbolbildend tätig wird, und ob dieser Zweck

ethisch gerechtfertigt ist, diese Frage bleibt offen.

Obwohl sie als einzige die Herausforderungen erkennen läßt, vor denen die Kirche heut­

zutage steht: im alltäglichen Konkurrenzkampf auf dem Markt symbolischer Wirklichkei­
ten.

Die ethymologische Wurzel von -werben- meint umdrehen, verändern im Sinne zielge­

richteten Einwirkens auf einen Menschen. Wer auf das Handeln einwirken, wer überzeugen

will ohne zu erzwingen, muß sich auf die Ebene des Bewußtseins begeben und damit in

den Kosmos sinngenerierender Prozesse. Dorthin, wo Handlungsimpulse entstehen: Auf
die Ebene der Welt- und Lebensdeutung.

Nach F. D. E. Schleiermachers Philosophischer Ethik ist dies die Ebene symbolisieren­

der Handlungen. Welt wird in unserem Bewußtsein zu Symbolen geformt. In allgemeiner

Hinsicht geschieht dies mittels der Wissenschaft und in individueller Hinsicht mittels der
Zeichensysteme von Kunst und Religion.

Will die Werbung uns also - ohne Zwang - zum Kauf eines bestimmten Produktes anre­
gen, muß sie sich auf die Ebene der Symbolisierungen begeben. Und sich entweder an wis­

senschaftlichen Sinnsystemen orientieren - -Diese Zahncreme empfiehlt der Zahnarzt sei­

ner Familie- - oder aber, in jüngster Zeit häufiger zu konstatieren, an den Zeichen- und
Symbolsystemen von Kunst und Religion.

Hier hat sie dann die Wahl, entweder auf bereits bestehende Symbole aufzuspringen ­
Kern leiht sich Christus-Ikonographien aus, Benetton macht Anleihen in der Kunst - oder
aber selbständig symbolbildende Wege einzuschlagen. Das ist in der überwiegenden Mehr-
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zahl der Werbekampagnen der Fall. Und genau das - nicht die religiösen Zitate - stellt die
eigentliche Herausforderung für die Kirche dar.

Denn wenn diese Symbolbildungen der Werbewirtschaft bekämpft ohne zugleich ihre
eigene Verantwortung gesellschaftlich relevanter Symbolbildung - konstruktiv - wahr­
zunehmen, dann läßt sie es zu, daß Lebensthemen in ihrer religiösen Dimension nicht mehr
geweitet und im ethischen Sinn veredelt, sondern zweckrational enggeführt werden. Die
Werbung muß so vorgehen. Die Kirchen jedoch sollten dem etwas Eigenständiges ent­
gegensetzen.

Als Sachwalterin des Sinnsystems Religion hat es die Kirche seit jeher mit Deutungspro­
zessen zu tun, die sich semiotisch gesprochen in der sinngenerierenden Trias von Zeichen­
träger, Zeichenbedeutung und Bedeutungsumfeld (Interpretans) abspielen. Ihre sinnlichen
Zeichenträger, beispielsweise das Kruzifix, sind stets mehr als ein Stück Holz (Referens),
insofern ihre Bedeutung auf dem Hintergrund eines weiten semantischen Feldes entsteht:
2000 Jahre Deutungsgeschichte spielen ihre Rolle.

Die Werbung hat es da schwerer, ihre real existierenden Referenten, die sie verkaufen
will, mit Sinn aufzuladen und in bedeutungskonstituierende Prozesse einzuspeisen. Ihr
Referens (Produkt) wird erst in einem langen Prozeß von Werbekampagnen (Zeichenbe­
deutung) und damit einhergehender Markenbildung (Interpretans) mühsam zu einem Sym­
bol gebildet (Produktname). Und alle Mühe ist schnell zunichte, wenn dieses - am realen
Referens stets überprütbar - jenem nicht mehr entspricht.

Um ein Beispiel erfolgreicher Symbolbildung zu nennen: Verschiedene Referenten, die
Maggi-Suppen, verkaufen sich inzwischen aufgrund der Bewußtseinsprozesse, die sich in
der Trias Zeichenträger (das Maggi-LOGO), Zeichenbedeutung (Jahrzehnte von Maggi­
WERBUNG) und Bedeutungsumfeld bzw. Interpretans (die MARKE Maggi) beim Käufer
abspielen.

Dasselbe gilt für die Marken Tempo und Uhu. Insofern sie ganze Warenbereiche inklu­
sive eines Lebensgefühls bezeichnen und nicht mehr einzelne Produkte, sind sie echte
Symbole. Mit eigenem Bedeutungsfeld. Hast du mal ein Tempo, sagen wir, wenn wir
jemanden um ein Taschentuch bitten.

Markenbildung durch Wirtschaftswerbung ist integraler Bestandteil unseres kulturellen
Lebens. Und ethisch unbedenklich ist diese Symbolisierung, solange sie ihrer Funktion treu
bleibt: Menschen zum Kauf von Produkten zu bewegen - ohne Zwang auszuüben. Daß sie
dabei den einstigen Monopolisten der Symbolbildung, Kunst und Religion, Konkurrenz
macht, ist nicht ihr Problem. Und schon gar keine ethische Streitfrage.

Alle Bereiche menschlichen Handelns, die sich aus einem ursprünglichen Impuls heraus
entwickeln und darin nach Schleiermachers Philosophischer Ethik als Ausdruck der Ver­
nunftwirkung in der Natur ethisch begründet sind, bedürfen jedoch der beständigen sitt­
lichen Veredelung. Und hierin gründet die ethische Legitimation der Kirchen.

Das religiöse Potential einer Gesellschaft, spricht der Transzendenzbezug eines jenen
Individuums, der uns immer wieder über einzelne Welt- und Lebenserfahrungen hinaus
treibt, gehört der Kirche als ethisches Gut zwar nicht. Aber sie bildet es als die im gesell­
schaftlichen Konsens dazu bestimmte Organisation. Insofern obliegt es ihr, die in der
menschlichen Natur angelegten religiösen Impulse ethisch zu veredeln.
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Indem sie Lebensthemen, biographische Wendepunkte, Erfahrungen, Sehnsüchte, Äng­
ste und Gefühle in ihrer religiösen Dimension explizit macht: im weltlichen Bezug weitet
und diese Weite auf Gott hin präzisiert und darin fokussiert.

Auch die Werbung setzt zu ihrer Symbol- und Interpretantenbildung bei derartigen
Lebensthemen, biographischen Wendepunkten, Sehnsüchten, Ängsten und Gefühlen an.
Die religiöse Dimension, die den evozierten Erfahrungen anhaftet, wird naturgemäß jedoch
nicht explizit gemacht. In weltlicher Hinsicht wird sie gerade nicht geweitet, sondern auf
das Produkt beziehungsweise die Marke als Interpretans enggeführt. Und läuft insofern
sich selbst überlassen ins Leere, als sie erst recht nicht im Hinblick auf einen transzenden­
ten Bezugspunkt fokussiert wird.

Daß sie so vorgeht, wie sie vorgeht, ist der Werbung nicht vorzuwerfen. Denn es ist
nicht ihre Aufgabe, religiöse Impulse zu bilden. Im Gegenteil: Wenn sie so vorginge und
sich nicht mehr - ihrer Funktion gemäß - auf das ihr in gesellschaftlicher Hinsicht zuge­
standene Gebiet beschränken würde, dann müßte sie in ihrem Handeln - ethisch begründet
- korrigiert werden.

Die Aufgabe, religiöse Impulse zu bilden, haben in unserer Gesellschaft - noch - die
beiden christlichen Kirchen inne. Und ihnen ist dann ein - ebenfalls ethisch begründeter ­
Vorwurf zu machen, wenn sie dieser Aufgabe insofern nicht mehr gerecht werden, als sie
sich in die gesellschaftliche Bedeutungslosigkeit verabschieden. Dann, wenn ihre Symbole
der Gesellschaft nicht mehr zur produktiven - und den Kirchen auch einmal zuwider lau­
fenden - Sinnbildung, die ja immer auch Umbildung ist, zur Verfügung stehen, weil sie
irrelevant geworden sind, dann ist es soweit:

Die Kirchen werden ihrer ethischen Verantwortung, Religion zu bilden, nicht mehr
gerecht. Und statt sich über das Urteil des Werberates zu freuen und ihre Symbole ver­
meintlich im geschützten Raum bewahrt zu wissen, sollten sie einen Blick in die Kunst­
geschichte riskieren - zum Beispiel Kreuzigungen in der Nürnberger Innenstadt, der Mode
entsprechend gestaltet - und von der Werbung lernen, wie man diejenigen Themen auf­
spürt, an denen auch heute noch religiöse Urerfahrungen gemacht werden. Und sich dann
bemühen, derartige Erfahrungen aufzunehmen und im oben beschriebenen Sinne ihrer ethi­
schen Verantwortung gemäß sittlich zu bilden, sprich zu veredeln.

Wie das konkret werden kann? In Anlehnung an die Lamy-Werbung -Hurra, ich bin
Vater - Von der Lust, zu schreiben ...< zum Beispiel so: Stolzer Vater noch im Kreißsaal,
Drillinge mit rosa Mützen im Arm, Handy am Ohr, Sprechblase rechts oben: »Wann kom­
men Sie vorbei, Frau Pfarrerin?« Logo der EKHN rechts unten.

Dr. Inken Mädler
Platterstraße 27a
65527 Niedernhausen
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Studien

Das Wort vom Kreuz - und das »Kruzifix-Urteil«
des Bundesverfassungsgerichtes

Gedanken zur Frage nach der Identität der Evangelischen Kirche!

Von Peter Steinacker

Für Roman Roessler zum 65. Geburtstag

Unsere Welt befindet sich in einem tiefgreifenden Wandlungsprozeß. Niemand weiß, wie
die Welt in 20 oder 30 Jahren aussehen wird. Dabei vollzieht sich dieser Prozeß durchaus
nicht überall gleich. Die Unterschiede in Geschwindigkeit, Zielvorstellungen und der zum
Wandel eingesetzten Mittel sind groß, man möge nur einmal unser Land, unseren Kon­
tinent mit Afrika oder den asiatischen Schwellenländern vergleichen. Nicht immer bleiben
die Wandlungsprozesse militärisch friedlich. Aber überall, wo solche Umwandlungen
geschehen, stellt sich die Frage nach der Macht und deren Verteilung oder Neuverteilung
bei Gestaltungs- und Steuerungsprozessen. Mit der Machtfrage aber ist zugleich die Frage
danach gestellt, wie die Gesellschaft überhaupt zu einem Ganzen zusammengefaßt werden
kann, das die individuellen Lebensziele und Bedürfnisbefriedigungen übersteigt und
zugleich ermöglicht. Mit der Machtfrage ist die Konsensfrage gestellt. Und beide Fragen
konvergieren in der Frage nach den Mechanismen, die die Gestaltung des Zusammenlebens
möglich machen und zwar nicht nur heute, sondern auch in Zukunft. Denn eine Gesell­
schaft lebt nicht nur aus dem augenblickshaften, mehr oder weniger zufälligen Zusammen­
treten von Einzelinteressen mit minimaler Halbwertzeit für ihren Zerfall. Gesellschaften
leben von benennbaren und tief in Organisationsprinzipien des Allgemeinen und des Indi­
viduums hineinreichenden Normen und Wertüberzeugungen. Die gesellschaftliche Auf­
gabe der Religion ist dabei, im Rahmen komplexer Vorgänge Angebote zur Deutung von
individuellen und kollektiven Situationen zu machen, um Gewißheiten zu geben, die man
für Handlungen braucht und die Handlungen orientierend Ieiten-. In komplexen Gesell­
schaften wie der unseren bilden solche religiösen Situationsdeutungssysteme »Institutio­
nen«, um die notwendigen Interaktionen geordnet, verbindlich und öffentlich leisten zu
können. Nur durch solche Institutionen kann der gesellschaftliche Zusammenhalt gesichert
werden. Kein Einzelner kann dies. Solche Institutionen haben zwar ein Trägheitsmoment,
sind aber Gebilde in der Zeit, also veränderlich. Ihre Lebendigkeit hängt davon ab, wie sie
sich auf veränderte Systemumwelten einstellen können.

Daraus aber folgt etwas für unser Thema Wichtiges: Der Begriff der Geschichtlichkeit
umfaßt nicht nur den einzelnen Menschen (das war die Engführung des Existenzialismus),
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sondern auch die kollektiven Zusammenschlüsse von Menschen, also auch ihre Institutio­
nen '. Die Kirche, oder besser: die Kirchen, ja die Religionen sind sowohl hinsichtlich ihrer
Inhalte wie auch ihrer Gestaltungsformen geschichtliche Größen, das heißt sie sind nicht
nur veränderbar, sondern sie sind einem beträchtlichen Wandlungsprozeß unterzogen, und
dieser gehört zu ihnen. Sie sind keine überzeitlichen Größen. Schon von daher ist proble­
matisch, den Kirchen die Rolle von Garanten ewiger unwandelbarer Werte in einer rastlos
sich wandelnden Welt zuzuschreiben. Auch die Kirchen wandeln sich und sind keine über­
zeitlichen Größen, deren Identität in ihrer Unveränderlichkeit liegen würde.

Dies bedeutet für unser Thema: Wir müssen klären, was wir meinen, wenn wir nach der
Identität der Evangelischen Kirche fragen. Wenn auch Institutionen eine Geschichte haben,
dann kann die Identität der Kirche keine Identität im Sinne des logischen Satzes der Identi­
tät sein: also A =A oder S =P. Kennzeichen der Logik ist ja die geschichtsunabhängige
Geltung dieses Satzes. Eher kann man die Identität der Kirche als geschichtliche Kontinui­
tät im Wandel begreifen, etwa nach dem Modell einer Identitätskarte, so zum Beispiel
eines Personalausweises. Das Bild des Personalausweises ist zusammen mit den Daten für
die Zeit seiner Geltung die symbolische Repräsentanz des Inhabers und dient dazu, ihn zu
erkennen, obwohl er sich verändert hat (durch andere Lebensumstände, Krankheiten, bio­
graphische Brüche etc.) und möglicherweise auf dem Bild kaum noch zu erkennen ist. Die
Identität einer sich wandelnden Kirche läßt sich dann an Symbolen ablesen, die die Kirche
nach Form und Inhalt repräsentieren. In ihnen gibt sich die Kirche zu erkennen.

Solche Identität der symbolischen Repräsentanz hat formale und inhaltliche Aspekte,
wobei die formalen leichter zu bestimmen sind. Zur formalen Identität der Evangelischen
Kirche gehört, daß für uns Organisationsfragen der Kirchen zweitrangig sind, auch wenn
sie nach den Erfahrungen des Kirchenkampfes grundsätzlich den Inhalten der Kirche nicht
widersprechen dürfen 4• Aber grundsätzlich gilt: Die Ordnung der Kirche ist geschichtlich
offen und wandelbar, nicht von Gott eingesetzt, sondern von Menschen gemacht (CA XV).
Aber sie muß in Beziehung zum Inhalt, also zum Wesen und Auftrag der Kirche stehen.
Wir kennen kein kraft göttlichen Rechts eingesetztes hierarchisches Bischofsamt und keine
umwandelbare hierarchische Struktur der Kirche. Das gehört zur evangelischen Identität,
die bei allen Unterscheidungen durchgehalten wird. Zwar meinen auch wir, daß Gott selber
das »Amt« zur Verkündigung des Evangeliums eingesetzt hat - aber dieses Amt kennt
keine göttlich vorbestimmte Organisationsstruktur. Dabei zeigt sich immer wieder, daß die
evangelische Vielfalt der Kirchenordnungen den Wiedererkennungseffekt. also einen Teil
der symbolischen Repräsentanz, eher behindert als fördert. Mein Vorvorgänger, Kirchen­
präsident Hild, hat gerade in einem Aufsatz zum 50jährigen Jubiläum der EKD darauf hin­
gewiesen, daß in der Öffentlichkeit die Unterscheidungen zwischen evangelischen Bischö­
fen, Präsides, Kirchenpräsidenten. gar »Schriftführer«, wie der theologische Kirchenchef in
Bremen heißt, nicht mehr zu vermitteln sind. Dennoch: Zu unserer Identität gehört die Ord­
nung der Kirche nach menschlichem Recht und den geschichtlichen, pragmatischen
Bedürfnissen. De facto ist es in der Kirchengeschichte auch so geschehen. Die frühchristli­
che Bildung des monarchischen Episkopates war die Konsequenz des ausbleibenden
Eschatons. Und ohne Zweifel hat die hierarchische Struktur der Kirche ihr Überleben durch
Jahrhunderte gewährleistet. Aber mit dem Wandel der Gesellschaft wurde sie als exklusive
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Gestalt der Kirchenordnung obsolet. Bekenntnischarakter haben die evangelischen Kir­
chenordnungen nur insofern, als wir Evangelische sehr strikt die Sündhaftigkeit der Kirche
ernst nehmen und darin unsere Selbstansprüche demütig vor Gott begrenzen. Weil auch die
Kirche als Organisationssubjekt Sünderin ist und nicht nur Sünder umfaßt, wissen wir, daß
keine Ordnung die Wirkung des Amtes der Kirche garantieren kann, nämlich der Welt und
allen Mächten und Gewalten das Evangelium von Jesus Christus zu verkündigen und daß
dieser Verkündigung geglaubt wird 5. Dies macht die strukturelle Schwäche der evangeli­
schen Kirche aus. Sie kann diese Identität als Organisation nie aus göttlicher Anordnung
legitimieren und nie garantieren, daß dort, wo sie wirkt, Gott wirkt. Das kann sie nur glau­
ben. Diese strukturelle Schwäche ist aber zugleich ihre strukturelle Stärke. Denn Fragen
nach der Zulassung von Frauen zum geistlichen Amt, des Zölibates, der qua Amt gewähr­
leisteten und beanspruchten Unfehlbarkeit können so strukturell-pragmatisch und nicht
exklusiv dogmatisch gelöst werden.

Mit dem Gedanken der formalen Identität als Kontinuität im Wandel war schon eine
Beziehung der Form zum Inhalt gegeben. Was ist der Kern der inhaltlichen Identität der
Kirche? Ich sagte schon: Wesen und Auftrag der Kirche ist, der Welt und allen Mächten
und Gewalten das Evangelium von Jesus Christus nahezubringen. Ich ergänze jetzt: Dies
kann und soll in Wort und Tat geschehen. Anders ausgedrückt: Die inhaltliche Identität der
evangelischen Kirche ist das »Wort vom Kreuz«, das, wie der Apostel Paulus formuliert,
den Juden ein Ärgernis, für hellenistische Griechen aber eine Torheit ist, für uns aber, die
wir gerettet werden, eine Kraft Gottes 6. Darum hat Ingolf Dalferth völlig recht, wenn er
schreibt: »Auch in der offenen Gesellschaft ist das Wort vom Kreuz das, was es immer
war: das Erkennungszeichen der Christen - nicht nur der evangelischen Christen.«7 Luther

hat im Kreuz die Summe der Theologie gesehen 8. Darum ist es »ein Spitzenwort der Fröm­
migkeitssprache«? und - neben der Auferstehung - das zentrale Symbol des christlichen
Glaubens10.

Ist dies aber richtig, dann läßt sich die Krise der evangelischen Kirche im Zusammen­
hang mit dem sogenannten Kruzifix-Urteil des Bundesverfassungsgerichts erläutern.

An diesem Urteil ist neben den politisch-juristisch-theologischen Wertungen auch das
wichtig, was in diesem Urteil als religiöse Wirklichkeit unserer Gesellschaft beschrieben
wird. Politisch-juristisch bedeutsam ist zunächst, daß das Gericht, in seiner Mehrheit jeden­
falls, sich mit der Betonung der Individualität der Grundrechte im Konflikt gegen das
andere Verfassungsgebot, daß nämlich die Kulturhoheit Ländersache sei, entschieden hat.
Es hielt die Angelegenheit für so bedeutsam, daß es die Grundrechte, also ein Menschen­
recht, bedroht sah. Theologisch bedeutsam aber sind vor allem zwei Sachverhalte: 1. Die
Beurteilung dessen, was Religion ist, und 2. Die theologische Wertung des Kreuzes.

Das Gericht sieht, daß Religion sowohl eine individuelle Angelegenheit ist als auch, daß
sie auf soziale Gestaltung drängt. Aber es gibt in diesem »Konkordanzgeschehen« eindeu­
tig dem individuellen Recht auf »negative Religionsfreiheit« den Vorrang. Das heißt: Der
Religionsbegriff, dem das Verfassungsgericht den gesellschaftlichen Vorzug gibt, ist
geprägt von einem. Religionsverständnis, das um das Individuum und die Gestaltung seiner
Persönlichkeit kreist. So hat man im 19. Jahrhundert über Religion gedacht.

Fichtes Bestimmung der religiösen Weltansicht bestimmt Religion als den Vorgang, in
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dem das sich selbst wissende Ich, also das freie Selbstbewußtsein, sich und sein Leben auf
Gott als das absolute Sein bezieht. Religion nennt er die Entdeckung, daß das eigene indivi­
duelle Leben sich als in Gott, und das heißt in der Liebe lebend, vorfindet. Erreicht ein
Mensch diesen weltanschaulichen Standpunkt der Religion, so schwinden alle formalen
Begrenzungen, »und die Gottheit selbst tritt wieder in dich ein, in ihrer ersten und
ursprünglichen Form, als Leben, als dein eigenes Leben, das du leben sollst und leben
wirst«!'. Auch Kierkegaards berühmte Unterscheidung zwischen der Religiosität A, die um
das Schuldbewußtsein kreist und noch nicht sich zum Sündenbewußtsein geschärft hat, und
der Religiosität B, die das Paradox der Beziehung des Individuums zum Ewigen in der Zeit
als ihre Mitte hat, kreist um die individuelle Innerlichkeit, um den Vorgang, in dem ein
Individuum ein neues Existenzstadium erreicht 12.

So verschieden die Religionstheorien Fichtes und Kierkegaards auch sein mögen: Im
Mittelpunkt steht das Individuum und seine Beziehung zu Gott oder dem Absoluten, Ewi­
gen. Konsequent rückt im 19. Jahrhundert die Entwicklung der individuellen Persönlichkeit
in den Vordergrund des religiösen Auftrags des Christentums in der Gesellschaft. Trotz
aller theologischen Einsprüche der Dialektischen Theologie und neuerer Theologien, die
sachlich und historisch den Vorrang der Offenbarung oder der Kirche vor dem religiösen
Individuum erkannt haben und das Verhältnis von beiden als dialektische Spannung ver­
standen haben, ist der Trend zur Individualisierung offenbar Sieger geblieben. Und darin
zeigt sich die Krise der evangelischen Kirche sehr deutlich. Evangelische Frömmigkeit hat
es ohne Kirchen- und Weltbezug nie gegeben. Zwar mußte der Kirchenbezug nicht seinen
Ausdruck im Gottesdienstbesuch finden. Schon Luther hat darüber geklagt. Aber eine auf
das Individuum reduzierte Frömmigkeit ist nicht der evangelische Typ der christlichen
Religion. Zwar war die Reformation sowohl Ursache wie Folge der religiösen Entdeckung
des neuzeitlichen Individuums. Aber dieses Individuum war immer eingebunden in den
Anfang der Gerechtigkeit Gottes über alle Welt und auf das Reich Gottes verwiesen. Die
heutige Entwicklung der Gesellschaft im Sinne einer Entsolidarisierung und individuellen
Verengung der Lebensperspektiven erlebt die Kirche als Krise mit allen Organisationen,
die als »Institution« am Bestand und Fortbestand der Gesellschaft beteiligt sind: Regierun­
gen, Parlamente, große Volksparteien, Gewerkschaften, Vereine, bis hin zu den Untemeh­
merverbänden, beispielsweise in der Metallindustrie.

Eine evangelische Frömmigkeit, die sich aus der Verpflichtung gegenüber der Welt in
einen nur dem religiösen Subjekt und seinem frommen Selbstbewußtsein verpflichteten
Schutzraum zurückzöge, fallt aus der geschichtlichen Identität und verliert die Kontinuität
zu seinen Ursprüngen. Zwar kennt gerade evangelisches Glaubensbewußtsein durchaus
Extremsituationen, in denen die »Grundrechte« als »Christenrechte des Einzelnen« gegen
das Kollektiv der Kirche stehen können. So sind Luthers Sätze zu verstehen, daß auch Kon­
zile irren können, und »notfalls« ein Mensch, der von Christus redet, gegen die formale
Autorität des Konzils stehen könnet>. In solchen Extremsituationen, in denen es um Chri­
stus und die Freiheit der Gewissen geht, zieht Luther die Grenze aller Gehorsampflicht des
einzelnen gegenüber jedem Kollektiv - auch der Obrigkeit und der Kirche: »Verflucht sei
aller Gehorsam in den Abgrund der Hölle, so der Oberkeit, Vater, Mutter, ja auch der Kir­
che gehorsam ist, so daß er Gott ungehorsam ist. Hier kenne ich weder Vater, Mutter,
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Freundschaft, Oberkeit oder christliche Kirche.»!" Allerdings ist diese Wertung des religiö­
sen Subjektes nur in Korrelation zur verhärteten Gesellschaft bzw. der Kirche zu sehen, die
vom Evangelium abgewichen ist. Sie gilt nicht prinzipiell'>. Setzt sich das Individuum in
seiner Frömmigkeit über die Vergesellschaftung des Glaubens, sind also nicht mehr die
Mächte und Gewalten und »alles Volk« der Kontext des Glaubens, dann ist dies ein Kri­
senzeichen für die Evangelische Kirche.

Ich verstehe diese Krise aber auch als funktionale Krise der Religion. Das ist für eine
Gesellschaft von Bedeutung, weil die Religion der Bereich des individuellen und kollekti­
ven Lebens ist, in dem die Gewißheiten entstehen, bewahrt und verändert werden, die Han­
deln möglich machen. Diese Gewißheiten kann der Staat nicht herstellen. Darum lebt er in
einer freiheitlichen Demokratie eben nicht aus sich selbst. Das unterscheidet ihn von der
Diktatur. Jede Gesellschaft steht vor der Bewältigung von vier gleichursprünglichen
Grundaufgaben, nämlich Religion, Wissenschaft, Politik und Ökonomie, die sich auf kom­
plexe Weise zueinander verhaltenie.

Wie auch immer sich diese vier Grundaufgaben zueinander verhalten, sie sind mit dem
Menschsein des Menschen da, ihm mit der Gabe des Daseins als Aufgabe gestellt. Dem
entsprechen die Ergebnisse der modernen Anthropologie ebenso wie der Ethnologie. Es
gibt keine uns bekannte Kultur ohne Religion. Menschen brauchen zur Orientierung einer
Ziel wahl andere als rein empirische Regelgewißheiten. Sie brauchen »eine kategoriale
Gewißheit über die Bestimmung des Menschen, seine Natur und seinen Ursprung. Eine sol­
che kategoriale Gewißheit ist in allen Religionen und Weltanschauungen enthalten«!".
Gerät eine Gesellschaft in einen Umbruch, dann muß auch nach der Situation im religiösen
Steuerungsbereich einer Gesellschaft gefragt werden. Dies hat man schon in der Grundwer­
tedebatte der 70er Jahre noch unter dem damaligen Bundeskanzler Schmidt getan. Damals
hat man sich entspannt zurückgelehnt, als man meinte, man befände sich nur in einer
Steuerungskrise. Die ethischen Grundlagen unserer Gesellschaft aber seien noch intakt.
Anders waren schon die politischen Absichtserklärungen am Beginn der Kanzlerschaft
Helmut Kohls, der dezidiert und viel belächelt von einer »geistig moralischen Wende«
sprach. Heute ist uns klar, daß er damit gar nicht so falsch lag - aber nach 13 Jahren seiner
Kanzlerschaft muß man auch sagen: Die Grundlagenkrise ist nicht gelöst, gar gewendet, sie
beginnt jetzt in die Gesellschaft tief durchzuschlagen. Von daher hat der Spruch des Karls­
ruher Gerichts eine bedeutende Brisanz. Das Gericht gibt nämlich meines Erachtens das
Signal für eine folgenreiche Änderung unserer Verfassung bezüglich des Verhältnisses von
Kirche und Staat: Am Horizont der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland erscheint
ein laizistisches Deutschland, das es vorher noch nie gegeben hat. Und dies ist die Folge
der Krise der tradierten Religion, also des Christentums, nicht also der Evangelischen Kir­
che allein.

Innerhalb des vierfachen Aufgabengeflechts (Religion, Wissenschaft, Politik, Öko­
nomie) scheint sich also ein Wandel anzubahnen: Aus einer weltanschaulichen Neutralität
des Staates mit deutlicher Bevorzugung der christlichen Religion in ihren beiden großen
Kirchen soll eine absolute Neutralität des Staates werden, die so weit geht, die Areligiosi­
tät der Religiosität (im Konfliktfall zumindest) vorzuziehen. Aus einem Pluralismus, der
auf einer bestimmten Übereinkunft über den Wert historischer Tradition ruhte und insofern
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keine absolute Neutralität in Religionsfragen kannte, soll ein prinzipieller Pluralismus wer­
den, in dem der Staat keine Religion oder Weltanschauung bevorzugen darf und soll. Ein
solcher Wandel stellt in der Tat keine bloße Veränderung der Steuerungsmechanismen dar,
sondern eine Veränderung der Grundlagen des Landes, das in der Präambel seiner Verfas­
sung sich zu seiner Verantwortung vor »Gott« bekennt; Was immer das auch heißen mag,
es ist ein religiöser, kein religionsphilosophischer Begriff.

Kann und muß dieser gesellschaftliche Wandlungsvorgang, wie oben behauptet, für die
evangelische Kirche als eine Krise ihrer Identität verstanden werden? Die Ablösung des
Staates von der Kirche und umgekehrt ist von der Evangelischen Kirche in Deutschland
durch die Revolution von 1918 unvermittelt und, wie man zugeben muß, gegen den Mehr­
heitswillen der Kirche erzwungen worden. Im Gefolge der Reformation, die aus einer Not­
lage heraus die für jede Kirche nötige Aufsicht, die »Episkope«, dem Landesherm übertra­
gen hatte, entwickelte sich die für den deutschen Protestantismus ebenso kennzeichnende
wie ihn immer wieder in Schuld verstrickende »Ehe zwischen Thron und Altar«. Konzepte
evangelischer Ethik aus dem 19. Jahrhundert rechneten mit der realistischen Perspektive
des Aufgehens der evangelischen Kirche und ihrer Bewußtseinsinhalte in den (preußi­
schen) Staat - unter Absehung von der realen Existenz von Katholiken natürlich. Zwar
hatte schon die Frankfurter Versammlung in der Paulskirche von 1848 sich gegen eine
Staatskirche gewandt und die meisten Länder waren ihr - trotz Restauration - in ihren Ver­
fassungen mit Einschränkungen gefolgt, aber erst die Weimarer Republik regelte das Ver­
hältnis zwischen Staat und Kirche neu: Endgültig war nun das Existenzrecht der Kirchen
aus dem Staatszweck herausgenommen. Aber indem die Weimarer Reichsverfassung die
Kirchen nicht dem Vereinsrecht zuschlug, das hatte der § 147 von 1848 vorgesehen, son­
dern sie als Anstalten des öffentlichen Rechts akzeptierte, ergab sich folgende Situation:
Die Kirche war relativ frei vom Staat und der Staat frei von der Kirche, und dennoch waren
beide miteinander verbunden18.

Aber man muß sagen, daß die Evangelische Kirche und die Mehrzahl ihrer damals füh­
renden Repräsentanten und Theologen keinen wirklichen Frieden mit der parlamentari­
schen Demokratie geschlossen hatten. Sie sehnten sich entweder nach der Monarchie oder
nach einem Staat, der den liberalen Rechtspositivismus zugunsten eines Staates überwun­
den hat, in dem die spezifisch protestantische Bereitschaft zum Dienst am Ganzen dem
Gemeinwesen die nötige metaphysische Grundlage vermitteln könne, die die Vorausset­
zung einer innerlich angeeigneten Demokratie in einem »entwickelten Kulturvolk« sei.
So - als eine Stimme unter vielen - Rudolf Smend in den frühen 30er Jahren. Der deutsche
Protestantismus hat kräftig zum Scheitern der Weimarer Demokratie beigetragen'". Erst die
Nachkriegskirchen haben die parlamentarische Demokratie voll akzeptiert. Insofern ist
Vorsicht geboten bei allen Überlegungen zum Verhältnis von Kirche und Staat, die die
christliche Religion in irgendeiner Form in die Legitimationssubstanz des Staates einbezie­
hen wollen. Dem hat auch die Barmer Theologische Erklärung in den Ziffern III und V
einen Riegel vorgeschoben. Und diese Erklärung gehört zur Bekenntnisgrundlage unserer
EKHN. Sie hat für uns normative Kraft. Das heißt: Evangelische Identität entscheidet sich
in dieser Hinsicht daran, ob man sich noch zutraut, bei voller Akzeptanz der Trennung von
Staat und Gesellschaft - als Ergebnis der Aufklärung - sich führend und meinungsbildend
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in den gesellschaftlichen Diskurs einzuschalten oder nicht und mit welchen Zielen dies
geschieht. Evangelische Identität hängt nämlich nicht daran, ob der Staat die Kirchen und
die Inhalte, für die sie stehen, in den Staatszweck aufnimmt - sondern evangelische Identi­
tät hängt an der Zielrichtung ihres eigenen Auftrags. Und dieser Auftrag heißt eben: vor
allen Mächten und Gewalten das Evangelium von Jesus auszurichten 20. Natürlich heißt das
nicht, daß die Kirche nur für andere dasein dürfe. Bonhoeffers Wort von der Kirche, die
nur Kirche sei, wenn sie Kirche für andere ist, hält es nicht unbeschädigt aus, zum Kampf­
wort gemacht zu werden. Die Kirche darf und muß auch für sich selber sorgen. Die Kol­
lekte des Paulus für die Gemeinde in Jerusalem ist dafür ein frühes Zeugnis. Aber es
kommt darauf an, was Priorität hat. Und hier gehört es zur Identität der evangelischen Kir­
che, die Zielrichtung ihrer Aktivitäten primär »in der Welt« und nicht in der Sicherung
ihres eigenen religiösen Bedürfnisses zu haben. Insofern gehört zum evangelischen Glau­
ben immer »Kultur« hinzu 21.

Insofern hat das Bundesverfassungsgericht Recht, wenn es das Kreuz nicht nur als kultu­
relle, sondern auch als Glaubensäußerung versteht. Unrecht hat es bei der Diastase - so als
gäbe es überhaupt eine Religion, die, abgesehen von Kultur, sich als reine Innerlichkeit,
ohne Gestaltungsdrang leben ließe. Darin zeigt es sich wieder, daß es einen falschen, ver­
alteten Religionsbegriff anwendet, um ein hochkomplexes Gegenwartsproblem zu lösen.
Das ist ein Fehler, der dem höchsten deutschen Gericht nicht unterlaufen dürfte. Selbstkri­
tisch aber muß die Kirche feststellen, daß sie aus dem Diskurs mit den »Gestaltungseli­
ten« 22 der Gesellschaft herausgefallen ist. Dies aber, die glaubensmäßige Präsenz evangeli­
scher »Laien« und Theologen in den Steuerungsprozessen der Gesellschaft, gehört zur pro­
testantischen Identität von der Reformation bis in die 70er Jahre der Bundesrepublik
Deutschland. Dies hat seinen innersten Grund darin, daß »die zugesagte Freiheit des Glau­
bens, die wahrgenommene Freiheit des Gewissens sowie die verfaßte Gestalt der Freiheit
in Kirche, Gesellschaft und Staat in einem unauflöslichen Zusammenhang gesehen werden.
Es ist demgegenüber schon historisch eine unzulässige Verkürzung, wenn das Prinzip des
Protestantismus in einem individualistisch gefaßten Freiheitsbegriff gefunden wird.« 23 Es
ist in dieser Hinsicht gleichgültig, ob das Verhältnis der Kirche zur Welt im Sinne einer
»Zwei-Reiche-Lehre« erörtert wird oder ob dafür das Theorem von der »Königsherrschaft
Christi« gebraucht wird 24 - stets befanden sich das Engagement der evangelischen »Laien«
und die evangelische Theologie im lebendigen Diskurs mit den Gruppen der Gesellschaft,
die in der öffentlichen Auseinandersetzung über Trends und Gestaltungsprinzipien standen.

In .den staatsrechtlichen Krisen der Weimarer Republik war die von allen politischen
Lagern anvisierte Neubesinnung getragen von der fachübergreifenden »Vorstellung, daß
das deutsche Rechts- und Staatsverständnis nur auf dezidiert reformatorischen Grundlagen
aufbauen könne« 25. Natürlich kann man diese interdisziplinäre Arbeit nicht als solche
schon gutheißen. Tanner weist ausdrücklich darauf hin: »Nicht das Ausbleiben religiöser
und metaphysischer Fragestellungen ebnete den Weg zum Nationalsozialismus. Gerade das
Gegenteil gilt: Die auf Religion und Metaphysik unmittelbar zurückgreifenden Legitimati­
onsmuster wirkten de facto delegitimierend für die parlamentarische Demokratie« 26. Aber
der Verlust an bewußter, gewußter und als Lebensgestalt akzeptierter evangelischer Posi­
tion auf der Seite der Laien, der Verlust an wissenschaftlicher Relevanz der akademischen
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Theologie für den öffentlichen Diskurs in Wirtschaft, Politik und Ökonomie ist das Krisen­

signal.
Noch in den 50er und 60er Jahren konnte man voraussetzen, daß die Kenntnis wenig­

stens von Karl Barth und Rudolf Bultmann zur Allgemeinbildung gehörte. Heute urteilt das
höchste deutsche Gericht mit der theologischen Substanz des 19. Jahrhunderts und zwei
Lexikonartikeln, die sich noch nicht einmal mit der Kreuzestheologie auseinandersetzen,
sondern im wesentlichen kunsthistorisch sind, um ein fundamentales Gegenwartsproblem
zu lösen, und hat dabei kein schlechtes Gewissen, warum auch, wenn es uns als Kirche
nicht gelingt, religiöse, wissenschaftliche und theologische Standards zu setzen, hinter die
man im öffentlichen Diskurs nicht zurückfallen darf.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil zwar eingeräumt, auch der Staat, der
sich zu religiös-weltanschaulicher Neutralität verpflichtet habe, könne »die kulturell ermit­
telten und historisch verwurzelten Wertüberzeugungen und Einstellungen nicht abstreifen,
auf denen der gesellschaftliche Zusammenhalt beruht und von denen die Erfüllung seiner
eigenen Aufgaben abhängt ... Die ... (auf den christlichen Glauben und die christlichen Kir­
chen, P. St.) zurückgehenden Denktraditionen, Sinnerfahrungen und Verhaltensmuster kön­
nen dem Staat nicht gleichgültig sein. Das gilt im besonderen Maß für die Schule« 27. Das
Gericht hat also im Bereich von Bildung und Erziehung eingeräumt, hier gebe es in der
Erfüllung von Artikel 7, I GG keinen prinzipiellen Pluralismus im Sinne des religiösen
Agnostizismus als Interpretationsmuster für das, was weltanschauliche Neutralität heißen
soll. Der Staat darf Ausbildungs- und Erziehungsziele unabhängig von den Eltern fest­
legen. Und darin ist er trotz aller Neutralität dem Christentum verflichtet. Den damit sich
von selbst ergebenden Konfliktraum soll er »nach dem Grundsatz praktischer Konkordanz«
lösen. Dieser Grundsatz fordert, so das Gericht, »daß nicht eine der widerstreitenden
Rechtspositionen bevorzugt und maximal behauptet wird, sondern alle einen möglichst
schonenden Ausgleich erfahren« 28.

Es sieht diesen Grundsatz dadurch verletzt, daß Andersdenkende »von Staats wegen und
ohne Ausweichmöglichkeit mit diesem Symbol konfrontiert sind und gezwungen werden,
-unter dem Kreuz- zu lernen«?", Den Zwangscharakter des Kreuzes leitet das Gericht aus
der Interpretation des Kreuzes ab, die es nicht nur einfach »als bloßen Ausdruck abendlän­
discher Tradition oder als kultisches Zeichen ohne spezifischen Glaubensbezug« ansehen
will 30, sondern als »Syrnbol einer bestimmten religiösen Überzeugung« 31: »Es versinnbild­
licht die im Opfertod Christi vollzogene Erlösung des Menschen von der Erbschuld,
zugleich aber auch den Sieg Christi über Satan und Tod und seine Herrschaft über die
Welt, Leiden und Triumph in einem.« 32 Darum ist es Symbol von Glaubensüberzeugung
und damit der »missionarischen Ausbreitung« dieser Überzeugung.

Eine Reduktion auf ein bloßes Kulturphänomen wäre eine »Profanisierung des Kreu­
zes« 33, die dem Selbstverständnis der christlichen Kirchen zuwiderliefe.

Das aber heißt, daß sich auch am Verständnis des Kreuzes zeigen lassen müßte, ob die
im Urteil offenbar vorausgesetzte gesellschaftliche Umwandlung für das evangelische
Christentum eine Krise bedeutet oder eine bloße Verwandlung, die man hinnehmen kann,
ja sogar nur begrüßen kann, so wie das der engagierte evangelische Christ Robert Leicht in
der »Zeit« ausdrücklich getan hat. Für ihn bedeutet das Urteil die Vollendung der in der

14



Zeit der Weimarer Verfassung nicht wirklich vollendeten Entkoppelung von Kirche und
Staat>'.

Um es ohne Umschweife zu sagen: Meines Erachtens ist das Verbot des staatlich verord­
neten Aufhängens von Kreuzen in Klassenzimmern für die evangelische Theologie kein
Problem. Kein evangelischer Christ braucht das Kreuz in einer staatlichen Schule. Dafür
gibt es keinen theologischen Grund. Wir leben in Hessen gut ohne Kreuze in Klassenzim­
mern. Insofern halte ich den Leitsatz des Urteils, natürlich erst in seiner korrigierten Form,
für richtig 35. Das Problem liegt meines Erachtens bei der Begründung des Urteils, und
zwar in juristischer wie in theologischer Hinsicht. Juristisch problematisch halte ich die
Bevorzugung der »negativen« gegenüber der »positiven« Religionsfreiheit, die sich, wie
oben gezeigt, auf einen veralteten Religionsbegriff stützt. Außerdem interpretiert das
Gericht mehrheitlich den Begriff der weltanschaulichen Neutralität in einer juristisch frag­
würdigen Weise. Bisher war darunter zu verstehen, daß der Staat sich eigener weltanschau­
licher Urteile enthält und sie den Staatsbürgern überläßt. Das ist der Sinn der klassischen
These E. W. Böckenfördes: »Der freiheitliche säkulare Staat lebt von Voraussetzungen, die
erselbst nicht garantieren kann, ohne seine Freiheitlichkeit in Frage zu stellen« 36. Daraus
ergibt sich angesichts der Bedeutung der Kirchen eine Zusammenarbeit zwischen den Kir­
chen und dem Staat. Denn der Staat weiß, daß etwa im Bereich von Bildung und Erzie­
hung, aber auch im Bereich der Ethik überhaupt keine rein historische »Information« das
leisten kann, worauf ein Staat sich auch gründet, nämlich verinnerlichte Normen, die zu
Werturteilen führen. Aus diesem Grund allein ist die Diskussion um das Unterrichtsfach
LER in Berlin-Brandenburg ein pädagogisches Armutszeugnis. Der Entwurf der Landes­
regierung fällt aus der pädagogischen Diskussion ebenso heraus wie aus dem Verfassungs­
recht. Denn der Staat darf die negative Religionsfreiheit nicht so auslegen, daß der Staat
das Urteil des Staatsbürgers vorwegnimmt. Anders ausgedrückt: Neutralität darf nicht die
Areligiosität als vorweggenommene staatliche Position bedeuten, weil damit gerade das
Neutralitätsgebot verletzt würde: »Das Axiom der völligen Gleichgültigkeit des Religiösen
für den Staat und des absoluten Desinteresses des Staates an religiösen Vorgängen und Ein­
richtungen würde eine einseitige Stellungnahme des Staates zugunsten der Areligiosität,
also einen Bruch der Neutralität, bedeuten. Das wäre ein Übergang des Staates zum
System der Trennung von Staat und Kirche, für das sich das Grundgesetz gerade nicht ent­
schieden hat; es wäre eine Verletzung des Grundgesetzes.« 37

Mit dem Plan, an den Schulen des Landes ein staatliches Pflichtfach »Lebensgestaltung
- Ethik - Religionskunde« (LER) einzurichten und zugleich dem Religionsunterricht, der
von den Religionsgemeinschaften verantwortet wird, den Status eines ordentlichen Lehr­
faches zu verweigern, ist das Selbstverständnis der öffentlichen Schule, die Religionsfrei­
heit und das Kirche - Staat Verhältnis zur Debatte gestellt worden. Mit der reichlich naiven
Vorstellung, man könne eine Religion nur aus einer Außenperspektive wirklich wahrneh­
men, gar darin »gebildet« werden, verbindet sich die verfassungsrechtlich bedenkliche Ver­
hinderung des Rechts der Religionsgemeinschaften nach Artikel 4, 2 und Artikel 7, 3 GG,
ihre religiöse Überzeugung aus einer »Innenperspektive, also in ihrer Eigenlogik«, zum
Ausdruck zu bringen 38. Seltsamerweise wenden sich in dieser politischen Vorstellung die
in der Vorwendezeit gemachten staats kritischen Erfahrungen der »Christenlehre« zu einer
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»erstaunlichen Staats gläubigkeit ... Die Gefahren, die sich ergeben, wenn der Staat selbst
die Wertevermittlung in die Hand nimmt, sind nur wenigen im Blick«39. Der Staat, der
bezüglich der Wertebildung neutral sein will, maßt sich an, diese Werte selbst zu entwik­
keln - obwohl die Lehrenden in LER strikt zu weltanschaulicher Neutralität verpflichtet
sind. Wie soll das gehen? Man kann neutral keinen Wert entwickeln, ebensowenig wie sich
Kinder und Jugendliche in einem wirklichen Bildungsvorgang an authentischen Vertretern
einer religiösen Lebensauffassung reiben können, wenn diese nur als bevormundete Gäste
auftreten sollen - eine »pädagogische Farce«, wie es K. E. Nipkow zu Recht genannt hat 4o.

Allerdings setzt die tatsächliche Pluralität der Weltanschauungen für diese gesellschaftli­
che Sphäre einen Toleranzrahmen: In einem solchen Staat kann man nur leben, wenn man
andere Meinungs- und Lebensgestaltungen ertragen kann 41. Dies gilt für Mehrheiten
ebenso wie für Minderheiten. Daraus ergibt sich der eben angesprochene Konfliktraum, der
mit schonendem Ausgleich befriedet werden soll. Das Gericht bringt aber diesen Ausgleich
nicht zustande, sondern favorisiert in diesem Konflikt den Minderheitenschutz. Der negati­
ven Religionsfreiheit gebührt mehr Toleranz durch die positive Religionsfreiheit als umge­
kehrt. Das abweichende Votum der Senatsminderheit stellt daher mit Recht fest, daß die
Mehrheit des Senats die negative Religionsfreiheit zu einem »Obergrundrecht« erhoben
hat 42• Ich füge hinzu: Weil die Mehrheit daran festhält, daß Religion primär ein Zustand
eines Individuums ist. Weil Areligiosität auch möglich ist und kein Zwang sein darf, muß
die religiöse Mehrheit auf ihre öffentliche Darstellung verzichten. Die Minderheit des
Senats wendet ein: »Das Recht der Religionsfreiheit ist kein Recht zur Verhinderung der
Religion.e t- Mit dieser Bevorzugung aber gibt die Mehrheit dem laizistischen Staat den
Vorrang vor der gegebenen Verfassung. Obwohl dies der damalige Senatspräsident in einer
Diskussion mit mir öffentlich bestritten hat, wird gerade dies von denjenigen enthusiastisch
gefeiert, die in dem Urteil ein »Ruhmesblatt in den Annalen der Bundesrepublik« sehen ".

Gemessen aber an der Verfassungswirklichkeit der Bundesrepublik überschreitet das
Gericht mit dieser Tendenz auf den laizistischen Staat seine Kompetenzen, insofern es eine
andere Verfassungswirklichkeit postuliert und damit zu dem Urteil kommt. Die Änderung
der Verfassungswirklichkeit aber ist Sache der Politik. Sie allein darf den Artikel 140 GG
aus der Verfassung streichen und die Reichweite des Artikels 4, 2 GG einschränken. Dies
ist Sache der Politik in der Gewaltenteilung der freiheitlichen Demokratie. Gerade die Poli­
tik hätte dann darauf zu achten, daß aus dem pluralistischen Staat Bundesrepublik Deutsch­
land kein in irgendeiner Form religiöser Staat wird. Die Kirchen können ebensowenig
Interesse an einem christlichen Staat haben wie an der Errichtung einer islamischen Theo­
kratie, im Gegenteil. Die Kirchen müssen an einer Gleichberechtigung aller religiösen
Gruppierungen interessiert sein, sofern sie die Forderung des GG erfüllen und »durch ihre
Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten« 45. Wenn es stim­
men sollte, daß bei diesen Erwägungen die Größe der Religionsgemeinschaften keine
Bedeutung für ihre Gleichbehandlung haben dürfte ". dann sind alle statistischen Erwä­
gungen über den Mitgliederbestand der christlichen Kirchen ebenfalls obsolet, was Czer­
rnak, der das Urteil für »juristisch sauber« hält, und meint, das Gericht habe »völlig in der
Tradition der jüngeren Rechtentwicklung zur Glaubensfreiheit und zum Verbot einseitiger
theologischer Beeinflussung entschiedene-r', nicht vom Aufzählen statistischen Materials
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abhält. In Verfassungsfragen geht es nicht um Statistik - siehe Todesstrafe -, sondern um
politischen Willen und Interpretation geltenden Rechts.

Diese Kritik läßt sich verschärfen, wenn man fragt, ob die Behauptung Czermaks wirk­
lich stimmt, das BVerfG verfolge konsequent die Rechtsentwicklung der letzten Jahre. ehr.
Link hat mit Recht darauf hingewiesen, daß der Senat durch seine verabsolutierende Inter­
pretation des Kreuzes als Zwangssymbol missionarischer Indoktrination gerade mit der bis­
herigen Rechtsprechung bricht. Nicht nur ist diese Intepretation des Kreuzes nicht unrich­
tig, aber zu eng, wovon noch zu reden sein wird. Nicht nur wird damit der Gedanke der
Toleranz, der sich im Christentum auch entwickelt hat, ausgeblendet. Sondern diese Inter­
pretation des Kreuzes durch das Gericht ist nicht nur alles andere als zwingend, in ihr liegt
auch der entscheidende Bruch mit seiner bisherigen Rechtsprechung, der durch das Florile­
gium der Selbstzitate nur verschleiert wird. Es ist schwer vorstellbar, daß das Christliche an
der christlichen Gemeinschaftsschule anders als durch das Kreuz symbolisiert werden
könnte. Und Neutralität fordert nicht ein Symbolverbot". Die Analogie zum Kruzifix in
Schulen ist nämlich in den Entscheidungen zum Kreuz in Gerichtssälen zu sehen, in denen
das BVerfG, bisher jedenfalls, keinen Bruch der Neutralität und der »Nicht-Identifikation«
gesehen hat. Ausdrücklich hat es »dem Kreuz einen zur Identifikation zwingenden Charak­
ter abgesprochen« 49. Daher ist die Interpretation der Lemsituation »unter dem Kreuz«
generell als Zwangssituation ebenso verfehlt wie die Bevorzugung der negativen Religions­
freiheit. In der Schulgebetsentscheidung in Hessen hat das BVerfG seinerzeit dem Hessi­
sehen Staatsgerichtshof widersprochen, der geurteilt hatte, die negative Religionsfreiheit
könne niemanden verletzen und genieße daher absoluten Vorrang. Hinter diese Entschei­
dung ist der Senat zurückgefallen 50. Dies kann ich mir nur so erklären, daß hinter dem
Rechtswillen ein politischer Wille lag, strittige Verhältnisse nicht nur zu entscheiden, son­
dern neue politische Fakten zu schaffen. Dies halte ich für eine bedenkliche Grenzverlet­
zung.

Diese Erwägungen aber führen uns zur Frage, inwiefern das Kreuz nötig ist, um christli­
chen Glauben zu leben. Und: Wie verhält sich der Anspruch des christlichen Glaubens,
seine Grundlage, die Freiheit in Christus umfasse Kirche, Gesellschaft und Staat (in noch
zu klärender Hinsicht), zu den mit ihm konkurrierenden Ansprüchen anderer Religionen
und Weltanschauungen in einer offenen Gesellschaft?

Das Kreuz ist das Erkennungszeichen der christlichen Religion schlechthin. In ihm wird
ihr Inhalt symbolisch repräsentiert. Weil Religion immer ein gesellschaftliches Phänomen
ist, begegnet man ihm in einem christlich geprägten Land auch da, wo nicht unmittelbar
von »Kirche« die Rede ist und man sich von »der« christlichen Gesellschaft verabschiedet
hat. Warum errichtet man zum Gedenken an den ermordeten Peter Fechter ein Kreuz und
warum keine Gedenktafel? Ich weiß nicht, ob Fechter Christ gewesen ist, und dennoch
steht das Kreuz für sein Martyrium. So ist es als »Rotes Kreuz« Zeichen der Nächstenliebe.
Die skandinavischen Staaten, Muster an aufgeklärter Demokratie, haben alle das Kreuz im
Wappen - zum Zeichen der Selbstbeschränkung des Staates, was seine Verfügung über die
Gewissen der Menschen betrifft und seine Verantwortlichkeit gegenüber Gott im Sinn
einer von allen nationalistischen Verzerrungen emanzipierten Zwei-Reiche-Lehre und Bar­
men V. Der Widerstand gegen - auch kirchlich sanktionierte - Barbarei im Nationalsozia-
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lismus geschah in christologischer Konzentration auf »Jesus Christus, wie er uns in der
Heiligen Schrift bezeugt wird« 51, den Gekreuzigten und Auferstandenen. Das Kreuz ist
also wesentlich Erlösungs- und Freiheitszeichen. Es steht für Versöhnung, Frieden und
Segen 52. Es drückt aus, daß es dies alles nicht ohne Leiden und Anstrengung und Schuld
gibt. Was ist davon heute noch »Zwang« und »Mission«?

Immerhin: Das Kreuz ist mißverstanden, wenn es als reines Kulturphänomen verstanden
werden soll. Darin ist dem Gericht Recht zu geben. Denn das uninterpretierte Kreuz ist
offen für eine Fülle von Mißverständnissen, gar Verharmlosungstendenzen. Als »Symbol«
bleibt es deutungsbedürftig, gibt manchen etwas zu denken, eröffnet allerlei Assoziationen,
ist nicht gefeit gegen Mißverständnisse, wie beispielsweise das anthroposophische: Durch
das »Golgathaopfer« wird die in Materie sich verdichtende und ersterbende Erde vom
inkarnierten Sonnengeist neu belebt, so daß der Mensch seinen irdischen Entwicklungsweg
fortsetzen kann 53. Um diese und andere Mißverständnisse des Kreuzes zu vermeiden, liegt
die Betonung auf dem paulinischen »Wort vom Kreuz«, durch das das soteriologisch, also
hinsichtlich der Erlösung stumme Kreuz, zum Heilsgeschehen wird 54. Was ist das Wort
vom Kreuz? Es »ist die Verkündigung des gekreuzigten Jesus Christus als das endgültige
und für alle gültige Heilshandeln Gottes« 55. Es wird dann sachgemäß verkündigt und ver­
gegenwärtigt, »wenn es Anlaß zum Wechsel von einem selbstzentrierten zu einem gottzen­
trierten Leben« gibt ". Das kann auch in einer »offenen Gesellschaft« geschehen. Gerade
in einer Gesellschaft, die ihres Sinnverlustes und ihrer Orientierungslosigkeit schmerzvoll
bewußt wird, vermittelt das Wort vom Kreuz jene rätselhafte Gewißheit, die sich selber als
Totalität gar nicht kennt und braucht. In Dalferths Worten: »Die Kirche besitzt nicht die
Antwort auf alle Lebensfragen und sollte auch nicht so tun. Sie hat anderen nur eines vor­
aus: sie weiß, wie und warum man leben kann, ohne eine solche Antwort zu wissen. Das
Wort vom Kreuz kommt in einer zunehmend unübersichtlichen Wirklichkeit und einer
wachsend zersplitterten und partikularisierten Erfahrungs- und Lebenswelt nicht dann
wirklich zum Zuge, wenn es eine heile Welt, eine letzte Sinntotalität, eine trotz allem
bestehende Einheit und Einheitlichkeit unserer Erfahrungswirklichkeit vorspiegelt und
behauptet. Es muß vielmehr die Dissonanzen markieren, die Differenzen stehen lassen, die
angeblich harmonisierenden Selbstverständlichkeiten irritieren und desavouieren und allen
kosmischen Ganzheitsträumereien widersprechen - das ist seine kritische Funktion. Und es
muß im Rückgang auf Gottes Handeln im Kreuz Jesu Christi deutlich machen - das ist
seine konstruktive Funktion -, wie man mit diesen ... Halbheiten und Unfertigkeiten, die­
sem Scheitern und schuld- und leidproduzierenden Handeln coram deo leben kann: indem
man Gott sein leises und so leicht von uns überhörtes und ignoriertes Werk in unserem
Leben tun läßt.« 57 Im Wort vom Kreuz, also nicht in ihr selber, ruht die Identität der Evan­
gelischen Kirche. Sofern Gott zu ihr hält, kann sie die nicht verlieren.

Dieses Verständnis des Kreuzes hat sich das Gericht durch mangelnde und skandalös
schmale Information entgehen lassen. Es hat das Kreuz theologisch richtig als religiöses ­
das heißt nicht nur, aber auch kulturelles - Zeichen erkannt. Aber es hat ihm eine zum Teil
wirklich überholte Deutung gegeben. Und vor allem: Es hat einen hermeneutischen Fehler
begangen, insofern es voraussetzt, das Glaubenssymbol Kreuz könnte von jemandem, der
nicht glaubt, in seinem religiösen Glaubensgehalt verstanden werden. Nur wenn der Nicht-
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ehrist das Kreuz im christlichen Sinn versteht, kann er in ihm eine Provokation sehen. Auf
bloßen Verdacht kann kein Urteil sich gründen. Man kann ja jemandem etwas zuschreiben,
für das es keinen »objektiven« Grund (mehr) gibt. Das hat das Minderheitenvotum klar
erkannt und der Mehrheit vorgeworfen. Es ist möglich, daß der Anblick des Kreuzes beim
Christen den Sinngehalt aktiviert, den die Mehrheitsmeinung annimmt. »Für den nichtgläu­
bigen Schüler hingegen kann das nicht angenommen werden. Aus seiner Sicht kann das
Kreuz im Klassenzimmer nicht die Bedeutung eines Symbols für christliche Glaubens­
inhalte haben, sondern nur die eines Sinnbildes für die Zielsetzung einer christlichen
Gemeinschaftsschule.« 58

Daß das Gericht aber das Kreuz in einer so oberflächlichen Weise deutet und damit
genug getan zu haben meint, das wiederum ist ein erneutes Zeichen für Bedeutungs­
schwund der Kirchen - diesmal nicht nur der evangelischen. Darum gilt hier Solidarität der
Betroffenen, auch bei unterschiedlicher theologischer Wertung der Notwendigkeit von
Kreuzen. Über solche Fragen braucht man sich offenbar nicht mehr auf der Höhe der Zeit
sachkundig machen. Ja, ein Richter hat in einer Fernsehsendung sogar behauptet, das
Gericht dürfe sich nicht die Interpretation des Kreuzes durch die Kirchen zu eigen machen.
Das heißt, ein Gericht braucht sich über die Sache, die dem Urteil zugrunde liegt, nicht
sachkundig machen. Wer würde so ein Votum abzugeben wagen, wenn es etwa um die
psychologische Begutachtung einer Straftat und eines Straftäters oder eine Asylfrage han­
delt? Nimmt man diese Verfahrensweise des Gerichts als Barometer, dann steht die Groß­
wetterlage für die Kirchen auf Sturm.

Was kann man dagegen tun? Ich will zunächst sagen, was man dagegen nicht tun sollte:
die Kirche als göttliches, moralisches Gegenmodell zur disparaten und gottverlassenen
Welt verstehen. Dazu brauchte man eine Theologie göttlicher Unmittelbarkeit, die dem
evangelischen Kirchenbegriff strikt zuwiderlaufen würde, insofern sie auf die klassische
Definition der Kirche als magna peccatrix verzichten müßte. Diese aber gehört zur pro­
testantischen Identität, ja ist - nach Paul Tillich - verbunden mit prophetischer Kritik das
Kennzeichen des »protestantischen Prinzips«: Weil sich die Kirche durch unverfügbare
Gnade allein bestimmt weiß, protestiert sie gegen alle Verfestigung geschichtlichen Seins
zu überzeitlichen, unwandelbaren, letztbedingten Größen, einschließlich der Religion.
Nichts ist identisch mit Gott. Das Kreuz Christi ist der symbolische Ausdruck und die
Wirklichkeit des protestantischen Prinzips 59. Das Wort vom Kreuz verkündet Gottes Prä­
senz unter dem Gegenteil von ihr. In der christlichen Ethik wird beschrieben, wie Christin­
nen und Christen sich und die anderen lieben und das Leben anderer Menschen und des
Kosmos in ihre Obhut nehmen unter dem paulinischen Vorbehalt, daß Menschen, auch
Christen, das Gute, das sie tun wollen, nicht tun, sondern das Böse, das sie nicht wollen,
ausführen 60. Die Kirche ist nur insofern modellhaft, als sie dies weiß und aus dem radika­
len Versinken in Gottes Güte und Obhut lebt. Dieses Leben kann sie nicht anders als mit
nüchternem ethischen Kalkül leben: Liebe und Kalkül bilden in ihr eine spannungsvolle
Einheit 61.

Noch einmal: Was kann man dagegen tun? Heinz Zahmt, der große alte Mann erneuerter
Apologetik des Christentums gegenüber den Gebildeten unter seinen Verächtern, hat kürz­
lich acht Punkte für eine Vorwärtsstrategie zusammengestellt und sie unter das letzte Wort
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von Willy Brandt gestellt: »Nichts kommt von selbst, und nur wenig ist von Dauer.« 62

Diese acht Punkte halte ich für das Beste, was in den letzten Jahren auf knappstem Raum

gesagt worden ist:
1. Fortschreibung der biblischen Botschaft. Evangelische Kirche verliert ihre Identität,

wenn in ihr die Bibel nicht mehr gekannt und ausgelegt wird.
2. Mission. Die Kirche kann einer Verkirchlichung nur entgehen, indem sie neue Christin­

nen und Christen gewinnt. Dabei geht es nicht um die Verkirchlichung der Welt. Diese
Vorstellung ist für Protestanten ein Alptraum. Es geht um die Zukunft der Menschen
und der Erde: daß Gerechtigkeit herrsche, Friede walte, Freiheit bestehe und die Schöp­
fung erhalten bleibe. Mission ist die Fortsetzung des Lebenswegs Jesu in die Welt hin­
ein: als Angebot, nicht als Zwang.

3. Offenheit. Kirche ist ein Haus mit vielen Wohnungen und mit offenen Türen drinnen

und draußen.
4. Strukturelle Auflockerung. Keine Verengung des kirchlichen Lebens und Interesses auf

die sogenannte Kerngemeinde und die Parochie, kein »Gemeindefetischismus«. Das
Echo auf das Urteil des Bundesverfassungsgericht zeigt, daß das christliche Interesse
weiter reicht als die oft kleine Schar der Kirchgänger am Sonntag. Das ist ermutigend
und nimmt die Angst vor nötigen Veränderungen und dem öffentlichen Streit um das
Verhältnis Kirche - Staat.

5. Lebensdienlichkeit. Menschlichkeit, Freundlichkeit, Lebensdienlichkeit, Wärme und
Barmherzigkeit, das sollten die Kennzeichen der Kirche sein. Was Gott nicht zur Ehre
gereicht und den Menschen nicht zum Leben dient, das hat kein Recht und keinen Raum
in einer christlichen Theologie und Kirche.

6. Laiensachverstand. Schluß mit der kirchlichen Betreuungsmentalität von oben nach
unten. Schleiermachers Definition des Laien muß in der Kirche Wirklichkeit werden:
Ein Laie ist jemand, der zur selbständigen Ausübung des Christentums in der Welt fähig
und ermächtigt ist. Es geht um theologische Emanzipation der Laien, die es für uns
Evangelische, strikt theologisch verstanden, sowieso nicht gibt. Menschen wollen und
können Verantwortung tragen auch in der Gemeinde und nicht ständig theologisch
bevormundet werden. Evangelische Kirche verliert ihre Identität ohne die gesellschaftli­
che Repräsentanz durch Laien, ihren Sachverstand und ihren Glauben.

7. Einheit in Vielfalt. Das ist die Grundgestalt der Kirche in den Kirchen. Exklusivität der
Kirchentümern gehört nicht zur evangelischen Identität. Darum kann man über die jüng­
ste Enzyklika des Papstes zur ökumenischen Thematik nur traurig sein. Die eine Kirche
Jesu Christi existiert in vielen Kirchentümern. Dabei sind - nach Zahrnts schöner
Zusammenfassung - allen Konfessionen vier Hauptstücke gemeinsam: Vertrauen auf
Gott, Schuld und Vergebung, Nachfolge Jesu, ewiges Leben. Um dies umzusetzen,
'gehört zum protestantischen Profil die Bewahrung des Erbes der Aufklärung gegenüber
einem weltanschaulichen Rationalismus und einem Irrationalismus. Leider sagt Zahrnt
nicht, daß dies nur möglich ist durch Einsicht in die Dialektik der Aufklärung, die sich
in ihrer Vollendung in den Mythos zurückbeugte. Denn die Säkularisierung hat sich in
ihrer immer fortschreitenden Durchsetzung aller Lebensbereiche längst gegen sich sel­
ber gewandt. Will man das Erbe der Aufklärung bewahren, und das will evangelische
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Theologie, weil sie das Freiheitsmotiv in ihrer Mitte hat, muß sie die Aufklärung im
Hegelschen Sinn »aufheben«: auf eine neue Stufe stellen, fortentwickeln, beenden in
ihrer dagewesenen Form und bewahren. Es geht um »konstruktive Kritik der Aufklä­

rung«, die sich von der Kritischen Theorie dadurch unterscheidet, daß das Mißlingen
der Aufklärung wohl in ihren Ambivalenzen gesehen wird, aber nicht als eine Art tragi­
sches Fatum nur hingenommen werden kann 63.

8. Geistesgegenwart, das heißt: Von der nur verwaltenden »Institution« zur Ziele wollen­
den Inspiration, also: Hoffnung auf die Kraft des Heiligen Geistes. Zur protestantischen

Identität gehört die Skepsis gegenüber allem Enthusiasmus. Das soll auch so bleiben.
Aber zur Erfahrung der Kirche gehört eben auch die trotz aller Institutionalität, Schrift­

gebundenheit und Nüchternheit immer wieder überraschende Erfahrung des Geistes, der
wider alle Skepsis und Angst sich gerade in schwierigen Zeiten seiner Kirche angenom­

men hat. Vielleicht wird sich unsere Kirche in den nächsten Jahrzehnten äußerlich so

verändern, daß unsere Mütter und Väter sie nicht mehr wiedererkennen würden. Aber

darauf kommt es nicht an. Hauptsache, Gott erkennt sie und hält zu ihr. Dann kann

keine Krise unserer evangelischen Kirche etwas anhaben, auch wenn kein Stein auf dem

anderen bleibt.

Prof Dr. Peter Steinacker

Kirchenpräsident des EKHN
Paulusplatz 1- 64285 Darmstadt

Abstract

The tenn »cross« constitutes the identity of all churches, even the protestant one. If this term »cross«
is no more comprehended, the church runs to a crisis of her social representation and her own consti­
tution. The »Kruzifix-Urteil« confinns these signals of a crisis and announces a change in the BRD
from a religiously neutral state to a layicistic state.

Anmerkungen:

1. Dieser Aufsatz ist eine stark erweiterte Fassung eines Vortrages, gehalten am 4. 9. 1995 vor dem Königsteiner
Forum.

2. Vgl. dazu E. Herms: Kirche in der Zeit, 1993, in: Kirche für die Welt, 1995, S. 231 ff.: Herms unterscheidet
eine technisch-orientierte von ethisch-orientierenden Gewißheiten. Die technisch-orientierten ruhen auf einer
»synthetischen Verfassung« des Weltgeschehens, also einem geregelten Tun-Ergehen-Zusammenhang. Die
anderen setzen eine kategorische Gewißheit über die Bestimmung des Menschen, seine Natur und seinen
Ursprung voraus. Diese leisten die Religionen, aaO., 238.

3. Vgl. D. Lange: Ethik in evangelischer Perspektive, 1992, S. 318: »Geschichte ist deshalb ... immer auch die
Geschichte der gesellschaftlichen Institutionen.«

4. Vgl. Theologische Erklärung von Barmen, III.
5. Vgl. O. Weber: Dogmatik, Bd. 11,6. Aufl. 1983, S. 637f.: »Jede Kirchenordnung ist zugleich Bekenntnis: die

Erwartung, daß es Leitung der Gemeinde geben würde, ist identisch mit dem nie greifbarem Glauben an den
Sieg des Auferstandenen, des Erhöhten. Daß die Gemeinde perpetuo mansura sei (CA VII), das ist Aussage des
Bekenntnisses; es ist keine handgreifliche Feststellung ... Vom Glauben abgesehen, wäre das Dasein der
Gemeinde ein stets ungelöstes Problem. Sie lebt wirklich nur, indem sie glaubt. Daher ist jede Kirchenordnung
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im Wagnis des Glaubens begründet.« Dies ist eine andere Sicht der Bekenntnisorientierung, als sie sich in den
Theorien der Kirchenrechtler niedergeschlagen hat, etwa bei Johannes HeckellE. Wolf und H. Dornbois. Bei
ihnen sollte Recht geistlich gesetzt werden. Folge war ein doppelter Rechtsbegriff im faktischen Leben der Kir­
che. Die Schwierigkeit des geistlich gesetzten Rechts besteht darin, sich mit dem Recht der gesellschaftlichen
Umgebung in Beziehung zu setzen, was die Kirche natürlich tun muß. Vgl. H. E. Tödt: Art: Institution, in: TRE

XVI, 1987, S. 220.
6. Vgl. 1. Kor 1,18-23: »Das einzige Merkmal, welches die Christenheit und ihren Herrn von anderen Religionen

und ihren Göttern radikal trennt, ist das Kreuz« E. Kiisemann: Der Ruf der Freiheit, Tübingen, 1972, S. 90.
7. Das Wort vom Kreuz in der offenen Gesellschaft, in: KuD 39, 1993, S. 123.
8. »Crux sola est nostra theologia«, WA 5; 176, 32 f.
9. G. Ebeling: Dogmatik 11,1979, S. 162.

10. Vgl. P. Tillich: STh I1, 3. Aufl., 1958, S. 165ff. Vgl. auch J. Moltmann: Der gekreuzigte Gott, 2. Aufl., 1973,
S. 166ff., der allerdings nicht vom »Syrnbol« des Kreuzes redet und dessen eschatologische Zeitkonstruktion
mich nicht überzeugt (S. 171 f.). Wichtig aber ist: »Österliche Hoffnungstheologie muß zur Kreuzestheologie
umgekehrt werden, wenn sie die Füße auf den Boden der Realität des Todes Christi und unseres eigenen Ster­
bens bringen will.«

11. Anweisung zum seligen Leben, 1806, Werke, hg. I. H. Fichte, Neuaufl. 1971, Bd. V, S. 471.
12. Vgl. Philosophische Brocken (1844), ed. E. Hirsch, 1967.
13. Vgl. Disputatio de potestate concilii (1536), WA 39 1,184-197.
14. WA 28,24, 15. Vgl. P. Althaus: Theologie Martin Luthers, 3. Aufl., 1972, S. 292.
15. Aufschlußreich ist hierfür die These der Kritischen Theorie vom Vorrang des Subjekts (trotz aller Beschädigun­

gen) gegenüber der Gesellschaft, die es hervorgebracht hat. Nur gegen die verhärtete Gesellschaft, nicht an
sich, hat das Individuum Vorrang: »Human sind die Menschen nur dort, wo sie nicht als Person agieren und gar
als solche sich setzen, ... Das Subjekt ist die Lüge, weil es um der Unbedingtheit der eigenen Herrschaft willen
die objektiven Bestimmungen seiner selbst verleugnet; Subjekt wäre erst, was solcher Lüge sich entschlagen,
was aus der eigenen Kraft, die der Identität sich verdankt, deren Verschalungen abgeworfen hätte«, Th. W.
Adomo: Negative Dialektik, 1966, S. 272.

16. Vgl. E. Herrns: aaO., S. 237ff.
17. E. Herrns: aaO., S. 238.
18. Vgl. K. Scholder: Die Kirchen und das Dritte Reich, 2. geringfügig erg. Aufl. 1986, Bd. I, S. 34.
19. Vgl. K. Tanner: Recht und Rechtsordnung in der Weimarer Republik, in: Ordnungen: Schöpfung, Recht, Staat,

hg. v. R. Rittner, Fuldaer Hefte 38, 1994, S. 31-50.
20. Vgl. Eph 3,10.
21. Das war der Einwand P. Tillichs gegen die frühe Dialektische Theologie Karl Barths. Barth hat - ohne es zuzu­

geben - diesen Einwand aufgenommen und seit etwa 1923/1924 nicht mehr nur negativ von Kultur etc. gespro­
chen. Plötzlich tauchte die Kirche als ambivalente, aber immerhin auch positive Größe in seinem Denken auf.
Dementsprechend wandelt sich die dialektische Krisis alles Bestehenden durch das Wort Gottes aus dem
»Römerbrief, 2. Aufl.« zur Bundestheologie der »Kirchlichen Dogmatik«.

22. Selbstverständlich verwende ich den Begriff »Elite« rein funktional, in keinerlei Form »elitär«,
23. W. Huber: Ökumenische Situation und protestantisches Prinzip, Eine Problemanzeige, in: ZThK 89, 1992, S.

115.
24. Auch der Begriff der Königsherrschaft Jesu Christi ist nicht eindeutig und in seiner Interpretationsgeschichte

starken Veränderungen unterworfen gewesen, vgl. ehr. Walther: Art.: Königsherrschaft Christi, in: TRE XIX,
1990, S. 311- 323. Von der »Zwei-Reiche-Lehre« weiß man das im allgemeinen.

25. K. Tanner: aaO., S. 32.
26. AaO., S. 40.
27. BVerfG, Begründung zum Urteil, S. 29.
28. AaO., ebenda. Das Gericht stellt sich in Entscheidungskontinuität zu anderen Äußerungen des BVerfG.
29. AaO., S. 24.
30. AaO., S. 27.
31. AaO., S. 25.
32. AaO., S. 26.
33. AaO., S. 27.
34. Vgl.: »Die Zeit« vom 18. 8. 1995.
35. Anders z. B. Bischof W. Huber, der schon den Leitsatz für verfehlt hält.
36. Die Entstehung des Staates als Vorgang der Säkularisation, in: Säkularisation und Utopie. Erbacher Studien. E.

Forsthoff zum 65. Geb. 1967, S. 93.
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37. Maunz/Düring/Herzog: Kommentar zum Grundgesetz, Lieferung 1973, Bd. IV, Artike1140, S. 29f.
38. Vgl. W. Huber: Wenn der Staat selbst die Wertevermittlung in die Hand nimmt, in: FR, 26. 1. 1996.
39. W. Huber; ebenda.
40. Vgl. Eine aufgeklärte Staatsreligion?, in: FAZ, 24. 2. 1996.
41. Vgl. A. v. Carnpenhausen: Art. Kirche und Staat, in: ESL, 7. vollst. neu bearb. Aufl., 1980, Sp. 716.
42. BVerfG, Begründung, Sondervotum, S. 8.
43. Ebenda.
44. So z. B. G. Czermak: Der Kruzifix-Beschluß des BVerfGs, seine Ursachen und seine Bedeutung, in: NJW

1995, S. 3353.
45. Artikel 140 GG, Artikel 137, 5 WRV. Vgl. dazu: R. B. Abel: Die Entwicklung der Rechtsprechung zu neueren

Glaubensgemeinschaften, in: NJW 1996, S. 91-95.
46. J. Heckel: Hdb StKirchR I, 2. Aufl. 1994, § 21, S. 623-650; G. Czermak: aaO., S. 3350.
47. AaO., S. 3352.
48. Stat Crux? Die »Kruzifix-s-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, in: NJW 1995, S. 3355.
49. Ders.: aaO., S. 3356.
50. Ders.: ebenda.
51, Barmen 1934, These I.
52. Vgl. TRE XIX, 1990, S. 726ff.
53. Vgl. die Verweise auf R. Steiners Werke bei A. Binder: Wie christlich ist die Anthroposophie?, 1989, S. 128 ff.

Binders Buch ist der exemplarische Beleg für den faulen Zauber, den eine angeblich christliche Anthroposophie
zu verbreiten pflegt. »Binder« ist das Pseudonym für einen Theologen im Dienst der Kirche, der keine Kon­
sequenzen aus seiner anthroposophischen Weltanschauung zieht.

54. Vgl. 1. U. Dalferth: aatr., S. 128.
55. Dalferth: aaO., S. 125.
57. AaO.: S. 143 f.
58. BVerfG, Urteil, Abweichende Meinung, S. 9.
59. Vgl. GW VII, S. 12ff. und GW VIII, S. 67 ff.
60. Römer 7,19.
61. Vgl. D. Lange: aaO., S. 450, Lange kritisiert mit Recht die emphatischen Sätze J. Moltmanns aus dessen Buch

Politische Theologie - politische Ethik, 1984, S. 112: »Christliche Ethik feiert und vollzieht die Gegenwart
Gottes in der Geschichte. Sie will das Unbedingte im Bedingten und das Letzte im Vorletzten praktizieren. Das
aber heißt: In der ökonomischen Dimension ist Gott gegenwärtig in Brot und als Brot, in Heilung und als
Gesundheit. In der politischen Dimension ist Gott als Menschenwürde und Freiheit präsent.« Lange schreibt
dazu: »Daß Gott sich in der Welt immer auch per contrarium im Leiden und im Kampf mit der eigenen Sünde
erfahren läßt, wird hier durch eine gedanklich unklare, quasi liturgische Sprache verschleiert. Die christliche
Ethik (wer ist das?) feiert statt zu arbeiten, und sogar die Gegenwart Gottes wird nicht mehr von ihm selbst
vollzogen, schon gar nicht als Gericht über jegliche Art von Schwärmerei«, aaO.: ebenda.

62. Kirche auf dem Weg in das Jahr 2000, in: DtPfBl., 1995, S. 6ff.
63. Vgl. E. Herms: aaO., S. 307 und den interessanten Beitrag von E.-w. Böckenförde: Erfolge und Grenzen der

Aufklärung, Acht Thesen, in: Universitas, 50, Heft 8, Nr. 590, 1995, S. 720-726.
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Rechtstheorie und christliche Rationalität

Annäherungen aus der Perspektive Paul Tillichs 1

Von Wolf Reinhard Wrege

Den sozialen Rechtsstaat theologisch begründen zu wollen, erscheint auf den ersten Blick
als ein anachronistisches, jedenfalls aber provozierendes Unternehmen: Daß der Staat sich
von seiner theologischen Legitimation gelöst hat, daß der Rechtsstaat, dessen Kerngewähr­
leistung nicht zuletzt die Glaubensfreiheit darstellt, sich gerade gegen eine theologische
Abhängigkeit entwickelt hat, gilt gemeinhin als das wesentliche Ergebnis der aufgeklärten
Staatslehre. Umgekehrt kann auch die Theologie kein Interesse haben, sich zur Rechtferti­
gung einer geschichtlichen politischen Rechtsordnung instrumentalisieren zu lassen. Aus
diesem weitgehenden Konsens folgt jedoch nicht, daß beide Bereiche berührungslos wären.
Sie sind es auch heute nicht. Die modeme Fragestellung hat sich allerdings verschoben:

1. Die Rechtsordnung bedarf nach wie vor einer externen, das heißt außerhalb des
geschriebenen Rechts liegenden Verankerung, aus der sie ihre Verbindlichkeit ableitet.
Nicht zufällig behandelt diese Frage die Rechtsphilosophie, die nicht eine Disziplin der
intrasystemaren Rechtsdogmatik ist. Die Rechtsphilosophie bietet vor allem zwei extreme
Antworten an: die rechtspositivistische und die naturrechtliche. In jüngerer Zeit rechtsposi­
tivistisch einflußreich geworden ist die Reine Rechtslehre Hans Kelsens, der normativ eine
die konkrete Verfassung legitimierende Grundnorm erkennt-. Kelsens Grundnorm ist fiktiv
und liegt daher außerhalb des Systems des gesetzten Rechts, das gleichsam von ihr getra­
gen wird. Rechtspositivistisch bedeutend ist auch die Lehre H. L. A. Harts, der die Geltung
der obersten Verfassungsnormen aus deren faktisch-empirischer Anerkennung ableitet>.
Auch in einer solchen faktischen Anerkennung, die in der Wirksamkeit des Gesetzes
(gegenüber der normativen Geltung bei Kelsen) Ausdruck findet, liegt eine externe Ver­
ankerung der Rechtsverbindlichkeit. Die Naturrechtsidee in ihrer modernen Ausprägung
bleibt vor allem in der aristotelisch-thomistischen katholischen Kanonistik aktuell". Sie
setzt der weltlichen eine natürliche bzw. göttliche Rechtsordnung voraus, aus der diese ­
sei es unmittelbar oder mittelbar - ihre Geltung schöpft. Aber auch das idealistische Ver­
nunftrecht Kants> oder Hegels> ist nach wie vor einflußreich.

2. Die umstrittene Frage nach dem Grund für die Verbindlichkeit von Recht entzieht
sich dem positiven Recht. Sie liegt auf einer der Rechtsordnung vorgelagerten Ebene.
Somit hat die Rechtsbegründung ihrerseits keinen rechtlich verfügbaren, sondern erkennt­
nishaften Charakter und lebt von den kulturellen und philosophischen Voraussetzungen der
Rechtsgemeinschaft. Die Rechtsphilosophie ist deshalb zunächst eine philosophische Dis­
ziplin". Wenn die Rechtsbegründung auch vielfältige Folgen für das Finden von Rechts­
inhalten, für die Auslegung von Gesetzen, für die Abgrenzung von Recht und Unrecht und
für die Kontrolle der Rechtsordnung hat, kann sie ihren außerrechtlichen Erkenntnischarak-
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ter (sei es durch Offenbarung, Konsens oder Entscheidung) nicht leugnen. Die Begründung
der Rechtsgeltung bleibt mithin relativ zum kulturellen Ausgangspunkt. Selbst der jüngste
Versuch, die Menschenrechte über die Kommunikations- bzw. Diskurstheorie universal
verbindlich zu begründen", dürfte an einem kulturrelativen - und sei es faktischen - Wider­
stand leerlaufen. Denn die Kraft des Arguments ist mindestens an die Akzeptanz seiner
Rationalität gebunden. Die Akzeptanz wiederum ist nicht durch Argumente erzwingbar.

Vom jeweiligen kulturellen Standpunkt können mithin Legitimationsstrategien des Rechts
erprobt werden, ohne damit in die Rechtsordnung einzugreifen. Für den säkularen Staat und
sein Recht bedeutet dies, daß eine christliche Begründung nicht von vornherein ausgeschlos­
sen ist. Jedenfalls kann die Verbindlichkeit der Rechtsordnung des Grundgesetzes auch
christlich-theologisch begründet werden, ohne daß der Interpret daran durch Artikel 4, 140
GG gehindert wäre. Nur muß er eines bedenken: Die Verbindlichkeit seiner Argumentation
geht nur so weit, wie ihre Rationalität vom Rezipienten akzeptiert wird. Der Kreis der von
seiner Argumentation zu Überzeugenden und der durch sie Gebundenen ist identisch. Eine
christliche Begründung des säkularen Rechtsstaats ist aber prinzipiell möglich.

3. Ist sie aber auch sinnvoll? Dem Rechtsstaatsprinzip werden unter dem Grundgesetz
unter anderem die Menschen- und Grundrechte, die Gewaltenteilung, die Voraussehbarkeit
und Berechenbarkeit staatlicher Machtäußerung, die Unabhängigkeit der Gerichte und der
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zugerechnet". Zu ihm gehört aber auch der Gesetzes­
gehorsam eines jeden, insofern dieser die gesetzlose Tyrannei eines einzelnen oder einer
Gruppe ausschließt. Die Gesetzesmäßigkeit des staatlichen Handelns, hinter der nichts
weniger als die Frage der Rechtsgeltung selbst steht, ist mithin Teil des Rechtsstaatsprin­
ZipSIO. In seiner Gesamtheit ist es, ebenso wie das in Artikel 20 I, 28 I GG geschützte Sozi­
alstaatsprinzip, ein staatsprägendes Konstitutionsprinzip!'. Der soziale Rechtsstaat enthält
mithin materiale und verfahrensmäßige Gewährleistungen, die den Schlüssel für die Orga­
nisation des Zusammenlebens von Menschen bilden. Dieser Tatbestand macht die Aus­
gangsfrage juristisch und theologisch unabweisbar interessant: juristisch, weil der formierte
soziale Rechtsstaat in einer noch immer christlich geprägten Gesellschaft aus den oben
genannten Gründen auf die Akzeptanz seiner Bürger angewiesen ist und deshalb auf die
Möglichkeit einer (auch) christlichen Legitimation nicht von vornherein verzichten sollte;
theologisch, weil die Theologie die grundlegende Frage der menschlichen Organisation
nicht lediglich als indifferente Zeitlichkeit vernachlässigen kann, will sie, die mit dem Staat
um den Menschen konkurriert, sich nicht selbst zur Belanglosigkeit verurteilen.

"
Das oben entwickelte Interesse macht allerdings eine Abgrenzung zur Rechtstheologie in
ihrem am häufigsten verwendeten Verständnis notwendig. Mit Rechtstheologie wird noch
meist in einem engeren Sinne nur die Kirchenrechtstheologie angesprochen. Sie behandelt
primär das Verhältnis von Kirchenrecht bzw. Kirche und Evangelium'>, genauer die Frage,
ob und gegebenenfalls wie aus dem Evangelium Folgerungen oder Verpflichtungen für die
Organisation der Verkündigung abzuleiten sind. Die grundlegende Frage, ob ein solcher
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Zusammenhang zwischen dem Liebesgebot des Evangeliums und dem Kirchenrecht über­
haupt bestehen kann, hat der begriffsjuristisch-positivistisch geprägte Rudolf Sohm im 19.
Jahrhundert im Hinblick auf den Zwangscharakter des menschlichen Gesetzes verneint».
Dem folgten die je in eigener Weise durch die dialektische Theologie geprägten Grund­
lagenentwürfe der Nachkriegszeit von Hans Domboisrt, Erik Wolf5 und Johannes Hecket'»
aus leidvoller Erfahrung nicht: Die menschliche Organisation sei nicht theologisch indiffe­
rent. Aber auch um diese Entwürfe ist es gegenwärtig still geworden!". Denn in einer Zeit,
in der sich ein durch praktische Bedürfnisse geprägter funktionaler Kirchenbegriff einge­
spielt hat, läßt das Interesse an weiterer feinsinniger Begriffsarbeit nach'".

Die vorliegende Fragestellung schließt demgegenüber das weltliche Recht in die rechts­
theologische Betrachtung ein, ja, konzentriert sich gerade auf dieses'v. Darin liegt weder
eine Säkularisierung der Rechtstheologie noch eine Theologisierung des säkularen Rechts,
sondern der rechtsphilosophisch motivierte Versuch, säkulares Rechtsbegründungsbedürf­
nis und christliche Rationalität in der sozialen Wirklichkeit aufeinander zu beziehen.

Ist die Frage der Rechtsbegründung grundlegend eine solche des kulturellen Standpunk­
tes, kommt der innertheologischen Identifizierung des Projekts entscheidende Bedeutung
zu. Folgende Maßgaben müssen erfüllt sein: Die Theologie muß prinzipiell kulturkompati­
bel sein. Eine reine kerygmatische Offenbarungstheologie hat schon methodisch Schwie­
rigkeiten, sich dem Kulturgegenstand Recht zu nähern. Der Theologie muß darüber hinaus
soziale Erklärungskompetenz zukommen, das heißt, sie muß in der Lage sein, soziale Ent­
wicklungen und Phänomene konsistent zu beschreiben und einzuordnen. Sie muß schließ­
lich dialogfähig sein. Aus dem Ziel, kritische Akzeptanz zu erproben, folgt das Bedürfnis,
den Zugang zu einer rationalen Argumentation möglichst niedrig zu halten. Dabei darf das
theologische Proprium nicht preisgegeben werden. Alle diese Voraussetzungen erfüllt die
Systematische Theologie Paul Tillichs. Sie ist in besonderer Weise dialogfähig, insofern
sie sich selbst als rational versteht. Das Problem des Glaubens ist mithin als Problem einer
adäquaten Rationalität über die Grenzen einer christlichen Identifizierung hinaus diskutier­
bar 20• Dabei wahrt sie die Grundlage des theologischen Paradoxes". Wenn gerade Tillichs
Systematische Theologie mit dem Ende der Nachkriegszeit zudem nachhaltig an Einfluß
gewinnt22, stellt sie ihre Eignung unter Beweis, die Herausforderungen der modemen
Gesellschaft aufzunehmen, die unter anderem mit den Schlagworten Wertepluralismus,
Bindungsverlust, Nischengesellschaft, fortschreitende Säkularisierung und Individualisie­
rung sowie einer daraus folgenden Sinnkrise benannt werden können. Es bietet sich folg­
lich an, von Tillichs Systematischer Theologie her die Frage einer theologischen Rechts­
begründung anzugehen23.

111

1. Tillich hat weder eine ausgearbeitete Rechtstheologie> noch auch nur eine Ethik-> vor­
gelegt. Dennoch weist sein System in dem Anspruch, die Wirklichkeit im ganzen zu deu­
ten, vielfältige Bezüge zum Recht auf>, Dementsprechend soll zunächst die allgemeine
Frage der Rechtsgeltung untersucht werden. Dieser Gedanke ist vor allem aus Tillichs
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Lebens- und Geschichtstheorie zu entwickeln, die in den Teilen 4 und 5 seiner Systemati­
schen Theologie-? ihren Sitz hat. Dort wird das Wirken des Geistes Gottes in der
Geschichte thematisiert. Vorher hat Tillich nach einer rationalen Selbstidentifizierung
(Teil 1) trinitarisch die Gegenstände »Sein und Gott« - das Sein-Selbst, die essentielle
Dimension - (Teil 2) und »Die Existenz und der Christus« (Teil 3) behandelt. Nach Tillich
wird der Heilige Geist geschichtlich wirksam durch den kairotischen Einfall der überzeitli­

chen Essenz in die zeitlich-ziellose, entfremdete Existenz. Das Recht ist kraft seines Norm­

charakters Teil der sinnhaften Geschichtlichkeit und lehnt sich deshalb an die Pneumatolo­

gie an. Diese stellt, wenn Tillich selbst auch Christus als die »Mitte der Geschichtee-s und

die Christologie als wichtigsten Teil des Systems-? bezeichnet, jedenfalls den Ausgangs­

punkt und den Kern seines Systems dar: Die spannungsreiche Vermittlung der Essenz an
die Existenz ist die grundlegende Konstituente des Systems30. In sie ist auch »Jesus als der

Christus«, der große Kairos in der Menschheitsgeschichte, eingestellt31.

2. Das Recht ist zunächst ein rein zeitliches, existentielles Phänomen. Als solches ist es

gekennzeichnet durch machtakzessorische Positivierung und zwangsbewehrte Durchsetzbar­

keit. Der normative Inhalt ist insoweit beliebig. Geschichtlich wird das Recht in dieser blo­

ßen Form jedoch nichtv. Denn es steht wie der Gesetzgeber stets unter der Forderung und

Erwartung des Seins-Selbst mit der Folge, daß sich im Recht durch eine Abfolge fortlaufen­

der Kairoi ein essentieller Gehalt anreichert. Diese Sinnausrichtung allen Lebens folgt nach

Tillich mit Notwendigkeit aus der ontologischen Lebensfunktion der Selbst-Transzendie­

rung->, die die sinnleer ablaufende Zeitlichkeit an die Sinndimension rückbindet>'. Rechts­

philosophisch schlechthin zentral ist nun die Frage, inwieweit die essentielle Forderung

unter den Bedingungen der zeitlichen Existenz konkretisierbar ist. Denn hiervon hängt die

materiale Füllbarkeit der überpositiven Rechtsidee, ihre Fähigkeit, Maßstab zu sein, und

damit eine mögliche naturrechtliche Identifizierung der tillichschen Rechtstheologie ab.

Mit der Frage nach dem Zugriff auf die Essenz aus der existentiellen Verstricktheit her­

aus ist freilich ein Grundproblem der Systematischen Theologie Tillichs angesprochen. Til­

lieh selbst hat bis 1925/1926 durch sein Konzept des Religiösen Sozialismus den Eindruck

erweckt, die Essenz könne im Sozialismus geschichtlich werden>, Das paßt kaum zu der

systematischen Grundbedingung, daß die Geschichtlichkeit an die Existenz gebunden ist.

Spätestens mit der Emigration 1933 löst Tillich denn auch das Konzept kulturtheologisch

auf36• Aber auch danach bleibt die Frage drängend: Wie ist das nunmehr korrelations­

methodisch eingebundene Verhältnis von fragender Existenz und antwortender Essenz zu

verstehen? Keineswegs kann es sich um ein synthetisches Verhältnis im Sinne hegelscher

Dialektik handeln. Denn Tillich stellt sich nicht - wie Hegel - jenseits seines Systems und

antwortet aus der Vollkommenheit der Essenz. Das ist ganz wichtig festzuhalten, denn

damit erübrigt sich auch der häufig erhobene Vorwurf der Protologie in Tillichs Gechichts­
verständnis 37. Tillichs Theologie ist bestimmt von der schellingschen Idee des Falls der

Existenz und der Wiederversöhnung in und mit Gott. Aber durch das Wissen um den

Ursprung als bloßes »Daß« wird die existentielle Entfremdung nicht überwunden. Der
Ursprung bleibt zunächst leeres Faktum; der Zugriff auf den Schöpfungsakt ist mithin radi­
kal gebrochen. Die Näherung an ihn ist ein Prozeß. Er ist im Wege der Erkenntnis nicht

hintergehbar. Dadurch ist das System übrigens durchaus offen für den zentralen Mittel-
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punkt der Offenbarung in Jesus als dem Christus. Nicht an sich, aber aus der Perspektive
der menschlichen Erkenntnis ·ist das Christus-Ereignis kontingentes göttliches Handeln.".
So kann Tillich durchaus überzeugend sein Verständnis von der Christologie als der Mitte
des Systems begründen. Die Radikalität der Entfremdung in Tillichs System darf nicht
gegen dessen essentiell-harmonistischen Elemente ausgespielt werden.

3. Für den Rechtsgedanken ergibt sich daraus folgendes: Wie die Korrelationsmethode

im letzten nur prozedural zu verstehen ist, so ist grundsätzlich auch der Rechtsgedanke pro­
zedural und eben nicht material angelegt. Überpositive Rechtsidee und positiver Rechts­

begriff sind nicht in Deckung zu bringen im Sinne einer gesollten konkreten Rechtsord­

nung. Es läßt sich neben der (existentiellen bzw. positivistischen) Machttheorie des Rechts

eine (essentielle, zwar wirksame, aber nichtmaterialisierbare) Sinntheorie des Rechts fest­

stellen. Verbunden werden beide Aspekte in einer Anerkennungstheorie des Rechts, die in

dem Gebot der theonomen Setzung und Anwendung des Rechts Ausdruck findet.". Seine

Verbindlichkeit zieht das Gebot aus der Anerkennung der theonomen Wirklichkeit als sol­

cher. Anerkennung meint dabei in diesem Zusammenhang weder den Rechtsbefolgungs­

willen - wie bei H. L. A. Hart - noch spezifische Gegenstände wie liebestheologisch den

Mitmenschen. Allerdings setzt die Anerkennung theonome Erkenntnis voraus und damit

einen Kairos, der allein im Glauben erfahren wird. Glaube ist das Berührtsein durch das
Unbedingte'<. Er ist ein Akt der Gnade, der freilich durch eine entsprechende Disposition

vorbereitet sein will. Treffend formuliert Dreier: »Dem Indikativ des geschenkten Heils

entspricht der Imperativ der gesollten Heiligung, dessen Grundnorm das christliche Liebes­
gebot ist«.41

4. In eigentümlicher Weise baut Tillich so auf rechtspositivistischer Grundlage eine

unvollkommene, gebrochene Naturrechtslehre auf: Letztlich wesentlich für die Essentifika­

tion des Rechts bleibt das theonome Handeln des Gesetzgebers und Rechtsanwenders. Im

Ergebnis erweist sich die Rechtstheologie somit als eine theonome Rechtsethik.

IV

Die voranstehenden Ausführungen gelten im übrigen sowohl für Moral- und Gerechtig­

keitsnormen wie für das Rechtsgesetz-s. Aber beim letzteren tritt noch eine weitere Bre­

chung durch die Formalisierung des Rechts hinzu, insofern diese dazu führt, daß das Recht

statisch ist. Zunächst ist es deshalb aus dem (theonom bestimmten) dynamischen Lebens­
prozeß ausgeschlossen-e. Mehr als ohnehin schon durch die Existenz bedingt, leidet das

Recht an einer doppelten Brechung von seinem essentiellen Grund. Zwei Punkte erschei­

nen in diesem Zusammenhang besonders erwähnenswert: Erstens kann das Recht nur über
rechtsimmanente Anpassungsregeln dynamisch in den Lebensprozeß integriert werden ­

und muß dies auch. Damit gewinnt die tillichsche Rechtsbetrachtung eine verfahrensrecht­
liehe Dimension. Denn hieraus läßt sich die theonome Forderung der Demokratie als Herr­

schaftsform-', aber auch eines gewissen rechtsstaatlichen Niveaus, insofern beide ex defi­
nitione in Selbstüberprüfungs- und Anpassungsmechanismen Ausdruck finden, ableitens>.

Die offene Rechtsethik findet insoweit einen bestimmbaren formalen Rahmen. Tillich ent-
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wickelt zweitens aufgrund der Zweideutigkeit des starren Rechtsgesetzes eine Auslegungs­
theorie des Gesetzes, die im Ansatz juristisch kompatibel erscheint. Er problematisiert
nämlich das Eigentinteresse des Rechtsanwenders:", insofern es zur heteronomen Verzer­
rung des Rechts führt. Das Konzept für eine transsubjektive Bindung ergibt sich wiederum
aus der Lebens- bzw. Erkenntnisphilosophie. Tillich verpflichtet den Rechtsanwender auf
eine theonom bestimmte Rationalität-". Sie gründet in der erkenntnishaften Anerkennung
der theonomen Forderung. Die rationale Bindung erinnert an eine objektiv-teleologische
Auslegungszieltheorie in der juristischen Methodenlehre. Eine solche kann sie aber wegen
ihres wesenhaft subjektiven Erkenntniselements und wegen dessen Gnadenhaftigkeit letzt­
lich doch nicht sein. So wird gerade an dieser vermeintlichen Sicherung des Rechts das
Dilemma deutlich, daß eine intersubjektive Mitteilbarkeit des Telos, auf die das kommuni­
kative Recht doch angewiesen ist, gerade nicht gewährleistet werden kann - eine solche
Verobjektivierung würde ihrerseits zur heteronomen Verzerrung führen-s.

Immer wieder erweist sich somit Tillichs spezifisches Rationalitätsverständnis als zen­
tral. Seine Leistungsfähigkeit liegt in einer funktionellen Offenheit, seine Begrenztheit in
der mangelnden Handhabbarkeit - ein Mangel, der sich gerade im juristischen Bereich aus­
wirkt. Aber gesucht haben wir ja keine rechtsdogmatische Theorie, sondern eine kulturelle
Rahmentheorie des Rechts, und eine solche bietet Tillich durchaus. Das zeigt sich auch an
der Behandlung der materialen Grundgehalte der Menschenrechte-s. Vor allem aus der
Konzeption der ontologischen Grundstruktur des Lebens lassen sich einige Mindestforde­
rungen ableiten. So gebührt jedem Individuum kraft seines Menschseins die Anerkennung
als Person gegen jedermann - die folgt aus der ontologischen »Partizipation«50. Hier ent­
spricht die Anerkennung unmittelbar dem allgemeinen Liebcsgebot>'. Tillich leitet daraus
konkrete politisch-rechtliche Forderungen ab. Dazu gehört nicht zuletzt, daß der Anspruch
auf Anerkennung von Freiheit und Würde des einzelnen sich nicht nur gegen den Staat,

sondern gegen jedermann richtet. Tillichs Gleichheitssatz fordert über eine bloße Gleichbe­
handlung vor dem Gesetz hinaus vom Gesetzgeber, Gleichheit durch das Gesetz herzustel­
len. Dieses essentielle Gebot wird allerdings durch die existentiellen Umstände zweideu­
tig 52. Im Gleichheitsproblem fokussiert sich mithin wiederum die Spannung von Essenz
und Existenz, von wesensmäßiger Gleichheit und vorläufiger Ungleichheit. Bei einer Wür­
digung dieses Ergebnisses sollte nicht außer acht bleiben, daß auch in der Rechtsdogmatik
aufgrund des Komplexitätsdrucks immer mehr zu abwägungsoffenen Konzeptionen gegrif­
fen wird. Erinnert sei neben dem allgemeinen Gleichheitssatz aus Artikel 3 I GG nur an das
immer weiter vordringende Verhältnismäßigkeitsprinzip-> oder an die Prinzipientheorie der
Grundrechte54. Konkret wird Tillich im Bereich der Freiheitsrechte vor allem in seiner Kri­

tik des liberalen Eigentums, dessen soziale Bindung er einfordert. Seine Beurteilung läßt
sich insoweit mit der Sozialbindung der Eigentumsgarantie im Grundgesetz in Einklang
bringen55. Aus der Gemeinschaftsbindung folgt auch eine soziale Einstandspflicht der
Gemeinschaft für besondere Notlagen des einzelnen. Die Ausgestaltung - etwa den
Umfang oder die Rechtsnatur als subjektiver Anspruch oder lediglich als objektives Recht
- konkretisiert Tillich nicht.

Tillichs Staatskonzeption beruht auf dem aus der ontologischen Grundstruktur des
Lebens abgeleiteten Gruppenverständnis-". Die Einheit einer Gruppe wird geschaffen
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durch die Anerkennung der strukturierenden Macht seitens der Machtunterworfenen, die in
der Machtausübung ihr eigenes Sein wiedererkennen-". Diesen Zustand der Harmonie von
legitimierter Macht und legitimierter Anerkennung nennt Tillich zentriert-e, wobei das Zen­
trum der oder die Machthaber-? sind. Den Begriff der Macht wertet Tillich mithin - im
Gegensatz zur aus diesem Gleichgewicht geratenen Gewaltw - positiv. Der Staat ist die
größtmögliche geschichtsmächtige Gruppe. Die machtbezogene Staatskonzeption läßt
unmittelbare Verbindungen zum Demokratie- und Verfassungsgedanken zu. Soll der Staat
zentriert bleiben und nicht in einen heterogenen Gewaltstaat abgleitenv', so hat die Macht
stets neu durch Anerkennung legitimiert zu werden. Die hierfür notwendigen Verfahren
(zum Beispiel das Wahlverfahren) müssen der Willkür einzelner entzogen werden und sind
daher in einer theonom inspirierten Verfassung objektiv niederzulegen, welche somit im
Kern das dynamische Zentrum des Staates darstellt'<. Die essentielle Forderung geht
zudem auf ein ständiges Vergrößerungsgebotw. Die Verwirklichung des staatlichen Frie­
densgebotes, das aus dem ontologischen Liebesgebot folgt, muß Tillich folglich in einem
umfassenden Weltstaat sehenv'.

In der Kirche sieht Tillich den strukturellen Kairos in der Gesellschafter. Er unterschei­
det deshalb die verfaßte Kirche von der latenten Geistgemeinschaft. Letztere ist nicht auf
die Kirche beschränkt, sondern umfaßt vielmehr alle theonom wirksamen Gruppen. Auch
säkular motiviertes Handeln kann in diesem Sinn »Kirche« sein. Dennoch ist die organi­
sierte, manifeste Kirche in besonderer Weise eine Gestalt der Gnadew. Denn sie verbindet
prophetischen Protests? mit sakramentaler Form'f und ist dadurch gleichermaßen
geschichtsmächtig wie wesentlich auf das Neue Sein in Jesus als dem Christus hin aus­
gerichtet. Diese Ausrichtung muß aber in der inneren Kirchenverfassung ihren Ausdruck
finden. Für das Kirchenrecht gilt wie im weltlichen Bereich, nur unmittelbarer noch, das
Gebot seiner theonomen Handhabung (Setzung und Anwendung)69. Besonders sinnfällig
wird dies an der Funktion der Synode, die anders als das staatliche Parlament gebunden ist
in der Gemeinsamkeit des Evangeliums70. In der Kirche darf weder das konservativ­
bewahrende, in der Gefahr der Heteronomie stehende sakramentale Prinzip qua Hierarchie
und Ritus das Übergewicht erlangen, noch darf das zu entleert autonomer Kritik pervertie­
rende protestantische Prinzip allein zur Geltung kommen. Auch hier setzt sich wieder Til­
lichs allgemeine Kulturtheologie in ihrer spezifischen Dialektik zwischen Heteronomie und
Autonomie bzw. zwischen Form und Gehalt durch. Nicht zuletzt dadurch bekommt Tillichs
Kirchenverständnis ein deutlich ökumenisches Gepräge.

v

Tillichs Rechtstheologie kann eine ausgebaute Rechtstheorie mit der Möglichkeit zu juri­
stisch handhabbaren Definitionen nur in geringerem Umfang leisten. Insbesondere ist sie
nur in wenigen und krassen Fällen geeignet, Recht von Unrecht zu unterscheiden. Eine kul­
turelle Rahmentheorie des Recht und des sozialen Rechtsstaats leistet sie gleichwohl. Nur
hierauf erstreckte sich die an Tillich herangetragene Ausgangsfrage. Bemerkenswert ist
deshalb, daß sich durchaus Parallelen wie auch weiterführende Anregungen für die säku-
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lare Rechtstheorie erkennen lassen. Übrigens sollte auch der theologische Ertrag nicht
gering geschätzt werden. Zum einen trägt der Rechtsaspekt zur Klärung einiger Unklarhei­
ten im System - etwa dem Verhältnis von Essenz und Existenz - bei. Die »Theologie auf
der Grenze« Tillichs bewährt zum anderen ihre Fähigkeit zur Deutung der Wirklichkeit in
einem Zusammenhang, den Tillich so nicht vorgesehen hat. Nach allem läßt sich hoffen,
daß der Impuls Tillichs für die Rechtstheologie noch nicht erschöpft ist.

Dr. Wolf Reinhard Wrege
Weckmannweg 5
20257 Hamburg

Abstract

Modem theory of law in a certain extent needs theological foundation. The dialogue of both law and
theology, however, requires specific presuppositions in theological understanding. Paul Tillich's
Systematic Theology in its peculiar character of combining theological »paradoxon« and openess für
cultural recognition meets these demands.
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Berichte

Stichwort: Globalisierung der Weltwirtschaft
Eine Thesenreihe

Von Johannes von Thadden

Die Kirchen werden nicht müde, die Menschen
zu mahnen, ihrer Verpflichtung für die »Eine
Weit« gerecht zu werden. Fastenaktionen. Kir­
chentage und Denkschriften erinnern uns daran,
daß niemand in dieser Welt für sich allein lebe.
So spricht zum Beispiel die Diskussionsgrund­
lage für den Konsultationsprozeß über ein ge­
meinsames Wort der Kirchen »Zur wirt­
schaftlichen und sozialen Lage in Deutschland«
mehrfach von der »Verantwortung für die eine
Welt«.

Diese »Eine Welt« ist über uns gekommen, al­
lerdings nicht so, wie sich viele Diskutanten in
kirchlichen Foren dies ausgemalt haben: Es hat
keine innere Umkehr der Menschen in den wohl­
habenden Ländern des ökonomischen Nordens
stattgefunden, die zum Teilen des Brotes mitein­
ander geführt hätte. Es hat keine moralische Läu­
terung der Führungseliten in vielen Entwick­
lungsländern gegeben, die aufgehört hätten, die
Armen in »ihren« Ländern weiter auszubeuten,
und die ihre Reichtümer zurückgegeben hätten.
All das hat nicht stattgefunden.

Und dennoch ist die »Eine Welt« Wirklichkeit
geworden über die Globalisierung der Wirtschaft.
Haben manche davon geträumt, freiwillig als Be­
leg ihrer christlichen Gesinnung mit dem zu tei­
len, den sie für ihren Nächsten halten wollten,
kommt statt dessen dieser »Nächste« über die
Weltmärkte zu uns und fordert seinen Teil am
weltweiten Wohlstand von uns ab. Ja, er fordert
seinen Teil nicht nur ab, er nimmt ihn sich: Er
bietet Produkte auf unseren Märkten an, die in
seiner Heimat produziert wurden und nicht mehr
bei uns. Er bietet seine Arbeitskraft zu Konditio­
nen an, mit denen wir nicht mithalten können
oder wollen. Dieser »Nächste« lebt vor allem in
Mittel- und Osteuropa und in Ostasien.

All das führt dazu, daß sich die reichen Ge­
sellschaften in Westeuropa, in Nordamerika, in
Japan oder Australien vor wachsende innere Pro­
bleme gestellt sehen: Die Arbeitslosigkeit
wächst, der Sozialstaat gerät in Finanzierungs­
schwierigkeiten, die Reallöhne beginnen zu sin­
ken, der innere Konsens gerät ins Wanken.

Die Welt insgesamt nimmt an Wohlstand zu,
nicht mehr bei uns im Durchschnitt, auch nicht in
allen Entwicklungsländern, sondern in denen, die
attraktive Bedingungen für eigene und auslän­
dische Investitionen schaffen. Wer hat bei uns
bemerkt, daß das Bruttosozialprodukt der VR
China inzwischen höher ist als das deutsche oder
daß die Chinesen für die US-Amerikaner heute
schon wichtigere Handelspartner sind als wir?

Die Feststellung, daß wir das Glück haben, als
erste in der »Emen Weit« zu leben, sollte uns
Christen doch fröhlich machen. Oder etwa nicht?
Tatsache ist, daß auch wir Christen in Deutsch­
land die neue »Eine Welt« eher mit Sorge und
abwehrend sehen: So haben wir es nicht gewollt,
und schon die ersten leichten Anstrengungen des
weltweiten Teilens erscheinen vielen plötzlich
als schwere soziale Zumutungen. Ironie beiseite:
Die Globalisierung stellt Christen auf die Probe.
Und diese Probe wird in den kommenden Jahren
schwerer werden. Die folgenden Thesen sollen
bewußt zugespitzt einige Wesenselemente der
Globalisierung herausarbeiten, um die Dimensio­
nen der Herausforderung zu verdeutlichen. Die
Thesen sollen zur Diskussion anregen. Ihnen soll
aber auch jeweils eine Antwortmöglichkeit aus
christlicher Sicht beigefügt sein, um zu zeigen,
daß wir diese Herausforderung bewältigen kön­
nen, ohne unser Christsein zu verbiegen, aber
ohne die Augen zu verschließen vor den Realitä­
ten dieser Einen Welt.
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These 1: Die Globalisierung der Weltwirt­
schaft schreitet immer schneller
voran. Sie überwindet inzwischen
auch regionale Grenzen, wie zum
Beispiel die EU.

Der wissenschaftliche und technische Fortschritt
als Ergebnis der Neugier des Menschen, seine
Welt zu verstehen, und seines Willens, sich diese
Welt Untertan zu machen, ist die wesentliche
Triebfeder der Globalisierung. Denn dieser Fort­
schritt verkürzt die Lebenszyklen vieler Pro­
dukte, weil er immer schneller neue, innovati­
vere, kostengünstigere und qualitativ überlegene
Produkte schafft und den Menschen als Kon­
sumenten anbietet. Weil sich die Lebenszeit ei­
nes Produkts verkürzt, müssen immer mehr Pro­
dukte in kurzer Zeit auf möglichst großen Märk­
ten abgesetzt werden, um ihre Herstellung renta­
bel zu machen. Die Globalisierung ist deshalb
ökonomisch notwendig. Folge: Seit vielen Jahren
wächst der Welthandel doppelt so schnell wie
das Weltsozialprodukt.

Gleichzeitig ermöglicht der wissenschaftliche
und technische Fortschritt heute zum erstenmal
eine globale Präsenz und Verfügbarkeit von Wis­
sen und Produkten. Immer mehr Güter und
Dienstleistungen müssen sich auf echten Welt­
märkten bewähren - zum Beispiel Ingenieurlei­
stungen, Finanzdienstleistungen oder Industrie­
erzeugnisse wie Autos, Flugzeuge, Computer
und Kommunikationstechniken. Mit dem »Inter­
net« ist ein wichtiger Schritt gelungen, jedem
einzelnen rund um den Globus per Computer Zu­
gang zur weltweiten Kommunikation, aber auch
zum weltweiten Wissen zu verschaffen.

Die Globalisierung eröffnet eine Fülle neuer
Chancen zu mehr Freiheit für den einzelnen, zu
einer besseren Versorgung und zur Lösung von
Überlebensfragen der Menschheit, zum Beispiel
der Unterentwicklung. Globalisierung heißt kei­
nesfalls nur Internationalisierung deutscher Un­
ternehmen, sondern bietet auch Möglichkeiten,
neue Unternehmen für den Standort Deutschland
zu gewinnen.

Die Globalisierung schafft jedoch gleichzeitig
neue Konflikte - zwischen regionalen, nationa­
len, internationalen und weltweiten Identitäten
und Interessen der Menschen und Völker, zwi­
schen konkurrierenden Unternehmen, zwischen
Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften und wirft

generell die Frage nach Rolle und Bedeutung der
Wirtschaft und wirtschaftlicher Ziele in unseren
Gesellschaften neu auf.

Globalisierung ist ex ante ethisch weder posi­
tiv noch negativ. Sie ist der Schlußpunkt in einer
Entwicklung, die seit Tausenden von Jahren läuft
und die den Menschen aus seiner ursprünglichen
Stammesorientierung hineinstellt in eine wirk­
liche Verantwortung jedes einzelnen für alle an­
deren. Globalisierung ist prinzipiell nicht in Kon­
flikt mit dem christlichen Verständnis von der
Rolle und Bedeutung des Menschen. Sie läßt sich
sogar unter Gottes Gebot an Adam und Noah fas­
sen, der Mensch solle sich die Schöpfung Unter­
tan machen. Gerade daraus ergibt sich dann die
Frage der Christen an die Globalisierung: Gelingt
es, die Globalisierung verantwortlich zum Nut­
zen des Menschen zu gestalten?

These 2: Die Globalisierung der Weltwirt­
schaft führt nicht nur einem ver­
schärften Wettbewerb zwischen
Produkten, Unternehmen und
Wirtschaftsstandorten, sondern
auch zwischen dem kapitalistisch
verfaßten Weltmarkt und seiner
wirtschaftlichen Effizienz einer­
seits sowie anderen Wirtschafts­
systemen, zum Beispiel unserer
Sozialen Marktwirtschaft.

Unsere Soziale Marktwirtschaft und ähnlich ver­
faßte Wirtschaftssysteme mit sozialen Siche­
rungsmaßnahmen in Europa stehen auf dem
Prüfstand: Der Weltmarkt funktioniert bislang
nach fast rein kapitalistischen Spielregeln, weil
auf weltweiter Ebene noch kaum soziale Min­
deststandards und Umgangsregeln zwischen den
Tarifparteien vereinbart sind. Gerade der Blick
auf den Weltmarkt und seine Funktionsweise er­
möglicht uns, die herausragende Errungenschaft
wieder ins Bewußtsein zu rufen, die uns die Vä­
ter der Sozialen Marktwirtschaft geschenkt haben
und deren ethische Überlegenheit auch die Kir­
chen in Deutschland würdigen, jüngst in der
oben erwähnten Denkschrift.

Der Weltmarkt belohnt heute fast ausschließ­
lich wirtschaftlich faßbare Effizienz. Wirtschafts­
systeme mit weniger Effizienz unterliegen in die­
ser Konkurrenz, Deutlichstes Beispiel dafür ist
das Versagen der sozialistischen Wirtschafts­
systeme im ehemaligen Ostblock. Der Mangel an
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persönlicher Freiheit für die Menschen dort hatte
eine unmittelbar negative Auswirkung auf die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der sozialisti­
schen Wirtschaftssysteme: Die Diktatoren muß­
ten die Freiheit und die Entwicklungsmög­
lichkeiten des einzelnen unterdrücken, um ihre
Macht und ihre Pfründe zu sichern. Sie konnten
deshalb Innovation gar nicht in dem Maße för­
dern, wie es heute auf den Weltmärkten gefordert
ist. Wer jede einzelne Schreibmaschine mit
Schriftproben registrieren läßt, wie in Rumänien
geschehen, wer den Studenten Kopierer vorent­
hält aus Angst, diese könnten damit auch anderes
kopieren, der kann letztendlich wirtschaftlich
nicht erfolgreich sein. Vor diesem Dilemma zwi­
schen Kontrolle zur Sicherung der Macht der
Partei und wirtschaftlicher Dynamik zur Schaf­
fung von Wohlstand sehen sich jetzt auch die
Kommunisten zum Beispiel in Vietnam und der
VR China. Auch dort werden die ökonomischen
Erfordernisse die Freiheit beflügeln und die Re­
ste unsinniger und unmenschlicher ökonomischer
Rezepte beiseite fegen. Ein Blick auf den rasan­
ten Wandel, den China seit einigen Jahren durch­
läuft, macht das klar.

Der Kapitalismus wird aber auch die Soziale
Marktwirtschaft verdrängen, wenn es uns nicht
gelingt,
• in Deutschland einen Wertekonsens zu erhal­

ten, daß wir die Soziale Marktwirtschaft als
die uns gemäße Form der Verbindung von
wirtschaftlicher Effizienz und ethischen Maß­
stäben sichern wollen,

• einen Wertekonsens neu zu schaffen, was das
»Soziale« und was das »Marktmäßige« in un­
serem Wirtschaftssystem sein soll,

• in unseren Ländern die Kosten der sozialen Si­
cherungen und der Sozialpartnerschaft durch
eine entsprechende Produktivität auszuglei­
chen und

• auf Weltebene einen wachsenden Konsens
über elementare soziale Fragen herbeizuführen.

Die Soziale Marktwirtschaft stellt einen Wert an
sich dar, der gesichert werden kann. Jedoch müs­
sen wir dabei die vom Weltmarkt gesetzten Rah­
menbedingungen beachten und in die Vertei­
lungsdiskussionen von Anfang an einbeziehen.
Ansonsten wird der Weltmarkt die Korrektur ex
post über Arbeitslosigkeit und Unternehmens­
pleiten in unseren Ländern durchführen - und er
tut es ja bereits. Auch Christen müssen den
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Zusammenhang zwischen Arbeitsproduktivität
und Lohnhöhe verstehen und akzeptieren. Es ist
simpel: Wenn alle mehr haben wollen, als sie
erwirtschaften, geht das unter dem Strich nicht
auf.

Deshalb ist es zwar erfreulich, daß die Kir­
chen diesen Zusammenhang in der Diskussions­
grundlage anerkennen; es ist aber bedauerlich,
daß sie gleichzeitig zu einem gravierenden Miß­
verständnis beitragen, wenn dort auf Seite 23 for­
muliert wird: »Insbesondere in Jahren anhaltend
hoher Massenarbeitslosigkeit und unübersehbar
verschärften internationalen Wettbewerben mit
Niedriglohnländern erscheint es ökonomisch ge­
boten und sozial vertretbar, für Lohn- und Ge­
haltszuwächse einzutreten, die sich am Produkti­
vitätsfortschritt orientieren und die Lohnstück­
kosten nicht erhöhen.« Dies ist doppelt falsch:
Erstens gilt dieser Zusammenhang nicht nur für
besondere Jahre, sondern immer. Zweitens
schafft die bloße Orientierung am Produktivitäts­
fortschritt keine zusätzlichen Arbeitsplätze, weil
mit solchen Lohnerhöhungen alles verteilt ist und
für die Arbeitslosen nichts übrigbleibt. Wer in
Solidarität mit den Arbeitslosen handeln will,
muß für Lohnabschlüsse eintreten, die unterhalb
des Produktivitätszuwachses liegen und dann die
Arbeitgeber in die Pflicht nehmen, zusätzliche
Arbeitsplätze zu schaffen.

Auch die Soziale Marktwirtschaft kann nicht
mehr verteilen, als da ist. Ihre Qualität zeigt sich
in der Frage, wie verteilt wird. In den letzten
Jahrzehnten haben wir die sozialen Sicherungen
erheblich schneller ausgebaut, als das Sozialpro­
dukt gewachsen ist. Das bringt heute die sozialen
Sicherungssysteme in eine akute Krise, die zum
Beispiel durch demographische Entwicklungen
(Veralterung) in der Rentenversicherung weiter
verschärft wird.

In der Diskussionsgrundlage ist - zu Recht ­
viel die Rede davon, daß Arbeit zur Würde des
Menschen gehört. Es ist aber wenig die Rede da­
von, daß jeder einzelne seinen Mitmenschen
seine Leistung auch schuldig ist. Beides sind die
Seiten der christlichen Medaille, wenn es um Ar­
beit geht. Es gibt viele und komplexe Ursachen
für Arbeitslosigkeit. Wir müssen aber als Chri­
sten mit einem Tabu brechen: Niemand hat nach
christlichem Verständnis ein Anrecht darauf, die
Ansprüche an die Arbeit, die er zu tun bereit ist,
ungebührlich nach oben zu schrauben. Arbeit ist



in unserer Gesellschaft nicht knapp - entgegen
vielen Parolen. Knapp ist die Bereitschaft, seine
Arbeitskraft zu dem Preis anzubieten, den andere
ihr als Wert beimessen. Dies diskriminiert nicht
die vielen, die unverschuldet in Arbeitslosigkeit
geraten oder die aufgrund unverschuldeter
Schwächen, zum Beispiel durch Behinderungen,
Leistung nicht in dem vom Markt verlangten
Ausmaß anbieten können. Für diese Menschen
stehen Christen in Solidaritätspflicht. Andere
dürfen und müssen Christen aber mahnen, diese
Solidarität nicht zur Ausbeutung der vielen durch
den einzelnen zu pervertieren.

Dazu gehört auch das Verhalten mancher, die
Arbeit besitzen: Es gibt keinen einleuchtenden
Grund, warum Menschen in Deutschland mon­
tags, freitags und nach dem Urlaub besonders
häufig krank sind. Es gibt keinen einleuchtenden
Grund, warum wir im reichen und bequemen
Deutschland mit im Schnitt ca. 7% (im Staats­
dienst sogar 10%) einen Krankenstand haben, der
deutlich höher ist als in der Schweiz, den USA
oder Schweden. Hier wird die Soziale Marktwirt­
schaft mißbraucht.

Ethisch verantwortet werden muß also die
Entscheidung, wie wir unserem Wirtschafts­
system unter den Bedingungen der Globalisie­
rung ihre zum Schutz der Menschen dienenden
Instrumente erhalten. Dabei muß beachtet wer­
den, daß national nur verteilt werden kann, was
international zuvor verdient wurde und daß zu­
nächst der einzelne den anderen etwas schuldet.
Wenn wir als Beispiel im internationalen Ver­
gleich ein Hochlohnland bleiben wollen, muß
auch die Leistung entsprechend sein. Dazu muß
gehören, daß wir das nutzen, was wir besonders
haben: das Wissen in unseren Köpfen. Es ist des­
halb unvernünftig, gerade dieses Wissen durch
Arbeitszeitbeschränkungen nur eingeengt verfüg­
bar machen zu wollen. Im weltweiten Vergleich
ist nicht zu erkennen, daß eine Verkürzung der
Arbeitszeit hier bei uns ein christliches Gebot
sein müßte.

These 3: Die Globalisierung verschiebt die
Gewichte zwischen Kapital und
Arbeit, weil der Faktor Kapital die
Chancen des Weltmarktes leichter
nutzen kann als der Faktor Arbeit.

Die gesellschaftlichen Grundlagen unserer Wirt­
schaftsordnung kommen durch die Globalisie-

rung ins Wanken, weil die Investitionen auf dem
Weltmarkt freier und leichter fließen können, als
dies die Arbeitnehmer auf der Suche nach Be­
schäftigung können. Damit verschiebt sich ­
ohne daß dies von einer Seite subjektiv gewollt
oder angestrebt wäre, die Verhandlungsmacht
weg von den Gewerkschaften hin zum Unter­
nehmenssektor.

Die Globalisierung gibt einer steigenden Zahl
von Unternehmen die Möglichkeit, bei Neuinve­
stitionen auch internationale Standortvergleiche
auf ihre Vorteile hin anzustellen. Die Unterneh­
men erfahren dies nicht so sehr als wachsende
»Freiheit«, sondern als Ergebnis eines wachsen­
den weltweiten Konkurrenzdrucks, der sie zu
produktionsoptimalen Standortentscheidungen
zwingt. Der Weltmarkt straft Nichtbeachtung
dieses Drucks mit Verlusten und letztendlich der
Schließung des Unternehmens.

Wir merken dies in Deutschland: Seit Jahren
investieren deutsche Unternehmen im Ausland
mehr als ausländische Unternehmen bei uns.
Auslandsinvestitionen sind etwas Normales, ja
Positives: Gerade Christen legen Wert darauf,
daß es besser sei, daß das Kapital dahin wandere,
wo die Menschen sind, als umgekehrt. Dies zieht
sich beispielsweise wie ein roter Faden durch die
katholische Soziallehre von der Sozialenzyklika
»Rerum novarum« von 1891 bis zur Enzyklika
»Centesimus annus« hundert Jahre später.

Wir müssen aber fragen, warum ausländische
Unternehmer, trotz der besonderen Investitions­
chancen seit der deutschen Einheit, für ihr Kapi­
tal woanders in der Welt bessere Renditen sehen
als bei uns, sei es in Großbritannien, in Ostasien
oder in letzter Zeit wieder in Lateinamerika. Hier
sind gerade die Christen gefordert zu sagen, was
Priorität haben muß: Chancen für mehr Arbeits­
plätze für die Schwächeren unter uns oder Ver­
teidigung verkrusteter Strukturen und von Besitz­
ansprüchen? Uns Deutschen wird aus dem Aus­
land immer wieder vorgehalten, wir hätten un­
sere Dynamik verloren, wir würden überall nur
noch Risiken und keine Chancen, überall Welt­
untergang und keine Weltrettung sehen. Damit
blockieren wir neue Techniken vom Magnetzug
bis zur Gentechnik, die dann gar nicht oder im
Ausland umgesetzt werden. Damit verzögern wir
Betriebsgenehmigungen bis zum Punkt, an dem
ausländische Unternehmer sich bei uns abgesto­
ßen und nicht angezogen fühlen. Damit blockie-
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ren wir unternehmerische Initiative, die zum
göttlichen Recht auf Entfaltung der eigenen An­
lagen gehört und der andere in der Gesellschaft
viel verdanken.

Die Gewerkschaften haben auf nationaler
Ebene eine hohe Verhandlungsmacht, die jedoch
aus einer Zeit weitgehend nationaler Märkte her­
rührt. Das »Störpotential« der Gewerkschaften ist
dadurch hoch. Ihre »Freiheit« reduziert sich je­
doch zunehmend darauf, durch ökonomisches
Fehlverhalten Arbeitslosigkeit zu provozieren
oder den weltweiten Standortwettbewerb für ihr
eigenes Handeln als Grundlage zu akzeptieren.

In dieser schwierigen Situation leiden vor al­
lem die von Arbeitslosigkeit betroffenen oder be­
drohten Arbeitnehmer sowie die Unternehmer,
denen aufgrund ihrer Größe, ihres Produktes, der
Abnehmerstrukturen oder des internationalen
Protektionismus der Weg auf die Weltmärkte
versperrt ist. Die Tarifparteien und die nationale
Politik muß sich gerade dieser Gruppen anneh­
men. Wir müssen erkennen, daß wir eine wach­
sende Zahl sozialer Fragen nicht mehr national,
sondern international lösen müssen. Deshalb
sollte das oben Gesagte nicht mißverstanden wer­
den als Kritik an der berechtigten Rolle von Ge­
werkschaften, deren Wirken wir in Deutschland
viel zu verdanken haben. Jedoch müssen die
Gewerkschaften ihre Rolle neu definieren und
ihre Handlungsmöglichkeiten erkennen. Das ist
nicht einfach. Aber es ist kein Zufall, daß die
Zahl der Gewerkschaftsmitglieder sinkt, auch
wenn man die Sondersituation in Ostdeutschland
berücksichtigt, und daß immer mehr Unterneh­
men mit ihren Arbeitnehmern eigene Verein­
barungen schließen.

Ebenso läßt übrigens die Bindungswirkung
von Unternehmensverbänden in der Tarifpolitik
nach, weil auch hier die Mitglieder mehr auf Fle­
xibilität setzen müssen.

Zunächst muß es gelingen, für solche Phäno­
mene Verständnis zu schaffen. Wer national Ver­
antwortung trägt, muß gerade im Interesse der
Schwächeren darauf achten, daß zum einen der
Verteilungsrahmen nicht überzogen, zum ande­
ren aus dieser Entwicklung keine unfairen Vor­
teile geschlagen werden. Wer international Ver­
antwortung trägt, muß darauf hinwirken, daß der
Schutz der Schwachen und optimale Investitions­
und Produktionsbedingungen zum Schutz aller in
ein Gleichgewicht kommen. Wir brauchen also
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im weiten Sinne eine »Weltsozialpolitik« mit der
Suche nach gemeinsamen Standards.

Dabei werden nicht nur die anderen in der
Welt von uns lernen, sondern wir sind gut bera­
ten, auch auf die Wünsche und Ziele von Men­
schen in anderen Ländern und Kulturen zu ach­
ten. Wer sagt uns, daß andere alle Ausformungen
unseres Sozialsystems attraktiv finden? Daß bei­
spielsweise in Korea, in den USA oder der
Schweiz mehr und länger gearbeitet wird als bei
uns, hat nicht nur etwas zu tun mit unterschiedli­
chem Entwicklungsstand oder Gewerkschaftsein­
fluß, sondern auch mit unterschiedlichen Wert­
vorstellungen.

These 4: Die Globalisierung der Wirtschaft
führt zu einem schnell wachsen­
den Verlust an faktischer Auto­
nomie der nationalen Politik.

Nationale Politik hat in immer mehr Gestaltungs­
bereichen nur noch die »Freiheit«, Entscheidun­
gen falsch gegen den Weltmarkt zu treffen. Was
»richtig« ist, definiert der weltweite Wettbewerb
um optimale Standortbedingungen. Dies gilt
nicht nur für die Kernbereiche der Wirtschafts­
politik, sondern zum Beispiel auch für die Fi­
nanzpolitik, den Umweltschutz, die Verbre­
chensbekämpfung, die Sicherheitspolitik oder die
Verkehrsplanung.

Deshalb geben Staaten ihre Souveränität in in­
ternationalen Kooperationen nicht auf, vielfach
gewinnen sie diese dadurch erst zurück. Dennoch
läuft die Globalisierung der Politik der Globali­
sierung der Wirtschaft weit hinterher. Daraus
entsteht ein wachsender Konfliktherd - national
und international. Der Ruf nach Protektionismus
in all seinen Spielarten wird lauter werden - auch
in dem neuen Gewand der Forderung nach
Einhaltung sozialer Mindeststandards bei impor­
tierten Gütern und Diensten. Die Gradwanderung
zwischen einer gewünschten Anhebung weltwei­
ter sozialer Mindeststandards und protektionisti­
scher Abwehr wird schwierig sein. Auch dies
wird Christen vor schwierige Entscheidungen
stellen. Hier sind die Worte in der Diskussions­
grundlage zum gemeinsamen Wort der Kirchen
zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in
Deutschland erfreulich deutlich.

Regionale Zusammenschlüsse wie die EU sind
ein richtiger Weg, um mit den Herausforderun­
gen der Globalisierung umzugehen. Wirtschaft-



lieh sind die Unternehmen jedoch bereits über
den Markt der EU hinausgewachsen. Deshalb
kann ein noch so gut funktionierender Europäi­
scher Binnenmarkt nur eine Unterstützung bei
der Globalisierung sein, jedoch keine Alterna­
tive. Die Unterstützung der europäischen Eini­
gung durch die Kirchen (schwerer tut sich offen­
bar die Griechisch-Orthodoxe Kirche) ist deshalb
folgerichtig und ethisch begründet.

Wer national Verantwortung trägt, muß darauf
achten, daß aus dieser Beobachtung nicht der
Schluß gezogen wird, die Rückkehr zu Na­
tionalismus und Protektionismus sei eine verant­
wortbare Alternative.

Ethisch verantwortbar ist statt dessen eine ein­
deutige Befürwortung einer weiteren europäi­
schen Einigung, einer Stärkung der Welthandels­
vereinbarungen, aber auch eine Unterstützung für
Bestrebungen, vor allem soziale Mindeststan­
dards international zu vereinbaren. Hierfür müs­
sen auch die Unternehmen gewonnen werden.

These 5: Die Globalisierung der Wirtschaft
bringt Gewinner und Verlierer
dieser Entwicklung mit sich. Ei­
nige Konflikte lassen sich über
die Globalisierung leichter lösen,
andere werden sich verschärfen.
Deshalb sind gegen die Globali­
sierung wachsende Widerstände
zu erwarten - regional und natio­
nal, aus einzelnen Branchen und
Arbeitnehmergruppen und von
Teilen der Politik. Das Ergebnis
ist offen.

Zu den Gewinnern der Globalisierung werden
vor allem gehören:

- Menschen mit guter Ausbildung, hoher Mo­
bilität und kultureller Anpassungsfähigkeit (z. B.
Wissenschaftler, Ingenieure, Techniker,
Montagearbeiter, Manager, etc.),

- Unternehmen, die stark auf die Triebkräfte
der Globalisierung setzen können: im Kommuni­
kationsbereich und in allen Bereichen, in denen
die Anwendung weltweit verfügbaren Wissens
nützlich ist (z. B. bei der Entkoppelung von
Know-how - Erzeugung und dessen Umsetzung
in Produktion),

- Unternehmen, die weltmarktfähige Produkte
herstellen und die Chancen steigender Kunden­
nähe durch internationale Präsenz nutzen können,

- Politiker auf internationaler Ebene und Politi­
ker mit dem Mut zu freihändlerischer Überzeu­
gung, (aber auch Politiker, die wählerwirksam
auf Ängste setzen),

- internationale Organisationen und Organisa­
tionen mit internationaler Präsenz.

Zu den Verlierern der Globalisierung werden vor
allem gehören:

- Menschen mit schlechter Ausbildung, gerin­
ger Mobilität und schlechter kultureller Anpas­
sungsfähigkeit,

- Unternehmen, die auf heimischen, bislang
geschützt erscheinenden Märkten agieren und
jetzt einer verschärften Konkurrenz ausgesetzt
werden,

- Unternehmen, die keine weltmarktfähigen
Produkte haben oder deren Produkte von Kosten
oder Qualität her auf weltweiter Ebene nicht
mithalten können,

- Politiker auf nationaler Ebene und solche,
die sich im Interessengegensatz nicht positionie­
ren,

- rein nationale Organisationen ohne Stand­
bein auf den Weltmärkten,

- Gewerkschaften (zumindest mittelfristig),
weil die Berufsgruppen, die zu den Gewinnern
gehören, nicht zur Gewerkschaftsmitgliedschaft
neigen und weil der Verteilungsspielraum gerin­
ger wird.

In dieser Situation liegt in Zukunft ein erhebli­
ches Konfliktpotential, bei dem auch die Unter­
nehmen daran interessiert sein müssen, daß es
beherrschbar bleibt. Wachsen angesichts von
Ängsten in Bevölkerung und Politik protektio­
nistische, nationalistische und im Inland vertei­
lungsorientierte Konflikte, so werden die Unter­
nehmen zu den ersten Verlierern gehören - vor
allem die große Zahl der Unternehmen, die die
Chancen des Weltmarktes (noch) nicht nutzen
können. Deshalb sollte sich gerade die Wirtschaft
um eine offene und auf die Chancen der Globali­
sierung zielende Diskussion bemühen und die
dagegen stehenden Sorgen ernst nehmen.

Die Globalisierung mit ihren vielen Themen­
aspekten, die alle Bereiche des menschlichen Le­
bens berühren, ist das strategische Zukunfts­
thema schlechthin. Die alte Diskussion, wie wir
wirtschaftliche Effizienz (ein ethischer Wert,
weil es um den Umgang mit der Schöpfung geht)
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und sonstige ethische Normen verbinden wollen,
muß heute auch international diskutiert und vor
allem in immer mehr Fällen auf internationaler
Ebene entschieden werden.

Die Meinung der Kirchen zu diesen wesentli­
chen Fragen ist außerhalb der Gemeinden und
Kirchenkreise nicht sehr zu spüren. Sie spielt in
den wirtschaftlichen Diskussionen keine ver­
nehmbare Rolle. Dies liegt sicher zum einen am
insgesamt schwindenden Einfluß der Kirchen in
der deutschen Gesellschaft. Es liegt zum ande­
rem wohl ebenso an der Schwierigkeit der Kir­
chen, in dieser spannenden, aber konfliktbelade-

nen Diskussion gemeinsam über ein »einerseits ­
andererseits« hinaus zu kommen. Dies merkt
man auch der Diskussionsgrundlage an. Es muß
Christen in dieser Diskussion darum gehen, den
spezifisch christlichen Kern herauszustellen, da­
mit die »Eine Welt«, in der zu leben wir begon­
nen haben, möglichst viel von dem enthalte, was
Christen und alle Menschen von diesem Leben
erwarten dürfen.

Dr. Johannes von Thadden
Andreasstraße 10
53179 Bonn

Stichwort: Wohlfahrtspluralismus

Das soziale Kapital der Gesellschaft und der Formwandel
der Solidarität

Joachim von Soosten

Everything's got amoral, if only you can find it.
Lewis Caroll

Moral trägt manchmal Blau. Eine britische An­
thropologin, die im ehemaligen Belgisch-Kongo
einen kleinen Volksstamm mit der Frage unter­
sucht hatte, wie kommt es eigentlich zur Solida­
rität, zu einem stabilen, inneren Zusammenhalt
der Gruppe, gelangte zu der Feststellung: »Soli­
darität ist nur dann problemlos, wenn sie keine
Opfer verlangt.«' Das Problem der Solidarität be­
steht demnach kurz gesagt darin, daß die Güter,
die in einer Gesellschaft vorhanden sind, nicht
im Übermaß oder Überftuß vorhanden sind.
Wenn die Güter knapp werden, wird unüberseh­
bar die Solidarität zu einem knappen Gut, wird
Solidarität zu einem Problem. Der Ernstfall der
Solidarität und der sozialen Integration sind also
die Knappheitsbedingungen, unter denen eine
Gesellschaft steht und agiert. Der Unterschied
zwischen den einfachen, den protomodernen Ge­
sellschaften, die die Anthropologin untersucht
hatte, und unseren industriellen oder nachindu­
striellen Gesellschaften, ist vermutlich gar nicht

so groß, wie zunächst vermutet werden könnte.
Vielleicht läßt die Beobachtung sogar eine vor­
sichtige Verallgemeinerung zu, die lautet: Solida­
rität ist nur dann problemlos, wenn die Beiträge
umsonst bleiben oder doch zumindest relativ ko­
stenlos erscheinen, die für sie zu leisten sind. Mit
dieser Beobachtung sind wir unversehens mitten
in der Gegenwart angelangt. Denn von Knapp­
heitslagen, Einschränkungen, ist allerorten die
Rede: »Sparzwänge«, »Kostenexplosionen«,
»Haushaltslöcher«, »Finanzmiseren« heißen die
Stichworte. Ob unter dem Primat knappes Geld
auch das Kapital der Solidarität aufgebraucht ist,
wird zu fragen sein 2•

In dem folgenden Bericht wird in einer ersten
Fragehinsicht unterschieden zwischen den Soli­
darsystemen einerseits und den Solidarnetzen an­
dererseits. Mit Solidarsystemen sind vor allem
gemeint: die sozialstaatliche Modellierung von
Solidarität in Form von Organisationen, Sozial­
verfassung und sozialen Rechten. Mit Solidarnet-
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zen sind gemeint: private Fürsorglichkeit auf der
Ebene von eigener Subsistenz und im Nah­
bereich von familiär-verwandtschaftlichen wie
nachbarschaftlieh-kommunalen Beziehungen,
Selbsthilfegruppen, genossenschaftliche, vereins­
mäßige oder kirchlich-diakonische Samaritaner­
dienste auf schwach organisierter, nonprofessio­
neller Gemeindebasis, neue Subsidiarität, spon­
tane Netzwerke der Solidarität. Geld, Markt,
Liebe und Macht spielen in diesem Geflecht un­
terschiedliche Rollen.

Beide Dimensionen der Solidarität, Solidar­
systeme und Solidarnetze durchlaufen gegenwär­
tig einen gesellschaftlichen Formwandel. Die
Diagnosen zum Formwandel der Solidarität sol­
len zunächst in kurzen Illustrationen vorgestellt
werden. Vor dem Hintergrund dieser Diagnosen
kann sodann die Frage beraten werden, inwiefern
beide Dimensionen aufeinander verweisen und in
Wechselwirkung stehen. Die Beratung spitzt sich
dabei besonders an dem Punkt zu, an dem nach
dem Verhältnis von sozialer Gerechtigkeit und
zivilem Gemeinsinn gefragt wird. Für die Entfal­
tung dieser Frage können konvergente Impulse
aufgenommen werden, die einerseits aus der
Theorieströmung des Kommunitarismus entstam­
men und andererseits in der normativen Substanz
der jüdisch-christlichen Religionsüberlieferung
aufbewahrt werden. Beide Impulse werden in ei­
nem weiteren Schritt auf die Frage nach dem so­
zialen Kapital der Gesellschaft übersetzt. Im
Rahmen dieser Überlegungen kann dann auch ein
konzeptioneller Vorschlag für die Problemlage
der gesellschaftlichen ModelIierung von Solida­
rität an Plausibilität gewinnen, der nicht in die
derzeit populäre Devise »weniger Staat« und
»rnehr Markt« eingezwängt werden muß. Der Ti­
tel für dieses Konzept heißt: »Wohlfahrtsplura­
lismus«.

In der Bundesrepublik Deutschland ist Solidarität
organisiert durch ein mehrfaches System von
Versicherung, Versorgung und Fürsorge. Dieses
System hat eine Vorgeschichte, die bis in die Zeit
der Bismarck' sehen Sozialversicherungslösung
Ende des 19. Jahrhunderts zurückreicht. Es be­
zieht sich auf die Risiken von Arbeitslosigkeit,
Krankheit und Invalidität, auf Vorsorge für den

Austritt aus der Phase der Erwerbsexistenz im
Alter (Rente), auf den Fall von Pflegebedürftig­
keit und schließlich auf öffentliche Fürsorge im
Fall von Notlagen, in denen andere Sicherungs­
leistungen nicht mehr greifen (Sozialhilfe). Die­
ses Solidarsystem arbeitet zum einen mit den je­
weils entsprechenden Eigenleistungen, die in der
Phase der Erwerbstätigkeit in die Solidarver­
sicherungen eingebracht, sprich eingezahlt wer­
den, zum anderen arbeitet es mit dem Instrumen­
tarium der staatlichen Einkommensumleitung,
sogenannte Transferleistungen, die vor allem
über die Maßgaben der Steuererhebung funktio­
nieren. Dabei ist dieses Solidarsystem fundiert
und abhängig vom produktiven Leistungsver­
mögen der Volkswirtschaft insgesamt sowie vom
jeweilig daraus erzielten Einkommensprozeß, de­
ren Effizienz und Leistungskraft über das Koor­
dinationsprinzip des ökonomischen Wettbewerbs
sichergestellt werden. Nach seinem Erfinder AI­
fred Müller-Armack beruht auf dieser Kombina­
tion das bundesrepublikanische Modell der sozia­
len Marktwirtschaft, welches der Bundesrepublik
in Zeiten ihrer Nachkriegsgeschichte, so ist hin­
zuzufügen, ökonomische Prosperität und soziale
Kohärenz, Integrationsdichte, verliehen hatte, die
nicht unwesentlich zur Stabilisierung der unter
den Deutschen ungeübten Demokratie beigetra­
gen haben:'.

Dieses Erfolgskonzept der gesellschaftlichen
Modellierung von Solidarität stößt derzeit an ex­
terne und interne Grenzen. Die externen Gren­
zen, die derzeit ökonomisch in Aufmerksamkeit
geraten, heißen in Stichworten: Internationalisie­
rung der Märkte und Globalisierung der Produk­
tion und Wissensverarbeitung. Zu diesem öko­
nomischen Trend gesellt sich ein innergesell­
schaftlicher Wandel hinzu, der im demographi­
schen Ausschnitt heißt: Zunahme der Bevölke­
rung jenseits der Erwerbsexistenz (Alter), Zu­
nahme unterschiedlicher Einpersonenhaushalte
(Jugendliche, Alleinlebende, Alte), Zerbrechen
der ehemalig in Mehrheit familiär strukturierten
Normalbiographie (Alleinerziehende), Anwach­
sen von Einwanderungsbewegungen (Migration).
Die Wettbewerbsbedingungen für die Bundes­
republik Deutschland ändern sich derzeit in ei­
nem noch unerkannten Ausmaß: Wettbewerb der
kulturellen Lebensformen und Lebensstile inner­
gesellschaftlich, Wettbewerb von Arbeit, Produk­
tion und Wissen international.
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Als wäre das noch nicht genug, kommen in­
terne Grenzen des ehemals erfolgreichen Solidar­
systems hinzu. Zum Teil entstehen diese internen
Grenzen aus dem Erfolg der sozialstaatlieh orga­
nisierten Produktion von sozialer Sicherheit und
Solidarität. Interne Grenzen bestehen zum einen
(1) in der Tendenz zur Bürokratisierung der Si­
cherungssysteme, die die Eigenverantwortung
der Betroffenen vielfach entkräftet hat. Bürokra­
tisierung äußert sich für die Betroffenen in der
Erfahrung administrativ-rechtlicher Undurch­
schaubarkeit der Sicherungssysteme sowie der
Vereinzelung Betroffener zu hilflosen Betreu­
ungsobjekten. Parallel wächst die Zahl an­
spruchsvoller Antragsvirtuosen. Interne Grenzen
bestehen ferner (2) in einem für Großorganisatio­
nen spezifischen Mangel an Flexibilität, die für
die Schöpfung von Problemlösungen angesichts
neuer sozialer Randlagen verlangt wird. Zuneh­
mende Sozialvernetzung ist mit Aufmerksam­
keitslöchern für biographische Lagen verbunden,
die von dem bestehenden Netz nicht eingefangen
werden können. Die neuen Falltüren der Armut
bleiben offen. Schließlich ist das bestehende So­
lidarsystem (3) mit einer Kostenintensivierung
verbunden, durch die mit immer mehr Geld im­
mer weniger Leistung produziert wird. Die orga­
nisatorische Aufgabenausdifferenzierung und die
Ausdifferenzierung der sozialen Anspruchsklien­
tel führt zu verstärktem Ressourcenverbrauch
statt einer intelligenten Ressourcennutzung.

In Phasen wachsender Prosperität blieb die
Aufmerksamkeit für externe und interne Grenzen
des Solidarsystems eher verdeckt. Solidarität
konnte dabei als Größe erscheinen, die im »Mo­
dell Deutschland« zu relativ moderaten Preisen
zu haben sei. Wie dieses System auch unter
Knappheitsbedingungen funktionieren kann, an
welchen Stellen dafür Transformationen und An­
passungen an externe Grenzen und interne Fehl­
steuerungen vorgenommen werden müssen, ist
eine offene Frage. Das Problem der gesellschaft­
lichen Solidarität ist auf neue Weise gestellt. Aus
diesem Grund richtet sich die Aufmerksamkeit
nicht nur auf die organisationsinteme Transfor­
mation des Sozialstaates, sondern konzentriert
sich in neuer Weise auch auf die Bedeutung der
gemeinschaftlichen Solidametze der Gesellschaft
unterhalb und seitwärts der großen Solidar­
systeme. Das Stichwort für diese Aufmerksam­
keitsverlagerung heißt »Subsidiarität-s".
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Je deutlicher die Grenzen der Sozialversicherun­
gen und der sozialstaatlichen Bürokratien zutage
treten, desto bestimmter werden die Möglichkei­
ten der Solidarität außerhalb der Grenzen der
staatlichen Sicherungssysteme neu sondiert, wer­
den sie von neuem eingefordert, wird auf neue
Weise nach der Stärkung des Subsidiaritätsprin­
zips als zweiter wichtiger Komponente des Sozi­
alstaates verlangt. Mit dem Stichwort Subsidia­
rität kommen zwei miteinander verbundene
Aspekte in den Blick: zum einen die Möglichkei­
ten und Fähigkeiten zur Eigenverantwortung und
Selbstvorsorge für individuelle Risikolagen
(s-subsidiäre Kompetenz«), zum anderen Mög­
lichkeiten und Fähigkeiten zur sozialen Hilfe zur
Selbsthilfe in personennahen Gemeinschaftsver­
hältnissen (s-subsidiäre Assistenz«). Der Blick
richtet sich dabei auf den kommunalen und kom­
munitären Nahbereich der gesellschaftlichen So­
lidarität (Familien und Nachbarschaften, Stadt­
viertel, Vereine, Gemeinden und andere Körper­
schaften). In dieser Perspektive spielt die Frage
eine hervorgehobene Rolle, wie es um die Vitali­
tät von Tugend und sozialer Verantwortung, wie
es um die Vitalität von Gemeinsinn und Bürger­
engagement in Fragen sozialer Gerechtigkeit in
dieser Gesellschaft bestellt ist.

Welche Rolle spielt das soziale Kapital einer
Gesellschaft, wenn soziale Versicherung, Vor­
sorge und Fürsorge in Form der staatlichen Soli­
darsysteme pekuniär an Grenzen geraten? Auf
dieser Ebene der Fragestellung konkurrieren
zwei Wahrnehmungsmuster miteinander. Das er­
ste und dominante Muster diagnostiziert, diese
Gesellschaft leide in kultureller Hinsicht in einer
Solidaritätsschäpfung, plakativ: statt »Gemein­
sinn« regiere kulturell »Egoismus«, Das zweite
Wahrnehmungsmuster fällt perspektivenreicher
aus. Im Zentrum steht die These über den Form­
wandel der Solidarität. Sie besagt, an die Stelle
der älteren Formen des sozialen Engagements
treten neuere Formen des Gemeinsinns.

Beispiele für die These der Solidaritäts­
erschöpfung lassen sich schnell finden. Sie äußert
sich in dem Trend, um mit einem naheliegenden
Beispiel zu beginnen, der an der Oberfläche da­
durch gekennzeichnet ist, daß feste Mitglied­
schaften in Vereinen, Parteien und Kirchen zu­
nehmend abschmelzen. Dahinter stehen Folge-



erscheinungen der geographischen, sozialen und
beruflichen, der politischen und verwandtschaftli­
chen Mobilitäts. Vielfache Umzüge während ei­
nes Berufslebens gestalten den Aufbau lokaler
Nachbarschaften schwieriger, lassen das Gefühl
von »Heimat« zerfallen. Wir müssen weiter.
Nicht nur für einen Beruf lernen wir, sondern
gleich für mehrere. Lernen, Bildung wird zu einer
lebenslangen Aufgabe, unter der feste Berufsbil­
der und traditionelle Berufsethos zerfallen. Wir
lernen länger dazu und um. Lebensformen und
Lebensstile werden gewechselt. Wir binden uns
neu. Und schließlich zerfallt die dauerhafte Bin­
dung zu politischen, kirchlichen der sonstigen Or­
ganisationen, Körperschaften und Vereinskultu­
ren. Wir wechseln öfter. Diese permanente Wech­
selgeschäftigkeit ist dabei nicht nur selbstgewählt,
wie oft behauptet wird, sondern im Zuge von ge­
sellschaftlichen Modernisierungsprozessen gera­
dezu aufgenötigt. Allerdings lösen sich unter dem
Druck der Mobilität auch die traditionellen For­
men der gemeinschaftlichen Subsidiarität mehr
und mehr auf. »Gemeinsinn« bleibe auf der
Strecke, »Egoismus« setze sich durch: so lautet
die vielfach variierte Klageformel über die Krise
der Solidarität, den Verlust von sozialer Tugend
und Verantwortungsbereitschaft.

Natürlich läßt sich fragen, ob in den beliebten
Klageformeln über den Vormarsch der »Ego-Ge­
sellschaft« nicht Ursache und Wirkung verwech­
selt werden. Denn der sogenannte Egoismus und
Individualismus sind nicht nur der Grund, son­
dern viel weiter noch und in erster Linie Folge
von gesellschaftlichen Veränderungsprozessen
unter dem Druck der sozialen und ökonomischen
Mobilisierung. Fragwürdig ist aber auch der sehr
generelle und plakative Charakter der These von
der Solidaritätserschöpfung. Denn der Eindruck,
unter dem diese These empfohlen wird, kommt
lediglich dann zustande, wenn man sich nostal­
gisch an der Vergangenheit orientiert, an den äl­
teren Formen von sozialem Engagement, Hilfs­
bereitschaft und Gemeinwohltugenden. Denn im
Zuge der gesellschaftlichen Modernisierung sind
auch neue Formen der Solidarität an die Stelle
der älteren getreten.

In diesem Zusammenhang sind jüngere Unter­
suchungen aufschlußreich, die zeigen, daß keine
Rede davon sein kann, daß das soziale Bürger­
engagement in den letzten Jahrzehnten zurück­
gegangen ist". Das Gejammer über den »Indivi-

dualismus« und den Gemeinschaftsverlust stimmt
so nicht. Einige Hinweise: Formen der Hilfs­
bereitschaft, karitatives Engagement, Ehrenamt,
sozialpolitische und diakonische Tätigkeiten in
sozialen Netzwerken haben nicht abgenommen;
sie sind in der Regel nicht mehr so langfristig wie
ftiiher. Sie sind sehr viel stärker zeitlich begrenzt,
fallen stärker noch als ftiiher in biographisch be­
grenzte Lebensabschnitte, beispielsweise in die
Übergangsphase von der Schule zum Studium,
die Kindererziehungsjahre. die Ruhestandsjahre.
Formen der Solidarität im kommunalen Nah­
bereich sind episodischer und variantenreicher
geworden, damit aber nicht weniger wichtig.
Wichtig ist auch, wie sich die Bewertung und
Motivation von Sozialeinsätzen und Bürgerenga­
gement verändert haben. Soziales Engagement,
gerade von der Gruppe der unter Fünfzigjährigen
will nicht mehr als »Opfer« erlebt werden, son­
dern verbindet sich heute stärker als früher mit
der Erfahrungssuche der »Selbstfindung«: im
Sinne von Erfahrungszuwächsen, von Freude und
Zufriedenheit, von Kontaktmöglichkeiten, die mit
sozialem Engagement verbunden werden wollen.
Selbstlosigkeit und Selbstfindung gehen derzeit
ein neues Verhältnis ein; Selbstverwirklichung
und Gemeinsinn stellen hier gerade keinen Wi­
derspruch dar 7• Schließlich sind im Zuge neuerer
sozialer Bewegungen eine fast unüberschaubare
Fülle von kleinen und mittleren Netzwerken ent­
standen, die sich selbstorganisatorisch karitativer
und sozialdiakonischer Aufgaben annehmen.
Auch die Entstehung von solchen Selbsthilfenet­
zen gehört zum Formwandel der Solidarität, den
die Gesellschaft gegenwärtig durchläuft.

Vor dem Hintergrund der empirischen Studien
zum Formwandel der Solidarität läßt sich sagen:
Das solidarische Kapital der Gesellschaft ver­
kümmert nicht, es wechselt lediglich seine For­
men. Insofern ist auch hinter die generellen Kla­
gen ein dickes Fragezeichen zu setzen, die into­
nieren, der »Egoismus« wäre gesamtgesellschaft­
lich auf dem Vormarsch. Die Frage, die näher
liegt, ist eher, wie solche neue Formen gestärkt
werden, wie sie ermutigt werden, wie Lemfelder
eröffnet werden können, die an die vorhandenen
Ressourcen, Bereitschaften und Formen der be­
reits gelebten Solidarität anknüpfen. Hier ist der
Hinweis besonders wichtig, daß sich die Erwar­
tungen unterschiedlicher Altersgruppen zur Un­
terstützung ihres Engagements Hilfe und Schu-

43



lung richten (Kompetenzerwerb) und weniger auf
finanzielle Zuwendungen. Wichtig ist auch der
Hinweis auf die Erwartung, sich »frei und unbü­
rokratisch« für die Belange des Sozialen einbrin­
gen zu können 8• Von hier aus stellt sich dann die
Frage, inwieweit sich Organisationen, die sich
früher auf feste Mitgliedschaftsmilieus gestützt
haben, auf diesen Wandel einlassen und einstel­
len werden, sich also selbst modernisieren - oder
aber weiterhin Abwehrängste vor dem Wandel
kultivieren, die sie zu Gefangenen ihres eigenen,
organisatorischen wie mentalen Modernisie­
rungsdilemmas werden lassen. Mit der Umdeko­
ration von Schaufenstern allein ist es nicht getan.

111

In verschiedener Hinsicht hat die Korrosions­
anfälligkeit der sozialstaatliehen Sicherungs­
systeme die Aufmerksamkeit auf die Frage nach
der Relevanz der kleinen Alltagssolidaritäten neu
konzentriert. Wenn die Rede auf die »Kultur des
Helfens« in den vorfindliehen Formen des All­
tags kommt, sind allerdings zwei Blickrichtun­
gen und Diagnosen sorgfältig zu unterscheiden.
Die erste Blickrichtung geht von der generellen
These der Solidaritätserschöpfung durch die Vor­
herrschaft des »Individualismus« aus; entspre­
chend müssen dann Programme und Rezepte zur
Revitalisierung sozialer Tugenden entworfen
werden. Die zweite Blickrichtung konzentriert
sich eher auf den Formwandel der Solidarität, die
neuen Formen der Subsidiarität; entsprechend
wird nach Gestaltungsräumen und Lernfeldern
gefragt, in denen diese neue Formen gestärkt und
ermutigt werden können, nach institutioneller
Phantasie, diese Formen aufzunehmen und an sie
anzuknüpfen. Die Konsequenzen, die sich aus
diesen Blickrichtungen ergeben, sind zum Teil
erheblich: Während die erste Blickrichtung oft
mit einer mentalen Verstimmung und organisato­
rischen Sprachlosigkeit einhergeht, gesellschaft­
liche Veränderungen jenseits der traditionellen
Frontlinien zur Kenntnis zu nehmen, enthält die
zweite Blickrichtung eine ganze Reihe von Her­
ausforderungen, die nach Modernisierungserfor­
demissen auf seiten gemeinnütziger Organisati­
onskulturen und institutioneller wie politischer
»Gestaltungsphantasie« verlangen.

Wenn die Frage nach den vorfindliehen All-
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tagsformen des sozialen Engagements zur De­
batte steht, sind allerdings noch in einer weiteren
Hinsicht Unterscheidungen angebracht. Sie bezie­
hen sich auf die Frage, inwieweit die Akzentnie­
rung des Gemeinsinns als Tugend und Aufwer­
tung der Subsidiarität in Kontakt gehalten werden
mit Fragen sozialer Gerechtigkeit. Unter den Va­
rianten, die die Frage nach dem Gemeinsinn neu
akzentuieren, sind eben auch solche zu verzeich­
nen, die diesen Kontakt gänzlich verweigern 9.

Der Appell an die Gemeinwohlorientierung der
einzelnen erfolgt hier unabhängig von Gerechtig­
keitsfragen. Unhinterfragt bleibt damit auch das
Rahmenwerk, innerhalb dessen die Intensivierung
des Gemeinsinns gefordert wird; ausgeblendet
wird die Frage nach dem Wechselverhältnis und
den Rückkoppelungseffekten zwischen den sozia­
len Tugenden der einzelnen einerseits und den ge­
sellschaftlich institutionalisierten Prinzipien der
Gerechtigkeit andererseits. Aus der Diskussion
ausgegliedert wird die dringliche Beratung über
die gesellschaftliche Gestaltung des konfliktrei­
chen Verhältnisses zwischen der ökonomischen
Tauschgerechtigkeit (»iustitia commutativa« am
Modell des Marktgeschehens) und den sozialen
Komponenten der Verteilungsgerechtigkeit (x-iu­
stitia distributiva« zwischen Leistungs- und Be­
dürfnisprinzipien) sowie den sozialen Aspekten
der Ausgleichsgerechtigkeit (»iustitia correctiva«
für begangenes Unrecht einerseits oder unver­
schuldete Unrechtslagen andererseits).

Die Ablösung des Diskurses über den Ge­
meinsinn von dem Gerechtigkeitsdiskurs ist aber
deswegen so brisant, weil sie das soziale Kapital
der Gesellschaft selbst gefährden muß. Einerseits
wirken gesellschaftlich institutionalisierte Ge­
rechtigkeitsstandards zurück auf das implizite
oder explizite Gerechtigkeitsempfinden und die
unterschiedlichen und uneinheitlichen Gerechtig­
keitsmotive, die auf der Ebene der sozialen Mo­
ral des Alltagshandelns in Form von affektiven
Einstellungen, Motivationen, Orientierungen und
Wertpräferenzen sowie den unterschiedlich ver­
teilten und eingeübten Kompetenzen der prak­
tisch-moralischen Urteilskraft immer schon an­
wesend sind. In den lokalen Übungen des Ge­
meinsinns ist die Gerechtigkeitsfrage schon im­
mer präsent, explizit oder implizit. Andererseits
wirkt das kontextuelle Ensemble aus Gemeinsinn
und Gerechtigkeitsüberzeugungen über die Ka­
näle verschiedener Öffentlichkeiten zurück auf



die Ebene, auf der die Verteilung von Gütern und
Lasten institutionalisiert, organisiert und ver­
rechtlicht wird. Wer diese Wechselwirkungen
ignoriert, wird auf die Ebene des sozialen All­
tagshandelns nur noch in Form des moralischen
Appells einwirken können, der die Kluft zwi­
schen moralischer Sollensforderung und vorhan­
dener Handlungsmotivation und Handlungskom­
petenz eher vertieft. Da aber die politische Ord­
nung dadurch ausgezeichnet ist, daß kein Bürger
zur Tugend gezwungen werden kann, wird die
soziale Mitverantwortung nur über den Weg er­
mutigt und gestärkt werden können, auf dem die
Aufwertung des Gemeinsinns explizit in Verbin­
dung gehalten wird mit der Diskussion über die
Modelle, Prinzipien und Kriterien, nach denen in
dieser Gesellschaft Fragen der sozialen Gerech­
tigkeit geregelt und institutionalisiert werden.
Eine Tabuisierung der Gerechtigkeitsproblematik
in Fragen des Gemeinsinns und der sozialen Ver­
antwortung hat kontraproduktive Folgen für die
Aktivierung des sozialen Kapitals einer Gesell­
schaft. Der moralpädagogische Appell an den
Gemeinsinn bleibt hier so folgenlos wie Fahr­
stuhlmusik.

Die Aufwertung der Frage nach einer gemein­
schaftsbezogenen Solidarität verdankt sich nicht
zuletzt den Impulsen, die zunächst über die sozi­
alphilosophische Rezeption des amerikanischen
Kommunitarismus in Umlauf geraten sind. In­
zwischen sind die kommunitaristischen Signal­
wörter soweit popularisiert, daß sie auch in die
aktuellen sozialpolitischen Debatten hineinrei­
chen und hier fröhliche Verwendung finden. Es
ist wohl ein Kennzeichen dieser Popularisierung,
daß kommunitaristische Fragestellungen in Va­
rianten aufgegriffen werden, in denen Gerechtig­
keitsdiskurse zugunsten der Gemeinsinnthematik
abgeschattet werden. Freilich kann man sich auf
den Kommunitarismus dann nur noch zu Unrecht
berufen. Das Gleiche gilt für Erwartungen, die an
die Kirchen adressiert werden, sie mögen ver­
stärkt wieder die gemeinschaftsbildende Kraft
der Religion betonen und dabei die Frage nach
der sozialen Gerechtigkeit in der Gesellschaft
hintanstellen. Gegen diesen halbseitigen Aufgriff
wird man festhalten müssen, daß sowohl die Po­
sitionen des Kommunitarismus als auch die so­
zialethischen Argumentationsfiguren aus den
Motiven der jüdischen und christlichen Überlie­
ferung gerade dadurch gekennzeichnet sind, daß

sie die Frage nach der personalen und gemein­
schaftsnahen Solidarität in einem präzisen Kon­
takt halten zu den Fragen sozialer Gerechtigkeit.

Der Kommunitarismus hat das Verhältnis zwi­
schen zivilem Gemeinsinn und sozialer Gerech­
tigkeit zumindest in drei Hinsichten neu akzentu­
iert. Erstens betont er die Verbindung, die zwi­
schen der Tugend der gemeinwohlorientierten
Gerechtigkeit und der Kompetenz der prakti­
schen Urteilskraft besteht. Sensibilität und Hand­
lungskompetenz, Bürgerengagement für Belange
des Sozialen (die sozialen Tugenden) wachsen in
dem Maße, in dem sie durch praktische und so­
ziale Erfahrungen aus situativen Lernfeldern er­
mutigt werden, die moralische Urteilskraft und
Handlungskompetenz unterstützen, stärken und
befördern 10. Zweitens behandelt er in besonderer
Weise die gemeinsam geteilte Vorstellung über
die Gesellschaft, in der wir als soziale Wesen im­
mer schon leben, als ein vorrangiges Gut und ge­
winnt aus der Vorrangstellung dieses Gutes das
sogenannte republikanische Prinzip. Dieses Prin­
zip besagt, daß Beratungen über die gerechte
Verteilung von Gütern und Lasten zwischen Lei­
stung und Bedürftigkeit nur dann auf den Weg
kommen können, wenn die Rahmenperspektive
auf das Gut der gesellschaftlichen Kommunität
im Blick behalten wird. Mit diesem normativen
Modell, in dem ein enger Zusammenhang zwi­
schen den intuitiven und kontextrelativen Ge­
rechtigkeitsvorstellungen der einzelnen und den
gesellschaftlich institutionalisierten Formen und
Prinzipien der Gerechtigkeit festgehalten wird,
soll konzeptuell verhindert werden, daß die Ge­
sellschaft zu einem »Selbstbedienungsladen« in­
dividueller Interessen verkommt oder nur noch
Gruppenegoismus von Leistungsträgern und
Wohlfahrtsempfängern regiert 11. Drittens nimmt
der Kommunitarismus Abschied von Idealen
»der« Gerechtigkeit, die allein in den Köpfen
von bestimmten Philosophen oder Theologen
existieren. Aufgedeckt wird das multiple Feld
von gesellschaftlichen Sphären, in denen Güter
und Lasten nach jeweils unterschiedlichen Ge­
rechtigkeitsstandards verteilt werden l 2

. Dem kor­
respondiert eine Forschungsperspektive, die in
empirischer Hinsicht nach den unterschiedlichen,
kulturell lokalen und mentalen Empfindungen,
Vorstellungen und Urteilsbildungen in Gerech­
tigkeitsthematiken fragt, die sich auf der Ebene
des sozialen Alltagshandelns bewegen 13. In bei-
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den Hinsichten werden konnektive Möglichkeiten
und Prinzipien gesucht und eingefordert, die das
plurale und sphärengespeiste Gefüge der Solida­
rität zwischen den personennahen Solidarnetzen
der Gesellschaft und den sozialstaatlich organi­
sierten Solidarsystemen intakt halten und kreativ
erneuern.

Auch die sozialethisehen Überlegungen in der
Tradition der jüdischen und christlichen Überlie­
ferung verbinden von jeher die Frage nach Ge­
meinsinn und Gemeinschaftstugend mit der
Frage nach der sozialen Gerechtigkeit. Im Zen­
trum steht hier zunächst die religiöse Vorstellung
von der zuvorkommenden »Gerechtigkeit Got­
tes«. Der Anteil an der »Gerechtigkeit Gottes«,
die von Gott her eröffnet wird, bedeutet die be­
freiende Anerkennung der Person jenseits von
Verdienst oder Leistung oder Kampf um Aner­
kennung. Das Verhältnis zu Fragen des gemein­
schaftlichen Solidarsinnes und der sozialen Ge­
rechtigkeit ist hier religiös fundiert. Die sozial­
ethischen Vorgaben und Konsequenzen aus die­
ser religiösen Fundierung der Gerechtigkeitsthe­
matik sind erheblich. Denn erst in der religiösen
Rahmenperspektive, in der über die Vorstellung
des Anteils an der Gerechtigkeit Gottes der Vor­
rang von Leistung und Verdienst suspendiert
wird, kommen Fragen gerechten Teilens und so­
lidarischer Anteilnahme auf den Weg. Kürzer:
Zuvorkommender Anteil in religiöser Hinsicht an
der Gerechtigkeit Gottes ohne Leistung und Ver­
dienst begründet in ethischer Hinsicht Ethos,
Moral und Recht des gerechten Teilens, sowohl
in den Formen personaler Tugenden wie der Tu­
genden sozialer Institutionen 14.

Vor diesem Hintergrund ist sehr genau zu fra­
gen, wie sich solche Impulse und Motive in die
derzeitige sozialpolitische Debatte übersetzen
lassen. Unmittelbar wird es nicht gehen. Jedoch
verdichten sich die Hinweise, die unterschiedlich
über Impulse des Kommunitarismus und den so­
zialethischen Motiven aus dem kulturellen Ge­
dächtnis der religiösen Überlieferung einerseits
und den empirischen Beobachtungen zum Form­
wandel der Solidarität andererseits eingespielt
werden, in einer Richtung, die auf neue Weise
nach der gesellschaftspolitischen Modellierung
von Gemeinsinn und Gerechtigkeit fragen läßt.
In der Verlängerung dieser Richtung liegt auch
der Austritt aus der kartellmäßigen bewachten
Alternative zwischen der Verteidigung von Sy-
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stemverfestigungen staatlicher produzierter
Wohlfahrt einerseits und den Beschwörungen des
inzwischen auch für sozialpolitische Belange be­
schworenen Allheilmittels »Markt« andererseits.

IV

Die sozialpolitische Diskussion, wie sie gegen­
wärtig in der Öffentlichkeit ausgetragen wird,
leidet daran, daß es anscheinend kein Entrinnen
aus der Generalalternative »Markt versus Staat«
gibt. Privatisierungsvorhaben und Deregulie­
rungsstrategien sozialstaatlicher Leistungen unter
dem Stichwort »mehr Markt« im Sozialbereich
sehen sich mit meist traditionell sozialdemokrati­
schen Positionen konfrontiert, die auf den mode­
raten Widerstand der staatlichen Sittlichkeit und
Ordnung in Fragen der sozialen Sicherungs­
systeme setzen. Diese Alternativstellung ist des­
wegen so unerquicklich wie eng, weil beide Stra­
tegien gleich zwei positionelle Fehlstellungen
miteinander teilen. Beide Strategien gehen er­
stens eindimensional vor, weil sie die Lösung so­
zialpolitischer Herausforderungen nur von einem
Sektor der Wohlfahrtsproduktion erwarten. Und
beide Strategien ignorieren zweitens einen Ent­
wicklungstrend, der »jenseits von Markt und
Staat« durch eine plurale Neuordnung von Insti­
tutionen, intermediären Netzwerken und dem
Formwandel der personennahen Solidarität ge­
kennzeichnet ist.

Aus diesen Defiziten führt in analytischer wie
normativer Hinsicht das neuere Konzept des
Wohlfahrtspluraiismus hinaus ". Es geht von der
analytischen Beobachtung des Zusammenspiels
mehrerer Sektoren aus und besagt hierfür: »Soli­
darität« in den unterschiedlichen Wohlstandssek­
toren est mixtum compositum et complexia oppo­
sitorum: in den Handlungskoordinationen (Wett­
bewerb, bürokratische Hierarchie, persönliche
Pflicht, Freiwilligkeit), in den Austauschmedien
(Geld, Recht, Moral), in den moralischen Be­
zugswerten (Freiheit, Gleichheit, Altruismus, So­
lidarität), in den Gütekriterien (Wohlstand, Si­
cherheit, soziale Gerechtigkeit) und in den unter­
schiedlichen Defiziten (Markt kann soziale Un­
gleichheit verstärken, Staat kann Motivation zur
Selbsthilfe entmutigen, Gemeinschaftssolidarität
kann Unfreiheit erzeugen, intermediäre Netz­
werke in Kompetenz und Effektivität können



nicht alles leisten) 16. Wie Querverstrebungen,
Verknüpfungen und Balancen zwischen den ver­
schiedenen Sektoren der Wohlfahrtsproduktion
etabliert werden können, ist für das Konzept des
»Wohlfahrtspluralismus« eine offene Frage.
Deutlich sind aber die Richtungsimpulse:

Ergänzungslogik statt Substitutionslogik: Das
Konzept des Wohlfahrtspluralismus betont eine
Reihe von analytischen Hinweisen, die besagen,
daß »mehr Markt« in Form von Wettbewerb ei­
nerseits und Selbsthilfe andererseits staatlich und
gesellschaftlich organisierte Solidarität in Form
von sozialen Sicherungssystemen nicht schlicht
und einfach ersetzen können. Subsidiarität ist in­
diesem analytischen Rahmen selbst als subsidiäre
Größe unter anderen Größen anzusehen.

Partizipationslogik statt Delegationslogik:
Das Konzept des Wohlfahrtspluralismus akzentu­
iert in analytischer wie normativer Hinsicht, daß
das soziale Kapital der Gesellschaft in den älte­
ren und neueren Formen der personennahen Soli­
darität nicht als beliebig disponible Ressource
zur Verfügung steht, sondern daß in diesen Be­
stand auch »investiert« werden muß: beispiels­
weise in Form von Angeboten zur professionel­
len Kompetenzerweiterung und der Eröffnung
von Chancen, mitverantwortlich an Prozessen
politischer, organisatorischer und kommunaler
Entscheidung auch teilnehmen zu können.

Balanceaufbau statt Gruppendynamik: In ei­
ner dritten Hinsicht verdichten sich im Konzept
des Wohlfahrtspluralismus die Hinweise darauf,
daß das soziale Kapital einer Gesellschaft nur
dann aktiviert und »jenseits von Markt und
Staat« auch genutzt werden kann, wenn die Ge­
rechtigkeitsdiskurse miteinander vernetzt wer­
den, die sowohl die Solidarsysteme als auch die
Solidarnetze einer Gesellschaft in unterschiedli­
cher Weise formatieren. Nur so werden die sozi­
alpolitischen Fragen von Gerechtigkeit und Ge­
meinsinn jenseits gruppenegoistischer Vertei­
lungskärnpfe und jenseits von Markt oder Staat
in Balance zu halten sein: balancing pluralism
between the spheres of justice. Wichtig: Denn
schließlich betreibt jedes Milieu gegenüber Ge­
rechtigkeitsfragen, die die Gemeinschaft unter­
schiedlich Aller und einander Fremder umfassen
möchte, die Neigung, geschlossene Gesellschaft
zu spielen. Als ob es so ist.
Dr. Joachim von Soosten,
Im Kempken 14, 44799 Bochum
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Ethik, Vernunft und Rationalität

Bericht zur Jahrestagung 1996 der Societas Ethica

Von Rudi Neuberth

Vom 28. August bis 1. September 1996 fand in
Luzern (Cl-l) die Jahrestagung der Societas Ethi­
ca statt. Die Societas Ethica ist die zur Zeit einzig
bestehende gesamteuropäische Forschungsgesell­
schaft für Fragen der Ethik. Sie umfaßt derzeit
etwa 250 Mitglieder, vor allem aus den Berei­
chen Theologie und Philosophie. Auf der 33.
Jahrestagung widmeten sich von Mittwochabend

bis Samstag etwa einhundertzwanzig Philoso­
phinnen und Philosophen sowie Theologinnen
und Theologen aus mehreren europäischen Län­
dern dem Thema »Ethik, Vernunft und Rationali­
tät«. In drei Modulen wurde das Thema dis­
kutiert. Der erste Tag war den Möglichkeiten und
Grenzen rationaler Ethikbegründung gewidmet,
am zweiten Tag sollte vor allem das Thema
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Theologische Ethik und Rationalität zur Sprache
kommen, und der letzte Tag wandte sich dem
Themenspektrum Rationalität auf dem Gebiet an­
gewandter Ethik zu. Eingeleitet wurde dieses
Modul durch ein Referat über »die Herausforde­
rung der Ethik durch die Systemtheorie«.

Mit einem Festvortrag von Zygmunt Bauman
(Leeds, GB) über »Levinas and Logstrups stra­
tegy of morallife« wurde die Tagung am Mitt­
woch abend eröffnet. Alle Begründungsversuche
von Moral, so unterstrich Bauman, könnten letzt­
lich auf drei biblische Mythen zurückgeführt
werden. Die Geschichte vom Sündenfall bei­
spielsweise sei eine literarische Beschreibung der
fundamentalsten Unterscheidung in der Ethik,
nämlich der zwischen gut und böse. Der Sinai­
mythos hingegen umschreibe die Erkenntnis, daß
regelkonformes Verhalten sich gegenüber rege­
labweichendem Verhalten auszahle, eine Er­
kenntnis, die für die Verhältnisbestimmung von
Recht und Moral von geradezu grundlegender
Bedeutung sei. An eine dritte, für die Moralphi­
losophie ebenfalls basale Erkenntnis erinnere die
Kainsgeschichte. Sie spreche im Grunde von der
Unausweichlichkeit der -Verantwortung für den
Anderen-. Insbesondere die Moralphilosophien
Legstrups und Levinas seien von diesem Mythos
geprägt. In Anlehnung an Logstrup entfaltete
Bauman den Gedanken, daß dort, wo Moral das
Unaussprechbare zur Sprache bringt, wo Unge­
wißheit in Gewißheit transformiert wird, wir am
Ende und nicht etwa am Anfang der Moral stün­
den. Die wichtigsten Dinge im Leben blieben oft
unausgesprochen, das gelte insbesondere für die
Moral. Andererseits, und hier berief Bauman sich
auf Levinas, verweise die Verantwortung, die wir
unweigerlich für -den Anderen- haben, die Moral
auf die Suche nach einem gangbaren Weg, der
auf einer schmalen Rinne zwischen der Skylla
der Gleichgültigkeit, »the Scilla of indifference
and of washing one' s hands«, und der »Charyb­
dis of oppression«, der Gefahr des Paternalismus
der Interessenantizipation verläuft: »I know what
is good for her, she would not admit it, she is too
thick to understand her best interest«. Wegwei­
send auf dieser Suche könne allein die Einsicht
sein, je mehr die Pflicht zur Verantwortung zu­
nehme, desto verschwommener würden nor­
mative Regelungen, und je mehr wir zum Han­
deln gezwungen seien, desto weniger wüßten wir
was wir eigentlich tun sollten. Das primäre Pro-

blem der Moral sei also nicht die Frage nach der
Rationalität oder der rationalen Begründung,
sondern vielmehr die Ambivalenz zwischen der
Unmöglichkeit von Moral einerseits und ihrer
Notwendigkeit andererseits.

Rationalität, Rationalitätskritik und das
Begründungsproblem in der Ethik

Die erste Tagungseinheit war dem Problem »Ra­
tionalität, Rationalitätskritik und deren Be­
deutung für die Ethik« gewidmet.

Herbert Schnädelbach (Berlin, D) führte mit
einem Überblicksvortrag über den »Wandel des
Vernunftbegriffs« in das Thema ein. Neben einer
Skizze der Stationen der Vernunftkritik in Ge­
schichte und Gegenwart versuchte er Bedeutung
und Stellenwert eines kritischen, weil transzen­
dentalen Vernunftbegriffes für die Ethik deutlich
werden zu lassen. Begründungen in der Ethik
seien nicht anders als auf der Basis einer Kritik
der kritischen Vernunft denkbar. Vernunft sei da­
bei dispositional zu fassen, was am besten mit
dem Begriff Rationalität ausgedrückt werde. Ra­
tionalität wiederum bedürfe der Urteilskraft, als
»Differenz zwischen dem Vermögen der Prinzi­
pien und Regeln und dem Vermögen der Sub­
sumption unter Prinzipien oder Regeln, das sel­
ber nicht in Regeln gefaßt werden kann«. Da
Sprache hier sozusagen das exklusive Medium
sei, werde verständlich, warum unsere Rationali­
tät qua Urteilskraft ein offenes Konzept sei.
Diese Offenheit sei allerdings nichts weniger als
»der Grund für die Möglichkeit rationaler Ratio­
nalitätskritik ohne performativen Selbstwider­
spruch«, Vernunft sei ohne Vernunftkritik nicht
denkbar, und man müsse gestehen, daß jede
Rationalitätstheorie ob der unterstrichenen Of­
fenheit der Urteilskraft unvollständig bleiben
müsse. »Es gibt«, so Schnädelbach, »keinen Al­
gorithmus der reinen Vernunft.«

Restituiere man die Kritk der kritischen Ver­
nunft, dann »wird die kritische Vernunft nicht
aufgehoben, sondern nur kritisch/selbstkritisch in
ihre Schranken verwiesen«. Die Bedeutung des­
sen erhelle sich am besten anhand der Kritik an
der funktionalen Vernunft. Diese Kritik werde
immer dann laut, wenn Vernunft als Funktion
von etwas bestimmt wird, sei es als Wille zur
Macht, sei es als Wille und Streben nach Leben,
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sei es als Selbstreferenzialität von Systemen. Der
Verdacht, Vernunft könne nur funktional oder in­
strumental begriffen werden, sei zugleich aber
auch der Urgrund aller Vernunftkritik. Diese
Verdachtsmomente zählten zu den großen Her­
ausforderungen, »der sich die Vernunft heute ge­
genüber sieht«. Doch werde alles davon abhän­
gen, ob die Kritik sich auf das Ganze der Ver­
nunft beziehe, was nur möglich wäre, wenn man
nicht »in der Theorie der Rationalität der Vielfalt
der Vernunftphänomene gerecht wird, und der
schrecklichen Vereinfachung widersteht, die das
Vernünftige zu einem großen Singular >Ver­
nunft- zusammenschließt«. Es gibt also nicht die
rationale Begründung in der Ethik, es gebe allen­
falls rationale Begründungen von Ethik.

In einem zweiten Hauptreferat an diesem Vor­
mittag gab Rom Harre (Oxford, GB) ein beredtes
Plädoyer gegen moralischen Relativismus unter
dem gleichlautenden Motto »Against moral rela­
tivism«. Zunächst skizzierte Harre, was er unter
einer relativistischen philosophischen Position
verstehe. Da wäre einmal ein sematischer Relati­
vismus, .der davon ausgehe, daß die Bedeutung
eines Zeichens relativ zu setwas- sei, ein episte­
miseher Relativismus, der davon ausgehe, daß
Propositionen relativ zu -etwas- seien, ein onto­
logischer Relativismus, der behaupte, die Exi­
stenz von irgendwelchen Entitäten sei relativ zu
setwas- und schließlich ein Wertrelativismus, der
in Anschlag bringe, daß der Wert einer Handlung
oder eines Artefaktes relativ zu -etwas- sei. Die­
ses setwas- sei zunächst formal zu verstehen im
Sinne eines Bezugsrahmens und könne inhaltlich
jeweils identifiziert werden mit Sprache, Kultur,
Umwelt etc. Moralischer Relativismus könne alle
vier Positionen umgreifen, insofern zum Beispiel
Werte als kulturell bedingt erachtet werden, oder
moralische Codes als von einer lokal begrenzten
Sprache geprägt etc. Auf der Suche nach einer
wohlbegrundeten Gegenposition zum Wertrelati­
vismus Rortys (Cambridge 1991) und Gergens
(New York 1993) spitzte Harre seine Ausführun­
gen zu auf die Suche nach sogenannten »trans­
cultural criteria« die es erlaubten, die soziale Pra­
xis einer Kultur unter Umständen als unmora­
lisch zu qualifizieren. Ausgangspunkt war die
Frage, ob beispielsweise die Kriegsverbrechen in
Srebrenica tatsächlich nur vor dem Hintergrund
der dortigen Kultur moralisch zu bewerten seien,
oder ob denn nur ein Mitglied der Roten Khmer
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die Befehle Pol Pots für moralisch verwerflich
halten könne?

Zunächst führe Harre ein Argument Holidays
(Hassocks 1988) vor, das in Anlehung an Witt­
genstein (London 1969) zwischen »homogenous
foundations« und »inhomogenous foundations«
unterscheidet. In sogenannten »inhomogenous
foundations« sei es unerläßlich, zwischen Be­
gründung und Begründetem zu differenzieren.
Und es seien genau jene »inhomogenous founda­
tions« auf denen Moralbegründungen beruhten.
Nun ließe sich zeigen, daß der Relativist zwar
seinen Relativismus argumentativ vertreten
könne, allerdings nur auf der Basis einer all­
gemeinverbindlichen Weise der Begründung und
zwar in Form von in Sprache gefaßten Argumen­
ten. »Therefore« so die Konklusion Harres,
»there are moral universals which must be found
in every society that purports to be human.« Es
müssen nämlich diese moralischen Bedingungen
von allen anerkannt werden, die Sprache gebrau­
chen, um überhaupt -etwas- mitzuteilen. Selbst
Relativisten müssen dies akzeptieren, wollen sie
sich nicht in performativen Widersprüchen ver­
fangen. Des weiteren betonte Harre, daß diese
universelle Bedingung der Möglichkeit von mo­
ralischem Sprechen, anband dreier grundlegender
Formen von Sprachspielen (sog. core langua­
ge-games) näher exemplifiziert werden könne:
dem sogenannten »truth telling«, was mit Auf­
richtigkeit umschrieben werde sollte, und zwar
Aufrichtigkeit im Sinne einer moralischen Quali­
tät bezüglich symbolisch vermittelter Interaktion,
die sich weitgehend mit Kants Kriterium des ka­
tegorischen Imperativs decke. Sodann dem soge­
nannten »just dealing«, womit die Bereitschaft
gemeint sei, einen Satz im grammatischen Sinne
richtig verstehen zu wollen, unabhängig davon,
ob man mit dem Gesprächspartner überein­
stimme oder nicht. Und letztlich dem »ritual
commitment«, was bedeute, einem Sprachritus
zu folgen, der die Lücke zwischen Regel und An­
wendung schließe. Regelgeleitete Sprache oder
rituelle Sprachformen seien also eine Art Konfor­
mitätsquelle im Sinne einer conditio sine qua non
des Sprachgebrauchs, sie seien ein Instrument so­
zialen Zusammenhaltes und gemeinsamer Le­
benspraxis. Damit sei Sprache mehr als nur ein
definierendes Merkmal menschlicher Gemein­
schaften. Und das alles bedeute, daß es univer­
selle Bedingungen für moralische Aussagen



gebe, und zwar nicht im Sinne von direkter Be­
gründung, sondern im Sinne von Konditionen,
die Begründungen erst ermöglichen, denn es
gelte: »morality has no foundations, but moral
discourse has conditions and these are moral. So
in a certain sense the core language-games are
foundational since only if they are in place does a
community of human beings exist as a moral
community.«

Nach diesen Vorträgen blieb der Nachmittag
der Diskussion zweier kontroverser Themen­
papiere reserviert. Die Leistungsfähigkeit einer
absoluten Moralbegründung sollte gegenüber ei­
ner relativen Moralbegrundung abgewogen wer­
den. Dabei verfocht Brenda Almond (Hull, GB)
die Unaufgebbarkeit einer absoluten Moral­
begründung. Konsistente moralische Argu­
mentation sei nur auf der Basis unhintergehbarer
Erkenntnisbedingungen möglich, die jenseits
egoistischer Interessen lägen. Almond bedauerte,
daß insbesondere infolge einer populärphiloso­

-phischen Interpretation der Foucaultschen Analy-
lseneher unkritisch und oberflächlich in der Ethik
\nur noch gefragt werde, wessen Perspektive hin­
ter der einen oder anderen Position stehe, wobei
'die Frage, um welche Position es sich dabei han-

o dele, mehr und mehr in den Hintergrund trete .
.Bei diesem Kritizismus gingen manche post-
moderne Ansichten soweit, daß sie nurmehr als
Attacken gegen die Philosophie im Ganzen be­
griffen werden könnten. Von daher scheine es
notwendig, erneut den Gedanken als unhinter­
gehbar anzuerkennen, daß es in der Moralphi­
losophie zwar nicht in erster Linie darum gehe,
einen Begriff des absolut Wahren zu schaffen,
wohl aber darum, der regulativen Idee der Wahr­
heit so nahe wie nur möglich zu kommen. Wahr­
heit als solche ließe sich zwar kaum beweisen,
vielmehr müsse man in der Art eines elenkti­
sehen Beweises aufzeigen, was man alles ver­
liere, wenn der Begriff der Wahrheit ad absur­
dum geführt würde oder den subjektiven Inter­
essen anheimgestellt bliebe. Für manche möge
dies wie Quasi-Metaphysik klingen und von al­
lenfalls theoretischem Interesse sein. Dieses
Wahrheitspostulat anzuerkennen, sei jedoch an­
gesichts der praktischen Auswirkungen in Ethik
und Politik von alles entscheidender Bedeutung.

Dagegen stellte Anna Kusser (Luzem, Cl-l) die
These, daß Prinzipien, auch wenn sie noch so ra­
tional begründet seien und der regulativen Idee

der Wahrheit noch so nahe kämen, sie dennoch
allesamt defizitär blieben, weil sie nicht in der
Lage seien, das Versprechen einer ebenfalls ra­
tionalen, weil adäquaten Einzelfallbeurteilung
einzulösen. Selbst eine »plurale Regelethik« ver­
füge »über keine Möglichkeit, zwischen Regel­
gewichtungen begründet zu entscheiden. Sie
kann solche Fälle nicht allein auf der Basis ihrer
Regeln lösen«. Noch unzureichender gilt Anna
Kusser jeder Monoprinzipialismus, da das Beur­
teilungskriterium in Hinsicht auf die einzelnen
lebensweltlichen Probleme wie eine künstliche
Verengung erscheine und abermals zu keiner ad­
äquaten Einzelfallbeurteilung führen könne.

AllenPrinzipienethiken, so der Vorwurf Kus­
sers, sei eine enorme Defizienz hinsichtlich der
Motivation gemeinsam. Weder vermöge ein Han­
deln aus Pflicht, noch ein Handeln aus Klugheits­
erwägungen aus sich heraus zum Tun des als mo­
ralisch richtig Anerkannten motivieren. Beide
seien auf externe Anreizstrukturen oder Sankti­
onsmechanismen angewiesen. Insonderheit die
normativen Konzepte moralischer Motivation,
wonach die moralische Qualität einer Handlung
sich nach der Motivation bernißt, blieben wie­
derum defizient, weil sie keine klaren und di­
stinkten Kriterien angeben könnten, was »gut an
diesem Motiv« sei. So bleibe denn nichts ande­
res, als von einem Konzept pluraler moralischer
Motivationen auszugehen, deren Gutsein aus ih­
rem inneren Wert resultiere. Doch bleibe ihre
Rolle ähnlich der der moralischen Regeln be­
grenzt. Wie es kein überwölbendes moralisches
Prinzip geben könne, so könne es auch kein mo­
nistisches Konzept moralischer Motivation ge­
ben. Für beide gelte: »Wir sollten in der Moral
keinen stärkeren Rationalitätsbegriff verlangen,
als für die philosophische Ethik: argumentieren,
begründen, Begründungen überprüfen und eine
gewisse Einheit und Allgemeinheit' anstreben all
das können wir auch ohne konstitutive Prinzi­
pien.«

Theologische Ethik und Rationalität

Der zweite Tag stand unter dem Motto »Theo­
logische Ethik und Rationalität«, In einem Ple­
numsvortrag versuchte Hans S. Reinders (Am­
sterdam, NL) zunächst die Leistungsfähigkeit ei­
ner narrativen Ethik gegenüber konventionellen
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moralischen Begründungen aufzuweisen. In sei­
nen Ausführungen über »Moral Justification, the
-Golden Rule- and the Mimetic Analogy. Re­
flections on -Narrative- as a Fundamental Cate­
gory in Moral Theory« skizzierte Reinders zu­
nächst einige bekannte Einwände gegen
Narrativitätstheorien in der Ethik, wie beispiels­
weise den Partikularismusvorwurf. Er versuchte
anhand eines Beispiels von Menschen mit
schweren mentalen Defekten deutlich werden zu
lassen, daß eine narrative Ethik unter Umständen
leistungsfähiger sein könne, als kontraktualisti­
sehe Ethiken, als die Diskursethik und sämtliche
Moralen, die auf der Basis formaler Universali­
sierungs- und Reziprozitätsregeln gründen. Diese
Ethiken könnten, so Reinders, eine ernsthafte
Gegenseitigkeit, eine ernstzunehmende und auf
kommunikative Verständigung zielende gegen­
seitige Achtung im Falle des genannten Beispiels
gar nicht einlösen. Denn wie sollte Gegenseitig­
keit möglich sein, wenn wir im Falle mental
schwer geschädigter Menschen von Identität
schlechterdings nicht sprechen können, wenn wir
nicht davon ausgehen können, daß diese Men­
schen überhaupt Interessen haben? Diese Men­
schen seien in allen genannten Ethiken aus­
gegrenzt, sie seien vom guten Willen oder von
kontingenten Präferenzen ethischer Subjekte ab­
hängig. Auf der Basis einer narrativen Ethik hin­
gegen ließen sich moralische Verpflichtungen
entfalten, die wir auch jenen gegenüber hätten,
»to which we have neither a claim nor title«. Wie
nämlich Identitäten sich in Geschichten erst kon­
stituierten, so ließen sich Pflichten und Ansprü­
che ebenfalls im Kontext von Geschichten erst
entfalten und nicht eben qua formaler Rationali­
tät als universal begründen. Insbesondere könne
man vermittels einer »mimetic analogy« in Er­
zählkontexten zu einem ernsthaften Reziprozi­
tätsgrundsatz auch hinsichtlich der Ansprüche
und Pflichten der Menschen gelangen, die kon­
ventionelle Ethiken ausgrenzen würden.

In seinem Votum auf diesen Vortrag kritisierte
Albert W. Musschenga (Amsterdam, NL), daß für
Reinders offenbar der Begriff der narrativen Ra­
tionalität lediglich ein anderes Wort sei für Par­
tikularismus. Sein Konzept einer narrativen Ra­
tionalität könne zwar im einen oder anderen Falle
Gründe angeben, warum eine Person so und
nicht anders gehandelt habe, für eine Begrün­
dung moralischer Normen reiche dies jedoch
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nicht aus. Auch folge aus seinem Argument, for­
malistische Ethiken ä la Hare, Habermas oder
Apel könnten auf der Basis ihrer Universalisie­
rungsgrundsätze mögliche Ansprüche mental
schwer geschädigter Personen nicht integrieren,
nicht eben, daß diese Moraltheorien im Grunde
»exclusive« seien. »While Reinders may be
right,« so Mussehengas abschließende Kritik, »in
saying that they [mentally disabled persons,
d. A.] are in universalist theories at the mercy of
the contingent moral preferences of individual
subjects, in particularist theories they are at the
mercy of the shared, but also contingent convicti­
ons of a historical community.«

Nach diesem Votum teilte sich das Plenum in
drei Gruppen, die sich jeweils einem spezifischen
Problem innerhalb des Themenkomplexes von
theologischer Ethik und Rationalität zuwandten.
Grundlage der Diskussion war in einer Gruppe
das Papier von Hans Münk (Luzern, CH) zum
Thema »Rationalität und Naturrecht«, eine
zweite Gruppe widmete sich dem Papier von
Hans G. Ulrich (Erlangen, D) zum Thema »Ra­
tionalität und kirchliche Lebenspraxis und eine
dritte Gruppe diskutierte die Ausführungen von
Svend Andersen (Aarhus, DK) zu »The Place of
Reason in Lutheran Ethics«,

Den Zusammenhang von Rationalität und Na­
turrecht entfaltete Hans Münk entlang einer Ver­
hältnisbestimmung von -praktischem Vernunft­
gesetz- und sogenannten -natürlichen Neigungen­
(inclinationes naturales). Zu den inclinationes na­
turales zählten beispielsweise das Streben nach
Leben, das Zusammenleben der Geschlechter,
Sexualität, aber auch das Streben nach Erkennt­
nis und Wahrheit. Es stelle sich mit Notwendig­
keit die Frage, ob diese Strebungen eine ihrer­
seits »verbindliche normative Bedeutung« hätten
oder ob sie »eine Art beliebiges -Rohmaterial­
für die praktische Vernunft darstellten? Nach
Münk haben sie eher die Funktion einer »grund­
rißartigen Vorstrukturierung sittlichen Han­
delns«. Damit seien sie dispositive, entwurfs­
offene Größen und als solche angewiesen auf ei­
nen Ordnungakt der praktischen Vemunft auf das
Gute hin. So verstanden seien die inclinationes
naturales keine unmittelbar handlungsleitenden
Regeln, es seien keine Normen, sondern Meta­
normen. Der Vorwurf des Biologismus oder des
Sein-Sollens-Fehlschlusses sei also nicht berech­
tigt, da erst der Denkakt der praktischen Vernunft



die normative Kraft der inclinationes naturales in
Geltung setze.

Vermittels des Themas »Rationalität und
kirchliche Lebenspraxis« versuchte Hans G. Ul­
rich das Problem deutlich werden zu lassen, in­
wiefern eine christliche Ethik als Ethik der com­
munio sanctorum sich auf rationale Begründun­
gen berufen könne, ohne in eine Apologetik des
Christentums zu verfallen. Nicht die Rechtferti­
gung der einen oder anderen Lebensform nach
außen hin, sondern das Zeugnis von einer be­
stimmten Lebensform und von einer mit dieser
Lebensform verbundenen ethischen Vernunftpra­
xis sei Aufgabe der Ethik. Am Beispiel der Ge­
rechtigkeit könne man zeigen, daß nicht die ratio­
nale Begründung der je unterschiedlichen For­
men christlicher Gerechtigkeit zu den primären
Aufgaben der Ethik zählten, sondern es zur ei­
gentlichen Ratio christlicher Ethik gehörte, Kon­
zepte von Gerechtigkeit aus der Lebenspraxis
selbst zu gewinnen. »Daran, ob Witwen und
Waisen in ihrer Not erkannt werden, tritt die Ge­
rechtigkeit hervor.« Konkrete Lebenspraxis also
entscheide über die Rationalität der Rede von
Gerechtigkeit, sie sei gleichsam der Ort des Lo­
gos oder der Ratio christlicher Ethik. So würde
denn nicht die Vernunft vermittels christlicher
Ethik neu bestimmt, wohl aber könnte Ethik dazu
führen, die Praxis der Vernunft zu verändern.

Svend Andersen unternahm den Versuch zu
zeigen, daß in der Ethik Luthers ebenso wie im
Kommunitarismus oder in der Gerechtigkeits­
theorie Rawls, das Reziprozitätsprinzip zum ei­
nen auf einer rationalen Begründung ruhe und es
zum anderen eine durchaus vergleichbare Funk­
tion und Leistungsfähigkeit erfülle. Wenn man
versuche, die Ethik Luthers zu rekonstruieren, so
könne man erkennen, daß der Vernunft die Auf­
gabe zugewiesen werde, zwischen der Betroffen­
heit der eigenen Person, zwischen einer binnen­
moralischen Situation und der Berücksichtigung
der Interessen dritter zu differenzieren und zwar
insbesondere dort, wo spezifisch christliche Ge­
bote nicht zur Anwendung kommen könnten.
Man müsse überlegen, ob man von daher auf der
Basis einer lutherischen Ethik zu Gerechtigkeits­
grundsätzen kommen könne, die mit Rawls
Theorie vergleichbar seien und zur Ausformulie­
rung einer politischen Ethik wie wir sie seitens
des Kommunitarismus kennen. Andersen schloß
seine Ausführungen mit folgender Feststellung:

»First, I think that Lutherans in a modem society
can regard themselves as members of a reasona­
ble particular community, i. e. as persons who
are able to distinguish between their substantial
religious belief, and their role as citizens. Se­
condly, I think that the idea of the political as an
enterprise of social cooperation among equals is
at least compatible with the -reasonableness- of
the Golden Rule.«

Systemtheorie und angewandte Ethik

Der Plenumsvortrag von Hans Ulrich Dallmann
(Frankfurt a. M., D.) über »Die Herausforderun­
gen der Ethik durch die Systemtheorie« und ei­
nige Themenpapiere zu spezifischen Problemen
in der angewandten Ethik standen im Zentrum
des dritten und letzten Tages.

Nach einer Darlegung der Eckdaten der Sy­
stemtheorie Luhmanns und ihrer Bedeutung für
die Ethik, unterstrich Dallmann aufs neue, daß
Ethik richtig nur als Reflexionstheorie der Moral
zu verstehen sei und es insofern zu ihren ersten
Aufgaben zähle, den Anwendungsbereich der
Moral zu limitieren. Im besten Falle könne Ethik
dort, wo Subsysteme versuchten, »Moral und
Ethik in ihre eigene Reproduktion einzubauen«,
was in der Regel durch »die Etablierung einer sy­
stemspezifischen Bindestrich-Ethik« erfolge, die
Aufgabe der Deskription der moralischen Kom­
munikation des Systems oder Subsystems über­
nehmen. Dies ließe sich beispielsweise anhand
des Verantwortungsbegriffes in der Ethik zeigen.
Systemtheoretisch gesprochen sei der Verantwor­
tungsbegriff nur dann eine zureichende Beschrei­
bung der Aufgabe menschlichen Handeins, wenn
er so gefaßt würde, daß die Bedingungen für die
Askription von Verantwortung für alle Betroffe­
nen einsichtig und klar formulierbar wären. Dem
inflationären Gebrauch des Begriffes Verantwor­
tungsethik stellte Dallmann entgegen, daß Ethik
heute prima facie nur als Sozialethik begriffen
werden könne, denn jede »Ethik ist aus system­
theoretischer Perspektive schon deshalb Sozial­
ethik, weil sie Reflexion der gesellschaftlichen
Moralkommunikation ist, innerhalb derer erst die
Frage nach der Orientierung einzelner Personen
erhellt werden kann«.

Vier Arbeitsgruppen wandten sich nach die­
sem Vortrag spezifischen Problemen der ange-
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wandten Ethik zu. Grundlage der Diskussion war
jeweils ein Themenpapier, wobei auffallend war,
daß alle vier Positionen für eine Erweiterung des
Rationalitätsbegriffes votierten. Jean Marie The­
voz (Lausanne, Cl-l) unterstrich in seinen Ausfüh­
rungen zu »Rationalite et universalisme, quel­
ques usages en bioethique« den Gedanken, daß
Rationalität im engeren Sinne ein fragiles und
begrenztes Konzept sei. Denn gerade angesichts
einiger lebhaft diskutierter Beispiele aus dem Be­
reich der Bioethik ließe sich zeigen, daß es hier
Fälle gibt, die nicht auf rationale Entscheidungen
alleine zurückführbar seien. Ein Patient, der aus
Glaubensüberzeugungen eine lebensnotwendige
Bluttransfusion strikt ablehne, mag möglicher­
weise aus einer Art Binnenrationalität handeln,
doch stelle sich für den behandelnden Arzt die
Frage, ob er rational handle, wenn er den
Wunsch des Patienten anerkennt oder verwei­
gert? Man müsse die Grenzen der Rationalität
zugunsten der Emotion, des Pathos, der Unsi­
cherheiten wiederentdecken.

Neben einigen Ausführungen zur Entwicklung
der Umweltethik in den vergangenen Jahren,
stellte Wouter Achterberg (Leiden, NL) hinsicht­
lich des Verhältnisses von Rationalität und Um­
weltethik vor allem die Frage in den Raum, ob es
bis heute keine breitere Basis für moralische Ar­
gumente geben könne, als die der Forderung
nach Konsistenz und unsichtbarer Vernünftig­
keit? Als einen möglichen Weg der Erweiterung
der sogenannten unsichtbaren reinen Vernünftig­
keit, zeichnete Achterberg das Konzept einer be­
tontermaßen rezeptiven Vernunft. Einer Ver­
nunft, die wie Platon dies bereits beschrieben
hatte, zuläßt, daß die Seele vom Schönen um­
sponnen wird; einer Vernunft, die die Kunstfer­
tigkeit besitzt, Dinge als das stehen zu lassen was
sie nun einmal sind; einer Vernunft, die neben
dem Vermögen praktische Urteile zu fällen auch
in Kontemplation versinken kann, kurz: »a wil­
lingness, to let things be what they are, go on in
the way they do; even a curiosity to know how
things work«.

Frankiscek Kampka (Lublin, PL) diskutierte
das Spannungsverhältnis »Mensch und öko­
nomische Rationalität« vor dem Hintergrund ka­
tholischer Soziallehre. Er versuchte zu zeigen,
daß das Menschenbild wie es im Kernbestand ka­
tholischer Soziallehre verwendet würde, geradezu
vorbildlich sei für ein adäquates Verständnis von
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Rationalität in der Ökonomie. Denn auch die
Ökonomie, so Kampka, komme nicht aus ohne
ein Bild vom handelnden und kalkulierenden
Menschen, der geprägt sei von den »Bestandtei­
len der Klugheit wie intellectus, memoria, cautio
und sollertia.« Nun würden freilich weder Öko­
nomen noch Sozialtheoretiker das Vorhandensein
dieser Eigenschaften grundsätzlich leugnen. Die
Frage sei vielmehr, ob diese Bestandteile der
menschlichen Klugheit, »als unerläßliche Bedin­
gung wahrer Rationalität anzusehen« seien, was
einem eingeschränkten Verständnis des reinen
zweck-mittel-rationalen Handeins diametral ent­
gegenstünde, einem Rationalitätsverständnis, wie
es der marktwirtschaftliehen Ökonomie häufig
zugrunde läge. Kampka plädierte denn auch da­
für, diesen in der Ökonomie oft verwendeten Ty­
pus der Rationalität zu erweitern durch einen
komplexen Rationalitätsbegriff, der der Kreativi­
tät genügend Raum ließe. Denn eine »vernünf­
tige, kluge, zutiefst menschliche Kreativität
scheint heute die Antwort auf die Beschränkun­
gen der mechanistischen Rationalität zu sein.«

Göran Collste (Linköping, S) sprach über »Et­
hies and Informatics. Ethical Aspects of Expert
Systerns«. Wenn Ethik die Reflexion darüber ist,
welche moralische Wahl wir treffen, dann stelle
sich in bezug auf technische Systeme zunächst
die Frage, ob die Menschheit diese tatsächlich je­
mals frei gewählt habe, oder ob diese sich nicht
mehr oder minder eigendynamisch entwickelt
hätten? Mit Rekurs auf Bubner, Heidegger und
Ellull könne allerdings gezeigt werden, daß es
unerläßlich sei, technische Prozesse angesichts
ihrer Wechselwirkung mit personalen und gesell­
schaftlichen Interaktionen zum Thema der Moral
zu machen, wolle man nicht einem reinen tech­
nologischen Determinismus das Wort reden. Die
Frage, inwiefern Informationstechnologien ver­
dienten, ein eigenständiges Objekt moralischer
Betrachtungen zu werden, erläuterte Collste unter
anderem am Beispiel »Decision support systems
for diabetes care«. Der Einsatz von Experten­
systemen sei nicht per se rational. Denn verstehe
man unter Rationalität das effiziente Erreichen
vernünftiger Ziele, so müsse man insbesondere
das Problem der schleichenden Entpersonalisie­
rung des medizinischen Sektors mitbedenken so­
wie die Frage der Verhinderung personaler Ver­
antwortungsübernabme. Bekanntlich steige ja das
Maß an Notwendigkeit zur Verantwortungsüber-



nahme proportional zum Einsatz von Experten­
systemen.

Nach einer anschließenden Auswertung der
Tagung im Plenum wurde im Rahmen der Mit­
gliederversammlung der Societas Ethica Danzig
als Ort der nächsten Jahrestagung gewählt. Die
Tagung 1997 wird dort vom 27. bis 31. August
stattfinden. Der Arbeitstitel der Tagung lautet
»Solidarität und Sozialstaat«. Seit einigen Wo­
chen können Informationen über die Societas Et-

hica und deren Tätigkeit auch via Internet bezo­
gen werden. Die Adresse lautet: http://
www.unizh.ch/sozialethik. Auf der Hornepage
des Instituts für Sozialethik läßt sich ein Link zur
Societas Ethica herstellen.

Rudi Neuberth
Institut für Sozialethik
Zollikerstraße 117
eH-8008 Zürich



Rezensionen

Narrative Grammatik der Ethik

Stanley Hauerwas: Selig sind die Friedfertigen.
Ein Entwurf christlicher Ethik (Originaltitel:
The Peaceable Kingdom. A Primer in Chri­
stian Ethics, 1983); herausgegeben und einge­
leitet von Reinhard Hütter, übersetzt von Guy
M. Clique; Evangelium und Ethik Bd. 4,
Neukirchen-Vluyn 1995, pb. 239 S., DM 68,-.

Mit dieser Veröffentlichung liegt erstmals ein
Band des herausragenden Vertreters der US-ame­
rikanisehen Ethikergilde in deutscher Sprache
vor. Daß dies so lange gedauert hat, spricht ange­
sichts der Bedeutung Hauerwas' für die Ethik­
Diskussion im gesamten angelsächsischen
Sprachbereich in den letzten zwei Jahrzehnten
für die Rezeptionsträgheit des hiesigen Diskurs­
raums, läßt den nun präsentierten Band jedoeh
um so mehr willkommen erscheinen. Hauerwas,
der zur Zeit an der Duke University in Durharn
(North Carolina) tätig ist, läßt sieh schwer ein­
ordnen. Von Hause aus Methodist, ist er zu ei­
nem scharfen Kritiker des gegenwärtigen ame­
rikanischen Mainstream-Protestantismus gewor­
den, der sich seine theologischen Anregungen
und Herausforderungen bevorzugt von »außen«
holt: vom Katholizismus (er lehrte lange an der
Catholic University of Notre Dame) ebenso wie
von den radikal-protestantischen Friedenskir­
ehen. Als philosophische und theologische Quel­
len seines Denkens nennt Hauerwas etwa Aristo­
teles, John Dewey, Ludwig Wittgenstein, Alas­
dair MacIntyre, Augustin, Thomas, Calvin, Karl
Barth, die Gebrüder Niebuhr, James Gustafson
oder den Mennoniten John H. Yoder. Die aristo­
telische Einfärbung seiner Ethik macht sich unter
anderem in einer akzentuierten Liberalismuskri­
tik bemerkbar, dennoch läßt sich Hauerwas nicht
als Kommunitarist apostrophieren.

Über die Schwierigkeit, diesen Theologen ein­
zuordnen, seinen Werdegang und den Kontext
der amerikanischen Ethikdiskussion gibt die hilf­
reiche Einleitung des Herausgebers Auskunft,
dessen monographischer Einführung in die
Theologie Hauerwas' in derselben Reihe wie der
vorliegende Band erschienen ist. Die Arbeiten
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von Hauerwas gelten als ungewöhnlich originell
und polemisch. Das vorliegende Buch spiegelt
die Originalität des Denkens Hauerwas ' und
seine kulturkritische Haltung zwar durchaus wi­
der, konzipiert als »Primer« in die christliche
Ethik geht ihm jedoch weitgehend der pole­
mische Ton ab. Auch hinsichtlich der monogra­
phischen Form bildet es eher die Ausnahme in
der (im bibliographischen Anhang abgedruckten)
langen Publikationsliste Hauerwas' , dessen
Buchveröffentlichungen ansonsten unter locke­
ren thematischen Gesichtspunkten gruppierte Ge­
legenheitsschriften enthalten. Daß Hauerwas dem
Systemzwang in der Theologie widerstrebt,
bleibt freilich auch der Lektüre des vorliegenden
Bandes nicht verborgen. Der Text erschließt sich
beim Lesen - zumal für deutsche Leser - zu­
nächst eher langsam. Der Autor definiert nicht
vorab seine Schlüsselbegriffe (Handlungsträger­
schaft, Charakter, narrative Kasuistik, Friedfer­
tigkeit), um daraus ein Gesamtgefüge zu konstru­
ieren. Hauerwas lesen heißt weniger, in eine Sy­
stematik eingeführt zu werden als eher sich dem
Rhythmus seines Denkens einzuschwingen.Was
das Buch bieten will, ist die Einübung in einen
pointierten theologischen Sprachgebrauch, in
dem die einzelnen Begriffe, Wendungen und Zu­
sammenhänge wie die Charakterzüge handelnder
Personen im Fortgang einer Erzählung sich mehr
und mehr gegenseitig erhellen und erschließen.
Für das Lesegefühl mag darum der Eindruck ei­
ner anfangs etwas sperrigen Lektüre entstehen,
die im Fortgang immer klarer und besser wird.
Methodologisch ist daran die Konvergenz mit
dem Grundanliegen der Theologie des Autors
von Bedeutung: Hauerwas schreibt auf die glei­
che Art, wie er den Gegenstand seines Schrei­
bens, die Ethik, versteht: von ihrer narrativen Di­
mension her.

Der elementare Bezug auf die »erzählte Ge­
schichte« (so wird die substantivische Verwen­
dung von »narrative« durchgängig übersetzt)
bringt eine zweifache Bewegung in den her­
gebrachten Diskurs über die Ethik: Einerseits



wird in kritischer Wendung gegen das Universali­
sierungsgebot der Modeme die Partikularität der
christlichen Ethik eingeschärft, andererseits je­
doch auch ihre sämtliche Lebensbereiche über­
greifende Weite gegen die Reduktion auf das Pa­
radigma der moralischen Dilemmata und des ethi­
schen »decicion-making«. Kurz gefaßt läßt sich
Hauerwas' »partikularistisch-erweiterte« Vorstel­
lung so charakterisieren: Unsere Überzeugungen
sind unsere Moral; sie sind in die Form der er­
zählten Geschichte einer Gemeinschaft gefaßt
und bewähren sich in der Ausbildung eines (von
dieser Geschichte) bestimmten Charakters und
der dazugehörigen Tugenden (58; 81). Entlang
der hier gegebenen Stichworte »narrative«, Cha­
rakter, und Überzeugungsgemeinschaft läßt sich
Hauerwas' Argumentation weiter erschließen.

Die narrative Dimension der Ethik bedeutet
nicht, daß diese primär in erzählerischer Form
vonstatten gehen müsse, sondern zielt auf die Be­
deutung der »narrative« als einer Grammatik des
Glaubens und Lebens. Da die erzählte Ge­
schichte nicht als Illustration von etwas fungiert,
das auch oder besser anders ausgedrückt werden
könnte - auch die dogmatischen Formeln enthal­
ten nicht die »Bedeutung« jener Geschichten,
sondern können vielmehr als »Werkzeuge« gel­
ten, diese besser zu erzählen -, muß die Narrati­
vität als Grundmerkmal der Rede von Gott auch
die Art des ethischen Denkens und Handeins be­
stimmen. So bezeugt die unhintergehbare Form
der Geschichte Gottes mit den Menschen als Er­
zählung die Geschöpflichkeit unseres Daseins ­
die bleibende Angewiesenheit darauf, »in« dieser
Geschichte zu bleiben und von ihr geformt zu
werden. Zugleich bildet sie das entscheidende
Identifikationsmoment einer Gemeinschaft, die
durch den konstitutiven Bezug auf eine solche
»narrative« und deren Praxis besteht und beste­
hen bleibt. So wie wir uns selbst vorstellen, in­
dem wir etwas über uns erzählen, erfahren wir,
wer wir sind, indem wir unsere Geschichte in der
Geschichte Gottes mit seinem Volk verorten.
Aus diesen Überlegungen zur narrativen Identität
leitet Hauerwas die für sein Konzept wesentliche
Forderung ab, die Partikularität der christlichen
Ethik ernst zu nehmen. In dieser Hinsicht argu­
mentiert er durchaus postmodern. Ethik kann es
nur »adjektivisch«, immer nur als (durch eine
spezifische Erzähltradition) näher bestimmte ge­
ben: jüdisch, christlich, existentialistisch, huma-

nistisch, utilitaristisch, genealogistisch et cetera.
Mit der Absage an die Abstraktionsleistungen ei­
ner »universalen Moral«, ihrem Absehen von den
geschichtlichen, gemeinschaftlichen und persön­
lichen Determinanten der Ethik und deren Sub­
stituierung durch formale Regeln, verbindet Hau­
erwas die Kritik an herkömmlichen Einteilungs­
prinzipien der Ethik. So zeigt er beispielsweise,
wie die beiden »Alternativen« deontologischer
oder teleologischer Ethikbegründung beide an
der gleichen problematischen Voraussetzung teil­
haben: Beide erkennen die moralische Frage in
der Form von Dilemmata an, und daß diese durch
ein allgemeines Prinzip (der Pflicht oder Folge­
abschätzung) zu lösen wäre (67).

Die Argumentation gegen die Prädominanz
von moralischen »Entscheidungen- ist besonders
geeignet, in den Zusammenhang des Denkens
Hauerwas ' einzuführen. Er hält die Orientierung
der ethischen Debatte an »Entscheidungsproble­
men« für irreführend, weil sie von einem determi­
nistischen Weltbild ausgeht, in dem Situationen
als objektive Gegebenheiten angenommen wer­
den. Die hierfür signifikante Frage, »was würdest
du tun, wenn ...«, reduziert die ethische Aus­
gangs lage jedoch nicht allein auf die Monomanie
eines einzigen »Entscheidungsträgers« (während
der Andere in seinem angenommenen Reaktions­
vermögen roboterhaft-determiniert erscheint),
sondern verkürzt paradoxerweise auch die Bedeu­
tung des »Entscheidungsträgers« als ganzer Per­
son. Auch in Hinsicht auf diesen repräsentieren
Entscheidungen »das, was wir tun, wenn alles an­
dere zu spät ist«. Entscheidungen, die »so sind,
wie sie sind« und scheinbar »keine Alternative«
lassen, sind im Lichte eines »partikularistisch-er­
weiterten« Ethikbegriffs betrachtet eher als Situa­
tionen erkenntlich, die nicht hinreichend beschrie­
ben werden können, das heißt in den Zusammen­
hang der erzählten Geschichte eingeordnet, der
unser Leben bestimmt; »einzige Alternativen« sa­
gen oft eher etwas aus über unsere Unfähigkeit
und Unwilligkeit, das Leben so zu ändern, daß
andere Alternativen in den Blick geraten. Wenn­
gleich Hauerwas die Notwendigkeit, Entschei­
dungen zu treffen, nicht bestreitet, so doch deren
Gewichtung im moralischen Diskurs. Wie er an­
hand von Beispielen demonstriert, sind moralisch
gesehen die Dinge am wichtigsten, über die wir
niemals eine Entscheidung treffen müssen. Tho­
mas Morus hatte nicht »entschieden«, durch die
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Hand Heinrichs VIII. zu sterben, er wollte dem
gerade entkommen; den geforderten Gefolg­
schaftseid aber konnte er aufgrund der Person, die
er war, nicht leisten und darum mußte er sterben.
Viele »Entscheidungen« erwiesen sich so gesehen
nur als bewußtmachende Bestätigungen dessen,
was wir geworden sind, ohne uns dessen bewußt
zu sein. So gibt es nicht einfach objektiv gege­
bene Situationen, die sind, wie sie sind, sondern
diese sind so, wie wir sind, wie wir wahrnehmen.
»Die Frage, was ich tun soll, handelt tatsächlich
davon, was ich bin oder sein soll« (l80).

An dieser Stelle kommt Hauerwas' Konzept
der »Verantwortung für unseren Charakter« ins
Spiel. Als Bezeichnung einer kontinuierlichen
Disposition ist »Charakter« eng verknüpft mit
dem narrativen Begriff von Handlungsträger­
schaft und Identität. Handlungsträgerschaft nennt
Hauerwas das Vermögen, sich die Vergangenheit
zu eigen zu machen, das Vermögen, die eigene
Geschichte als eine zusammenhängende Ge­
schichte wahrheitsgemäß erzählen können. Cha­
rakter haben.: heißt zu sagen: dies und das habe
ich getan, und nicht in die dritte Person aus­
zuweichen (84), auch wenn das gegenwärtige
»Selbst« die vergangene Tat als »unauthentisch«
klassifizieren wollte. So wendet sich Hauerwas
gegen die verbreitete Verankerung der Freiheit in
einem »transzendentalen Selbst«, das vom Han­
delnden unterschieden wäre und identitätsfest
»hinter« demjenigen stünde, was wir tun. Dieses
bedeutet allerdings keineswegs, den Menschen
nur oder primär als Handelnden zu verstehen.
Vielmehr zielt Hauerwas gerade darauf ab, das
jeweilige Handeln in die fortlaufende Geschichte
einer Erzählgemeinschaft eingebunden wahr­
zunehmen, so daß auch das, was Menschen wi­
derfährt, als Teil ihrer Geschichte angenommen
werden kann. So gesehen hängt die Freiheit nicht
von der Stärke des Bewußtseins - des transzen­
dentalen Selbst - ab, sondern von Gewohnheiten,
die nur selten bewußt werden, aber mit der Be­
schreibungsmacht korrelieren, die durch Partizi­
pation an der Erzählpraxis der Gemeinschaft er­
worben wird. So kommt der »Charakter« als be­
stimmender Faktor der Ethik nicht als ein selbst­
gemachter in Frage, sondern als »Geschenk des
Anderen«, dessen Anderssein mein Sosein her­
ausfordert und formt. Für Christen ist jenes ex­
trensisch prägende Moment in der erzählten Ge­
schichte Gottes zu finden. »Nur indem wir ler-
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nen, diese Geschichte ... zu unserer eigenen zu
machen, gewinnen wir die Freiheit, die notwen­
dig ist, um unser Leben zu unserem eigenen zu
machen« (99).

Entscheidend ist für Hauerwas dabei die Tat­
sache, daß die Erzählgemeinschaft der Kirche die
Wahrnehmung der Gläubigen in umfassender
Weise formt und ihnen hilft, die Welt und die
Dinge zu sehen, wie sie wirklich sind. Ange­
sichts der Blickverzerrung durch die menschliche
Aneignungsperspektive, des sündhaften Sich-die­
Welt-zurecht-Sehens, zielt die Wahrnehmungs­
aufgabe der Ethik nicht auf ein bloßes Hin­
schauen, sondern darauf, sich die Augen öffnen
zu lassen, oder wie Hauerwas sagt, zu lernen,
Sünder zu sein. Auch hier führt die partikulari­
stisch-erweiterte Perspektive der Ethik zur Kritik
hergebrachter Verständnisweisen, etwa gegen die
bestimmende Rolle der Metaethik. Nicht gilt es,
zuerst die Frage nach der Notwendigkeit und
Möglichkeit von Moralität und Ethik zu beant­
worten, sondern zu sehen, »daß wir uns bereits
mitten im Abenteuer der Moral befinden« (62).
In diesem Sinne thematisiert Hauerwas die Auf­
gabe der Ethik erst, nachdem er ihr schon längst
begonnen hat nachzukommen (lOHf.) und wen­
det sich folgerichtig gegen das Verständnis der
Ethik als »Anwendungswissenschaft«, gegen die
Suche nach einer »Letztbegründung«, sowie ge­
gen die »Disziplinarität« der Ethik. Als »Dis­
ziplin« stellt die Ethik bereits in sich ein Kri­
senphänomen dar, das die zerbrochene Brücke
zwischen Glauben und Leben wiederherstellen
will; was aber nur durch das Ethos einer Gemein­
schaft zusammengehalten werden kann, ist auf
dem Weg der Reflexion nicht rekonstruierbar.
Ähnlich wie Karl Barth versteht Hauerwas die
Ethik als einen Modus der Theologie, als »Theo­
logie von Anfang an«, und nicht als eine der
Fundamentaltheologie und der Dogmatik nach­
geordnete Anwendungsdisziplin, in der die kon­
kreten Überzeugungsinhalte zur bloßen »Moti­
vierung« herabsinken müssen. Anstatt mit dem
»Verhältnis« der Ethik zu jenen beiden Diszipli­
nen zu beginnen, legt es sich für Hauerwas eher
nahe, mit der Ethik als Theologie zu beginnen,
da die Erkenntnis der Wahrheit die entspre­
chende Veränderung der Person mitbedingt. So
bleibt der eschatologische Charakter der Theo­
logie auch für die Ethik konstitutiv. Hinter der
Betonung der allgemein-menschlichen Qualität



der christlichen Ethik hingegen vermutet Hauer­
was die uneingestandene Angst, daß es eine fun­
damentale Diskontinuität zwischen Christen und
ihrer jeweiligen Kultur geben könnte. Die Wahr­
nehmung der theologischen Dimension der Ethik
und der ethischen Dimension der Theologie
macht für Hauerwas die Einsicht unausweichlich,
daß die Ethik in methologischer Hinsicht keinen
Kern, keinen Ausgangspunkt hat. Die Suche
nach einer Letztbegründung wird abgewiesen.
»Es gibt keinen Punkt außerhalb unserer Ge­
schichte, wo wir an einem sicheren Ort unsere
moralischen Überzeugungen verankern könnten.
Wir müssen in der Mitte beginnen, das heißt, wir
müssen inmitten einer erzählten Geschichte be­
ginnen« (116).

In diesem Zusammenhang thematisiert Hauer­
was die ethische Bedeutung der Christologie.
Wir können Jesus als den Christus nur erkennen,
indem wir ihm nachfolgen; und ihn zu lieben
heißt zu lernen, zu lieben, wie er es getan hat.
Die Charakteristik der Botschaft, des Lebens und
Geschickes Jesu erkennt Hauerwas in dem, was
er die »Tugend der Friedfertigkeit« nennt: die
Absage an die Macht der Gewalt, an das Behar­
ren darauf, sich selbst und andere zu beherr­
schen. Das Motiv der Gewaltlosigkeit, des »liv­
ing out of control«, zieht sich als Testfall der
Ethik durch viele der Analysen und Beispiele des
Autors hindurch.

Davon bestimmt ist auch, wie Hauerwas die
konstitutive Bedeutung der Kirche für die christ­
liche Ethik bezeichnet. Die Kirche, so lautet die
Formel hier, »hat« keine Sozialethik, sie »ist«
eine solche. Als eine Gemeinschaft, die die er­
zählte Geschichte Gottes mit den Menschen tra­
diert und auslebt, soll sie der Welt zur Selbst­
erkenntnis als Welt verhelfen und ihr zugleich
zeigen, wie sie als gute Schöpfung Gottes zu le­
ben berufen ist. Dies geschieht insbesondere
durch das existentielle Zeugnis der Kirche, daß
die Quelle der Macht im Dienen und nicht im
Herrschen liegt. Ihre zentralen Praxisformen ­
Predigt und Sakramente - sind darum als »politi­
sehe Rituale« zu begreifen, nicht als Motivation
der Kirche der Tat, sondern selbst bereits als ihr
»wirksames soziales Werk«, Hier schließt Hauer­
was eine spannende Diskussion über die »Kunst
der narrativen Kasuistik« an, in der die Aufgabe
der Kirche als Diskursgemeinschaft beschrieben
wird. Gegenüber der individualistischen Engfüh-

rung traditioneller Kasuistik bezieht Hauerwas
den Begriff auf die Kirche als ganze, in der jede
Gemeinde verpflichtet ist, die Implikationen der
erzählten Geschichte Gottes für ihr Leben in der
Welt stetig neu zu überprüfen. Narrative Kasu­
istik ist demnach »nicht nur der Versuch, schwie­
rige Fälle des Gewissens innerhalb eines Systems
moralischer Prinzipien zu entscheiden, sondern
... ein Prozeß, durch den eine Tradition prüft, ob
ihre Praktiken im Licht ihrer grundlegenden Ge­
wohnheiten und Überzeugungen konsistent (das
heißt der Wahrheit entsprechend) oder inkon­
sistent sind oder ob diese Überzeugungen neue
Praktiken und ein neues Verhalten erfordern«
(183). Diese diakritische Praxis ist nicht auf das
Prüfen von einzelnen »Fällen« zu beschränken,
sondern schließt die Überprüfung von Lebens­
gewohnheiten ein; eine Aufgabe, die nicht allein
von außen, durch neue Situationen, sondern auch
von innen, durch die erzählte Geschichte selbst,
veranlaßt ist. Weil es ihm um den Weg geht, auf
dem das ethische Denken und die ethische Praxis
mit der erzählten Geschichte Schritt halten kann,
vermag es nicht völlig zu überraschen, daß Hau­
erwas seine Einführung in die Ethik mit der The­
matisierung einer Spiritualität der Tragik und
Freude in der Friedfertigkeit abschließt. »Denn
das christliche Leben ist eine Sache des Erken­
nens und des Trainings der Sinne und Leiden­
schaften und keine Sache des Wählens und Ent­
scheidens« (218).

Das Buch bietet eine Fülle von herausfordern­
den Analysen und Argumentationen, die auch in
der Ethik-Diskussion hierzulande Aufmerksam­
keit verdienen. Sicherlich ließen sich Kritik­
punkte anbringen: So könnte man/frau versucht
sein, den extensiven Gebrauch des »wir« (in ei­
ner Art »usus elenchticus der ersten Person Plu­
ral«) als vereinnahmende Redeweise mit einem
US-amerikanischen Habitus zusammenzusehen,
der sich auch in nicht-literarischen Zusammen­
hängen Geltung verschafft. Allerdings ist Hauer­
was, wie neuere Publikationen ausweisen, auf
diese Problematik mittlerweile aufmerksam ge­
worden. Sicherlich spricht Hauerwas aus einer
anderen gesellschaftlichen und religiösen Land­
schaft heraus. Inwieweit man/frau die Herausfor­
derung seiner Analysen an sich heranläßt, hängt
wohl auch davon ab, ob man/frau bereit ist, die
Unterschiede und Gemeinsamkeiten zur hiesigen
volkskirchlichen (?) Situation zu gewichten. Kri-
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tisch einwenden ließe sich auch, daß die ekkle­
siologische Situierung in einer gewissen
Schwebe bleibt und die Pneumatologie eher im­
plizit als ausgeführt ist - insbesondere die Rede
vom »Zueigen-machen der christlichen story«
wäre in diesem Zusammenhang zu hinterfragen.
Dabei gilt es jedoch zu sehen, daß Hauerwas be­
wußt offene Flanken bietet und bestimmte Mo­
ralsprachen (wie etwa die »Tugend-e-Sprache) in
Gebrauch nimmt, um vernachlässigten Essentials
der Ethik Aufmerksamkeit zu verschaffen, und
nicht um diesen zur Vorherrschaft zu verhelfen.
So gesehen ließe sich von einer invertierten
»kontextuellen Theologie« sprechen, in der der
jeweils bestimmte (Problem-, Frage-, Paradig­
men-)Kontext die Emphase bedingt, mit der die
jeweils abgeblendeten Perspektiven und Traditio­
nen in kritischer Zuspitzung erinnert werden.
Dies geschieht freilich nicht um dem Ideal einer
Balance von Traditionsanteilen zu genügen, son­
dern im Sinne jener besagten »narrativen Kasui­
stik«, die fragt, was in ethischer Hinsicht im Er-

Wider die Obdachlosigkeit des Leibes

Wolfgang Schoberth: Geschöpflichkeit in der
Dialektik der Aufklärung. Zur Logik der
Schöpfungstheologie bei Friedrich Christoph
Oetinger und Johann Georg Hamann. Evange­
lium und Ethik Bd. 3, Neukirchen-Vluyn, Neu­
kirchener Verlag 1994,302 Seiten, 48,- DM.

»Leibliche Unzerstörtheit ist das Ende der Werke
Gottes« (149). Oetingers fast schon populär ge­
wordener Weise aus dem Murrhardter Predigt­
buch versucht Wolfgang Schoberth (WS) in sei­
ner Habilitationsschrift nachzudenken, um mit
Hamanns Metakritik einer »leeren Vernunft« ­
»Sunt lacrumae RERUM - 0 quantum est in
REBUS inane!« (171 bzw. 202) - im ambivalen­
ten Projekt der Modeme »Wege einer ästheti­
schen Schöpfungslehre« (219 ff.) aufzuzeigen.
Luthers sich glaube, daß mich Gott geschaffen
hat sampt allen Kreaturn ...< orientiert WS' Er­
kenntnisinteresse wider Kants -ich denke muß
alle meine Vorstellungen begleiten können« Die
certitudo biblisch geoffenbarter Geschöpflichkeit
soll die Erfahrungsverluste jener securitas auf­
decken und wiedergewinnen, die sich aus der
idealistischen Inthronisation autonomer Vernunft
ergeben hätten. WS' fromme Grundüberzeugung
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zählstrom der christlichen »narrative« nicht auf
der Strecke bleiben darf.

Ein abschließendes Wort zur Übersetzung und
Textauswahl für die deutsche Ausgabe: Die
Übersetzung der These von Hauerwas verlangt in
besonderem Maß den Mut zur Kongenialität, sie
muß frech und frei verfahren, um wirklich »text­
getreu« zu sein und die sprachliche Kraft des
Originals nicht zu verlieren. Dies ist in der vor­
liegenden Fassung mit fortschreitender Kapitel­
zahl immer besser gelungen. Eine abschließende
Homogenisierung hätte diesbezüglich freilich
nicht geschadet. Ob die Entscheidung der Her­
ausgeber, die ältere »Einführung« den deutschen
Lesern zugänglich zu machen, besser zugunsten
eines aktuellen Bandes von Hauerwas ausgefal­
len wäre, mag dahinstehen. Dem Buch und der
ethischen Diskussion hierzulande wäre jedenfalls
zu wünschen, daß die Resonanz auf den vorlie­
genden Band bald für einen Nachfolger auf dem
deutschen Buchmarkt sorgt.

Bernd Wannenwetsch, Erlangen

vergewissert sich dazu einleitend der Kritik der
instrumentell pervertierten Rationalität, wie sie in
HorkheimerlAdornos Dialektik der Aufklärung
nahezu kanonisiert ist. Daß die »vollends auf­
geklärte Erde« dennoch nicht nur »im Zeichen tri­
umphalen Unheils« strahlt (9), sondern von Got­
tes Erlösungshandeln in Christus heilsam illumi­
niert werde, möchte der Autor, mittlerweile Theo­
logieprofessor in Bayreuth, in drei Schritten nach­
weisen: »Theologie der Leiblichkeit: Friedrich
Christoph Oetinger« (21ff.), »Aesthetica metacri­
tica: Johann Georg Hamann« (167ff.), »Wege ei­
ner ästhetischen Schöpfungslehre« (219ff.).

Eindrücklich vertieft sich WS zunächst in Oe­
tingers dicht gewebtes Werk einer »heiligen Phi­
losophie« der »idea vitae« und seine Rezeption.
Die phänomenologische nachbuchstabierten
Fragmentierungen in alltäglichen Erfahrungen
seien biblisch angeleitet als gebrochenes, spiegel­
schriftliches »Ganzes vom Evangelium« lesbar.
Anschmieglicher Mimesis statt begriffslogischer
Konstruktion verdanke Oetingers »biblischer
Realismus« (39 ff.) nicht nur die christusgemäße
Nähe zum irdisch-sinnlichen Materiale. Zudem
würden in »Geflecht«, »Verwobenheit der Er-



scheinungen«, »Mischformen« der Weisheit der
Gasse, wie sie der »sensus sommunis« bewahre,
die »Wege Gottes in der Zeit« (35.72.81 ...) ent­
zifferbar. Oetingers »emblematische Theologie«
(115 ff.) könne, wie im »Sinn-Bild« des aus der
Raupe sich entpuppenden Schmetterlings, das
»Sichtbare als Figur des Unsichtbaren« dechif­
frieren, das heißt aber das irdische Leben als von
der »Ökonomie Gottes« durchwirktes wahrneh­
men. Entgegen einer kirchlich wie theologisch
verbreiteten, durch Jenseitsvertröstung beding­
ten, Diskreditierung des Alltäglichen bestimmt
WS gerade das, »was dem Leben förderlich ist«,
»das Notwendigste, das Nützlichste und das Ein­
fachste«, das auch moralisch »Offensichtlichste,
Leichteste, Nützlichste« als das von Gott be­
stimmte Wirkliche. Theologie als »Nachweis der
Univokation des Begriffs -Leben«, (33), dem­
nach was gut, wahr und schön »jeder Seele von
innen und außen« vorweg »eingepflanzt sei, kri­
tisiert die Spielarten entmaterialisierter reiner
Vernunft und deren monadologische Abstraktio­
nen von der affektgebundenen Leib- bzw. Welt­
lichkeit. Um eben das alltägliche Leben der für­
sorgenden Heilsvorsehung Gottes zu vergewis­
sern, darf denn auch die »wahre Magie« (128 ff.),
eine Art biblische Souffleuse der Schöpfung, in
Dienst genommen werden. Der so favorisierte
»symbolische Realismus« emblematischer Theo­
logie, demach Gottes Gegenwart sich christozen­
trisch im Fleische »coäquirt«, heiligt in konkreter
Negation des Doketismus das zerstörliehe Leben
jetzt. »Revelation« heißt Entdeckung wie escha­
tologische Verwandlung (121) des Kreatürlichen.
»Leibhaft seyn und werden ist eine Vollkom­
menheit« (157). Das zitierte Bonmot leiblicher
Unzerstörlichkeit, emphatischer Einspruch gegen
die Affirmation gegebener Körperlichkeit oder
gar Vergottung des Leibes, prädiziert im Begriff
der »Geistleiblichkeit« schließlich Leiblichkeit
und Herrlichkeit »synonym«, Leiblichkeit als
Werk und Doxa Gottes wird so als biblisches wie
empirisches Apriori metakritisch gegen das tran­
szendentalphilosophische Konstrukt eines intelli­
giblen-Ieiblosen Subjektbegriffs aufgeboten. Sä­
kulare Horizontabschlüsse eschatologisch aufbre­
chend, könne die Welt als Sensorium Gottes re­
formuliert werden. Solches Evangelium allein er­
mögliche und divinisiere engagierte Alltagsethik.

Hatte WS bei Oetinger das Augenmerk auf die
materiale res gelenkt, so reflektiert er komple-

mentär dazu Hamanns aesthetica metacritica ge­
gen die aporetische, zunehmend destruktive,
Selbstbegründung neuzeitlicher Vernunft, nun auf
die symbolische Ordnung der signa. Überzeugend
erhellt er Hamanns dunkle Schriften in ihrem star­
ken Tenor gegen das Phantasma einer ihre Ab­
hängigkeiten verdrängenden »reinen Vernunft«
Kants aufklärerische Pathosformel vom transzen­
dentalen Subjekt sei die verbale Beschwörung ei­
ner selbsterschaffenen Wahrheit, ein leeres »ahi­
storisches Konstrukt«. Dieser künstlich entmisch­
ten Hypostase, aufgespreizt zum »Gesetz der Ver­
nunft« (182ff.), müßten ihre abgespaltenen Kon­
texte erinnert werden. Die kantische »Flucht in ei­
nen Standort jenseits der Geschichte« zur diessei­
tigen Verortung letzter Gewißheit verkenne neben
ihrer Leib- und Weltgebundenheit insbesondere
den »empyreischen Purismus« der Sprache. WS
betont nun nicht nur das dialektische Primat des
Ontischen inmitten unserer noetischen Prozesse.
Mit Hamanns emphatischem Begriff »Vernunft
ist Sprache« verknüpft er konsistent emblema­
tisch den des »Sakraments der Sprache« (197). In
der»Vereinigung von Buchstabe und Geist« ver­
mittels der »leiblichen Gegebenheit der Sprache«
rühre die »Sprache, die Mutter der Vernunft und
der Offenbarung« an die geschöpfliehe Ontologie.
Hamanns Kritik der idealistischen»Transsubstan­
titation eurer Bildwdrter« (202) entwinde der
Apotheose der puren Vernunft ihre »heiligste Vo­
kabel«, das Wörtchen autonom. Aber sie versüße
die schmerzlich-frohe Einsicht in die schlechthin­
nigen Abhängigkeiten mit einer biblischen Lok­
kung: im Riß zwischen signum und res artikuliere
sich »das transzendierende Ausgerichtetsein der
geschaffenen Wirklichkeit auf die Gnade in Jesus
Christus« (210). Die sprechende bzw. schriftliche
Leibhaftigkeit des Bibelwortes, die »Kondeszen­
denz Gottes« sei nicht nur die liebende Herablas­
sung des Logos ins Fleisch. Sie sei die in Christus
vorweggenommene Anschauung der »unverstell­
ten Sprache«. Dem Wunsche, »rede, daß ich dich
sehe!«, komme Gott gerade so nach, daß er »an
die Kreatur durch die Kreatur« spreche. So glei­
che das Geschehnis der Wahrheit »zwischen Au­
tor und Leser« jener christologisch symbolisierten
Korrespondenz zwischen Wort und Wirklichkeit.
Im »Organon der Sprache« seien, in Affinität zur
Kabbala, »Sinnlichkeit und Verstand, Erfahrung
und Vernunft immer schon ineinander ver­
woben«.
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Als Revers der zerstückten Materialität und
der verstellten Zeichenordnung gewinnt WS mit
Oetinger und Hamann phantasmagorische Em­
bleme unversehrter Leiblichkeit und unverstellter
Erkenntnis und behauptet sie als christumtrei­
bende Schriftauslegung wie wahrgenommenes
Seufzen der Kreatur gleichviel. Der »biblische
Logozentrismus« (205) emblematischer Theo­
logie entfaltet so in Widerspruch und Steigerung
die Heimholung der sich und alles Weltliche ver­
kennenden Vernunft ins Licht der Offenbarung.

Realiter wie zeichenhaft sollen so schließlich
die »Wege einer ästhetischen Schöpfungslehre«
(219ff.) die beschriebene Anamnese der Leiblich­
keit des Lebens therapeutisch gegen den »Verlust
des Realitätsbezugs« kehren. Die »einfache Er­
fahrung der Leiblichkeit« wider die »Herrschaft
des Begriffs« versucht WS denn exemplarisch im
zeitgenössischen Diskurs zu bewähren. Eine Fuß­
note läßt an Klassifikation keinen Zweifel: nach
der postmodernen »Zerstörungsarbeit« seien die
»verlorenen (>prämodemen< ) Themen wieder­
zugewinnen, die Descartes links liegen ließ«
(221). Ästhetik sei mehr als »Affirmation des Ge­
wordenen« bzw. »Kompensation« der subjekt-ob­
jekt-zerspaltenen Wirklichkeiten der »Versagun­
gen in den Modernisierungsprozessen« (226 ff.).
Auch gängige »ästhetizistische Fluchten« wären
nur profaner Religionsersatz. Aufgrund christolo­
gischer Defizite werde das gebrochene gesell­
schaftliche Sein mit den Stichworten »artifizelle
Wirklichkeiten«, »Übertribunalisierung« qua jen­
seitig denunzierten Diesseits oder »Abwesenheit
Gottes« kenntlich entstellt. Nur die »Umkehr zum
Schöpfer« könne die irrige totalitär verdichtete
Immanenz und deren wissenschaftliches Refle­
xivwerden in systemischen Selbstreferenzen heil­
sam aufbrechen. Getragen von der Gewißheit
eschatologischer Heilsfinalität sucht WS einen
»Mehrwert des Schönen« zu entfalten, der wahre
Ästhetik kulturindustriellen »Simplifikationen«,
»Exilen der Heiterkeit« und »Kitsch« (236ff.)
entringt. Und nochmals von kritischer Theorie le­
gitimiert, nimmt seine theologische Ästhetik an
der hebräischen kabod, der Aura Gottes ihr Maß.
Wie alle emblematische Wahrnehmung, ent­
springe sie »keinem Anthropomorphismus« auto­
poietischer Selbstverdoppelung. Das Zeugnis der
Schrift von der Gewißheit einer widerfahrenden,
nicht selbstfabrizierten Wahrheit, werde dabei in
der Erfahrung des auratischen Kunstwerks als ei-
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nes ungelogenen Außen vorgebildet. Freilich
wisse erst die biblisch eingeübte Geschöpflieh­
keit, anders als Technik, Diskurs, Kunst und My­
thos, das begriffslose Nichtidentische als »das
Geheimnis Gottes« beim Namen zu nennen. Im
Vorschein des -happyends- im kosmischen Maß­
stab und vom jüdischen Bilderverbot gemahnt,
möchte WS Paul Klees Kunst als »Akte eines be­
stürzenden Wiedererkennens« verstehen. Theo­
logische Ästhetik bliebe darin geschöpflieh soli­
darisch mit der zum »bloßen Material« häßlich
zerschundenen Welt, weil sie aus deren Seufzen
das Harren auf Erlösung und das Versprechen der
Genesis heraushört, sie werde, was sie war: sehr
gut. -Bis dahin- wäre »ästhetische Mimesis« als
»Modell für die Erfahrung von Glück« ein­
zuüben, die von der verzweifelten Daseinssorge
kraft der göttlichen Zusage sich befreit wüßte. Im
neutestamentlichen Bilde von den»Vögeln unter
dem Himmel und den Lilien auf dem Felde-s und
in den Liedern Paul Gerhardts könne die »emble­
matische Präsenz des Abwesenden«, die verbor­
gene Herrlichkeit der Schöpfung in Christus,
»wiedererkannt« und »wiedererlernt« werden.
Der geoffenbarte »Ruf zur metanoia«, so möchte
ich WS zusammenfassen, verheiße fragmentiert
innert der harten Dinge wie der weichen Zeichen
nicht weniger als die Kommunion mit dem Rea­
len, darin die inverse Kopräsenz Gottes.

Die Intention des Autors, das Dilemma der
christlichen Gehalte, entweder einer fast schon
transzendental narzißtischen Subjektivität des
Glaubens oder einer konstruierten Objektivität
der Metaphysik zugeschlagen zu sein, in einen
ästhetischen -Ernpirismus- christologischer Be­
gründung aufzuheben, kann nicht nachdrücklich
genug betont werden. Auch die ökonomisch­
ökologische Krise bestätigt ja bedrückend die
hoffentlich not-wendige »Wende der Wahrneh­
mung« und zitiert eine uns heilsam begrenzende
Ökonomie Gottes schier herbei. Eine »Selbstkri­
tik der Theologie« wird sich der Eigenanteile an
der ruinösen Welt-und Leibvergessenheit zu be­
sinnen haben. Irdisches coram Christo kraft der
»Schönheit als Kategorie des Werdens« sinnen­
fällig zu rezipieren - wo begegnete solch kon­
krete Affirmation zu häufig? Nicht zuletzt dürf­
ten WS' Überlegungen die ethischen oder sote­
riologischen Engführungen des -Evangeliums- in
gesetzliche, spirituelle und weltliche Projekte,
aufklären helfen.



Das Plädoyer für ein zutiefst ersehntes nicht
artifizielles Außen, das die Menschenkinder samt
ihres schlingernden, schönen wie todverfallenen
Globus in den zweckrationalen (Ent)Fesselungen
tröstlich streift, daraus befreit und schließlich er­
löst, erzeugt freilich auch Ambivalenzen.

Auffallend ist der redundande Rekurs auf die
Gewißheit oder Grundüberzeugung christlichen
Glaubens (8.17.19.25.40.56.61.66.173.248). Sie
geht einher mit dem Imperativ, der Schrift als
Archiv für alles in »diesem Äon« Nötige und
Förderliche zu vertrauen. Gewiß, deren rechte
Auslegung erweist sich an christusgemäßen Wir­
kungen (53 ff.). Aber wie ist nun das dem Leben
dienliche mit unserer säkularen, höchst komple­
xen, kapitalisierten Gesellschaft alltäglich ver­
mittelt? Die metasprachlichen Erwägungen gera­
ten mitunter zur assertorischen Redeweise. Ap­
pell statt Argument? Die dogmatisch flankierte
Homilie nimmt dann die Form der »pointierten
Anklage zum Bußruf« (148.199.213.221.226.
266) an. Wieviel theoretische Neugier hat eine
wahrheitsgesättigte Subjektivität für das Ge­
spräch mit all denen übrig, die eine andere parole
sprechen? Die Auseinandersetzung mit differen­
ten Einschätzungen der Modeme trägt deutlich
polemische und belehrende Züge. Sollte das
fromme Gemüt eben den Kontexten gesellschaft­
lich konstruierten Wirklichkeiten so enthoben
sein daß ihm alles biblisch Theoretische schon
faktisch begegne? Auch mehren sich die exegeti­
schen Bemühungen, jüdische Besonderheiten
und sozialgeschichtliche Kontexte nicht durch
eine christlich-vereinheitlichte Schrift zu domi­
nieren. WS betont hingegen das »Recht auf den
wörtlichen Sinn«. Fundamentalistischer Zugriff
hat da kein hermeneutisches Problem. Mehrfach
wird beteuert, die christliche Wahrheit sei kein
Anthropomorphismus, sondern auffindbare Kon­
stellation. Wiewohl strukturanalog dem cogito
nachgebildet, sei die Selbstvergewisserung des
credo kraft des im solascriptura begründeten ex­
tra nos gerade kein soziales Artefakt. Fabriziert
aber eine gläubige Fetischisierung des zirkulären
Schemas mit solcher Binnengewißheit nicht nur
>ungehorsame< Umwelten? Analog: kommt eine
emblematisch-sprachmetaphysisch interpretierte
geoffenbarte, -von oben- abgeleitete Leiblichkeit
mit den fünfsinnigen -Sprachen- der Leiber in
Schmerz, Lust, Wut in herrschaftsfreie Berüh­
rungen - contingere? Kaum zufällig beruft WS

sich im dritten Teil zur theologischen Ästhetik
denn auch nicht auf das wimmelnde Leben der
Gasse -unten-, sondern bevorzugt die künstleri­
sche Avantgarde -oben-, Ähneln sich Logik der
Geschöpflichkeit und ästhetische Theorie nur im
-Überbau-? Der symbolische bzw. biblische Rea­
lismus entfalte die »Entsprechung von sichtbarer
und unsichtbarer Welt« (119.124). Meint das
eine Verdopplung, eine Konkurrenz der Zeichen
bzw. die -eine Wirklichkeit< im profanen wie reli­
giösen Double-Image? Nicht pan(en)theistisch
vermengen, nicht gnostisch oder agnostizistisch
zu spalten seien Göttliches und Menschliches.
Die Leiblichkeit Gottes sei zwar nicht anthropo­
morph, aber »coäquirt«, »intim präsent«, »leib­
lieh und penetrativ« (164). Entpuppt sich nur ei­
nem Arkanwissen die analogia fidei als -wahre
analogia entise? Realität wird zum Emblem, Em­
blem zu Realität. Von der Metaphorisierung der
Wirklichkeit zur Verwirklichung der Metaphern
ist es nicht weit, das lehrte ja die Metakritik am
konstruktionswütigen instrumentellen Weltent­
wurf. Kritische Theorie versuchte daher mit Alle­
gorie jedwedes Symbol zu zerschlagen. Wieder­
holt sich eine emphatische Apotheose mensch­
licher Subjektivität nun nicht doch auch in der
souveränen Frömmigkeit? WS hält es mehrfach
für völlig verfehlt, wenn man solche Texte »psy­
chologisch deuten will« (169.195). Für das
Wahrheitsgeschehen zwischen Text als ästheti­
schem Gebilde sei aber der »Akt der Lektüre«
auch »abhängig von der Disposition des Leser­
subjektes«. Zur Disposition des Autors gehört
augenscheinlich, daß das vorangestellte Motto
aus Kolosser 2,8-10 schlußendlich zum eigenen,
die verborgene Herrlichkeit bekennenden Text
wird, »deren Fülle wohnt in Christus leibhaftig«
(269, im Original ohne Zitation. JW). Ist damit
die persönliche Selbstaufhebung in die Schrift
vollzogen? Wer wäre frei von dem Begehren, die
schmerzliche Differenz zwischen Eigenem und
Anderem, ich und Nichtich, signum und res los­
zuwerden? In der »Empfindung«, so WS, »ver­
schmelzen das wahrnehmende Ich und wahr­
genommener Gegenstand« (90). Beschreibt aber
nicht diese Verwandlung die euphorische Diffu­
sion der Grenzen? Eröffnet nicht gerade Oetin­
gers »Christus siehet, höret, riechet in mir« (143)
die jubilatorische Substitution von Mensch­
lichem und Göttlichem? Wenn der »Trost Got­
tes« (52,125.251) die Seele gleichsam so be-
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friede, wo ich war wieder Es werden soll, dann
kann, in der Tat, die Vernunft dies nicht geben.
Nicht der philosophische Diskurs der Moderne
erscheint mir dann aber totalisierend, sondern
dieses Ineinsgesprochenwerden von Schrift und
ich. Leider kommen Habermas & Co, damit die
minütlichen Improvisationen angesichts zerbrö­
selnder Metaerzählungen, schlecht weg. So gerne
ich von der vorgestellten Logik der Leiblichkeit
mich begeistern lasse und lerne - verlernen
möchte ich nicht mehr, daß aus menschlicher
Subjektivität selbst- oder auch nur miterschaf­
fene Gewißheiten als erhöhte Hypostasen wie­
derkehren können. Meist fordern sie dann An­
dacht und Gehorsam. Ob es Leben, Sinn, Erlö­
sung, Offenbarung, Kirche nur als autoritären
Charakter gibt?

Vielleicht ist es dieser hohe Anspruch, theo­
logische Theoriebildung auch noch als status
confessionis zu betreiben, der zu solchen Ambi­
valenzen führt. Kleinere Formen von Glück, so­
matische Reste, improvisierte Exile der Heiter­
keit und kleine Fluchten, das Potpourri profaner
Libido genügen solch absolutem Kriterium nicht.
Theologisch unterbestimmt erscheint denn auch
die bleibend aktuelle Wucht des Endspiels im
Schlachthaus Welt (236 ff.). »Die Konzepte der
Philosophie sind eben nicht umstandslos iden­
tisch mit dem Weltverhältnis der Menschen«.
Sind's die der emblematischen Theologie? Mit­
unter obsiegt die biblische Versuchung, daß das
Irdische »allzu rasch durch diese Gnade über­
blendet wird«.

Marx' sehe Gesellschaftskritik und Freud' sehe
Theorie vom Unbewußten entwerfen eine dop­
pelte Entzogenheit des Menschen gegenüber dem
sozialleiblichen Außen wie dem psychomotori­
schen Innen. Einfache Erfahrung der Leiblichkeit
trotz »Alogizität des Leibes«? Wer wie die jüdi­
sche Menschenlehre von der nefesch (sich ist be­
gehren-) für nicht überspringbare Unversöhnthei­
ten eine -Schwäche hat<, muß nicht der »notori­
sehen Selbsttäuschung« bezichtigt werden. Wie
kommt biblische Dogmatik - respektive Fried­
rich Mildenbergers fulminanter dreibändige Ent­
wurf! - ins Gespräch mit anderen theologischen
Ansätzen, mit feministischen, postmodernen, de­
konstruktivistischen, diskursanalytischen oder
strukturalistisch-psychologischen Theoriebildun­
gen? Und gibt es nicht -etsi deus non daretur­
auch eine leib- und welteingedenkende Vernunft
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der Spinoza, Baader, Schelling, Nietzsche hin zu
den französischen Entwürfen von Lyotard bis La­
can und Merleau-Ponty bis Levinas?

Von der Gleichgültigkeit der Natur retour in
die Providentia Dei? Und welche ethischen Kon­
kretionen wären denn in Technik, Wissenschaft
und Wirtschaft verpaßt worden und sind in mo­
demen Prozessen alternativ zur verfallskon­
notierten Ungehorsamsgeschichte zu operationa­
lisieren?

Geliebt wirst du einzig dort, wo du schwach
dich zeigen darfst ohne Stärke zu provozieren hat
Adorno einmal geschrieben. Kann auch schwa­
ches Denken, der von Gianni Vattimo pensiero
debole genannte postmoderne Versuch, auf lie­
bendes Verstehen rechnen? Oder pariert offenba­
rungszentrischer Schriftglaube mit der Geste he­
roischer Subjektivität die immerhin erfahr- und
denkbaren ontologischen und eschatologischen
Referenzanfechtungen? Mehrfach versichert WS,
die »Erlösung sei längst geschehen« (139.145.
228, Hh. JW).

Kann man mit Gewähr der Kritischen Theorie
deren Dialektik der Aufklärung ideologiekritisch
anwenden, um dann an ihr vorbei, quasi unver­
sehrt, biblische Gehalte dem katastrophischsten
Jahrhundert zur Umkehr zu predigen? Hat nicht
diese jüdisch durchwirkte Frankfurter Schule den
gesamten metaphysischen wie gesellschaftlichen
Referenzrahmen einer desillusionisierenden Me­
takritik zu unterziehen gewagt? Unter den primä­
ren sinnenfälligen Kontexten transzendentaler
Obdachlosigkeit (Georg Lukäcs) kriegen wir es,
über Kreuz mit sekundärem Wissen, zunächst um
so mehr mit uns zu tun: vor lauter Glücksbegeh­
ren zu rasender Barbarei fähig. Walter Benjamins
anthropologischer Materialismus hat darum ge­
wußt. Aus Erfahrung in der religionskritischen
Lehre bescheidener geworden, konzedierte er uns
immerhin eine schwache messianische Kraft. In
der Erwartung, ja schier nach Gerechtigkeit
schreiendem messianischem Postulat, war er un­
bescheidener als die christliche Überlieferung.
Erst der kommende Messias werde die zerstörte
Leiblichkeit zur unversehrbaren Erlöstheit zu­
sammenfügen und aus den tödlichen Mortifika­
tionen wiedererwecken. Kann dieser Haltung
eine gedachte oder eine geglaubte oder eine
schriftlich fixierte Erlösung in der Zeit konkur­
rieren? Auch aus dem erbaulichen Jargon sanft
buchstabierter Eigentlichkeit taucht noch keine



weniger harte Widerständigkeit auf. Manche von
uns merken ihr Leben nicht einmal mehr, daß es
eine Welt jenseits der Zeichen gibt (Michel Ser­
res). WS hat dies gemerkt. Mit diesem Buch regt
er an, sich auf die Suche nach der Welt jenseits
der Zeichen zu machen. Wahrlich kein geringes
Verdienst. Es ist dann freilich noch nicht heraus,
ob unser Heimweg in die Welt den biblischen,
religiösen, auch esoterischen oder parapsycholo­
gischen, gar geldphantasmagorischen, warenfeti­
schisierten und virtuellen Zeichenensemblen und
den darin symbolisierten Spuren vermeintlicher
Transzendenz zu folgen hätte. Traditionelle Tran­
szendenz behauptet ihre Wirklichkeit über den
Sinnen, supranatural zur irdischen Welt. Und
wenn -Gottes Geheimnis- gar keine doppelte
Wirklichkeit berge? Wenn seine Einfleischung
g'streckterlängs (wie das der Dialekt der Dialek­
tik voraus hat) eine Kippfigur von der imaginä­
ren Vertikale in die sinnliche Horizontale bedeu­
tete? Eine Logik geschöpflicher Ästhetik hätte
dann ein Modell von Mimesis zu erarbeiten, das
den Kontakt mit der widerständigen Wirklichkeit
im -Unterbau- suchte. Was und wie wirklich ist
wirkliche Wirklichkeit wirklich? Dessen Rätsel­
charakter erwiese sich -unterhalb- der symboli-

Rechtfertigung und Ehe

Bernd Wannenwetsch: Die Freiheit der Ehe. Das
Zusammenleben von Frau und Mann in der
Wahrnehmung evangelischer Ethik (Evan­
gelium und Ethik 2), Neukirchen-Vluyn 1993.

Seit längerer Zeit fehlt in der evangelischen
Ethik eine ausführliche Ehe-Ethik. Ein solches
Unternehmen bedarf heute nicht zuletzt deshalb
keiner Rechtfertigung, weil die Einstellungen
zum partnerschaftliehen Zusammenleben wie
auch dessen real gelebte Formen in den letzten
Jahrzehnten in einen wahren Strudel von Ver­
änderungen hineingerissen worden sind. Im
»ganz normalen Chaos der Liebe« scheint Klä­
rungsbedarf dringend angezeigt. Das vorliegende
Buch, das 1992 in Erlangen als Dissertation an­
genommen worden ist, füllt diese Lücke aus. Der
Autor läßt sich allerdings vom Druck der Ver­
hältnisse weder zur Hektik noch zur Apologetik
verführen. Ohne die gesellschaftliche Situation je
aus den Augen zu verlieren, entfaltet er in wohl­
tuender, stets auf den theologisch zentralen Punkt

sehen Ordnungen der Zeichen. Ob Christologie
bzw. Anthropologie, profan erleuchtet, als mate­
riale Ästhetik also seitwärts entstehen müßte?

Kritische Lektüre wird von WS angeregt,
Transzendenz eben diesseits der Zeichen zu su­
chen. Welt und Leib könnten als versehrliches,
fundamentales Apriori wahrgenommen und als
geschöpfliehe bzw. vorgegebene -Transversale­
vernünftiger Diskurse thematisch werden. Ästhe­
tik folgte der gewebten Spur. »... dieser Leib der
Wahrheit bekommt wiederum durch den Aus­
druck ein Kleid nach eines jeden Geschmack,
oder nach den Gesetzen der Mode« (173). Aber
auch wer die vermeintlich -eigentlichen- Zeichen
beschwört - aus dem heiligsten Text wird noch
kein »Feyerkleid der Freyheit« (177). »Daheim
im Sklavenkittel« (ebenda) schätzt der homo oe­
conomicus seinen Erdkreis nach dem toten Kapi­
tal, auf Buchstabe oder Zahl gemünzt. In der er­
starrten Unruhe von Kompendien und Konten
horten wir artifizielle Ewigkeit, das Flüchtige
aber schafft ElMotion. En vogue gelten daher
mitten zwischen Nostalgie und Eschatologie ris­
kante Freiheiten: jetzt.

Jochen Wagner, Tutring

dringender Sachlichkeit seine Argumentation.
Wobei erwähnt zu werden verdient, daß dies in
einer sehr schönen, streckenweise glänzenden
Sprache geschieht.

Wannenwetschs Anliegen ist es, anders als die
meisten Entwürfe dieses Jahrhunderts Ehe nicht
allein im Horizont der Schöpfung, sondern auch
im Horizont von Versöhnung und Erlösung zu
begreifen. Seine Arbeit stellt damit den Versuch
dar, die -Freiheit eines Christenmenschen- für ein
bestimmtes Feld menschlichen Lebens durch­
zubuchstabieren. Der Einsatz beim Artikel von
der Rechtfertigung hat dabei auch methodische
Relevanz: Die Unterscheidung von göttlichem
und menschlichem Handeln impliziert einen Vor­
rang der Wahrnehmung des von Gott jeweils Ge­
gebenen vor der unmittelbaren Frage nach dem,
was sein soll.

Die Untersuchung gliedert sich in drei Teile.
In einem ersten Teil (»Das Ansehen der Ehe«)
geht es dem Autor zunächst darum, eine theo-
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logisch angemessene Perspektive auf die Wirk­
lichkeit der Ehe zu gewinnen. Dies erfordert zu
Anfang eine kritische Auseinandersetzung mit
dem entsprechenden statistischen Datenmaterial,
mehr noch mit deren Verwendung in theologi­
schen Diskussionsfeldern. Dabei macht Wannen­
wetsch eindringlich deutlich, daß die Sozialstati­
stik ihren Gegenstand nicht nur immer perspekti­
visch wiedergibt, sondern ihn darüber hinaus (im
Sinne einer »self-fulfilling prophecy«) auch for­
miert. Theologie ist deshalb, so die Folgerung,
gut beraten, wenn sie bei der Arbeit mit statisti­
schen Daten die begrifflichen und konzeptionel­
len Prämissen der Untersuchung stets mit be­
rücksichtigt. Eine dieser Prämissen ist laut Wan­
nenwetsch die »soziologische Universalthese«
(35) vom Funktionswandel von Ehe und Familie,
durch welche die Ehe von vornherein einer funk­
tionalistischen Logik unterworfen wird. Die al­
ternative Logik eines theologischen Eheverständ­
nisses entwickelt der Autor anband einer Aus­
legung von Luthers Schrift »Vom ehelichen Le­
ben« (1522). Als Spezifikum evangelischer
Eheethik arbeitet er dabei die »besondere Ästhe­
tik der Glaubenswahrnehmung« (49) heraus. Da­
mit ist die Aufgabe für den weiteren Verlauf der
Arbeit gestellt: »den -Blickwinkel des Glaubens­
als die bestimmte Form der Wahrnehmung zu be­
schreiben, die aus den verschiedenen Situationen
und Momenten des ehelichen Lebens heraus zu­
nächst nach demjenigen Handeln Gottes fragt,
welches die Situation der Eheleute erst (heilsam)
konstituiert und deren eigenes Tun zugleich her­
ausfordert und orientiert« (510. Die Güte der
Ehe liegt demnach nicht vor Augen, sondern er­
schließt sich erst in einer strukturell »eucharisti­
sehen Wahrnehmung« (66), in welcher das ehe­
liche Leben im Hören auf Gottes Zusage »es ist
gut« in seiner wahren Güte erfahrbar wird. Den
terminologischen Bezug auf das Abendmahl
wählt Wannenwetsch in diesem Zusammenhang
sehr bewußt, ist es doch die eucharistische Praxis
der Gemeinde, in welcher in ursprünglicher
Weise das begegnet, was es für die von Gott ge­
währten Lebensräume zu lernen gilt.

Vor diesem Hintergrund wird für den Autor
die Widersprüchlichkeit von Eheerfahrungen, das
In- und Nebeneinander von Lust und Last, lesbar
als In- und Nebeneinander von Evangelium und
Gesetz: Was als Gabe Gottes freier Lebensraum
sein mag, kann unter Absehung von Gottes Wort
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zum engen Korsett mutieren. Außerdem erweist
sich in dieser Perspektive das eheliche Leben ­
wie Wannenwetsch in einer Exegese von Eph 5
zeigt - als in doppelter Weise begrenzt: Die Part­
ner sind sich gegenseitig nicht Retter, und sie
bleiben in ihrem Zusammenleben der Rettung
durch Christus bedürftig.

Im zweiten, umfangreichsten Teil (»Die Frei­
heit des ehelichen Lebens«) wird das in Teil I
Grundgelegte unter dem Stichwort »Freiheit« nä­
her entfaltet. Dies geschieht als erstes in einer
Differenzierung zwischen neuzeitlicher und bi­
blischer Freiheitstradition. Nach Wannenwetsch
ist Freiheit gemäß neuzeitlicher Konzeption im
wesentlichen eine Kategorie der Herrschaft und
charakterisiert durch das Vermögen zur Ver­
fügung über Selbst und Welt. Demgegenüber er­
schließt die Bibel Freiheit als eine von Gott mit­
geteilte Wirklichkeit, welche nur in der Bindung
an dessen Rechtswillen bewahrt werden kann.
Freiheit in diesem Sinne ist wesentlich kom­
munikative Freiheit, die sich im Achten auf die
Bedürftigkeit des Nächsten bewährt. Entspre­
chend gibt christliche Freiheit nicht lediglich ei­
nen Rahmen vor, der dann frei zu füllen wäre (so
die liberale Konzeption), sondern ist immer
schon eine im eminenten Sinne geformte Frei­
heit.

Auf der Basis dieses Freiheitsverständnisses
interpretiert der Autor in einem nächsten Schritt
die spezifische Freiheit des ehelichen Lebens.
Dies geschieht zum einen in einer Kritik der Ver­
zwecklichung der Ehe. Gegen die zwei klassi­
schen kirchlichen und außerkirchlichen Zweck­
bestimmungen der Ehe, Nachkommen und Kana­
lisierung der Sexualität, unterstreicht Wannen­
wetsch die Selbstzwecklichkeit der Ehe. Selbst­
zwecklichkeit der Ehe entgeht aber nur dann der
rein negativen Bestimmtheit und der Tendenz zur
Selbstabschließung, wenn sie dezidiert theo­
logisch von der Rechtfertigung Gottes her als
Freiheit von den Werken begriffen wird. Wie­
derum ist der Ort, wo dieser Zusammenhang ein­
geübt werden kann, die Gemeinde, »deren Zweck
-nur- in der Gemeinschaft mit Gott und unterein­
ander besteht, und die sich gerade in dieser Frei­
heit als -Kirche für andere- begreifen lernt«
(150). Die eheliche Freiheit von Zwecken gilt es
auch festzuhalten gegen neue Formen der Funk­
tionalisierung, die da sind: Ehe als Regenerati­
onsstätte, als Instrument der -Selbstverwirk-



Iichung-, als Garant des persönlichen Lebens­
glücks.

Nachdem er von der Freiheit von den Werken
gesprochen hat, handelt Wannenwetsch nun - gut
reformatorisch - auch von der Freiheit zu den
Werken. Die Werke sind in diesem Kontext nicht
als konstitutiv für Freiheit, sondern als Folgen
der Freiheit verstanden; entsprechend gehen, be­
zogen auf die Ehe, die Zwecke der Gemeinschaft
nicht voraus, sondern aus dieser hervor. Um die­
sen grundsätzlich anderen Konnex zu kennzeich­
nen, spricht der Autor hier statt von Zwecken
von >Früchten< der Ehe - die Früchte sind gleich­
sam die Segnung einer in sich schon guten und
sinnvollen Gemeinschaft. Wannenwetsch nennt
davon (inhaltlich nahe an den traditionellen Ehe­
zwecken) das gemeinsame Glück, Sexualität und
Kinder.

Ein letzter langer Abschnitt dieses Teils ist der
Frage nach den äußeren Qualitäten der Ehe ge­
widmet. Der Autor behandelt sie unter dem
Stichwort -Integrale- und meint damit die Mo­
mente der Dauer, der Ausschließlichkeit und der
Institutionalität. Bei der Untersuchung läßt er
sich wiederum von der Frage nach der Freiheit
leiten, die hier die Gestalt der Frage erhält, »in­
wiefern und auf welche Weise der Komplex die­
ser -Integrale- geeignet erscheint, den Freiheits­
sinn des ehelichen Lebens zu pointieren« (182).
Dabei setzt er eine entscheidende Pointe: Nur wo
eine eheliche Gemeinschaft aus der Anschauung
der Treue Gottes lebt, wird ihr ihrerseits Treue
im Sinne der Dauer und der Ausschließlichkeit
zur befreienden Wirklichkeit. Erst im Blick auf
diese Voraussetzung erhält dann auch das »Bis
der Tod euch scheidet« seine Plausibilität und
verliert es den Charakter einer hoffnungslosen
Überforderung. Umgekehrt erweist sich gerade
von hier aus die innere Widersprüchlichkeit der
heute oft praktizierten -Ehe auf Zeit-.

Zur Klärung des Freiheitssinnes der Institutio­
nalität der Ehe sieht sich Wannenwetsch zu einer
Auseinandersetzung mit der philosophischen In­
stitutionentheorie (vor allem Gehlen, Schelsky)
und deren Rezeption in der evangelischen Theo­
logie genötigt - und legt dabei gleichsam en pas­

sant eine bemerkenswerte Theologie der Institu­
tionen vor. In der Kirche sieht der Autor die »er­
füllte« Institution und damit das Maß alles Insti­
tutionellen gegeben. Die in der Institution der
Kirche gewährte Freiheit ist nicht die formale

Freiheit eines abstrakten Individualismus', son­
dern Freiheit von der Selbstrechtfertigung, wie
sie aus im Voraus gewährter Gemeinschaft er­
wächst. Für die theologische Wahmehmung aller
anderen Institutionen ist dann ihr je verschiede­
ner Bezug auf die -Grundinstitution- der Ge­
meinde Christi maßgebend; dieser besteht all­
gemein gesagt darin, daß sie durch die in der Kir­
che bezeugte evangelische Freiheit davon ent­
lastet sind, zur Selbstrechtfertigung ihrer Glieder
zu dienen. Damit ist auch jegliche Selbstzweck­
lichkeit der Institutionen selbst bestritten: Ord­
nungen sind dazu da, daß »die Menschen in ih­
nen den bestimmten Willen Gottes erfüllen«
(224).

Wannenwetsch schließt den zweiten Teil sei­
ner Untersuchung ab mit einer Besinnung auf die
eschatologische Dimension des ehelichen Le­
bens. In der eschatologischen Gemeinschaft der
familia Dei erfährt die Ehe als primärer Ort ge­
lebter Mitmenschlichkeit eine starke Relativie­
rung. Andererseits kann sie in der Gemeinde
Christi wie die Ehelosigkeit als Berufung erfah­
ren und als Charisma im Dienste des Reiches
Gottes wirksam werden. In einem eschatologi­
schen Horizont - so ergibt eine Exegese von
1. Kor 7 - wird die Ehe vom Druck letzter Sinn­
erfüllung freigesetzt, was die Partner erst die
wirkliche Schönheit ihrer Gemeinschaft entdek­
ken läßt. Damit kann der Autor die im ersten Teil
entwickelte besondere Ästhetik der Glaubens­
wahrnehmung präzisieren als eine -eschatologi­
sehe Ästhetik« In Erwartung des Gottesreiches
wird es den Eheleuten möglich, ihren Partner ge­
wissermaßen »mit den -Augen- Jesu Christi zu
sehen« (249).

In einem kurzen dritten Teil läßt Wannen­
wetsch schließlich »Bemerkungen zur pastoral­
ethischen Praxis der Kirche« folgen, wobei er
diese auf Reflexionen auf dasjenige Handeln be­
schränkt, was in der kirchlichen Praxis die Regel
ist. Hier geht es um das Verständnis der kirchli­
chen Trauung mit den Sonderfällen der Trauung
Geschiedener und der Eheschließung von Chri­
sten mit Nichtchristen sowie um die heikle Frage
der Ehen von kirchlichen Amtsträger(inne)n.

Wannenwetschs Buch stellt einen reichhaltigen
Entwurf dar. Der leitende Gesichtspunkt eines
theologisch profilierten Freiheitsverständnisses,
konkretisiert im Konzept einer kirchlichen Ethik,
gibt dem Ansatz einen über die materiale Thema-
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tik hinaus relevanten paradigmatischen Rang. In­
wiefern dieser Ansatz angemessen ist, wird in ei­
ner breiteren Diskussion entschieden werden
müssen. Zu dessen hier vorliegender Ausführung
hier nur noch zwei Anmerkungen: (I) Etwas un­
ausgeglichen stehen bei Wannenwetsch die
Selbstzwecklichkeit der Ehe und ihr Charisma im
Dienste des Reiches Gottes nebeneinander. In
welchem Sinne letzteres auch wieder eine Relati­
vierung des selbstzweckliehen Ehelebens bedeu­
tet, inwiefern eben diese Relativierung das ehe­
liche Leben aber auch wieder bereichert, bedürfte
einer expliziten Erörterung. (2) Trotz des stetigen
Bezugs auf die Modeme und ihre Ideologien fehlt

Sperrzonen für das Naturrecht

Sibylle Tönnies: Der westliche Universalismus ­
eine Verteidigung klassischer Positionen, Op­
laden 1995.

Tönnies kündigt mit ihrem Werk Großes an: das
rationale Naturrecht soll rehabilitiert und gegen
zahlreiche Widersacher verteidigt werden. Dazu
wird zunächst das Vokabular ausgewechselt:
Statt von Naturrecht ist von Universalismus die
Rede (S. 15ff.) .. Damit einher geht eine gelun­
gene Differenzierung der unterschiedlichen und
widersprüchlichen Naturrechtstraditionen. Tön­
nies bezieht sich nur auf einen speziellen Strang:
die normative Annahme von Gleichheit und Frei­
heit des Einzelnen. Diese Tradition führt sie ein­
drucksvoll auf Stoa, Ius gentium und Christen­
tum zurück (S. 59 ff.). Zur vollen Wirkung
kommt das »rationale Naturrecht« aber erst mit
Anbruch der Modeme, historisch manifestiert in
der französischen Revolution (S. 103 ff.). Auf
diesem Argument des modernen Aspekts des
Universalismus ruht vorrangig Tönnies' Argu­
mentation. Leider verfehlt das Buch seine Ziel­
setzung, die Verteidigung des Universalismus,
trotzdem. Mit ihrem Verweis auf die historische
Wirksamkeit des Universalismus umgeht Tön­
nies alle neueren gewichtigen philosophischen
Gegeneinwände gegen das rationale Naturrecht,
von Wittgenstein bis Rorty.

Das Scheitern des Buches manifestiert sich be­
sonders an Tönnies' Luhmann-Kritik: Tönnies
will nachweisen, daß sich mit steigender Komple­
xität ein höheres normatives Universalisierungs­
niveau (nämlich das Naturrecht) entwickelt. Luh-
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bei Wannenwetsch ein ausgeführter Hinweis dar­
auf, daß Eheethik heute im Grund nur als Teil­
aspekt einer umfassenden Sozial- und Wirt­
schaftsethik sachgerecht durchzuführen ist. Soll
Eheethik nicht gesetzlich wirken, muß sie sich
auch auf die sozioökonomischen Bedingungen
beziehen, unter denen Ehen gelebt werden. Dazu
gehörte nicht zuletzt die Kritik an einer politi­
schen Ideologie, die mit der zunehmenden Durch­
setzung der Marktlogik die Bedingungen für Ehe
und Familie permanent unterminiert, gleichzeitig
aber mit starker Rhetorik -christliche Werte- von
Ehe und Familie propagiert.

Matthias Zeindler, Bern

mann behaupte das Gegentei1. So weit so gut, so
falsch: Tatsächlich hat Luhmann die Abstrakti­
onsleistungen des Naturrechts stets hervorgeho­
ben und seine Bedeutung für die Evolution der
Gesellschaftsstruktur betont. Aus der deskriptiven
Sicht der Soziologie ist nach Luhmann aber ein
traditionell verstandenes Naturrecht der Komple­
xität moderner Gesellschaften nicht mehr adä­
quat. Tönnies Anliegen besteht in einer normati­
ven Verteidigung des Naturrechts. Die auf Hume
zurückzuführende und seitdem die Rechtsphiloso­
phie bis in die Grundwurzeln prägende Differenz
von Sein und Sollen scheint Tönnies nicht regi­
striert zu haben. Deshalb schreibt Tönnies an
Luhmanns Ansatz vorbei: die Systemtheorie will
keine normativen Vorgaben machen, sondern als
Beobachter deskriptiv wirken. Die Binnencodie­
rung, zum Beispiel der Politik oder des Rechts ist
davon zunächst nicht berührt. Somit bräuchten
die Beobachtungen Luhmanns Tönnies in ihrem
normativ angelegten Projekt nicht irritieren.

Ebenso schlicht falsch ist es, wenn Tönnies be­
hauptet, daß Luhmann das Verhältnis von Kom­
plexität und Kontingenz dahingehend verstehe,
daß sich damit evolutionär Universalismus im all­
gemeinen nicht vertrüge (zum Beispiel S. 59 ff.).
Das Prinzip der Inklusion kann ohne Universalität
gar nicht gedacht werden. Luhmanns Nachweis
über die sinkende Funktionalität des Naturrechts
dagegen und seine Befürchtung, daß die tatsäch­
liche Bedeutung des Rechts in der Weltgesell­
schaft sinken könnte, scheint nicht so abwegig,
wie Tönnies dies gern hätte. Luhmann versucht



dies im 12. Kapitel von »Das Recht der Gesell­
schaft« zu belegen, aber Tönnies hat konsequent
alle Publikationen nach 1985 von Luhmann igno­
riert, so daß auch diese erhellenden Passagen von
Tönnies nicht wahrgenommen wurden. Statt des­
sen dominiert eine politisch orientierte Lesart der
Systemtheorie, der sich Luhmanns Schriften nach
1989 eindeutig entziehen. Beispielhaft sei zitiert,
was Tönnies unter Autopoiese versteht: »Auto­
poiese ist ein Euphemismus für den natürlichen
Zustand der Ausbeutung der Schwachen durch
die Starken« (S. 148). Tönnies ist es wohl entgan­
gen, daß es sich bei Luhmanns Systemtheorie um
eine Kommunikationstheorie handelt! Über den
Versuch, Luhmann als geistigen Erben einer
»Nazi-Riege« (S. 97) zu denunzieren, soll hier
besser geschwiegen werden. Falsch ist Tönnies'
Behauptung, die Systemtheorie beschreibe ab­
sichtlich nur den Status quo. Luhmann hat eine
dezidierte Evolutionstheorie unter anderem in
mehreren Bänden »Gesellschaftsstruktur und Se­
mantik« entwickelt.

Komplexität ist für Tönnies interessanterweise
kein rechtstheoretisches Problem. Mal wird die
Zunahme überhaupt bezweifelt (S. 46), mal zuge­
standen, aber als Beleg für die Notwendigkeit des
Universalismus als Gegenseite der zunehmenden
funktionalen Differenzierung herangezogen. Und
wer sich ernsthaft mit dem Problem von Norma­
tivität und Komplexität beschäftigt wie Haber­
mas, hat für Tönnies das Ziel der Rechtsphiloso­
phie schon verfehlt: eine empirische Ebene sei
auszuschließen (S. 182). Gleichzeitig argumen­
tiert sie damit, wenn sie auf geschichtliche Wirk­
samkeiten verweist.

Tönnies ist insgesamt einem antiquierten Ver­
ständnis von Geistesgeschichte und Rechtsphi­
losophie aufgesessen: Man muß nur an den Geist
glauben, damit er Rechtes schafft (S. 31). Dieses
schon naive Kulturverständnis wird gepaart mit
einer überquellenden Gelehrigkeit, die zuweilen
in Geschwätzigkeit verfallt. Der Aufmarsch der
Idole klassischer Bildung (Mann, Lessing, Schil­
ler, Tolstoi, ...) übertüncht nur mühsam die zu­
weilen vorhandene Unstrukturiertheit des Gedan­
kengangs. Hier ein Exkurs, der nicht zur Sache
gehört, da ein Bonmot ohne Zusammenhang
nicht jedermanns Sache ist.

Durch die ständige Wiederholung ihrer Ge­
genthese, daß durch heutige Komplexitätsbedin­
gungen rationales Naturrecht nicht ausgeschlos-

sen ist, wird sie nicht richtiger. Hier rächt sich
das Fehlen einer plausiblen Begründungsebene
für den Universalismus wie ihn noch Höffe ver­
sucht. Der Verweis auf die Klassiker ist einfach
zu wenig, insbesondere, wenn der Angriff auf die
Kritiker mißlingt:

Dabei ist das Kapitel zu Habermas wenigstens
noch schön zu lesen, da es ursprünglich eine
feuilletonistische Rezension ist, wenn es auch
Habermas nicht gerecht wird. Unverständlich ist
die weitgehende Gleichsetzung von Kommunita­
rismus mit Alasdair MacIntyre (S. 240ff.). Tön­
nies schreibt damit die zahlreichen Kapitel des
Mißverständnisses zwischen Liberalen und Kom­
munitariem fort. Dabei hat Charles Taylor ei­
gentlich hinlänglich klar gemacht, daß der soge­
nannte Kommunitarismus nicht für einen antimo­
demen Partikularismus, nicht für ein zurück zur
Gemeinschaft steht. Dies unterstellt Tönnies aber
und verkennt damit die engen Verbindungen
zwischen Liberalismus und Kommunitarismus
und die argumentative Spannweite innerhalb des
kommunitaristischen Lagers. Kommunitaristen
können durchaus einen im politischen Sinn libe­
ralen Standpunkt einnehmen, für den Tönnies
wirbt. So kommt eine Ungereimtheit zur ande­
ren. Am Ende sieht sich der Leser vom großen
Versprechen des Titels enttäuscht. Tönnies kann
weder das Naturrecht mit einer modemen, oder
auch nur selbständigen Argumentationslinie ver­
teidigen, noch gelingt ihr ein überzeugender An­
griff auf die Gegner. Ob Systemtheorie, Kom­
munitarismus, Diskurstheorie, Femrninismus
oder Parsons, häufig wird das Argumentations­
niveau der »Peinde« unterlaufen und damit viel
Pulver ins Leere verschossen. Zuweilen sehr er­
hellende Passagen, die lesenswert sind (zum Bei­
spiel ihre Kritik an einem Konzept eines »wei­
chen Universalismus«, der dem Vorwurf des
»Oktroy« ausweichen will [So 122]), schließen
sich plumpe Polemiken an, die die Autorin doch
gar nicht nötig hat. Tönnies bleibt all zu häufig
auf der Ebene politischer Bekenntnisse, statt phi­
losophische Schärfe zu suchen. Doch im politi­
schen Postulat von Freiheit, Gleichheit, Brüder­
lichkeit stehen ihr die vermeintlichen Gegner nä­
her, als sie wahrhaben will. Dies gilt sowohl für
Luhmann als auch die verhaßte und unverstan­
dene Postmoderne. Strittig sind in der aktuellen
westlichen Philosophie doch nicht die soziale
Notwendigkeit und politische Förderungswürdig-
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keit von Freiheit und Gleichheit, sondern die
Konkretisierung dieser Postulate. Dies läßt sich
besonders an der Debatte um das Werk John
Rawls belegen. So bleibt am Ende doch die
Frage unbeantwortet: »Whose Justice? Which

Law and Religion: Human Rights

lohn Witte, lohan van der VyJer (Ed.): Religious
Humans Rights in Global Perspective, Bd. 1:
Legal Perspectives; Bd. 2: Religious Perspec­
tives, Den Haag/BostonILondon: Martinus
Nijhoff-Publishers, 597 S. und 670 S.

Im Sommer 1996 beschwerten sich offizielle
amerikanische Stellen in Washington, daß in der
Bundesrepublik den Angehörigen der Sciento­
logy-Kirche, die im übrigen auch in den Ver­
einigten Staaten umstritten ist, keine Religions­
freiheit gewährt werde. Kommentatoren in der
Bundesrepublik wiesen das empört als Ein­
mischung in die inneren Angelegenheiten zu­
rück. Scientology sei eine menschenfeindliche,
totalitäre Organisation, die sich als Religion nur
tarne, in Wahrheit allein ökonomische Zwecke
verfolge und darum Religionsfreiheit für sich
nicht in Anspruch nehmen könne. Auffällig
daran ist sicherlich nicht die gerechtfertigte Kri­
tik an Scientology. Auffällig an diesem Vorfall
ist das in den Vereinigten Staaten und der Bun­
desrepublik offensichtlich unterschiedliche Ver­
ständnis von Religionsfreiheit. Das kann ver­
schiedene Gründe haben: In beiden Staaten ste­
hen unterschiedliche historische Erfahrungen mit
Religionsfreiheit im Hintergrund. Die Rechtspra­
xis unterscheidet sich. Religion spielt in der poli­
tischen Kultur der USA eine größere Rolle als in
der Bundesrepublik.

Der Schluß läßt sich ziehen: Das Verständnis
von Religionsfreiheit und von den damit verbun­
denen Rechten, ist von der Geschichte, der jewei­
ligen politischen Kultur, von der Situation der
Religionen und ihrem Verhältnis zum Staat ab­
hängig. Darum wird Religionsfreiheit in unter­
schiedlichen Ländern unterschiedlich verstanden.
Dazu kommt noch - in globaler Perspektive ­
das Verständnis der Religionsfreiheit als Men­
schenrecht, das von den Konventionen und De­
klarationen der Vereinigten Nationen garantiert
wird. Gibt es also ein einheitliches Menschen­
recht auf Religionsfreiheit? Wie verhalten sich
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Rationality?« Sind einem naturrechtliche Grund­
sätze politisch noch so sympathisch, für eine phi­
losophische Verteidigung des Naturrechts muß
man mehr verlangen als Tönnies bietet.

Hans Michael Heinig, Wuppertal

die verschiedenen Konzeptionen von religiösen
Menschenrechten zueinander? Wie werden diese
Konzeptionen begründet? Und wie stehen die un­
terschiedlichen Religionen zueinander?

Diesen Fragen widmen sich zwei von John
Witte und Johan van der Vyfer herausgegebene
Bände über religiöse Menschenrechte. Sie enthal­
ten Vorträge, die im Rahmen eines Projektes des
Law and Religion Program entstanden, das an
der Law School der Emory Universität in At­
lanta, Georgia angesiedelt ist. Zu den Referenten
gehörten renommierte Völkerrechtler, Rechtsphi­
losophen und Theologen aus unterschiedlichen
Ländern. Der erste Band konzentriert sich auf ju­
ristische Perspektiven, der zweite auf religiöse.

Viele Theologen führen den Begriff der Men­
schenrechte gern, schnell und häufig im Munde,
ohne sich um die pragmatischen und juristischen
Probleme von Geltung, Durchsetzbarkeit und
Abgrenzung zu kümmern. Dieser oft zu beobach­
tenden Leichtfertigkeit gegenüber bietet der erste
Band, was die religiösen Menschenrechte angeht,
eine für Nichtjuristen gelegentlich schwierige,
aber gleichwohl lohnende und ernüchternde Lek­
türe. Er enthält Aufsätze über religiöse Men­
schenrechte in den Dokumenten der Vereinten
Nationen, verschiedene Länderstudien zur jewei­
ligen Situation religiöser Menschenrechte sowie
Arbeiten, die sich in Ansätzen um den Vergleich
dieser unterschiedlichen Rechtslagen bemühen.

Schon die Einleitung des südafrikanischen Ju­
risten Johan van der Vyfer (I,XI- XLVII) mar­
kiert einige Eckpunkte der Diskussion: Religion
und Menschenrechte stehen in einem besonderen
Zusammenhang. Zum einen wurde das Konzept
der Menschenrechte selbst als eine Art Religion
bezeichnet. Für den katholischen Philosophen
Jacques Maritain, der einigen Einfluß auf die
Entstehung der Allgemeinen Erklärung der Men­
schenrechte von 1948 hatte, setzten die Men­
schenrechte einen -säkularen Glauben- voraus.
Zum anderen bekennen sich inzwischen alle gro-



ßen Religionsgemeinschaften in irgendeiner
Weise zu den Menschenrechten. Das Problem ist
nur, daß das Menschenrechtsverständnis der Re­
ligionen sich voneinander unterscheidet. Insofern
wird der Konsens im Menschenrechtsbekenntnis
durch unterschiedliche Interpretationen auf­
geweicht. Etwas ähnliches gilt für die juristische
Rezeption von Menschenrechten. Die Vereinig­
ten Staaten etwa akzeptieren nur diejenigen Men­
schenrechtskonventionen, die nicht der ame­
rikanischen Verfassung oder der Bill of Rights
widersprechen. Ähnliches gilt von islamischen
Ländern: Sie akzeptieren nur diejenigen Men­
schenrechtsbestimmungen, die mit der Scharia
übereinstimmen.

Besonders umstritten in der juristischen wie
theologischen Interpretation sind diejenigen
Menschenrechte, die Religion betreffen, also das
Recht, seine Religion zu wählen, zu wechseln,
Gottesdienste zu halten und öffentlich über seine
Überzeugungen zu sprechen. Sowohl auf juristi­
scher wie auf interreligiöser Ebene besteht eine
Vielzahl unterschiedlicher Interpretationen und
Begründungen religiöser Menschenrechte, die in
der Regel unverbunden nebeneinander stehen.

Der Beitrag des israelischen Völkerrechtlers
Natan Lerner (1,79-134) listet in diesem Zusam­
menhang diejenigen religiösen Menschenrechte
auf, die von UN-Deklarationen und -Konventio-

I nen garantiert werden. Lerner zeigt, daß in den
! UN-Dokumenten eine Definition dessen, was mit
i Religion gemeint ist, vermieden wird, um theo­
! logischen und philosophischen Kontroversen von
i vornherein aus dem Weg zu gehen. Dennoch ist

in diesen Dokumenten eine Definition von Reli­
gion impliziert. Lerner spricht von »theistic con­
victions, involving a transeendental view of the
universe and a normative code of behavior, as
well as atheistic, agnostic, rationalistic, and other
views in which both elements may be absent«
(131). Diese Definition ist abstrakt, äußerst weit
gefaßt und im Grunde widersprüchlich, denn das,
was Religion definieren soll - transzendente
Weltansicht und normative moralische Anweisun­
gen - wird am Ende des Satzes gleich wieder zu­
rückgenommen. Indem die Grenzen von Religion
a~r verschwimmen, erschwert sich auch der juri­
stische Umgang mit ihnen. Ist die Scientology
Kirche nach dieser Definition eine Religion?

Die Unterschiede zwischen deutschem und
amerikanischem Verständnis von Religionsfrei-

heit lassen sich an den Beiträgen von Martin
Heckel zur Bundesrepublik Deutschland
(I, 191-204) und John Witte/M. Christian Green
(I, 497 - 558) zu den Vereinigten Staaten ablesen.
Ganz im Sinne der integrativen Rechtswissen­
schaft Harold Bermans zeigen Witte/Green zwei­
erlei. Zum einen wird sehr deutlich herausgear­
beitet, wie das Institut der Religionsfreiheit, das
auf Bundesebene im 1. Amendment der Bill of
Rights verankert ist, aus ganz bestimmten histori­
schen Erfahrungen entstanden ist. Im Gegensatz
zu den amerikanischen »Originalists« beziehen
Witte/Green dabei nicht nur diejenigen histori­
schen Elemente ein, die in ihr heuristisches Kon­
zept aktueller Rechtsinterpretation passen, son­
dern unternehmen - auf begrenztem Raum - den
Versuch, die ganze Breite historischer Quellen.
aufzunehmen. Zum anderen zeigten Witte/Green
die theologischen Ursprünge, also die Elemente
puritanischer, anglikanischer und freikirchlicher
Theologie, die sich im Zusammenspiel mit deisti­
scher und aufklärerischer Philosophie schließlich
zum 1. Amendment der Bill of Rights kristalli­
sierten, das schon in der Gründungszeit ganz ver­
schieden interpretiert wurde. Wüte/Green zeigen
weiter, wie sich diese unterschiedlichen Interpre­
tationen bis in die gegenwärtigen Urteile des Su­
preme Court auswirken, und sie kritisieren am
Ende die widersprüchlichen Ausführungen, die
die Rechtsprechung des Supreme Court zur Reli­
gionsfreiheit gegenwärtig kennzeichnen. Einen
der Auswege sehen sie in der verstärkten Rezep­
tion der internationalen Rechtsbestimmungen zur
Religionsfreiheit.

Liest man Witte/Greens Ausführungen par­
allel zu Heckeis Beitrag über das deutsche
Staatskirchenrecht, so werden historische und ju­
ristische Differenzen überdeutlich, Differenzen,
die ihren Grund auch in der unterschiedlichen
Stellung haben, die Religion in der jeweiligen
politischen Kultur einnimmt. Beide, die Ver­
einigten Staaten wie die Bundesrepublik streben
nach weltanschaulicher Neutralität, aber histo­
risch steht in Deutschland die Erfahrung der
Staatskirchen dahinter, von deren Privilegierung
sich einiges bis in die Gegenwart erhalten hat,
während in den USA schon im 18. Jahrhundert,
zur Gründungszeit der Versuch gemacht wurde,
zunächst alle christlichen Denominationen, spä­
ter alle Religionen gleich zu behandeln.

Der zweite Band, der religiösen Perspektiven
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gewidmet ist, enthält Beiträge christlicher, jüdi­
scher und islamischer Theologen und Philoso­
phen. Auch hier ermöglicht die exzellente Dis­
position des Bandes hochinteressante systemati­
sche Vergleiche. So sind Beiträge aufgenommen,
die die Rechte von Frauen im Christentum (Jean
Bethke Elshtain), im Judentum (Deborah E. Lip­
stadt und Michael S. Berger) und im Islam (Rif­
fat Hassan) analysieren. Gleiches gilt für die
Rechte von religiösen Dissidenten oder Häreti­
kern sowie für die Rechte von Kindern, die je­
weils aus der Perspektive der drei großen Reli­
gionen beleuchtet werden. Man kann diese Ar­
beiten als Ansätze zu einem interreligiösen Dia­
log über Menschenrechte begreifen. Und dieser
Dialog in seiner Konzentration auf die Men­
schenrechte könnte den von Hans Küng und an­
deren initiierten Diskurs über die ethischen und
moralischen Gemeinsamkeiten der Weltreligio­
nen auf eine höchst konkrete Weise ergänzen und
so auf ein anderes Niveau heben.

Alle Beiträge, seien sie von christlichen, jüdi­
schen oder islamischen Theologen, nehmen, was
die Menschenrechte angeht, im wesentlichen
zwei Perspektiven ein: Entweder sie versuchen,
auf der Grundlage der Menschenrechte als ana­
chronistisch erkannte Elemente der eigenen Reli­
gion zu kritisieren. Oder umgekehrt: Man kriti­
siert die Menschenrechte von der eigenen Reli­
gion her.

Ein Beispiel für die erste Perspektive ist der
Beitrag des bekannten amerikanischen Neutesta­
mentlers Luke Timothy Johnson (11,65-95): Er
konstatiert einen Widerspruch zwischen Men­
schenrechten und der Bibel als Grundlage des
Christentums. Die Reflexion über Rechte des
Menschen ist der Bibel fremd. Christen waren
über lange Phasen der Kirchengeschichte gerade
keine Vorkämpfer von Religionsfreiheit und To­
leranz. Die Schriften des Neuen Testaments erhe­
ben nach Johnson zum Teil einen Absolutheits­
anspruch, der mit Toleranz nicht zu vereinbaren
ist und der Dissidenten und Häretiker ausgrenzt
oder verfolgt. Johnson spricht von einer christli­
chen Intoleranz, von einer Tendenz, Andersgläu­
bige zu dämonisieren und ihnen ihre Rechte zu
bestreiten. Das zeige sich besonders an der Jo­
hanneischen Literatur, die aus diesem Grund
auch immer von den verschiedenen Orthodoxien
besonders geschätzt worden sei. Daneben gibt es
aber im Neuen Testament eine zweite Tradition,
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vor allem das Gebot der Nächstenliebe, das for­
dert, den Anderen, den Nächsten human zu be­
handeln. Von hier aus entwickelt Johnson Per­
spektiven, die zu einer größeren Nähe zwischen
Menschenrechten und normativen christlichen
Traditionen führen. Johnsons Beitrag ist eine
wichtige Warnung, insbesondere für diejenigen
Theologen, die allzu einlinig die Forderung nach
Menschenrechten als eindeutiges biblisches Ge­
bot darstellen, und für diejenigen Apologeten der
Kirchen, die diese als alleinige Erfinder der Men­
schenrechte ausgeben. Das Christentum ist im
Blick auf die Menschenrechte ambivalent. Das
gilt für seine normativen Texte ebenso wie für
die Kirchengeschichte. Es ist Johnsons Ver­
dienst, diese Ambivalenz für das Neue Testament
genau herausgearbeitet zu haben. Dieselbe Ambi­
valenz bearbeitet auch der Beitrag von Wolfgang
Huber (11,47- 63), der jedoch die positiven Be­
ziehungen zwischen Bibel und Menschenrechten
stärker betont.

Ein Beispiel für die zweite Perspektive ist der
Beitrag der jüdischen Religionsphilosophen Mi­
chael Berger und Deborah Lipstadt über die
Rechte von Frauen im Judentum (11,295-321).
Nach ihnen zeichnet sich das jüdische Recht
durch ein besonderes, schon in der hebräischen
Bibel betontes Eintreten für Fremde, Waisen und
Witwen aus. Insofern besteht eine Übereinstim­
mung mit den Menschenrechten, deren ethischer
Sinn ebenfalls der Schutz der Benachteiligten,
Schwachen und Armen ist. Dieser Schutz ist bi­
blisch in der Schöpfung des Menschen durch
Gott, in der Gottebenbildlichkeit und im Gebot
der Nächstenliebe begründet. Daraus folgt der
besondere Rechtsschutz für den Anderen, für den
Nächsten, für den Benachteiligten. Es besteht
eine von Gott gebotene Pflicht, diesen Menschen
zu helfen. Diese Pflicht geht jedoch weit über all
das hinaus, was in den modernen Menschen­
rechtskonventionen festgelegt ist. Nach Berger/
Lipstadt enthalten diese im wesentlichen Ansprü­
che des einzelnen an die Gesellschaft. Die Di­
mension der Pflicht zur Hilfe bleibt ausgeblendet
ebenso wie die Gefahr, daß die Ansprüche unter­
schiedlicher einzelner kollidieren könnten. Ber­
ger/Lipstadt kritisieren von da aus alle Strate­
gien, die versuchen, jüdische Rechtstradition und
moderne Menschenrechtskonventionen als zwei
Seiten derselben Medaille zu sehen. Sie bestehen
auf der Differenz und sehen in der am Recht des



Nächsten orientierten Halacha den Beitrag, den
die jüdische Theologie zu den Menschenrechten
leisten könnte.

Ein zweiter wichtiger Gegensatz, der die mei­
sten Beiträge des zweiten Bandes prägt, bezieht
sich auf die Frage nach der Begründung der
Menschenrechte. Hier bestehen drei Möglichkei­
ten: Für die einen ist nur eine religiöse Begrün­
dung von Menschenrechten möglich, die zweiten
fordern auch eine religiöse Begründung von
Menschenrechten, für die dritten ist entweder nur
eine säkular-philosophische Begründung von
Menschenrechten zugelassen oder eine Begrün­
dung prinzipiell gar nicht notwendig.

Die letzte Position kommt in dem Band nur
als kritisierte vor. Der Beitrag von Max Stack­
house und Stephen Healey (H,485 - 516) enthält
eine ausführliche Kritik der postmodernen Men­
schenrechtsbegründung Richard Rortys und
Jean-Francois Lyotards. Diesen setzen Stack­
house und Healey die Behauptung entgegen,
Menschenrechte könnten gar nicht aus den empi­
rischen Befunden der Welterfahrung des Men­
schen begründet werden, sondern setzten so et­
was wie eine religiöse Dimension der Wirklich­
keit voraus. Sie finden in den Menschenrechten
eine überkulturelle, universale Ethikkonzeption,
die ohne theologische Voraussetzungen nicht zu
begreifen ist. Menschenrechte setzen eine theo­
logische Anthropologie voraus, die sich zwar in
verschiedenen Religionen unterschiedlich aus­
prägen kann, deren gemeinsame universale Ele­
mente sich aber sehr wohl benennen lassen. Um
sie zu analysieren, fordern beide eine theologi­
sche Ethik, die Elemente der Religions- und
Rechtsphilosophie aufnimmt. Ohne diese theo­
logische Legitimation kommen Menschenrechte
für Stackhouse und Healey nicht aus, aber sie ist
bei ihnen vermittelt in das pluralistische Geflecht
anderer Legitimationen, die - je nach juristischer
oder philosophischer Perspektive - variieren
können.

Der Beitrag Riffat Hassans (II,361-386) mar­
kiert zunächst als Defizit, daß die Allgemeine Er­
klärung der Menschenrechte Religion nicht als

Quelle von Menschenrechten aufgenommen hat.
Am Ende ihrer Überlegungen kommt sie zu dem
Ergebnis: »I believe that the Qur'an is the Magna
Charta of human rights and that a large part of its
concern is to free human beings from the bond­
age of traditionalism, authoritarianism (religious,
political, economic, or any other), tribalism, ra­
cism, sexism, slavery or anything else that pro­
hibits or inhibits human beings from actualizing
the Qur' anic vision of human destiny embodied
in the classic proclamation: Towards Allah is thy
limit.« (370f.) Solche Äußerungen sind eher auf
das eigene Selbstverständnis als auf den Dialog
der Religionen ausgerichtet.

Identität und Dialog markieren die empfindli­
chen Punkte des religiösen oder theologischen
Nachdenkens über Menschenrechte. Die ent­
scheidende Identitätsfrage lautet: Stimmen die
Menschenrechte mit dem überein, was die eigene
Religion als verbindlich und unaufgebbar fest­
hält? Die entscheidende Dialogfrage lautet: In
welchem Verhältnis steht die jeweils eigene Le­
gitimation von Menschenrechten zu anderen Le­
gitimationen, seien es religiöse oder nicht-reli­
giöse?

Alle Beiträge des Bandes geben auf diese bei­
den Fragen zumindest implizite Antworten. Van
der VyferlWittes Bände bilden eine ganz hervor­
ragende Basis, sich über die entstehende Diskus­
sion um religiöse Menschenrechte und theologi­
sche Menschenrechtsbegründung einen ersten
Einblick zu verschaffen. Selbstverständlich sind
nicht alle Beiträge von gleicher Qualität. Was an
den beiden Bänden am meisten überzeugt, ist die
hervorragende Disposition: Die Artikel stehen
nicht unverbunden nebeneinander, sondern durch
Thematik und Anordnung entsteht bei der Lek­
türe ein impliziter Dialog, nicht nur ein Dialog
zwischen verschiedenen Religionen, sondern
auch zwischen Juristen und Theologen, Philoso­
phen und Soziologen. Und nur die kulturelle wie
juristische Akzeptanz kann die Menschenrechte
in ihrer Geltung voranbringen. Dazu tragen die
Analysen dieser beiden Bände bei.

Wolfgang Vögele, Heidelberg
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Ethik tür alle

Helmut Anselm: Religion oder Ethik? Ein Bei­
trag zur Diskussion um die Zukunft von ReH­
gionsunterricht und Ethikunterricht, München:
Claudius- Verlag, 1995.

Helmut Anselm läßt sich an keiner Stelle seiner
»Orientierungshilfe für Lehrkräfte und Verant­
wortliehe in Kirche und Schule sowie inter­
essierte Eltern« auf eine billige Alternative ein.
Im Gegenteil: Er hält den Ethikunterricht für un­
verzichtbar. Religionslehrer, so der Autor, sollten
darauf achten, daß das Fach Ethik »gegenüber
ihrem Unterricht nicht benachteiligt wird, weder
in der Stundenplangestaltung noch in der Sach­
ausstatturig noch bei der Ausbildung seiner Leh­
rer« (39). Gleichwohl nimmt Anselm dezidiert
für den konfessionellen Religionsunterricht Stel­
lung. Wie situiert er das Problem und welche Ar­
gumentationslinie verfolgt er?

Das Buch wurde im Juli 1995 abgeschlossen.
Es bündelt und ordnet die Debatten der vergan­
genen Jahre. Im Mittelpunkt des ersten Kapitels
»Konzeptionen des Ethikunterrichts« steht die
Auseinandersetzung mit dem brandenburgischen
LER-Modell. Das Modell teile mit einem »Ethik­
unterricht für alle«, wie er auch im Westen gefor­
dert wird, drei grundlegende Schwächen: erstens
herrsche Unklarheit darüber, wer nach welchen
Kriterien über die Lerninhalte und die Qualifika­
tion von Lehrkräften zu bestimmen habe, zwei­
tens sei ein »ethischer Minderheitenschutz« in
solch einem staatlichen Zwangsunterricht nicht
mehr gewährleistet und schließlich würde dieser
Ethikunterricht ständig religiös-weltanschauliche
Fragen behandeln müssen ohne ausreichend dar­
auf eingehen zu können.

Es folgt eine Darstellung der Genese des LER­
Modells. Vier Interessengruppen hätten sich ne­
ben der damaligen Bildungsministerin Marianne
Birthler dafür stark gemacht. Die »Volksinitiative
für Bildung und Lebensgestaltung«, spontane Ak­
tionsbündnisse für eine neue ethische Erziehung
als Ersatz für die marxistische Staatsbürgerkunde,
die sogenannten »Runden Tische« und schließlich
die evangelischen Kirchen in den neuen Ländern,
die einerseits die kirchliche Christenlehre erhalten
sehen wollen, zum anderen aber eine areligiöse
Schule ablehnten und deshalb einem religions­
kundlichen Unterricht den Vorzug vor dem kon­
fessionellen RU geben wollten.
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Der Autor schließt sich den wesentlichen Kri­
tikpunkten Achim Leschinskys am Modellver­
such an. LER sei antikognitiv konzipiert, sozial­
kommunikative Ziele dominierten, reflexive Ele­
mente kämen zu kurz. Dieser Mangel an Refle­
xion und selbstkritischer Distanz gegenüber den
eigenen Lernzielen verleihe dem Modell ein in­
doktrinierendes Moment. Schließlich werde dem
Phänomen Religion nur unzureichend Platz ein­
geräumt. Diesen letzten Punkt der Kritik nimmt
der Autor auf und vertieft ihn. Religiöse Phäno­
mene kämen im Lehrplan nur bruchstückhaft vor.
Religion als das, was den Menschen ganzheitlich
betreffe, komme nicht in den Blick. Jede direkte
Erwähnung des Christentums werde vermieden.
Dafür spiele der Begriff »Religion« eine zentrale
Rolle, allerdings so, daß die Religionszuschrei­
bungspraxis der Lehrplanautoren reflexiv nicht
mehr eingeholt werde. Religion, Kultur und
Weltanschauung bildeten eine Trias, deren Zu­
sammenhang historisch nicht entfaltet werde.
Auch die eurozentrische Perspektive dieses Reli­
gionsbegriffs würde nicht reflektiert. Dem
Selbstverständnis der Religionen entspreche
diese Religionskunde jedenfalls nicht. Der Autor
zeigt deshalb Verständnis für die Aufkündigung
der Mitarbeit durch die evangelische Kirche in
Berlin-Brandenburg und deren Vorschlag, Ethik
und Religion als zwei Fächer in einem Lern­
bereich zu konzipieren.

Während der Autor einerseits einem Ethik­
unterricht als Alternativfach zum konfessionellen
RU gegenüber aufgeschlossen ist, so macht er
andererseits auf Strukturprobleme des Faches
Ethik aufmerksam. In einer pluralisierten und in­
dividualisierten Gesellschaft mache eine Haltung
ethischer Beliebigkeit den Ethikunterricht außer­
ordentlich schwer. Ethik bedürfe einer Interpreta­
tionsgemeinschaft, um handlungsleitend werden
zu können. Ferner ruhe jede Ethik auf einer
»transzendenten Tiefendimension« und schließ­
lich gebe es Ethik nur im Plural, eine universali­
stische Ethik westeuropäischen Zuschnitts müsse
dieses Faktum deutlicher herausarbeiten. Die
Stärke des konfessionellen RU gegenüber dem
Ethikunterricht liege darin, daß im RU Ethik
kommunikativ situiert sei.

Auf die Auseinandersetzung mit dem Ethik­
unterricht folgt eine Darstellung und eine Kritik



der innerkirchlichen Debatte über die Zukunft des
RU. Der Autor zeigt zunächst die Unterschiede
zwischen der katholischen (kirchlich-institutionel­
len) und der protestantischen (schultheoretisch-in­
dividuellen) Auffassung auf, wie sie sich im Vo­
tum der deutschen Bischofssynode vorn März
1995 und in der EKD-Denkschrift »Identität und
Verständigung« zeigen. Darüber hinaus setzt er
sich mit den Reforrnkonzepten auseinander, die
zu Beginn der neunziger Jahre von protestanti­
schen Re1igionspädagogen entwickelt worden
sind. Er unterscheidet das Modell der Religions­
kunde, das Modell eines RU für alle, und das Mo­
dell eines integrativen Lernbereichs Religion­
Ethik. Anselm wendet gegen diese Modelle ein,
daß sie dem RU gerade das nehmen, was er dem
Ethikunterricht voraus hat, nämlich seine »kom­
munikative Situierung, seine gemeinschaftsstif­
tenden Elemente, seine alternativen und konkur­
rierrenden Gestaltungsformen« (52).

Das gemeinschaftsbildende Element des RU
schließe »Konvivenz« mit anderen Religionen
nicht aus. Denn erst das Bewußtsein von einer ei­
genen Identität, die immer auch ein Gefühl der
Beheimatung einschließe, ermögliche tolerante
Partnerschaft und selbstkritische Reflexivität.
Während ein überkonfessioneller RU die Schüle-

rinnen und Schüler in ein soziales »Nirgendwo«
führe, Gleichgültigkeit und herablassende Tole­
ranz fördere, sei ein erlebnis-, handlungs- und
gemeinschaftsorientierter RU in der Lage, die
Schülerinnen und Schüler zu einer ernsthaften
Auseinandersetzung mit der eigenen religiösen
Tradition zu befähigen und so überhaupt erst die
Voraussetzungen für einen ernsthaften interreli­
giösen Dialog zu schaffen.

Das Taschenbuch hat einen Umfang von
144 Seiten. Der Textteil umfaßt 66 Seiten, der
Dokumentations- und Anmerkungsteil 78 Seiten.
Der Textteil ist für theologische »Laien« verfaßt
- leicht verständlich, an manchen Stellen rheto­
risch dem mündlichen Vortrag noch sehr nahe,
als Orientierungshilfe aber auf jeden Fall hilf­
reich. Der Dokumentationsteil ist auch für Wis­
senschaftler interessant; denn dort ist die wichtig­
ste Literatur zur Debatte um die Zukunft des RU
der letzten Jahre zu finden. Selbst wenn man der
Argumentation des Textteils nicht in allen Punk­
ten folgen will, so macht der Dokumentationsteil
das Taschenbuch zu einer Orientierungshilfe
auch für Leser, die sich in die Frage nach der Zu­
kunft des RU tiefer einarbeiten wollen.

RalfSchieder, Landau
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Einleitung

Das Gegenteil von gut ist. nicht schlecht, sondern gut gemeint. Dies hat die Tradition des
moralischen Skeptizismus immer wieder betont. Auf der Linie dieser kritischen Einsicht
kann das Ende des Moralisierens als der Anfang ethischer Reflexion willkommen geheißen
werden. Womit aber arbeitet der Moralismus? Beispielsweise mit der starken Generalisie­
rung von begrifflichen Leitwährungen und Modellfiktionen, oft in Kombination mit alter­
nativarmem Alarmismus. Die Technik starker Generalisierung mag zu moralischer Eindeu­
tigkeit und moralischer Selbstabsolution führen. Der ethischen Komplexität in kritischen
Situationen - complex emergencies - indes wird sie nicht gerecht. Dies zeigen auf unter­
schiedliche Weise die Autoren dieses Heftes. Nach Konrad Raiser, Generalsekretär des
World Council of Churches in Genf, erweist sich der Gegensatz zwischen karitativen und
prophetisch-kritischen Konzeptionen des diakonischen Mandats der Kirchen, zwischen
humanitärer Hilfe und Überwindung der Ursachen von Unrecht, angesichts der komplexen
Katastrophensituationen, die den ökumenischen Hilfswerken an regionalen Brennpunkten
entgegenkommen, als künstliche Polarisierung. Anderes Beispiel: Nach Hans G. Nutzinger.
Professor für Wirtschaftswissenschaften an der Gesamthochschule-Universität Kassel, ist
das ökonomische Verhaltensmodell des »homo oecomoicus« sehr genau daraufhin zu über­
prüfen, ob es in seiner begrenzten Modellfiktion dafür tauglich ist, auf andere und vor
allem außerwirtschaftliche Anwendungsgebiete übertragen zu werden. Sylvia Ettwig, Hei­
delberg, untersucht schließlich die Strategien, die sich in der plakativen Inanspruchnahme
des Subsidiaritätsbegriffes im Rahmen des europäischen Einigungsprozesses verbergen.
Alle Autoren sind sich auf unterschiedliche Weise darin einig, daß sich von einförmigen
Begriffsvorstellungen und Modellfiktionen der Zugang zur ethischen Reflexion komplexer
Situationen eher verstellt als eröffnet. Daß überdies die Kirchen keine wirklichkeitsent­
hobenen Appellinstanzen sind, sondern vielmehr Akteure auf dem Markt der Moral, und
wie die Chancen dieses Akteurs auch konstruktiv genutzt werden können, erläutert lose!
Wieland, Professor für Wirtschaftswissenschaften in Konstanz. Notabene: Wenn die Kritik
des Moralismus schließlich selbst eine Gestalt von Moral ist, so Trutz Rendtorff in seinem
Kommentar, spricht alles für den Übergang zur Ethik. Ethik wird die Spannung zwischen
den verschiedenen Momenten des Moralischen selbst zum ethischen Thema machen müs­
sen.

Klaus Tanner/Joachim von Soosten
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Kommentar

Ethik. Und Recht:
Jenseits von Moralismus

Von Trutz Rendtorff

Von der Ironie hat Hermann Lübbe einmal zutreffend bemerkt, sie sei gegenüber Morali­
sten zwar unwirksam, aber für die von Moralisten Bedrängten unentbehrlich. Des Mittels
der Ironie bedienen sich auch die Herausgeber des »Merkur« in einem Doppelheft zu den
wechselnden Konjunkturen der Moral und des Moralismus.

Moral. Und Macht. - Merkur. Deutsche Zeitschrift für europäisches Denken, Heft 9/10,
50. Jahrgang 1990, Stuttgart: Klett-Cotta,

Vor einigen Jahren konnte der Repräsentant eines der großen Wirtschaftsverbände konsta­
tieren, Ethik sei derzeit die Branche mit den größten Wachstumsraten. Hier war Ironie
gepaart mit Respekt. Von Leuten, die auf diesem Markt als Anbieter tätig sind, kann man
jetzt allerdings hören, die Nachfrage beginne wieder kräftig zu sinken. Gleichwohl. Eine
solche Rezession der Moral-Nachfrage könnte natürlich eilig wieder zum Beweis notwen­
diger Moralisierung dienen. Scheint der Nachfragerückgang an Moral doch geeignet als
Beleg für die zu beklagenden Defizite an Moral. Die Klage über den Verfall der Moral ist
dann wiederum geeignet als Folie für vermehrte Anstrengungen, kann moralischer Empö­
rung und moralischem Engagement neue Nahrung geben.

Daß man »von Moral gar nicht genug haben könne«, wie es die von den Herausgebern
aufs Kom genommenen Sonntagsredner in Politik und Kirchen suggerieren, wenn sie »vor
Selbstzufriedenheit glänzend ihre moralische Überlegenheit demonstrieren« - das erinnert
an den bekannten Topos von der »Unendlichkeit des Sollens«. Das unendliche Sollen ist
ausweislich seiner internen Logik darauf geeicht, daß es die Verhältnisse immer moralisch
denunzieren muß, um seiner eigenen Appellativität Nahrung zu geben. Ob man diese, im
Prinzip ziellose Dynamik des Sollens Kant anlasten muß, wie es Hegelianer gerne tun,
steht auf einem anderen Blatt. Näher liegt die Verbindung mit dem Potential des Fort­
schrittspostulats, wenn und sofern Fortschritt als eine »Bewegung zum Besseren« auftritt.
Die Erwartung des Besseren kann dabei auch und gerade als Kritik des Fortschritts in Wis­
senschaft und Technik auftreten, wenn dessen unbeabsichtigte Folgen unerwartete Pro­
bleme heraufführen. Enttäuschte Erwartungen geben der Tendenz Nahrung, es handle sich
um Täuschungen, hinter denen sich ganz andere, moralisch verwerfliche Absichten verber­
gen. Moralisierung fordert Fortschritt über den Fortschritt hinaus.

Der Unterhaltungswert, mit dem im »Merkur« preisgekrönte Stimmführer des »Moralis­
mus als Karriere« portraitiert werden, ist zwar beachtlich, zumal wenn dann auch nicht
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weniger als ein planetarisches Weltethos als Exempel charakterisiert wird, dessen Erst­
geburtsrecht allerdings auch andere als der Organisator des Weltparlaments der Religionen
für sich reklamieren. Doch verharrt moralischer Zynismus, abgesehen vom Entlastungs­
effekt gegenüber moralischer Überlegenheitsrhetorik, noch in der machtlosen Defensive
der Betroffenheit durch Hypermoral. Wer sich mit der Formel »Bin ich Jesus?« dem Über­
lastungsanspruch des reinen Guten entziehen möchte, weil er sich nicht in die Kompetenz­
riege für unerreichbare Ideale einreihen lassen will, opfert dem Gesinnungsideal die
Urteilskraft. Die Urteilskraft aber ist das Proprium der Ethik jenseits des Moralismus.

Für dieses Proprium gibt es ein untrügliches Kennnzeichen: Die Macht des Rechts, die
durch frei vereinbartes und gesetztes Recht das Zusammenleben mit der Rücksichtnahme
aufeinander in den Grenzen regelt, die vor allem Anspruch aufs total Gute zu errichten,
christlichem Realismus und humaner Klugheit entspricht. Daß wir eine neue Moral oder
gar eine neue Ethik brauchen, ist eine Legende.

Die Probleme, mit denen es Ethik und Recht zu tun haben, sind nicht von der Art, daß
wir völlig orientierungslos seien im Hinblick auf das, was gut oder böse ist. Wäre das der
Fall, hätte auch der Moralist keine Gründe, aufs Allgemeine einer zustimmungsfähigen
Meinung zu setzen. Recht als Rahmenregel einer liberalen Ordnung bildet ein hochnötiges
Gegengewicht gegen Erwartungen an allseitige moralische Eindeutigkeiten. Moralische
Eindeutigkeit siedelt immer nur jenseits konkreter Sachprobleme.

Der größte Teil moralischer Debatten hat es mit Beschreibungen von Handlungen und,
vor allem, mit Situationen und Sachverhalten zu tun. Neue Erkenntnis der Medizin, rapide
veränderte ökonomische Bedingungen, unbeabsichtigte und darum auch nicht präventiv
erwartbare Folgen früherer Handlungen schaffen neue Problemlagen. Die Erfahrung lehrt
allerdings, daß die Art und Weise, in der die Beschreibung von Problemlagen vorgetragen
wird, in aller Regel bereits selbst von moralischen Wertungen stark imprägniert ist. Dann
kommt aber immer unabweisbar der Punkt, an dem das Abarbeiten an den Realien der
Situation fällig wird. Daß hohe Arbeitslosigkeit weder moralisch verträglich noch soziale­
thisch zu rechtfertigen sei, also: ein Skandal - das zu sagen ist ohne großen intellektuellen
Aufwand möglich. Aber der sachbezogene Diskurs zwingt die moralische Gesinnung, den
Gestus der Anklage oder des immer schon Rechthabens abzulegen und sich den Alltags­
mühen der ethischen Reflexion von Ursachen und Mitteln zu unterziehen.

Die Alternative wäre, sich außerhalb dieses Diskurses zu stellen, auch und gerade des
rechtlich und demokratisch geregelten Diskurses: Regelverletzung. die als Ausweis der allen
anderen überlegenen moralischen Position direkt gesucht wird. Geringschätzung elementa­
rer Grundregeln des politischen Zusammenlebens, etwa in dem Konstrukt einer »außerpar­
lamentarischen Bewegung«, die Regierung sein möchte außerhalb des Rechts und der
durchs Recht kontrollierten Macht. Was hierzu jüngst in der »Erfurter Erklärung« zu lesen
war, mag moralisch gemeint sein, ist aber weder rechtens noch ethisch zu rechtfertigen.

Die Alternative zur Moralisierung ist weder die Gegenmoral noch die Unmoral, auch
nicht die Ironisierung der Moral, so therapeutisch sie auch ist. Ethik ist die Vemunft der
Moral, wie sie in der offenen und freien Reflexivität des Rechts zum Ausdruck gelangt.

Prof. Dr. Trutz Rendtorff, Schellingstraße 31/II Vgb., 80799 München
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Studien

»Homo oeconomicus«

Reichweite und Grenzen der ökonomischen Verhaltenstheorie

Von Hans G. Nutzinger

1. Der homo oeconomicus auf Reisen

Der homo oeconomicus, schon seit langem auch als reduzierter homunculus oeconomicus

bespöttelt, hat sich in den letzten 35 Jahren auf eine Weltreise in immer neue Gebiete
außerhalb des traditionellen Feldes Wirtschaft begeben und dabei ebenso entschiedene
Ablehnung wie auch begeisterte Zustimmung erfahren; nicht zuletzt hat der führende Rei­
severanstalter dieser tour d'horizon, der an der University of Chicago lehrende US-Öko­
nom Gary S. Becker, genau für diese Ausweitung des ökonomischen Ansatzes auf immer
weitere außerwirtschaftliche Anwendungsbereiche den Nobelpreis für Wirtschaftswissen­

schaften 1992 erhalten. Nun ist die Verleihung eines Nobelpreises vielleicht nicht unbe­
dingt ein Indiz für den fortgeschrittensten Stand disziplinärer Forschung, sondern mögli­
cherweise eher Ausdruck einer spezifischen Zusammensetzung des zuständigen Preiskomi­
tees; Kritiker des universalisierten »ökonomischen Verhaltensmodells« (und seiner Prämie­

rung in der Gestalt des Protagonisten Gary S. Becker) können denn auch geltend machen,
daß sich in den letzten zehn Jahren eine überraschende Häufung von Ökonomie-Preisträ­
gern an Beckers Heimatuniversität ergeben hat, die nicht unbedingt die relative Fruchtbar­

keit des Chicagoer Departments im Vergleich zu anderen wirtschaftswissenschaftlichen
Abteilungen und Fakultäten weltweit widerspiegelt. Ganz unfein ist sogar von Seilschaften
die Rede.

Allerdings: Es entspräche ohnehin nicht dem Geist kritischer Forschung, wollte man die
Fruchtbarkeit des ökonomischen Verhaltensmodells an einem Autoritätsbeweis (oder des­
sen Widerlegung), im vorliegenden Fall also dem Ökonomie-Nobelpreis oder der Kritik
seiner Verleihungspraxis, festmachen. Unüblich ist es allerdings nicht: So argumentiert

zum Beispiel Karl Homann, der zusammen mit seinen Mitarbeitern den homo oeconomicus

in die Wirtschafts- und Unternehmensethik eingebracht hat, ausgehend von der Hypothese,
Moral lasse sich in modemen Gesellschaften nur via h[omo] - o[economicus] - geprüfte
institutionelle Arrangements realisieren, die Ökonomik sei zur allgemeinen Handlungs­
theorie geworden und bilde nunmehr einen »breiten Strom«, dessen führende »Protagoni­
sten« wie G. Stigler, J. Buchanan, R. Coase und »der ökonomische -Imperialist- par excel­
lence G. S. Becker« mit dem Nobelpreis geehrt worden seien (HomannIPies 1994, S. 106).

Hier werden indessen eher spezifische Vorlieben für (oder auch gegen) den ökonomi-
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sehen Ansatz in den Sozialwissenschaften als substantielle Aussagen deutlich. Jenseits
solch vordergründiger Bestrebungen wird man jedenfalls feststellen müssen, daß der homo
oeconomicus in den letzten 35 Jahren nahezu einen Triumphzug in benachbarte sozialwis­
senschaftliche Disziplinen (vor allem Soziologie, Psychologie, Politikwissenschaft und
Jurisprudenz) angetreten hat, und dies in bemerkenswertem Kontrast zu Prognosen von
Ralf Dahrendorf (1958) und auch anderen Sozialwissenschaftlern Ende der 50er Jahre,
wonach der homo sociologicus zusammen mit seinem Vetter homo politicus als »zwei neue
wissenschaftliche Menschen«, quasi als Prototypen sozialwissenschaftlicher Individuenmo­
dellierung, zu dem damals bereits diskutierten psychological man und natürlich zum wohl­
bekannten homo oeconomicus hinzutreten würden. Nicht selten wurde dies auch mit der
Vermutung verbunden, daß der homo oeconomicus, dessen erkennbar reduzierte Anthro­
pologie Philosophen, Theologen, Psychologen, Soziologen und nicht zuletzt den »Mann
auf der Straße« gleichermaßen abzuschrecken pflegte, allmählich durch diese reichhaltige­
ren Menschenbilder aus benachbarten sozialwissenschaftliehen Disziplinen abgelöst werde.

In der Tat ist es aber ganz anders gekommen: Heute hat sich der homo oeconomicus fest

in den Nachbardisziplinen etabliert und in den unterschiedlichsten Bereichen zumindest
eine alternative Denk- und Forschungsrichtung begründen können, die sich methodisch
stark am ökonomischen Vorbild orientiert und traditionelle fachwissenschaftliche Konzep­

tionen und Grenzziehungen grundsätzlich in Frage stellt. So spricht bereits 1975 Viktor
Vanberg von den »zwei Soziologien«, von denen die eine sich am ökonomischen Verhal­
tensmodell, insbesondere am Tauschparadigma, orientiert. Dagegen hat der homo sociolo­

gicus - wie auch seine Vettern aus der Psychologie und der Politikwissenschaft - kaum
Eingang in die Wirtschaftswissenschaften gefunden.

Was kennzeichnet nun aber den homo oeconomicus außer dem Abscheu, den seine re­
duzierte Anthropologie fast regelmäßig bei vielen Nicht-Ökonomen auslöst? Es ist die

Annahme, daß der Mensch in der Lage ist, gemäß seinen eigenen, im wesentlichen von
vornherein festgelegten und nicht weiter hinterfragten Präferenzen die ihm am vorteilhafte­
sten erscheinende Handlungsmöglichkeit zu wählen und alle anderen, geringer bewerteten

Alternativen »abzuwählen«. Der Mensch erscheint so als rationaler Verfolger eigener Inter­
essen, und es ist vielleicht nicht nur die Schlichtheit, sondern möglicherweise gerade die
Realitätsnähe dieser Vorstellung, quasi der ungeliebte Blick ins eigene, versteckte Spiegel­

bild, die eine oftmals emotional überfrachtete Zurückweisung dieses Denkansatzes hervor­
bringt.

Der Erfolg dieses Ansatzes im traditionellen Feld Wirtschaft ist dabei unmittelbar ein­
sichtig:. Der wirtschaftende Mensch hat schon immer Kosten und Erträge alternativer

Handlungsmöglichkeiten gegeneinander abwägen müssen, und er hat dies nach den kultu­
rellen Zeugnissen, die wir über viele Jahrhunderte, ja Jahrtausende besitzen, auch immer

wieder getan. Wenn etwa die Bibel, und zwar bereits in der alttestamentarischen Tradition,
den Menschen auffordert, seinen Nächsten zu lieben wie sich selbst, so wird offenbar die
»Selbstliebe« als etwas empirisch Selbstverständliches vorausgesetzt, das nur dadurch in
Schranken gehalten werden kann, daß eine entgegengesetzte, offenbar weniger häufig
anzutreffende Verhaltensweise, nämlich die »Nächstenliebe«, als ethisch höherwertig, ja
als göttliches Gebot charakterisiert wird. Wenn Adam Smitn im Wealth 01 Nations (1776,
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S. 17) die Eigenliebe der Menschen, nicht ihr Wohlwollen für andere zum Motor wirt­
schaftlicher Aktivität und gesellschaftlichen Wohlstandes macht, so knüpft er genau an
diese Tradition an; Smith formuliert es selbst unübertroffen in jener vielzitierten Textstelle
ziemlich am Beginn seines ökonomischen Hauptwerkes:

»Nicht vom Wohlwollen des Metzgers, Brauers und Bäckers erwarten wir das, was wir zum Essen
brauchen, sondern davon, daß sie ihre eigenen Interessen wahrnehmen. Wir wenden uns nicht an ihre
Menschen-, sondern an ihre Eigenliebe, und wir erwähnen nicht die eigenen Bedürfnisse, sondern
sprechen von ihrem Vorteil« (1776, S. 17).

Adam Smith betont indessen bereits in seiner 17 Jahre zuvor erschienenen Theorie der

ethischen Gefühle, die eine moralphilosophische Vorbereitung, kein Kontrapunkt seiner
ökonomischen Botschaft im »Wohlstand der Nationen« war, daß die Verfolgung eigener
Interessen der verläßliche Kompaß sei, an dem wir unsere Erwartungen über das Verhalten
der anderen ausrichten können:

»Wir hegen nicht leicht gegen irgend jemand den Argwohn, daß es ihm an Egoismus fehle« (1759,
S.507).

Dabei ist der Mensch nach Adam Smith durchaus kein bornierter Egoist, sondern der
»unparteiische Zuschauer« in ihm verfügt über jene sympathy, die es ihm erlaubt, sich
empathisch in die Situation anderer Menschen hineinzuversetzen. Damit ist aber, anders als
vor allem die deutschsprachige Smith- Rezeption geglaubt hat, nicht etwa Altruismus oder
Nächstenliebe gemeint, sondern eine - ganz marktanaloge - Reziprozitätsnorm:

»Wie es das erhabene Gesetz des Christentums ist, unseren Nächsten zu lieben, wie wir uns selber lie­
ben, so ist es das erhabene Gebot der Natur, uns selbst nur so zu lieben, wie wir unseren Nächsten lie­
ben oder, was auf das gleiche hinauskommt, wie unser Nächster fähig ist, uns zu lieben« (1759, S. 29).

Der Mensch tut also gut daran, sich nicht auf fremdes Wohlwollen zu verlassen, denn die­
ses ist nur »ein schwacher Funke« (1759, S. 202), sondern er muß sich statt dessen an
anderer Leute Eigenliebe wenden und versuchen, sie zu seinen eigenen Gunsten zu nutzen,

»... indem er ihnen zeigt, daß es in ihrem eigenen Interesse liegt, das für ihn zu tun, was er VOn ihnen
wünscht. Jeder, der einem anderen irgendeinen Kauf anbietet, schlägt vor: Gib mir, was ich wünsche,
und du bekommst, was du benötigst. Das ist stets der Sinn eines solchen Angebotes, und auf diese
Weise erhalten wir nahezu alle guten Dienste, auf die wir angewiesen sind« (1776, S. 17).

2. Ein Überblick und eine Fallbetrachtung

Ganz zweifellos ist der homo oeconomicus für Adam Smith weitaus mehr als ein bloßes
Modellkonstrukt zur Analyse von Entscheidungssituationen, wie er heute, vor allem von
seinen Vertretern, präsentiert wird. Gerade weil sich die Protagonisten des ökonomischen
Verhaltensmodells gewöhnlich und, wie wir gesehen haben, durchaus zu Recht auf die Tra-
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dition von Adam Smith beziehen, leisten sie natürlich zwangsläufig der vor allem von Gei­
steswissenschaftlern vertretenen Einschätzung Vorschub, es handele sich hier um ein arg
verkürztes, quasi ökonomistisch amputiertes Menschenbild, das nahezu zwangsläufig die
Abscheu aller gerecht und billig Denkenden hervorrufen müsse.

An der Wiege des homo oeconomicus, das zeigt vor allem Adam Smith, steht also zwei­
fellos auch eine anthropologische (und als solche in der Tat arg verkürzte) Vorstellung. Die
heutigen Vertreter des Ansatzes, mögen sie auch in einem Winkel ihres Herzens noch die­
ses Menschenbild bewahren, argumentieren dagegen vorsichtiger im Sinne eines »Als-ob­
Konstrukts«: »Es sind nicht die wirklichen Eigenschaften der wirklichen Akteure, die im
Kontext des homo oeconomicus abgebildet werden, sondern Eigenschaften von Handlungs­
situationen« (Reinhard Zintl 1989, S. 64). Es geht also nicht um das wirkliche Verhalten
wirklicher Akteure, sondern um eine - forschungsleitende, weil zu interessanten empiri­
schen Ergebnissen führende - Hypothese, die in den Worten von Gary S. Becker (1993,
S. 15) so lautet:

»Alles menschliche Verhalten kann .., so betrachtet werden, als habe man es mit Akteuren zu tun, die
ihren Nutzen, bezogen auf ein stabiles Präferenzsystem, maximieren.«

Konzedieren wir also zunächst den Vertretern des Homo-oeconomicus-Ansatzes, daß es
ihnen nicht um eine faktische Annahme über den Menschen gehe, und lassen wir zunächst
die mit dieser »Als-ob--Methode implizierten neuen Probleme einmal außer Betracht (vgl.

dazu den Abschnitt 4. unten). Wir verstehen jetzt gut, warum der so verstandene homo

oeconomicus seinen - je nach Standpunkt des Beobachters - Sieges- oder Raubzug in die
vielfältigsten Gebiete weit außerhalb des traditionellen Feldes Wirtschaft antreten konnte,
denn die abstrakte Logik rationaler Wahlhandlung kann zumindest formal in jeder beliebi­
gen Entscheidungssituation zur Anwendung kommen. Hans Albert, ein führender Vertreter

des Kritischen Rationalismus, hat dies im Vorwort zu dem Buch homo oeconomicus von
Richard B. McKenzie und Gordon Tullock (1984, S. 6) prägnant auf den Punkt gebracht:
Dieser Ansatz kommt

» ... überall in Betracht, wo Knappheit, Bewertungen alternativer Handlungsmöglichkeiten und daraus
entspringende Entscheidungen und Handlungen auftreten, wobei keineswegs jeweils bewußte Kalku­
lationen vorausgesetzt werden. Die Knappheit ist aber ein allgemeiner Tatbestand des sozialen
Lebens, und die Kokurrenz um knappe Güter ist eine Erscheinung, die nicht nur das menschliche
Leben, sondern darüber hinaus auch das der anderen Lebewesen charakterisiert. Von ihrem
Erkenntnisprogramm her hat die Ökonomie daher durchaus den Charakter eines auf alle Bereiche des
gesellschaftlichen Lebens beziehbaren theoretischen Ansatzes - eines allgemeinen soziologischen
Paradigmas, wenn man so will.«

Ganz im Geiste des Kritischen Rationalismus plädiert Hans Albert auch deswegen für den
>ökonomischen Imperialismus-, das heißt die Anwendung des ökonomischen Ansatzes auf
traditionell außerwirtschaftliche Handlungsfelder, weil nur so die Erkenntnismöglichkeiten,
aber auch die Grenzen dieses Ansatzes ausgeschöpft und festgestellt werden könnten.

Der ordnende Gesichtspunkt, unter dem also das Homo-oeconomicus-Modell unter­
schiedlichste Lebens- und Wissenschaftsbereich betrachtet, ist also die Bewältigung von
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Knappheitssfolgen) unter der Annahme von Akteuren, die sich rational, das heißt gemäß
ihren eigenen, in der Regel nicht weiter hinterfragten Wertvorstellungen (Präferenzen), für
diejenige(n) Alternative(n) entscheiden, die sie im Vergleich zu damit konkurrierenden
anderen Wahlmöglichkeiten als überlegen betrachten. In den Worten von Karl Homann

(1993, S. 42 f.):

»Dieser Ansatz unterwirft seiner ökonomischen Methode zahlreiche Gegenstandsbereiche, die vor­
mals mehr oder weniger exklusiv von anderen Wissenschaften bearbeitet wurden wie eine Schreber­
gartenkolonie von verschiedenen Schrebergärtnern ... Das Ergebnis sind diverse -ökonomische Theo­
rien- - der Verfassung, des Rechts, der Demokratie, der Institutionen, der Kriminalität, des generati­
ven Verhaltens, der Sucht etc. Und der Moral! Das Forschungsprogramm rekonstruiert gelungene Pro­
blemlösungen in all diesen Gegenstandsbereichen als im weitesten Sinne ökonomisch effiziente -Ent­
scheidungen««

Da in diesem Forschungsprogramm die individuellen Akteure als Handlungseinheit, die in
der Regel als Maximierungsverhalten abgebildete Rationalitätsannahme und die (einer
empirischen Betrachtung von außen kaum zugänglichen) Präferenzen aus methodischen
Gründen als gegeben vorausgesetzt werden, können nur noch Änderungen der jeweiligen
Handlungsbeschränkungen als verhaltensändernde Variablen betrachtet werden; da sich
nun die Änderungen von Handlungsrestriktionen ökonomisch als veränderte Kosten und
Erträge alternativer Wahlhandlungen (wenn auch nicht notwendig als Geldgrößen) aus­
drücken, wird das Verhalten des homo oeconomicus in allen möglichen Handlungsfeldem
als Kosten-Ertrags-Kalkulation rekonstruiert. Wie wir sehen werden, hat aber auch diese
Universalität des ökonomischen Ansatzes ihren Preis; er besteht vor allem darin, daß die
Universalität dieses Ansatzes die Gefahr und die Tendenz in sich birgt, zu einer Universali­
tät der Weltwahmehmung zu werden.

Um nun diese allgemeinen Überlegungen über die Anwendbarkeit des Homo-econo­
micus-Modells anschaulicher zu machen, soll aus dem weiten Feld möglicher Anwen­
dungen der Fall der ökonomischen Analyse von Kriminalität und Verbrechen heraus­
gegriffen werden. Dieser Anwendungsfall bietet sich vor allem deswegen an, weil es sich
hier um einen Bereich handelt, in dem auch im Bewußtsein der Beteiligten - vor allem bei
Eigentumsdelikten - ökonomische Kalküle eine wichtige Rolle spielen, so daß, im Gegen­
satz zu vielen anderen Fällen, der homo oeconomicus hier auch eine unmittelbare lebens­
weltliche Verankerung besitzt.

In erster Annäherung werden hier Straftaten als vom Rechtssystem ausgeschlossene
»Produktionsprozesse« aufgefaßt, die, ähnlich wie erlaubte wirtschaftliche Aktivitäten, dar­
auf ausgerichtet sind, einen möglichst hohen Überschuß des (in Geldeinheiten bewerteten)
Ertrages über die zur Verwirklichung erforderlichen Kosten zu erwirtschaften. Wesentliche
Unterschiede zu »legalen Aktivitäten« bestehen vor allem darin, daß zu den (oftmals gerin­
gen) direkten Kosten der kriminellen Aktivität als solcher auch noch der Erwartungswert
einer möglichen (ebenfalls auf Geldeinheiten umgerechneten) Bestrafung tritt, jedenfalls
dann, wenn sich die kriminellen Akteure »risikoneutral« verhalten; im einfachsten Fall ist
dies das Produkt aus dem Geldwert der Strafe, multipliziert mit der Wabrscheinlichkeit,
entdeckt und verurteilt zu werden. (Eine Ausweitung auf Fälle von Risikopräferenz oder
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Risikoaversion bei Straftäterm ist ebenfalls möglich, ändert aber nichts Entscheidendes am
Grundgedanken und soll daher der Einfachheit halber im folgenden nicht erörtert werden.)

Auch auf der Ebene der Erträge sind Modifikationen naheliegend, insbesondere dann,
wenn es sich um Eigentumsdelikte handelt. Im Falle der Entdeckung muß der zu Unrecht
erlangte geldwerte Vorteil, falls möglich, zurückgegeben werden, und auch dies mindert
den Erwartungswert des Ertrages aus Straftaten. Soweit es nicht um traditionelle Eigen­
tumsdelikte geht oder eine Rückübertragung nicht möglich ist, wird der monetäre Ertrag
einer Straftat durch die im Falle der Entdeckung zu erwartende Schadensersatzforderung in
formal analoger Weise gemindert. (Sofern eine monetäre Kompensation rechtlich und/oder
faktisch ausgeschlossen ist, verbleibt der in Geld ausgedrückte »Ertrag« eines Verbrechens

beim Straftäter.)
Nach der Logik des Homo-oeconomicus-Ansatzes kommt es bei der Kriminalitätsbe­

kämpfung vor allem darauf an, daß die Erträge krimineller Handlungen gesenkt und ihre
Kosten erhöht werden. Dies kann prinzipiell mit verschiedenen, sich nicht notwendiger­
weise wechselseitig ausschließenden Mitteln erreicht werden. Naheliegend ist eine Sen­
kung des erwarteten Nettoertrags aus Straftaten vor allem durch eine erhöhte Wahrschein­
lichkeit der Entdeckung und Verurteilung: Sie senkt den erwarteten Ertrag aus der Straftat
(es wird immer weniger wahrscheinlich, daß ich den mir zu Unrecht angeeigneten geldwer­
ten Vorteil tatsächlich auch behalten kann oder daß ich im Falle einer irreversiblen Straftat
(zum Beispiel Körperverletzung) nicht zu zivilrechtliehen Kompensationszahlungen ver­
urteilt werde), und sie erhöht offenkundig auch die erwarteten Kosten, denn bei unver­
änderter Verurteilungs- und Strafpraxis werden die erwarteten Strafkosten monoton, wenn
nicht gar proportional mit der Entdeckungswahrscheinlichkeit zunehmen (es wird immer
wahrscheinlicher, daß ich zu einer Geldstrafe verurteilt werde oder daß ich die vom Gesetz
angedrohte Gefängnisstrafe tatsächlich absitzen muß). Eine zweite Möglichkeit der »Ko­
stenerhöhung« ist die Verschärfung der Strafandrohung und der Strafpraxis.

Nach der Logik eines derartigen Entscheidungskalküls kann man nun zumindest formal
sogar den »optimalen Umfang« der Verbrechensbekämpfung bestimmen: Wenn wir verläß­
liche Daten über die Bewertungen von Erträgen und Kosten aus Straftaten seitens verschie­
dener verbrechensbereiter Mitmenschen hätten und wenn wir verläßliche Produktions- und
Kostenfunktionen für die Bekämpfung von Verbrechen besäßen (beides sind jedoch recht
heroische Annahmen!), dann könnten wir die Verbrechensbekämpfung etwa in folgender
Weise optimieren: Wir würden denjenigen Umfang von Verbrechensbekämpfung »wäh­
len«, bei dem die Summe der aus Delikten resultierenden (monetären und nicht-monetären)
Schäden und den Kosten der Verbrechensbekämpfung ein Minimum annimmt; in der hier
abgebildeten Zeichnung ist dies der Punkt Dopt·

Auch wenn unmittelbar klar ist, daß die erforderlichen empirischen Daten zur »Optirnie­
rung« der Verbrechensbekämpfung in aller Regel nicht mit hinreichender Verläßlichkeit
vorhanden sein werden, sind derartige Überlegungen doch auch in qualitativer Hinsicht
nützlich; und sie werden ja trotz des »Legalitätsprinzips« auch in der Praxis durchaus auch
angewandt, wenn etwa die zur Aufdeckung einer Straftat erforderlichen finanziellen, per­
Sonellen und sachlichen Ressourcen mit der Schwere der Straftat, also einer gesellschaftli­
chen Bewertung, verbunden werden: Der »gesunde Menschenverstand« suggeriert in solch
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einfachen Fällen dasselbe, was auch der »homo oeconomicus« anraten würde, nämlich eine
Konzentration der Strafverfolgung auf »schwere« Verbrechen. Der Unterschied scheint
eher sprachlicher Natur zu sein. Während aus juristischer Sicht der »Rechtsfrieden« etwa
durch einen unentdeckten (und daher nicht mit hoher Intensität verfolgten) »Rotlichtsün­
der« weniger bedroht ist als durch einen unentdeckten Mörder, würde in der ökonomischen
Diktion einem hohen »Schadenswert« eines Kapitalverbrechens auch ein höherer Kosten­
aufwand zur Aufdeckung (und zur erhofften Abschreckung) einer derartigen Straftat ent­
sprechen. Wir werden aber im folgenden Abschnitt auf die Grenzen dieser Betrachtungs­
weise zurückkommen.

Das ökonomische Verhaltensmodelllegt aber, wie bereits angedeutet, noch eine andere
und auf den ersten Blick »wirtschaftlichere« Maßnahme zur Verbrechensbekämpfung
nahe: nämlich die (nahezu kostenfrei erscheinende) Erhöhung des jeweiligen Strafrahmens
(erhöhte Geld- und/oder Freiheitsstrafe oder aber auch, so etwa bei McKenzierrullock, die
Wieder-Einführung und/oder vermehrte Praktizierung der Todesstrafe bis hin zur Nutzung
der vermuteten Abschreckungswirkung von [einstweilen in westlichen Industrieländem
noch verbotenen] Körperstrafen). In dieser Perspektive degeneriert das komplexe Problem
der Verbrechensbekämpfung dann leicht zu einer Frage abschreckender Strafen. Wir wol­
len im folgenden ein wenig der Frage nachgehen, warum nun gerade der billige Weg der
erhöhten Strafandrohung, obwohl »aus gegebenem Anlaß« immer wieder ebenso lauthals .
wie kurzfristig von Politikern gefordert, doch viel weniger eingeschlagen wird, als man aus
der Perspektive des homo oeconomicus vermuten würde.

3. Grenzen des ökonomischen Ansatzes: Fallbeispiel und generelle
Überlegungen

Bei der Beantwortung der naheliegenden Frage, warum das Rechtswesen nicht den vom
ökonomischen Ansatz gewiesenen »billigen« Weg der erhöhten Strafandrohung und -ver-
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urteilung geht (und oftmals besonders »abschreckende« Strafen als »rnenschenunwürdig«
abschafft oder zurückweist), verlassen Richard McKenzie und Gordon Tullock (1984), zwei
bekannte Vertreter des Homo-oeconomicus-Modells, bemerkenswerterweise ihren eigenen

ökonomischen Ansatz,' indem sie dies der Ignoranz der Intellektuellen zuschreiben, welche

aus Dummheit die Abschreckungswirkung von Strafen nicht zur Kenntnis nähmen, und fol­
gern: »Die steigende Verbrechensrate in den Vereinigten Staaten kann zu einem ganz

wesentlichen Ausmaß den Intellektuellen angelastet werden« (S. 202).

Tatsächlich zeigt sich aber an diesem Beispiel, daß die (vermutete) Abschreckungs­

wirkung einer Strafe nicht den einzigen Gesichtspunkt bildet, unter dem ein Rechtssystem

zu beurteilen ist. Auch wenn es die ökonomische Perspektive nahelegt: Strafgesetzbücher

sind keine »Kursbücher des Verbrechens« und schon gar keine »(Gleichgewichts-)Preis­

liste für Straftaten«, In den strafrechtlichen Bestimmungen kommen die Wertvorstellungen

der Gesellschaft zum Ausdruck, so zum Beispiel auch die Vorstellung über menschen­

unwürdige (und daher unzulässige) Bestrafungen, zum Beispiel durch Verstümmelung und

Folter, aber auch Vorstellungen über eine mögliche Wiedereingliederung von Straftätern in

die Gesellschaft. Auch das »isolierte« Drehen an der »Strafschraube« für bestimmte Ver­

brechen (die zum Beispiel in einer bestimmten Zeit gehäuft auftreten und deswegen als

besonders bedrohlich empfunden werden) stößt auf Schwierigkeiten, da die gesellschaftli­

che Mißbilligung einer Straftat eher von ihrem Unrechtsgehalt als von ihrer Häufigkeit

abhängen sollte. Daher spielen auch die Relationen zwischen verschiedenen Strafandrohun­

gen eine Rolle, und zwar unabhängig von der statistischen Häufigkeit der jeweiligen Ver­

brechen und Vergehen. Isolierte Strafverschärfungen »aus gegebenem Anlaß« sind daher

unter dem Gesichtspunkt des allgemeinen Rechtsbewußtseins der Bevölkerung in hohem

Maße problematisch.

Daß selbst eingefleischte Vertreter des ökonomischen Ansatzes, wie McKenzie und Tul­

lock, sich einen Rest von lebensweltlicher Verankerung bei ihrer im übrigen sehr ökonomi­

stischen Analyse der Kriminalität und ihrer Bekämpfung bewahrt haben, zeigt indirekt der

Umstand, daß sie von einem aus ihrer Perspektive naheliegenden Vorschlag absehen: Wenn

die Erhöhung der Entdeckungswahrscheinlichkeit, weil mit einem Ausbau von Polizei und

Gerichten verbunden, sehr viel aufwendiger ist als eine - zumindest vordergründig im

wesentlichen »kostenlose« - Erhöhung des Strafmaßes, dann würde es sich ja aus ökonomi­

scher Sicht anbieten, die wirtschaftliche Effizienz von Polizei und Justiz wohlfahrtsverbes­

sernd und zugleich kostensenkend dadurch zu steigern, daß man beispielsweise die Straf­

androhungen vervierfacht und zugleich die Zahl der Stellen bei Polizei und Justiz halbiert.

Grob über den Daumen gepeilt, müßten so die Erwartungswerte der Erträge aus Straftaten

verdoppelt, diejenigen der erwarteten Kosten aber vervierfacht werden mit der Konsequenz,

daß die Zahl der erwarteten Straftaten dramatisch - größenordnungsmäßig auf etwa die

Hälfte - zurückgehen müßte - und das noch zu halbierten Kosten für den Steuerzahler!

In enger ökonomischer Perspektive gibt es wenig, was man gegen eine derartige Über­

legung vorbringen könnte. Tatsächlich gibt es gute Gründe dafür, derartige Vorschläge

nicht ernsthaft zu diskutieren, obwohl sie ökonomisch nahezuliegen scheinen: Hohe Straf­

androhungen, die ja auch ein hohes Maß an gesellschaftlicher Mißbilligung bestimmter

Verbrechen ausdrücken, müssen, um glaubhaft zu sein, auch mit hohen Entdeckungs- und
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Verurteilungswahrscheinlichkeiten einhergehen. Wird dagegen infolge geringer Entdek­
kungswahrscheinlichkeit (und gleichzeitig extrem hoher Strafandrohung) die Justiz zu
einer Art »Lotteriespiel«, dann wird das Rechtsbewußtsein von krimineller und nicht-kri­
mineller Bevölkerung in ähnlicher Weise bedroht, denn jeder dann noch ertappte Straftäter
hätte eher das Gefühl, »eine Niete« gezogen zu haben, als zu Recht verurteilt worden zu
sein. Wenn also auch Protagonisten des ökonomischen Ansatzes, wie McKenzielTullock,
von derartigen - offenkundig »absurden« - Vorschlägen absehen, obwohl sie der Logik
ihrer Vorgehensweise immanent sind, so haben sie sich wohl einen Rest lebensweltlicher
Klugheit bewahrt. Dieses Beispiel weist zugleich darauf hin, daß die ökonomische Per­
spektive nur bestimmte, wenn auch sehr wichtige, Facetten der Kriminalitätsbekämpfung
erfassen kann. Dies gilt auch für andere außerwirtschaftliche Anwendungsbereiche des
ökonomischen Ansatzes - auch dort werden immer nur bestimmte Aspekte der Problematik
fokussiert -, und daher tut der Wirtschaftswissenschaftler gut daran, lebensweltliche Erfah­
rung und auch theoretische Überlegungen anderer Disziplinen ernsthaft und unvorein­

genommen zur Kenntnis zu nehmen.
Das ist leider keineswegs immer der Fall, wie das bereits erwähnte Kriminalitätsbeispiel

zeigt: McKenzie und Tullock verwenden ihre Analyse nämlich auch dazu, um die öko­
nomische, auf Kosten-Ertrags-Kalkül basierende Sicht des Verbrechens gegenüber der
soziologischen Sicht von Kriminalität auszuzeichnen. Selbst wenn man sich auf die wirt­
schaftlich motivierten Kriminaldelikte konzentriert, bei denen monetäre Erträge und

Kosten relativ eindeutig zu spezifizieren sind, und wenn man in diesem Kontext nachweist,
daß Kosten- und Ertrags-Kalküle bei derartigen Verbrechen eine große Rolle spielen, so
daß auch der »Abschreckungseffekt« von Strafen zur Geltung kommt, so bedeutet dies kei­
neswegs, wie einige Vertreter des ökonomischen Ansatzes, so auch McKenzie und Tullock,
zu glauben scheinen, daß soziologische Hypothesen, die Verbrechen zum Beispiel als Aus­
druck von Lebensschicksalen oder von irrationalem Verhalten - jedenfalls nicht aus
Kosten-Ertrags-Kalkulation - erklären, dadurch bereits widerlegt seien.

Das ist ein voreiliger Schluß, wie ihn nicht der ökonomische Ansatz als solcher, jedoch

seine bornierte Verfolgung nahelegt: Die bei derartigen Untersuchungen zugrunde gelegten.
aggregierten Daten berechtigen nämlich noch nicht zu »ökonornisch-imperialistischen«
Schlußfolgerungen über die Allgegenwart des homo oeconomicus und die Widerlegung des
homo sociologicus im Bereich der Kriminalität. Es ist zum Beispiel sehr gut möglich, daß
für einen erheblichen Teil von Straftätern (vielleicht sogar die Mehrzahl) tatsächlich die
(soziologische) Annahme zutrifft, daß sie sich nicht von Kosten-Ertrags-Berechnungen lei­
ten lassen, während für einen anderen - möglicherweise geringeren - Teil von Kriminellen

die »ökonornische Hypothese« zutreffen kann. In einem derartigen recht plausiblen Falle
würden die aggregierten Daten nämlich ein Kosten-Ertrags-Denken bei der Gesamtheit der
Straftäter und damit einen »Abschreckungseffekt« von hohen Strafen »bestätigen«, ohne

daß damit schon der homo sociologicus im Bereich des Verbrechens widerlegt wäre, wie
voreilig suggeriert wird.

Es zeigt sich also: Der Universalitätsanspruch des ökonomischen Ansatzes führt zu
unnötigen Schwierigkeiten bei seiner Anwendung, und es ist weiterer sozialwissen­
schaftlicher Forschung auf dem Gebiet der Kriminalität (wie auch auf anderen Feldern)
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sicherlich zuträglicher, wenn man zunächst einmal bescheidener formuliert, daß die vorlie­
genden empirischen Untersuchungen darauf hindeuten, daß für einen Teil von Straftätern
und vor allem für bestimmte, insbesondere auf wirtschaftlichen Erfolg ausgerichtete Ver­
brechen Kosten-Ertrags-Kalküle von Bedeutung sind. Dies schließt andere, etwa von der
soziologischen oder psychologischen Forschung vorgetragene Motivationen für andere
Gruppen von Verbrechen und Verbrechern keineswegs aus. Überdies können (und werden
oftmals) ökonomische und außerökonomische Beweggründe bei der Begehung von Strafta­
ten zusammenwirken. Aus der Zusammenführung verschiedener sozialwissenschaftlicher
Ansätze, zu denen selbstverständlich auch das Modell des homo oeconomicus gehören
muß, .ist daher auch im Hinblick auf praktische Verbrechensbekämpfung mehr Erfolg zu
erwarten als aus naiven Politikempfehlungen, die suggerieren, Verbrechensbekämpfung sei
im wesentlichen eine Frage abschreckender Strafen. Umgekehrt kann aber auch der öko­
nomische Ansatz, wenn er mit gebührender Vorsicht praktiziert wird, Denkblockaden bei
der Analyse von Kriminalität abbauen, die aus einer Kombination unterschiedlichster
Gründe und Motive die Möglichkeit der Strafverschärfung als eine denkbare Option neben
anderen von vornherein aus der Betrachtung ausschließen wollen.

Ich möchte nun im Anschluß an Kirchgässner (1991, Kap. 5) auf einige generelle Pro­
bleme bei der Anwendung des ökonomischen Verhaltensmodells hinweisen, ausgehend
vom Beispiel der (Eigentums-)Kriminalität - einem recht ökonomienahen und damit relativ
günstigen Anwendungsfall -, das die Bedeutung, aber auch die Grenzen des ökonomischen
Verhaltensansatzes veranschaulicht hat. Dieser Anwendungsfall hat schon auf ein generel­
les Problem hingewiesen, nämlich die Illusion einer beliebigen Machbarkeit menschlicher
Verhältnisse und menschlichen Verhaltens durch Setzen geeigneter Restriktionen und
Anreize: Da der Mensch im Homo-oeconomicus-Modell nur extrinsische Motivationen ­
die Reaktion auf äußere Bedingungen - kennt, also durch äußere Belohnungen und Bestra­
fungen gesteuert wird, kann diese Perspektive zu der Fehlwahrnehmung verleiten, jeder
gewünschte Zustand lasse sich durch geeignetes Setzen von Handlungsbeschränkungen
»produzieren«. Abgesehen davon, daß im ökonomischen Verhaltensmodell, wie am Bei­
spiel der Kriminalität gezeigt, viele wichtige Aspekte nicht erfaßt werden, ist auch der
Frage nachzugehen, ob und inwieweit durch das als manipulativ empfundene Setzen von
Anreizen und Restriktionen nicht wertvolle intrinsische, in den Menschen selbst ruhende
Motivationsgrundlagen zerstört werden. Die interessante»Titmuss-Kontroverse« im angel­
sächsischen Sprachraum über die relative Leistungsfähigkeit freiwilliger Blutspendedienste
im Verhältnis zu primär ökonomisch motivierten und organisierten hat deutlich gemacht,
daß nicht in jedem Falle extrinsische Anreize (Bezahlung von Blutspendern) intrinsischen
Motivationen (Appell an freiwillige Blutspendebereitschaft, um Leben zu retten) überlegen
sein müssen und daß intrinsische Motivation auch durch äußere ökonomische Anreize
gefährdet oder gar zerstört werden kann.

In ähnlicher Weise zeigen empirische Untersuchungen über Steuerehrlichkeit, daß diese
stärker durch Partizipations-, Mitwirkungs- und Identifikationsmöglichkeiten der Bürger
gefördert wird als durch verschärfte externe Kontrollen und Strafandrohungen. Zudem hat
die vom ökonomischen Ansatz suggerierte »Machbarkeit« der Verhältnisse einen zutiefst
illiberalen, ökonomisch-marktwirtschaftlichem Denken seit Adam Smith eigentlich frem-
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den Beigeschmack, wenn an die Stelle spontaner und dynamischer Selbstorganisation die
mechanische Kalkulierbarkeit und politisches »Machertum« treten. Da es häufig vor allem
Wirtschaftsliberale sind, die dem ökonomischen Verhaltensmodell nahestehen, sollten sie
sich vor allem auch den ideologischen Gefahren eines solchen Ansatzes bewußt sein, der
ihren Vorstellungen von einer freien Gesellschaft ja ganz zuwiderlaufen müßte.

Eine zweite und vermutlich noch größere Gefahr des ökonomischen Ansatzes besteht in
dem, was ich als das »Gesetz vom abnehmenden Grenzertrag des Homo-oeconomicus­
Modells« bezeichnen möchte: Je mehr sich dieser Ansatz vom wirtschaftlichen Bereich
entfernt, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, daß er sich in Gebiete begibt, in denen
monetärer Kalkül und explizite Kosten- und Ertragsrechnung eine immer geringere Rolle
spielen. Natürlich hat Hans Albert recht, wenn er darauf hinweist, daß »keineswegs jeweils
bewußte Kalkulationen vorausgesetzt werden«, aber genau darin liegt auch das Problem:
Gerade in Zusammenhängen, in denen nicht-monetäre Ertrags-Kosten-Kalküle vorherr­
schen (oder zumindest vom ökonomischen Ansatz unterstellt werden), sehen sich die Ver­

treter dieses Ansatzes mit dem Problem konfrontiert, daß derartige »implizite« Bewertun­
gen ex ante empirisch schwer faßbar und quantitativ höchst unzureichend meßbar sind. Es
besteht dann aber die Gefahr, daß ex post nach der Methode des Dr. Pangloss in Voltaires
»Candide« jedes mögliche Ergebnis mit einer den jeweiligen realen Bedingungen angepaß­
ten Kosten-Ertrags-Berechnung »erklärt« werden kann. Die Schwäche, nicht Stärke einer
derartigen Vorgehensweise zeigt sich dann gerade darin, daß sie nahezu alles zu erklären
scheint und damit in den methodischen Verdacht geraten muß, überhaupt nichts mehr
erklären zu können.

Gerade weil wir in der Lage sind, durch eine dem jeweiligen Ergebnis angepaßte Spe­
zifizierung und Bewertung von (nicht-monetären) Kosten und Erträgen sowohl das Ergeb­
nis A als auch dessen Gegenteil, Non-A, ökonomisch zu »begründen«, ist die analytische

und prognostische Kraft des ökonomischen Ansatzes in solchen Fällen denkbar gering.
Man kann also, ein wenig überspitzt, sagen, daß der ökonomische Ansatz besonders bei der
Anwendung auf außerwirtschaftliche, vor allem nicht-monetäre, Zusammenhänge quasi am

Rande der Tautologie lustwandelt. Das ökonomische Prinzip - hier: die Kosten einer Über­
tragung eines Ansatzes von einem Bereich auf andere Lebensbereiche - wirkt hier also iro­
nischerweise gerade gegen den ökonomischen Ansatz oder genauer gesagt, es liefert eine
gute Begründung gegen den Universalitätsanspruch des »ökonornischen Imperialismus«.

Eine weitere Gefahr dieses Ansatzes besteht darin, daß »Anornalien«, das heißt nicht in das
ökonomische Verhaltensmodell integrierbare Verhaltensweisen, uminterpretiert oder weg­
erklärt werden, statt sich mit ihnen ernsthaft auseinanderzusetzen. Das dafür wohl bekann­
teste Beispiel ist der Fall des Wählers, der sehr wohl weiß, daß seine einzelne Stimme nichts

am Gesamtergebnis ändert, und der daher gut daran täte, von der Urne fernzubleiben, aber
gleichwohl - vielleicht aus einem im ökonomischen Ansatz nicht vorgesehenen Aspekt,
nämlich aus staatsbürgerlicher Pflicht - zur Wahl geht. Hier zeigt sich erneut die sträfliche
Vernachlässigung intrinsischer Motivation im ökonomischen Ansatz. Gleichzeitig hat der
sachgemäße Umgang mit empirischen »Anomalien« eine extrem wichtige heuristische
Funktion: Sie geben Anlaß zu weiterer theoretischer und empirischer Forschung (und nicht
notwendig zu imperialistischer Vereinnahmung des fraglichen Sachverhalts).
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4. Ein vorläufiges Fazit

Es ist gerade die Simplizität des ökonomischen Ansatzes (die sich Geisteswissenschaftlern
oft als anthropologisches Defizit darstellt), die das Horno-oeconomicus-Modell in so vielen
unterschiedlichen Bereichen mit mehr oder weniger großem Gewinn anwendbar macht.
Die Logik der Entscheidungssituation unter den Bedingungen der Knappheit ist in der Tat
ein universelles Phänomen, aber eben nur ein bestimmter Aspekt, unter dem menschliches

Verhalten gesehen werden kann. Es kommt daher darauf an, nicht einfach imperialistisch
die Logik einer Entscheidungssituation in unterschiedliche »Lebenswelten« hineinzupres­

sen, sondern sich zugleich sozialwissenschaftliche Urteilskraft anzueignen - also unter

anderem auch ein inhaltliches Verständnis des jeweiligen Anwendungsgebietes -, um den

ökonomischen Ansatz mit den jeweils gebotenen Qualifikationen, also in gewisser Weise

»bereichsspezifisch« einzusetzen. Wird dies versäumt, droht die Gefahr, daß das Homo­

oeconomicus-Modell zum imperialistischen Sprachspiel wird, das die Besonderheiten des

jeweiligen Anwendungsgebiets zum Schaden für das ökonomische Verhaltensmodell selbst

außer acht läßt.
Dabei muß vor allem stärker als bisher reflektiert werden, daß die »Als-ob-Methode« ­

also die Auffassung des homo oeconomicus als einer bloßen Modellannahme ohne Reali­

tätsbezug - keineswegs so methodologisch unschuldig ist, wie es von den Vertretern der

»Als-ob-Methodologie« präsentiert wird: Schon das Beispiel der ökonomischen versus der

soziologischen Sicht von Kriminalität hat gezeigt, daß ohne eine reale Kenntnis des Men­

schen voreilige Schlüsse (etwa über die Überlegenheit des homo oeconomicus) getroffen

werden, die einer sachgemäßen, auf Urteilskraft gestützten Behandlung des jeweiligen Pro­

blemfalles abträglich ist. Das Verhalten von Lichtstrahlen, von Amöben, von Pflanzen, von

Tieren und von Menschen kann im Rahmen der »Als-ob-Methode« gleichermaßen als

»rational« interpretiert werden, aber wir verzichten dabei auf die Nutzung wichtiger Infor­

mationen, über die wir verfügen, und damit auch auf die Gewinnung von Einsichten, die

sich aus der Berücksichtigung der Unterschiedlichkeit all der genannten »Akteure« erst
ergeben.

Im übrigen scheinen auch die Vertreter des homo oeconomicus dieses Konstrukt nicht

nur als nützliche Modellfiktion ohne Realitätsbezug zu begreifen. So beruft sich Gary S.

Becker einerseits besonders auf die»Als-ob«-Methodik, weist die Frage nach der Realitäts­

nähe des homo oeconomicus als unzulässig zurück, schließt Veränderungen der Präferen­

zen aus, da sie nach seiner Meinung gar nicht beobachtet werden können, und stützt seine

Konzentration auf Veränderung der Restriktionen auf deren empirische Beobachtbarkeit

(eine, wie wir gesehen haben, im nicht-monetären Bereich durchaus nicht unproblemati­

sche Annahme). Auf der anderen Seite vertritt er, gemeinsam mit George J. Stigler im Auf­

satz »De Gustibus Non Est Disputandum« (1977) die Auffassung, individuelle Geschmäk­

ker seien im Zeitablauf stabil und unterschieden sich zwischen verschiedenen Menschen
nicht wesentlich. Becker gibt zwar selbst zu, daß diese Behauptung nicht direkt beweisbar
ist, da es eine Aussage über die Welt ist, aber er hält sie gleichwohl für richtig. Wie aber,
so muß die Leserschaft von Becker fragen, soll Stabilität und Ähnlichkeit von Präferenzen
als vernünftige Beschreibung von Welt gerechtfertigt werden, wenn zugleich Veränderun-



gen dieser Präferenzen als nicht beobachtbar chararkterisiert und daher methodologisch
ausgeschlossen werden.

Gerade dieses Beispiel macht deutlich, daß trotz aller methodisch begründeter Kautelen
seit Adam Smith der homo oeconomicus auch heute noch so etwas wie ein Menschenbild
enthält, und dieser Umstand erklärt vielleicht auch, warum sich führende Vertreter des öko­
nomischen Verhaltensmodells in unnötige Schwierigkeiten begeben, indem sie diesen
Ansatz, dessen Fruchtbarkeit in den verschiedensten Bereichen außer Frage steht, dann so
einseitig verteidigen, daß er durchaus anfechtbar werden muß. Die hier angedeuteten Über­
legungen lassen wohl den generellen Schluß zu, daß der ökonomische Ansatz in den mei­
sten realen Situationen weder ein vollkommenes Erklärungsbild noch eine vollständige
Fehlwahrnehmung der sozialen Wirklichkeit liefert. Die entscheidende Aufgabe der Sozial­
wissenschaft besteht gerade darin, den jeweils spezifischen Erklärungsgehalt des ökonomi­
schen Verhaltensmodells deutlich zu machen. Dies kann jedoch nur gelingen, wenn die mit
dieser Perspektive verbundenen Schwierigkeiten - insbesondere die einseitige Beleuchtung
der Knappheitsproblematik - zugleich mit diskutiert werden. Der Ertrag des ökonomischen
Ansatzes in den Sozialwissenschaften kann also nur dann eingebracht werden, wenn auch
zugleich seine Grenzen thematisiert werden, so daß ein irreführender ökonomischer Reduk­
tionismus vermieden wird.

Indem der Ökonom den Entscheidungskalkül der Beteiligten in unterschiedlichen sozialen
Situationen - auch außerhalb des traditionellen Felds Wirtschaft - fokussiert, leistet er einen
wichtigen Beitrag zur Klärung sozialwissenschaftlicher Sachverhalte unter dem Gesichts­
punkt des Umgangs mit Knappheit. Er muß sich aber der Gefahr bewußt sein, daß diese
Hervorhebung des Knappheitsproblems mit einer Ausblendung anderer, für manche sozialen
Situationen und Institutionen weitaus wichtigerer Merkmale und Aspekte einhergehen kann,
oftmals muß. Die Konzentration auf die Knappheits- und Bewertungsproblematik, die
durchaus ertragreich sein kann, wird dann problematisch, wenn der Ökonom nicht auch die
Kosten dieses Ansatzes in Rechnung stellt, nämlich die Ausblendung anderer wichtiger
Sachverhalte, die er in einem zweiten Schritt wieder in seine Betrachtung mit einbeziehen
muß, will er nicht der Gefahr einer Fehlwahrnehmung der sozialen Situation erliegen. Unter­
läßt er dies und besteht er darauf, die rationale Wahl bei gegebenen Präferenzen unter knap­
pen Mitteln zum sozialwissenschaftliehen Entscheidungsproblem schlechthin hochzustilisie­
ren, und vernachlässigt er die enormen methodischen Schwierigkeiten, die sich einer Ex­
ante-Spezifizierung von (häufig nicht-monetären) Kosten und Erträgen entgegenstellen, so
verspielt er gerade durch die Ausblendung dieser Probleme den potentiellen Ertrag seines
Ansatzes: Die halbe Wahrheit, absolut genommen, wird zum ganzen Irrtum.

Selbst die bereits angeführten US-Ökonomen McKenzie und Tullock, die in ihrer mit­
unter etwas marktschreierischen Darstellung gerade diesem ökonomischen Reduktionismus
zu erliegen scheinen, geben wenigstens prinzipiell die Begrenztheit des Homo-oecono­
micus-Ansatzes zu:

»Wenn man diese Fragen mit der Brille des Ökonomen betrachtet, dann muß man sich stets vor
Augen halten, daß man nur einen ganz besonderen Gesichtspunkt herausgreift, der durch viele der
Forschungsergebnisse anderer Disziplinen ergänzt werden kann« (McKenziefTullock 1984, S. 24).
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Die Vertreter der Ökonomik als einer universalistischen Sozialwissenschaft müssen also
die Gefahr erkennen, daß sie in eine große Falle tappen können: Sie haben sich die grün
getönte Brille der Ökonomik übergezogen und entdecken fasziniert, wie kräftig nun das
vorher kaum merklicheGrün geworden ist, während die zuvor störenden Rot-, Gelb- und
Blautöne, zusammen mit einer Vielzahl anderer verwirrender Farben und Schattierungen,
nun endlich zurücktreten. Wenn sie nicht mehr bereit sind, diese Brillen auch einmal abzu­

setzen, dann werden sie den Umstehenden, die insistieren, daß es noch viele andere Farben
gebe, die für die Erfassung der Wirklichkeit nicht minder wichtig seien, in einer Mischung
aus Stolz und Mitleid entgegenhalten: Um wieviel Erkenntnis sich doch jene Unglück­
lichen brächten, die weiterhin mit bloßen Augen orientierungslos in einem Farbenchaos

herumstolperten ! Sie sollten sich doch selber einmal die bereitliegenden Brillen des öko­

nomischen Verhaltensmodells aufsetzen, denn dann, und nur dann, würden sie endlich

sehen, wie die Welt wirklich ist - nämlich grün.

Prof Dr. Hans G. Nutzinger
Universität Gesamthochschule Kassel
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften

34109 Kassel

Abstract

Is it imaginable and convenient to apply the economic pattern of the so called »homo oeconomicus«
on extraeconomical spheres? The author examines the question. The attraction of the pattern »homo
oeconomicus« is the question of the logic of decision in situations of defiency (rational choice and
expense-profit calculations). The author follows the key of the question at the reach and radius in dif­
fert spheres of application, for example the analysis of criminality and de1inquency. Only in the exten­
sion of the social frame situation is an economic reductionism of the social reality and the mutiple
ways of human acting avoidable.
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Subsidiarität und Zivilgesellschaft

Europäische Einigungsprozesse

Von Sylvia Ettwig

I. Einleitung

Die Zukunft Europas liegt nach Jacques Delors in der Partizipation der Bürger, der ent­
schiedenen Anwendung des Subsidiaritätsprinzips und in der Achtung der Vielfalt. Die
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) ist das Instrument zur Verteidigung
der freiheitlichen westeuropäischen Demokratien nach außen. Bleibt die Frage nach dem
Instrument zur Sicherung der freiheitlichen Demokratien nach innen. Trotz der viel­
beschworenen »gemeinsamen Werte« wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten (Art. J lAbs. 2 EUV) mehren sich in jüngster Zeit
die Anzeichen dafür, daß das Fundament der Wertegemeinschaft - soweit überhaupt vor­
handen - sehr brüchig geworden ist. Das Demokratiedefizit ist ein Phänomen, das sowohl
auf nationalstaatlicher wie auf europäischer Ebene anzutreffen ist. Auch werden Zweifel an
der Konzeption von Gesellschaft als Rechtsgemeinschaft laut'. Die Rechtseinheit Europas
wird nicht zuletzt durch das Maastricht-Urteil des Bundesverfassungsgerichts und die dar­
aus abgeleitete Inanspruchnahme des Subsidiaritätsprinzips in großem Ausmaß seitens der
Bundesrepublik in Frage gestellt-.

11. Bilanz deutscher Anwendung des Subsidiaritätsprinzips

Unter Berufung auf das Subsidiaritätsprinzip werden einerseits Entscheidungen in der
Sozial- und Beschäftigungspolitik im Rat blockiert und andererseits Vorschriften der Euro­
päischen Union (EU) gar nicht, verspätet oder sehr restriktiv in innerstaatliches Recht über­
tragen. So wehrt sich die Bundesregierung nunmehr seit Jahren gegen eine nationale
Armutsberichterstattung und verweigert der Nationalen Armutskonferenz, dem deutschen
Mitglied des Europäischen Armutsnetzwerks (European Anti Poverty Network - EAPN),
jegliche Förderung mit der Begründung, daß es aufgrund des sozialen Netzes keine Armen
gebe und deshalb die Bezeichnung »Armutskonferenz« schon unpassend sei>. Das Thema
»Armut« wird nicht nur auf nationaler Ebene tabuisiert, sondern erzeugt aus deutscher
Sicht auch auf europäischer Ebene keinen Handlungsbedarf. So hat insbesondere das Veto
der Bundesregierung die Verabschiedung des 4. Armutsprogramms (»Aktionsprogramm
zur Bekämpfung der Armut PROGRESS«) verhindert'. Auch ein mehrfacher Appell der
Wohlfahrtsverbände an die Bundesregierung, Sozialprogramme wie das Armutsprogramm
als derzeit einziges Instrument zur Konvergenz der Sozialpolitiken der Mitgliedstaaten im
Sinne einer schrittweisen Festlegung gemeinsamer Zielsetzungen zu nutzen, konnte diese
Entscheidung nicht abwenden>. Sämtliche Initiativen im Bereich der Beschäftigungspolitik
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werden, auch sofern sie nur eine Koordinierung bezwecken, entgegen den Vorstellungen
der Mehrheit der europäischen Nachbarstaaten abgeblockt. So sprechen sich insbesondere
die französisches und die schwedische Regierung? für eine Koordinierung der Beschäfti­
gungspolitik aus und fordern eine Eingliederung des Protokolls über die Sozialpolitik in
den EU-Vertrag, um Wettbewerbsverzerrungen zu unterbinden. Trotz eines entsprechenden
Antrags der SPD-Fraktion zur Regierungskonferenzf sind aufgrund der restriktiven Hal­
tung der Bundesregierung und der deutschen Länder hier keine Fortschritte zu erwarten.
Die Bundesregierung ist aufgrund der rigorosen Inanspruchnahme des Subsidiaritätsprin­
zips bei der Übertragung von Vorschriften der Europäischen Union in innerstaatliches
Recht ins Hintertreffen geraten. Deutschland hat von den 219 Regelungen aus dem von der
Europäischen Kommission Mitte 1985 vorgelegten »Weißbuch zur Vollendung des Bin­
nenmarktes«, die derzeit in allen Mitgliedstaaten in Kraft sein müßten, bis Mitte September
nur 196 (90,4%) vorschriftsmäßig in nationales Recht übertragen. Schlechter schneiden nur

die 1995 zur Gemeinschaft gestoßenen Neumitglieder Finnland (87,7%) und Österreich
(83,1 %) ab. Günstiger schneidet Deutschland ab, wenn man die Gesamtheit der für den
Binnenmarkt maßgeblichen 1416 EU-Richtlinien betrachtet. Hier stand Deutschland Mitte
Juli 1996 mit einer Übertragungsrate von 90,9% auf Platz sieben, leicht über dem EU­
Durchschnitt (89,3%)9.

Deutlich tritt diese Haltung der Bundesregierung auch bei der Umsetzung der Richtlinie
über Europäische Betriebsräte!" hervor. Grundsätzlich positiv zu bewerten ist, daß es über­
haupt zur Verabschiedung dieser Richtlinie gekommen ist. Diese war durch das Veto Groß­
britanniens lange Zeit verhindert worden. Erst das Abkommen über die Sozialpolitik hat
den Weg dafür frei gemacht, daß hier ein Schritt zur Verwirklichung der Nummer 17 der
Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechtell gemacht werden konnte. Hervorzuheben
ist ferner, daß erst die Vereinbarungen, die die Gewerkschaften mit den einzelnen Unter­

nehmen ausgehandelt haben, den europäischen Gesetzgeber veranlaßt haben, tätig zu wer­
den. Ein Novum aus deutscher Sicht ist, daß die 80 bereits getroffenen Vereinbarungen
deutscher Unternehmen'? auch nach dem Europäischen Betriebsräte-Gesetz weiterhin
Bestand haben, gleich ob sie den Standard des Gesetzes einhalten oder ihn auch unter­
schreiten. Dieses zusätzliche subsidiäre Element legt die Ausgestaltung nun zu einem gro­
ßen Ausmaß in die Verantwortung der Gewerkschaften und der einzelnen Unternehmen.
Bei der Verabschiedung des Gesetzes über Europäische Betriebsräte hat die Bundesregie­
rung sich jedoch relativ einseitig vom Bild des »freien Unternehmertums« leiten lassen:

»Mitglieder der Fraktion der F.D.P. machten deutlich, daß sie den Gesetzesentwurf

begrüßten, jedoch weitergehende Wünsche verhindert hätten, zumal deren Verwirklichung
hauptsächlich die Unternehmen mit zusätzlichen Kosten belastet hätten.«!"

Die entstehenden Kosten eines Europäischen Betriebsrats belaufen sich nach Schätzun­
gen der Europäischen Kommission auf ca. 10 ECU pro Arbeitnehmer im Jahr. Bei unter­
nehmensspezifischen Vereinbarungslösungen dürften diese Kosten in der Regel noch
geringer ausfallent-. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, inwieweit die Bundes­
regierung ihrer immer wieder betonten sozialen Vorreiterrolle in Europa gerecht wird? So
ist denn auch die MängeIliste der Opposition lang: Anstatt die von der Richtlinie vorgege­
benen Mindeststandards weiterzuentwickeln, bleibe das deutsche Gesetz zum Teil noch
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dahinter zurück, so zum Beispiel beim Tendenzschutz. Hier werde das deutsche Recht ent­
gegen dem ausdrücklichen Wortlaut der Richtlinie sogar noch verschärft. Die beratende
Teilnahme von Gewerkschaftsvertretem an den Sitzungen des Betriebsrates sei unzurei­
chend geregelt. Das gleiche gelte für die Unterstützung durch Sachverständige. Die Finan­
zierung werde auf das absolute Minimum von nur einem bezahlten Sachverständigen pro
Sitzung einmal jährlich beschränkt. Zudem fehle ein Anspruch der Arbeitnehmervertretung
auf Schulung und Sprachtraining, wie er in den Niederlanden, in Frankreich und Österreich
gesetzlich verankert worden sei 15.

Auch die Vorgehensweisen deutscher Ministerpräsidenten nähren eher Zweifel an einer
gemeinsamen europäischen Zukunft!". So sehr man auch die wachsende Bedeutung der
deutschen Länder als eigenständige Akteure im regionalen Standortwettbewerb begrüßen
mag, via Rechtsbruch, das heißt ohne Abwarten der Entscheidung der Kommission, die
Auszahlung von Beihilfen zu bewilligen, ist auch unter Subsidiaritätsgesichtspunkten nicht
zu rechtfertigen 17. Hintergrund dieser Eskapade ist das Ansinnen vor allem des bayerischen
Ministerpräsidenten, die Agrar- und Regionalfonds zu reformieren und künftig die Ent­
scheidung über die Bewilligung von Beihilfen den Regionen zu übertragenie. Da die Bun­
desregierung bestrebt ist, ihre Position als größter Nettozahler der Union aufzugeben!", der
EU-Haushalt für 1997 erstmals gesenkt wird und der Verteilungskampf um die knappen
Gelder auch im Hinblick auf die bevorstehende Osterweiterung größer werden wird>', sind
es vor allem finanzpolitische Interessen der Länder, die die Geltendmachung des Subsidia­
ritätsprinzips forcieren. Diese Entwicklung hat dazu geführt, daß mittlerweile Großbritan­
nien und Deutschland - wohl nicht nur nach eigenem Bekunden - als »die beiden stärksten
Verfechter des Subsidiaritätsprinzips« gelten21.

111. » Bürgergesellschaft« versus » Staatsgesellschaft«

Was wäre gewonnen, wenn Subsidiarität als »Hebel« gegen die Europäische Union weiter­
hin Konjunktur hat? Der Blick auf eine europäische Gesellschaft ginge verloren, die gesell­
schaftliche Integration bliebe abgesehen von einigen »kleinteiligen« Erfolgen auf der
Strecke. Auch das Konzept des Kern-Europas im Zusammenhang mit der Währungsunion
und der jetzt im Rahmen der Regierungskonferenz ins Spiel gebrachten »Flexibilitätsklau­
sel«, wonach kein Mitgliedstaat durch sein Veto die Einleitung einer vertieften Maßnahme
verhindern kann und umgekehrt kein Mitgliedstaat, der an der vertieften Zusammenarbeit
teilnehmen »kann und will«, davon ausgeschlossen werden darf22, könnte statt einer diffe­
renzierten Integration der Hegemonie einiger Staaten Vorschub leisten.

Auf der Suche nach Gemeinsamkeiten und Unterschieden zwischen Großbritannien und
Deutschland war bei Ralf Dahrendorf jüngst zu lesen, daß Deutschland eine »Staatsgesell­
schaft«, Britannien dagegen eine »Bürgergesellschaft« seil3. Deutschland sei eine Staats­
gesellschaft, weil die Bundesrepublik ein Wohlfahrtsstaat sei. Statt in eigener Verantwor­
tung zu handeln, rufe der deutsche Bürger zuerst nach dem Staat. Eine Gesellschaft hin­
gegen, die dem Lebenselixier der Freiheit fröne und ihren Bürgern Solidarität verweigere,
sei eine Bürgergesellschaft.
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Seit der Einführung der Unionsbürgerschaft im Rahmen der neu gegründeten Politischen
Union durch den Maastrichter Vertrag ist die »Bürgergesellschaft« vornehmlich unter dem
Begriff der »Zivilgesellschaft« (s-Civil society«) Gegenstand aktueller politikwissenschaft­
licher Diskussionen. Bei dem Begriff »Staatsgesellschaft« dürfte es sich um eine Wortneu­
schöpfung handeln, er ist zumindest aus deutscher Sicht so nicht geläufig.

1. Begriff und theoriengeschichtliche Wurzeln

Es gibt keine einheitliche Definition von »Zivilität«. Der Begriff ist vielmehr auf zwei

theoriengeschichtliche Wurzeln zurückzuführen, deren eine durch ein -dichotomisches­

und deren andere durch ein -integratives- Herrschaftsmodell gekennzeichnet ist>'. Charles

Taylor stellt die auf John Locke beruhende vertragstheoretische Komponente im Sinne vor­

politischer Sozialität, die einen kritischen Maßstab für den Umfang und die Beschaffenheit

politischer Autorität bietet, der vom »De l'Esprit des Lois« Montesquieus gekennzeichne­

ten Tradition, die die Rolle gesellschaftlicher Verbände als Legitimationsspender und ihre

Funktion als demokratisches Kontrollinstrument politischer Herrschaft hervorhebt, gegen­

über.

Herrschaftskritik, die sich immer wieder auf den ursprünglichen Gesellschaftsvertrag

beruft, verfestigt die Dichotomie von Politik und Gesellschaft. Das Locksehe Modell sticht

durch seine subversiven Elemente hervor. Der Staat, der gesellschaftliche Autonomie zer­

stört, wird zum Unrechtsregime. Beim integrativen Modell Montesquieus hingegen bleiben

Gesellschaft und Politik assoziativ aufeinander bezogen und sind durch demokratische Ver­

fahren ineinander verwoben. Gesellschaft wird zwar als eigenständige Komponente eines

Gemeinwesens reflektiert, wird jedoch nicht politischer Herrschaft gegenübergestellt.

Gesellschaft ist ohne Staat nicht denkbar.

Obwohl das herrschaftsfrei konzipierte Modell einer gesellschaftlichen Durchdringung

des Staates in seiner real-sozialistischen Verwirklichung zu katastrophalen Folgen geführt

hat, scheint es realistischer die modeme Komplexität von Gesellschaft und Staat abzubil­

den. Andererseits verflüchtigen sich positive Impulse normativer Herrschaftskritik im

»machtpolitischen Gemengegelage zwischen Zivilgesellschaft, Ökonomie und politischen

Institutionen«25. Um Zivilität als einigende Kraft für ganz Europa nutzbar zu machen,

sollte man deshalb beide Varianten im Blick behalten.

Institutionen - nationale wie europäische - mit umfangreichen Regelungswerken und

wenig transparenten Entscheidungsverfahren sind für die assoziierten Staaten Mittel- und

Osteuropas nicht attraktiv, wirken bisweilen sogar eher abschreckend. So steht der tsche­

chische Premierminister Vakiav Klaus dem Wohlfahrtsstaat westeuropäischer Provenienz,

insbesondere dem deutschen, nicht zuletzt auch wegen seiner neokorporatistischen Ver­

flochtenheit zwischen Staat, Kirchen und Wohlfahrtsverbändenw, skeptisch gegenüber-".

Wenn nun Kardinal Miloslav Vlk aus Prag, Vorsitzender der Europäischen Bischofskon­

ferenz, von tschechischen Staat unter Berufung auf eine Resolution des Europäischen Par­

laments und im Hinblick auf die zukünftige Mitgliedschaft der tschechischen Republik in

der EU die Rückgabe sämtlicher Kirchengüter anmahnt-", so trägt diese vehemente Gel-
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tendmachung eines Machtanspruchs der tschechischen katholischen Kirche dazu bei, den
vorhandenen Euroskeptizismus zu stärken. Hier Fortschrittskompetenz unter Beweis zu
stellen heißt, den mittel- und osteuropäischen Staaten eine wirkliche Beitrittsperspektive zu
eröffnen, die einerseits ihrem Selbstverständnis Rechnung trägt, andererseits aber die Not­
wendigkeit des Aufbaus eines eigenen Sozialmodells als Voraussetzung einer Vollmit­

gliedschaft betont>.
Anknüpfungspunkte für eine im Rahmen der Diskussion »Europäische Zivilgesellschaft«

zu erörternde Frage der Notwendigkeit einer Sozialunion ist zum einen die historische und
politische Entwicklung des Wohlfahrtsstaats in den einzelnen Mitgliedstaaten, die als
bewußt reflektierte Tradition ein wichtiges Integrationselement darstellt 30, und zum ande­

ren die Effizienz des Binnenmarktes (Art. 3 a Abs. 1 EGV), die durch eine Ausblendung

jeglicher europäischer Ansätze in der Sozial- und Beschäftigungspolitik nicht nur geschmä­

lert wird, sondern auch in Gefahr gerät>'. So ist das Potential des Binnenmarktes längst

nicht ausgeschöpft. Noch immer blockieren vor allem nichttarifäre Hindernisse die Freiset­
zung des wirklichen Gesamtvolumens von geschätzten 400 Milliarden Markv.

2. »Social democratlc« versus »New right citizenship«

Einigkeit besteht darin, daß die »civil society als demokratietheoretisches Reformpakete-s

in erster Linie von Staatsbürgern getragen wird, die sich auf der Basis von konsensfähigen

Grundnormen in Assoziation jedweder Art zusammenfinden mit dem Ziel, Öffentlichkeit

herzustellen, die es ermöglicht, den gesellschaftlichen Teil von Wirtschaft kritisch zu

beleuchten und gegebenenfalls entgegenzusteuern.

»Europäische Zivilität« impliziert bezogen auf den einzelnen Bürger Zweierlei:

• Bürgerrechte und die damit verknüpfte aktive Rolle der Bürger bei der Diskussion und

Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten repräsentieren die subversiven Elemente

von Zivilität gemäß dem Lockeschen Strang.

• Der Bürger als Träger der Staatsbürgerschaft im Sinne eines vorrangig rechtlich defi­

nierten und eher passiv orientierten Konzepts der Mitgliedschaft in einem Staat ist hin­

gegen der Tradition Montesquieus verhaftet.

Die Reklamation von Bürgerrechten in der Französischen Revolution hat erst jenes

Bewußtsein für Zivilität und für Trennung der Sphären civil society, Politik und Ökonomie

geschaffen. Diese »Bürgerrechtsbewegung« verfolgte jedoch vorrangig eine »soziale

schichtspezifische Emanzipation« als »das Ziel politischer Integration im geographischen
Rahmen Europas«>.

Das Europa des 13. bis zum 18. Jahrhundert hat eine »prinzipiell homogene Wissen­

schaftskultur des Rechts, nicht aber eine homogene Rechtsordnung« hervorgebracht. Letz­

tere erwies sich vielmehr als eine »unendliche Zersplitterung lokaler und ständiger Rechts­
kreise«>. »Zivilität in ihrer rechtspolitischen Ausgestaltung war in Europa als Leitbild prä­

sent - aber nicht als integratives Leirbild«>. Die enge Verzahnung von weltlichem und
kirchlichem Recht »verliehen dem Individuum scharfumrissene Rechtspositionen«, die
auch gerichtlich durchsetzbar waren-". Dieses vom Recht gesteuerte Staatsbürgertum ist
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charakteristisch für eine genuin europäische Entwicklung, die ihren institutionellen Aus­
druck im Modell der parlamentarischen Demokratie und der Gewaltenteilung gefunden
hat-".

Der Begriff des »citizenship«, den der Maastrichter Vertrag in Form der »Union citizen­
ship«>? - »Unionsbürgerschaft« - in Art. 8 EGV übernommen hat, verweist im englischen
Sprachgebrauch stärker als in der deutschen politischen Sprache auf Bürgerrechte und die
damit verknüpfte aktive Rolle der Bürger als auf die Staatsbürgerschaft als eines eher pas­

siv orientierten Konzepts.
Bürgersein ist in Europa seit der Nachkriegszeit hauptsächlich durch das »Social demo­

cratic citizenship« definiert und war wegweisend für den Aufbau des Wohlfahrtsstaates in
den europäischen Mitgliedstaaterr'". Das Konzept des »Social democratic citizenship« ist
eng verbunden mit dem britischen Soziologen Thomas Marshall, der 1949 in einer Vor­
lesung »Citizenship and Social Class« auf die sich gegenseitig verstärkende Wirkung von
bürgerlichen, politischen und sozialen Rechten verwies und betonte, daß erst die Gewäh­
rung sozialer Rechte die Ausübung bürgerlicher und politischer Rechte aller garantiere",

Das »New right citizenship«, ebenfalls britischen Ursprungs, wurde 1991 von der Regie­
rung Major als »Citizen's Charter« eingeführr'? und hat bisher - jedenfalls in dieser ideo­

logisierten Form - die Regierungschefs Kontinentaleuropas noch nicht erreicht. Die Citi­
zen's Charter wurde in der englischen Presse als überspannte Geste des neuen Premier­
minister gewertet, der sich nur begrenzte politische Ziele gesetzt habe. Sie passe zu seinem
»homespun image« und sei Ausdruck seines »down-to-earth style«. Außerdem sollte sie
den Eindruck vermitteln, daß die neue Regierung aktiv sei und die Initiative ergreife.

Das New right conception stellt die Ausübung bürgerlicher Rechte insbesondere die
Freiheit des Eigentums und die Freiheit, gültige Verträge abzuschließen, in den Vorder­

grund. Politischen und sozialen Rechten mißt es hingegen eine untergeordnete Rolle zu.
Der civil society werde somit ein ihr gebührend großer Raum eröffnet, primäre Aufgabe
des Staates sei es, Privatautonomie zu gewährleisten. Auch in den Fällen, in denen Markt­
versagen die Intervention des Staates notwendig mache, werde am Verbraucherstatus des

Bürgers in der Privatwirtschaft festgehalterr". Denn dadurch, daß der einzelne zwischen
mehreren Anbietern sozialer Dienstleistungen frei wählen könne, werde sich das Niveau
sozialer Dienstleistungen erhöhen. Solidarität ließe sich nicht vom Staat einfordern, doch
werde die Reflexion der »voluntary obligations to the community« den einzelnen dazu
bewegen, sich stärker gesellschaftlich zu engagieren. Bürgerengagement ist in diesem

Zusammenhang jedoch nicht gleichzusetzen mit verstärkter politischer Partizipation, son­
dern bedeutet Einsatz für die Familie, Nachbarschaftshilfe und ehrenamtliche Übernahme
sozialer Dienste 44.

Im Oktober 1994 mußte John Major dann eingestehen, daß die Botschaft der Citizen's

Charter die Mehrheit der Briten nicht erreicht hat. Ein im Frühjahr desselben Jahres ver­
öffentlichter Bericht brachte zu Tage, daß es nur in sechs von fünfzehn untersuchten Char­
tern - entsprechend der im öffentlichen Sektor vertretenen Branchen erstreckt sich die
Bandbreite der Citizen' s Charter von der Rail Passenger' s Charter bis zur Hospital
Patient's Charter - zu einer Anhebung der Standards gekommen war, womit ein wesentli­
ches Ziel der Charter nicht erreicht wurde. Der fehlende rechtliche Rahmen der Charter lie-
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ferte den einzelnen dem »goodwill« der einzelnen Behörden aus, schmälerte aber auch die
staatliche Durchsetzung der Charter. Letzteres zeigt, daß man Marktgesetze nur teilweise in
den öffentlichen Sektor eingeführt hat und sie an Stellen fehlen, wo sie durchaus Sinn
machen würderr'>. Andererseits birgt die Ideologisierung des »Marktbürgers« die Gefahr,

das heraufzubeschwören, was man eigentlich glaubte zu überwinden: Entweder sinkt die
Bereitschaft des Verbrauchers -einen angemessenen Preis zu zahlen und stellt somit die

Erbringung sozialer Dienstleistungen generell in Frage oder die besser Verdienenden wei­
chen in private Versorgungssysteme aus und lassen die leeren Kassen sozialer Sicherungs­

systeme für die anderen zurück'".
Insgesamt bleibt festzustellen, daß der Bürger der Citizen's Charter in der Bürgergesell­

schaft Dahrendorfs den Weg der Geschichte wieder zurück ins 18. Jahrhundert geht.

3. »Subsidlarltät« versus »Gemeinwohlpluralismus«

Wenn Kirchen und Wohlfahrtsverbände über ihr zukünftiges Verhältnis zur EU nachden­

ken, werden hier zwei gegenläufige Tendenzen sichtbar. Die einen wollen sich erst einmal

ihre mögliche Sonderrolle im europäischen Einigungsprozeß sichern, indem sie an ihrem

unterschiedlichen konfessionellen und einzelstaatlichen Konzepten für das Verhältnis zwi­

schen Kirche und Staat festhalten. Die anderen wollen ihre ökumenischen Erfahrungen und

Errungenschaften der letzten Jahrzehnte in Europa - und darüber hinaus - nutzen, um sich

an der Schaffung einer europäischen zivilen Gesellschaft mitgestaltend zu beteiligen".

Erstere machen sich für ein Konzept des »Gemeinwohlpluralismus« stark, beziehungsweise

halten am Subsidiaritätsprinzip in einer auf die negative Seite begrenzten Funktion fest.

Letztere hingegen stehen für ein umfassendes, dynamisches Subsidiaritätsverständnis, das

den Individualrechten aller - einschließlich deren politischen und sozialen Rechten - Gel­

tung verschaffen soll.

Für Trutz Rendtorffhat Subsidiarität als tragfähiges Prinzip für die Rolle der Diakonie im

demokratischen Sozialstaat ausgedienr". Sein Konzept vom »Gemeinwohlpluralismus«

begründet er mit im wesentlichen mit der Negation des Subsidiaritätsprinzips. Dem Ein­

wand, das Subsidiaritätsprinzip in »Quadragesimo anno« sei an einer ständischen Gesell­

schaft orientiert und tauge deshalb für eine freiheitliche und demokratische Gesellschafts­

ordnung wenig, ist entgegenzuhalten, daß das Subsidiaritätsprinzip als Sollensprinzip die

berufsständische Ordnung nicht voraussetzt und letztere an die Freiheit der Berufswahl

anknüpft, eine Freiheit, die das Ständewesen des Mittelalters, das sich am Geburtsstand ori­

entierte, nicht kannte. Reduziert man Subsidiarität auf diese Zuordnung zu einzelnen Stän­

den, die nicht in Kontakt zueinander stehen, dann verkürzt man das Subsidiaritätsprinzip auf

seine negative Seite als statisches Abgrenzungsregulativ. Subsidiarität so verstanden taugt

wirklich wenig zur Bewältigung gegenwärtiger Sachprobleme. Ein ganz anderes Bild ergibt
sich hingegen, wenn man die andere Seite der Medaille, die positive Seite des Subsidiaritäts­
prinzips, hinzunimmt. Die positive Seite setzt die verschiedenen sozialen Einheiten in Bezie­
hung zueinander und tariert das Gefüge zwischen den einzelnen Einheiten ständig neu aus.
Die hierin liegende Dynamik macht die Anpassung an Veränderungen möglich.
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Daß diese positive Seite des Subsidiaritätsprinzips in der Vergangenheit so wenig
Beachtung gefunden hat, liegt daran, daß die katholische Kirche in den sechziger Jahren
mit dem Begriff der »Personnähe« nur scheinbar an den personalistischen Ansatz von
»Quadragesimo anno« anknüpfte. Gustav Gundlach, Anhänger der solidarischen Schule
und Verfasser des Subsidiaritätsprinzipse'', entwickelt den Personalbegriff unter Beibehal­
tung thomistischer Teleologie weiter. Anders als Pesch, der Begründer der solidarischen
Schule, setzt Gundlach den höchsten individuellen Zweck nicht mit dem höchsten gesell­
schaftlichen Zweck gleich. Mit dem Argument, daß die Gesellschaft den Einzelmenschen
überlebt, spricht Gundlach ihr eine größere Gloria dei zu als dem Einzelmenschen und wer­
tet die Gesellschaft auf diese Weise auf. Gundlach hat damit das rein naturrechtliche Men­
schenbild eines Thomas von Aquin überwunden. Genau aber auf diesen naturrechtlieh
begründeten Personbegriff geht die katholische Kirche in der praktischen Umsetzung
zurück: Die (katholische) Kirche ist dem einzelnen »personnäher«, da (nur) sie in der Lage
ist, an der Vervollkommung des einzelnen Menschen mitzuwirken, die als höchster indivi­
dueller Zweck und höchster gesellschaftlicher Zweck der Erfüllung des göttlichen Len­
kungsplans dient. Diese unterschiedliche Rezeption des Subsidiaritätsprinzips in Theorie
und Praxis ist aus dem Selbstverständnis der katholischen Kirche im Verhältnis zum Staat
zu erklären. Die mit naturrechtlicher Vernunft, als einer unverzichtbaren Säule der Sozial­
verkündung, einhergehende Inanspruchnahme der Lehrautorität durch die katholische Kir­
che führt zur Hervorhebung ihrer gesellschaftspolitischen Stellung gegenüber dem Staat 50,

weshalb sie an der Unterscheidung zwischen Staat und Gesellschaft festhalt>'. Die erste
mißbräuchliche Indienstnahme des Subsidiaritätsprinzips erfolgt somit durch die katho­
lische Kirche selbst.

Dieser Hintergrund und der Befund, daß der relationale Personbegriff evangelischer
Anthropologie-? wie auch der solidarische Personbegriff Gundlachs Kategorien von Per­
sonalität und Solidarität enthalten und hieraus christliche Personalität und gesellschaftliche
Solidarität als gemeinsame Kategorien hervorgehen, sollte Anlaß sein, das zwiespältige
Verhältnis zum Subsidiaritätsprinzip aus evangelischer Sicht aufzugeben.

Auch in Zukunft wird die Finanzierung diakonischer Arbeit nicht durch das Subsidia­
ritätsprinzip in Frage gestellt, eher wohl durch die Knappheit öffentlicher Mittel. Oswald
von Nell-Breuning mahnt, »das rechte Maß einzuhalten, nur wirklich vertretbare Forderun­
gen zu stellen«53. Die Sicherung einer institutionellen Vorrangstellung, wie dies in den
sechziger Jahren geschehen ist, ist hingegen auch weiterhin nicht mit dem Subsidiaritäts­
prinzip vereinbar, weil es andere Anbieter sozialer Dienstleistungen prinzipiell benachtei­
ligt und die Freiheit des Wahlrechts des Hilfebedürftigen für Institutionen reserviert. Wenn
sich die Verbände Freier Wohlfahrtsverbände als gleichberechtigte Mitglieder aller im
Dritten Sektor zusammengefaßten Anbieter sozialer Dienstleistungen begreifen, hat auch
das Subsidiaritätsprinzip für sie noch Zukunft.

Mit den zwei Seiten des Subsidiaritätsprinzips korrespondiert das Begriffspaar der nega­
tiven Freiheit, als der Unabhängigkeit voneinander, und der positiven Freiheit, als der
Chance zum Miteinander. Die Reduzierung auf den negativen Freiheitsbegriff, also der
Freiheit von Politik und Gemeinschaft, »enthält ein Rationalitätsdefizit, weil der Vernunft­
gebrauch für die private Zielverwirklichung reserviert bleibt, während der positive Frei-
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heitsbegriff zu einem öffentlichen Vernunftgebrauch führt« 54. Freiheit im Rahmen von
»Gemeinwohlpluralismus« ist letztlich eine Reduzierung auf den negativen Freiheitsbegriff
und insofern deckungsgleich mit der negativen Seite des Subsidiaritätsprinzips in der Funk­
tion als statisches Abgrenzungsregulativ. Wenn Rendtorff gleichwohl das Subsidiaritäts­
prinzip in einer auf die negative Seite begrenzten Form als probates Mittel ansieht, um das
deutsche Staatskirchenturn gegenüber der Europäischen Union als Kulturgut zu schützenv,

so steht dies nur scheinbar im Widerspruch zu seinem Konzept vom Gemeinwohlpluralis­

mus.
Statisches Denken - im Sinne von Abgrenzung von Sphären - in einem komplexen

System, das ständig in Bewegung ist, befähigt nur zum Reagieren, aber nicht zum Agieren.
Agieren auf europäischer Ebene heißt vor allem, einen eigenen Handlungskontext zu for­
men, der grundsätzlich die Anerkennung als wichtiger sozialpolitischer Akteur garantiert
und den Kirchen und Wohlfahrtsverbänden eine Rolle zuweist, die ihrem Selbstverstädnis
und den eigenen Interessen entspricht. Das Hauptdefizit dieses Ansatzes vom Gemeinwohl­
pluralismus aber besteht darin, daß »bei aller grundsätzlichen Bejahung von Pluralität als
Ausdruck und Garant von Freiheit und Toleranz [...] ein politisch handlungsfähiges
Gesamtgebilde -Europa- [...] kaum sichtbar« wird. Aber nur eine von einem gemeinsamen
Willen getragene politische Verfassung kann letztlich ethische Grundsätze als Handlungs­
maximen eines Gemeinwesens sichem'<.

Klaus Tanner nimmt mit seinem Beitrag »Der Staat des christlichen Gemeinwohls? Pro­
testantische Staatsutopien und die Krise sozialstaatlicher Institutionen-cv die Diskussion
vom Gemeinwohlpluralismus wieder auf. An dieser Stelle soll nur auf einige weitere Dis­
kussionspunkte eingegangen werden. Die These, das Subsidiaritätsprinzip in »Quadrage­
simo anno« sei »im Zusammenhang eines undemokratischen ständischen Gesellschafts­
modells« formuliert worden.", steht im Widerspruch nicht nur zu Inhalt und Genese der
Sozialenzyklika, sondern auch zu den protestantischen Wurzeln des Prinzips. So leitet der
Rechtsphilosoph Johannes Althusius in einer frühen säkularisierten Form der Naturrechts­
theorie - der ersten calvinistischen Staatstheorie - aus dem Naturrecht einen organisch
gegliederten Aufbau der Gesellschaft und ein kritisch gegen realen Machtmißbrauch
gewendetes Verständnis politischer Herrschaft ab59 • Deutlich stellt er das Erfordernis
gesellschaftlicher Legitimation von politischer Herrschaft heraus und tritt damit als einer
der ersten Theoretiker der Volkssouveränität in Erscheinungw.

Nach Ansicht Tanners spricht auch die Tatsache, daß Kirchen und Wohlfahrtsverbände
oft Probleme haben, sich als Interessenverband zu sehen, für das Konzept des Gemein­
wohlpluralismus61• Wie ist diese Position aber mit dem Selbstverständnis von Kirchen und
Wohlfahrtsverbänden als Anwalt der sozial Schwachen zu vereinbaren? »Macht« zu reflek­
tieren und einzusetzen, um verbandseigene Interessen im Deckmantel von Subsidiarität
durchzusetzen, trägt dazu bei, Macht als ein grundsätzlich negativ belastetes Wort zu
begreifen62. Die an Macht gekoppelten Verpflichtungen einzulösen heißt, sich für die Ver­
wirklichung individueller Freiheitsrechte aller Bürger des Gemeinwesens stark zu machen,
und ruft positive Assoziationen des Machtbegriffs hervor. Pluralismus als protestantischen
Wert zu proklamieren, der aufgrund fehlenden Konsenses keine konkreten Handlungsmaxi­
men beinhaltet, setzt den einzelnen, insbesondere den Hilfebedürftigen, dem Wohlwollen
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(»goodwill«) nicht nur der Kirchen und Wohlfahrtsverbänden, sondern letztlich dem der
ganzen Gesellschaft aus.

Der österreichische Jurist Heribert Franz Köck findet von einem ganz anderen Aus­
gangspunkt zum »pluralistischen Gemeinwohl«, das Rendtorffs und Tanners Verständnis
vom »Gemeinwohlpluralismus« sehr nahe kommt. Er geht der Frage nach, ob Grundfrei­
heiten und Menschenrechte auch in der katholischen Kirche gelten sollenw' und bejaht sie
unter Berufung auf den »profanrechtlich-pragmatischen Ansatzes« des pluralistischen
Gemeinwohls. Ausgangspunkt seiner Argumentation ist die Geltung des »pluralistischen«
Gemeinwohls in der pluralistischen Gesellschaft von heute:

»Auch in der pluralistischen Gesellschaft von heute [...] beruht die - staatliche wie internationale ­
Rechtsordnung auf einem notwendigen Wertekonsens. [...] Dieses existentielle Werteminimum ent­
spricht in leicht verkürzter Weise jenem Gemeinwohl, wie es begrifflich von der Naturrechtslehre ent­
wickelt und von den verschiedenen Naturrechtslehren der Neuzeit in mehr oder weniger abgewandel­
ter Form fortgeschrieben worden ist. Dieses existentielle Werteminimum« könnten »wir auch als -plu­
ralistisches- Gemeinwohl bezeichnen [...], eben weil es auf dem Wertekonsens in der pluralistischen
Gesellschaft beruht, und dessen Verwirklichung für den Staat die einzige raison d'ere darstellt [...].«64

Unklar bleibt, warum in einer pluralistischen Gesellschaft per se von einer Gemeinwohl­
bindung ausgegangen werden kann. Wird hier nicht der Schluß vom Sollen zum Sein gezo­
gen? In den unter dem Unterpunkt »Die mögliche Ablehnung des pluralistischen Gemein­
wohls« gemachten Ausführungen führt Köck seinen Ansatz ad absurdum:

»Zwar ist der pluralistischen Gesellschaft per defitionem der Rückgriff auf eine absolute Verankerung
ihres existentiellen Werteminimums verwehrt: Gerade vom pluralistischen Ansatz her, für den der
pluralistische Wertekonsens [...] auf existentieller Anerkennung beruht, kann auch niemandem ein
moralischer Vorwurf gemacht werden, der sich dem Wertekonsens verweigert; in diesem Sinne ist
zweifellos auch noch der Anarchist ein Ehrenmann.

Trotzdem wird es fatale Folgen haben, weil jeder, der nicht bereit ist, Frieden und Sicherheit, Frei­
heit und Wohlfahrt als Werte anzuerkennen, damit nicht nur seines Anspruchs auf Schutz der Sicher­
heit, Freiheit und Wohlfahrt seitens des Staates beziehungsweise der internationalen Gemeinschaft
verlustig geht, sondern selbst als latente Bedrohung von Frieden und Sicherheit, Freiheit und Wohl­
fahrt der anderen betrachtet werden muß, eine Bedrohung, gegen die vorzugehen Staat und internatio­
nale Gemeinschaft nicht verwehrt werden kann.«65

Wenn es letzlieh kein allgemeinverbindliches Werteminimum gibt, dann kann auch der

Anarchist sich auf das pluralistische Gemeinwohl berufen. Wie kann der Staat aber gegen
einen intervenieren, der das Gemeinwohl auf seiner Seite hat? Quintessenz ist, daß es beim
pluralistischen Gemeinwohl letztlich keinen Wertekonsens gibt und zwischen dem einzel­
nen und dem Staat ein Zustand wechselseitiger Gewalt herrscht.

Der Geist vom grenzenlosen Pluralismus hat offenbar auch beim Bundesverfassungs­
gericht Einzug gefunden, allerdings nur, soweit der innerstaatliche Rahmen betroffen ist.
Gegenüber der Europäischen Union wird seit dem Maastricht-Urteil mit der harten Ban­
dage »Subsidiarität« gekämpft. Evangelische Kritiker monierten am Kruzifix-Urteil vor
allem die Betonung der negativen Religionsfreiheit, als der Freiheit von der Religion. Die
positive Religionsfreiheit im Sinne von Freiheit zur Religion sei aber genauso wichtigw.
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Jetzt streiten die Kirchen in unabhängigen Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
gegen die Einführung des Fachs »Lebensgestaltung, Ethik, Religionskunde (LER)« in
Brandenburg. Die evangelische Landeskirche Brandenburgs begründet ihre Verfassungs­
beschwerde damit, daß der Religionsunterricht innerhalb des LER-Konzepts nicht als sol­
cher bezeichnet werden könne. Er sei vielmehr das, was Religionsunterricht nicht sein
sollte, nämlich überkonfessionelle. vergleichende Betrachtung religiöser Lehren, historisie­
rende und »relativierende Religionskundev'". Die Erkenntnis, daß Pluralismus ohne
Gemeinwohlbindung »Werterelativismus« bedeutete" und menschliche Gesellschaften ohne
ethische Imperative weder stabilisierbar noch lenkbar sinds", sollte Grund genug sein, den
Spuk vom »Gemeinwohlpluralisrnus« zu vertreiben.

Die Synthese von Gemeinwohlpluralismus und Subsidiarität im Beitrag Jürgen Gohdes

zur Diakonischen Konferenz im Oktober 1995 70 kommt einer Quadratur des Kreises gleich.
Der Versuch, zwei unterschiedliche Standpunkte zu einem gemeinsamen Standpunkt zu
führen, kann nur gelingen, wenn der Konsens aufgrund gemeinsamer Wertvorstellungen
groß genug ist, um die Unterschiede zu tragen. Die auf den ersten Blick identischen Kom­

ponenten Pluralismus und Gemeinwohl beider Begriffe verkörpern entgegenstehende
Werte. Doch nur die dem Subsidiaritätsprinzip zugrunde liegende Wertvorstellung, die in
der gewählten Verknüpfung dieser beiden Komponenten zum Ausdruck kommt, steht in

Einklang mit evangelischer Sozialethik, dem Grundgesetz und dem Maastrichter Vertrag.
Eins ist diesen Gegensatzpaaren - »Bürgergesellschaft - Staatsgesellschaft«, »Social

democratic - New right conception of citizenship«, »Subsidiarität - Gemeinwohlpluralis­
mus« gemeinsam: Begriffe werden ihres ursprünglichen normativen Gehalts entleert und
dienen als Worthülsen weiterhin der Legitimation politischen Handelns. Demokratie geht
so ihrer zugrunde liegenden Wertentscheidungen verlustig und reduziert sich auf die Ein­
haltung demokratischer Verfahren. Verfahren aber, die keine Werte mehr befördern, ver­

kommen zu reinen Formalismen". Der mündige Bürger reagiert auf diesen »Etiketten­
schwindel« auf seine Weise: Er zieht sich in die Idylle des Kleinraumes zurück und verwei­
gert seinen Repräsentanten die Legitimation, indem er auf die Ausübung seines Wahlrechts

verzichtet und aus der Kirche austritt.
Pluralismus als Ausdruck freiheitlicher Demokratie hätte seinen Sinn verloren, wenn er

seine gesamtgesellschaftliche Handlungsfähigkeit einbüßt. Grenzenloser Pluralismus aber
verhindert die Konsensbildung und verdammt zur Handlungsunfähigkeit. Andererseits
beraubt die Funktionalisierung des Subsidiaritätsprinzips als Abgrenzungsregulativ die
Europäische Union ihrer Problemlösungskompetenz und erweist sich als Hemmschuh für
all diejenigen, die die Vision von einem »contrat social« (Gesellschaftsvertrag) für ganz
Europa schrittweise realisieren wollen. Einen Weg aus dieser Sackgasse bietet eine norma­
tive Reflexion des Subsidiaritätsprinzips - Subsidiarität »recht verstanden« 72 -. Sie bein­
haltet all das an Entwicklungspotential, was nötig ist, um die Kluft zwischen dem einzelnen
Bürger und den Institutionen zu verringern. Subsidiarität - so wie sie »Quadragesimo
anno« zugrunde liegt - ist weder eine antigrundrechtliche noch eine antistaatliche Größe,
weshalb der Beriff »Staatsgesellschaft« aufgrund seiner mit ihm verbundenen negativen
Assoziationen auch nicht zweckdienlich ist. »Zivilgesellschaft« mit der einen Säule eines
umfassenden Bürgerstatus, der bürgerliche, politische und soziale Rechte umfaßt und einer
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zweiten Säule Subsidiarität macht Sinn. Gerade in der aufeinander bezogenen, sich gegen­
seitig unterstützenden und verstärkenden Funktion der Bürgerrechte und in der prozedura­
len Dimension von Subsidiarität - die die einzelnen sozialen Einheiten ständig neu zuein­
ander in Beziehung setzt - zum Ausdruck kommende Dynamik trägt dem Prozeß europäi­
scher Integration Rechnung.

An diese subversiven Elemente von Zivilität im Sinne der Locksehen Variante knüpft
der verheißungsvolle Titel »Für ein Europa der politischen und sozialen Grundrechte-s"
des Berichts des von der Generaldirektion Beschäftigung, Arbeitsbeziehungen und soziale
Angelegenheiten der Europäischen Kommission eingesetzten Komitees der Weisen an. Die
Kommission reagiert somit auf die mit der »Einführung der Unionsbürgerschaft« in Art. 8
EGV verbundene »staatsrechtliche Überdetermination«74. In den Vorschlägen des Komi­

tees kommt zum Ausdruck, daß hier nur der Weg, die Methode, das Ziel sein kann.
»Rechte dürfen nicht von oben aufgezwungen werden, sie müssen vielmehr Gegenstand
einer demokratischen Erarbeitung sein, die der Logik aktiver Staatsbürgerschaft folgt.«?'

Darüber hinaus wird in diesem Bericht der Kontext von Subsidiarität und Recht besonders
deutlich und steht in Einklang mit der Genese des Subsidiaritätsprinzips in der katholischen
Soziallehre. Im Rahmen der Auseinandersetzung mit der »Sozialen Frage« des 19. Jahr­
hunderts hebt Wilhelm Emmanuel von Ketteler 1848 erstmals in Anknüpfung an den in der
thomasischen Philosophie verankerten Personalismus die unveräußerlichen Rechte der Per­

son hervor. In seinen Gedanken über Umfang und Notwendigkeit eines staatlichen Arbei­
terschutzes weist er dem Staat die Aufgabe zu, die elementaren Persönlichkeitsrechte der
Arbeiter zu schützen und für die Verwirklichung einer natürlichen Gerechtigkeit zu sorgen.
Ketteler verlangt vom Staat die Achtung der »subsidiären« Rechte, das heißt, der Indivi­
dualrechte der einzelnen.". Subsidiarität ist demnach kein Rechtsprinzip, sondern ein Prin­
zip zum Schutz individueller Rechte. Den Schutz dieser Rechte unterstellt das Komitee ins­
besondere auch der Verantwortung der Wohlfahrtsverbände:

»Es erweist sich als notwendig, daß die gemeinnützigen Einrichtungen und die Stiftungen sowie die
generell in der zivilen Gesellschaft tätigen kollektiven Akteure in den sozialpolitischen Entschei­
dungsprozeß einbezogen werden. Das müßte im Vertrag festgeschrieben werden.

Ein besonderer Platz sollte den Wohlfahrtsverbänden eingeräumt werden, die gegen Ausgrenzung
und große Armut kämpfen und ausgegrenzte Arbeitslose vertreten können. In der Tat haben diese auf­
grund der sozialen Zersplitterung größte Schwierigkeiten, sich zu artikulieren; bisweilen gelingt es
ihnen nicht einmal, ihre Problematik sozial öffentlich zu machen, was jedoch besonders wichtig ist,
damit sie im wirtschaftlichen und sozialen Leben überhaupt in Betracht gezogen werden. Hier sind
phantasievolle Lösungen gefragt [...]«77.

Dies sollte Anreiz sein für die Diakonie, verstärkt als sozialer Akteur in Erscheinung zu
treten. Denn »wer die Macht der Weltwirtschaft in den Mittelpunkt seiner Betrachtungen
rückt, statt von historischen Prozessen und ihren sozialen Akteuren auszugehen, gerät in
die Gefahr, ihrem lähmenden Bann auch dann zu verfallen, wenn er ihn anklagt«".
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IV. Schlu ßfolgerung

Nach einer Ära der Inanspruchnahme des Subsidiaritätsprinzips durch europäische Institu­
tionen und einer nationalstaatliehen Ära des Subsidiaritätsprinzips bleibt die Hoffnung auf
die Ära einer Anwendung des Subsidiaritätsprinzips, die auf die integrative Funktion setzt

und so zumindest auch die »Einheit der Vielfalt« im Blick hat. Für die Funktion des Sub­
sidiaritätsprinzips in Art. 3 Abs. 2 EGV als Kompetenzausübungsregel bedeutet das, daß es
nicht nur um die Entscheidung für oder gegen eine EG-Maßnahme (das »Ob«), sondern

auch, sogar schwerpunktmäßig, um die Wahl des Mittels (das »Wie«) geht?". Sich dem
»Wie« einer Europäischen Sozialpolitik zu öffnen, hieße, auf der Grundlage der Gewähr­

leistung eines existenziellen Minimums in Form sozialer Mindeststandardsw eine konver­

gente Entwicklung der Sozialsysteme zu fördern, die schlechte Ausprägungen überwinden

hilft und gute Ansätze vertieft'". Ein so verstandener Wettbewerb der Sozial- und Rechts­

systeme hat den Vorteil, daß er nicht einigen Mitgliedstaaten den Garaus macht, sondern

positive Impulse jeglichen Wettbewerbs in integrative Lösungsansätze zur Bewältigung

bestehender Sachprobleme umsetzt.
Nur ein dynamisches, integratives Subsidiaritätsverständnis in Verbindung mit christli­

cher Personalität und gesellschaftlicher Solidarität - wie es »Quadragesimo anno«

zugrunde liegt - befördert das Entstehen einer europäischen Gesellschaft unter Wahrung

von Demokratie und sozialer Gerechtigkeit und verdient so verstanden als Kulturgut des

deutschsprachigen Raums Beachtung.

Sylvia Ettwig
Panoramastraße 109
69126 Heide/berg

Abstract

»Civil society« with its main elements of »social democratic citizenship« and subsidiarity is an analy­
tical approach to the present situation of democracys and offers an perspective to surrender the demo­
cratic deficit and the crisis of the welfare state in the Member states of the European Union. The con­
cept of »Civil society« bases on an active citizenship and give intermediary civil actors, especially the
charitable social welfare associations and democratic movements, the chance to reflect on their posi­
tion to the govemment on the one side and to the citizen on the other side in order to take account of
the citizen' s civil, political and social rights.
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Das Mandat der ökumenischen Diakonie zwischen
Gerechtigkeit und Versöhnung*

Von Konrad Raiser

I.

»Diakonie ist Praxis der Nachfolge Christi« (M. Schibilsky). Sie hat es, wie die Geschichte
von Jesus von Nazareth selbst, mit Krankheit und Heilung, mit Ausgrenzung und Inklusivi­
tät,mit Armut, Hunger und anderen menschlichen Notlagen und deren Überwindung zu
tun. Sie findet ihr grundlegendes Mandat im Gebot der Nächstenliebe. Seit es Kirche gibt,
haben Christen daran gearbeitet, dieses grundlegende Mandat unter den sich verändernden
historischen und gesellschaftlichen Bedingungen in konkrete Formen der Diakonie umzu­
setzen. Die Formen der Diakonie haben sich dabei ebenso verwandelt wie die Gestalten der
Kirche selbst. Die spezialisierte und weitgehend institutionalisierte Diakonie, wie sie sich
in unseren Kirchen in den letzten 150 Jahren herausgebildet hat, ist eine späte Form der
Diakoniegeschichte, über deren Ausrichtung und Begründung in einer sich rasch ver­
ändernden Welt heute vielfältig nachgedacht wird1.

Ökumenische Diakonie ist vermutlich das jüngste Glied in der Kette von Ausprägungen
christlicher Diakonie und ihres grundlegenden Mandats. Im allgemeinen Bewußtsein der
Kirchenmitglieder ist sie nur schwach verankert, und die Frage, ob es sich dabei im stren­
gen Sinne um eine Form des diakonischen Handeins der Kirche handelt, ist nach wie vor
umstritten. Zwar ist die ökumenische Diakonie im gleichen grundlegenden Mandat verwur­

zelt, das für alle Formen der Diakonie gilt; aber ihr spezielles Mandat bedarf der immer
neuen Klärung und Ausrichtung. Die in den letzten Jahrzehnten lebhaft und zum Teil kon­
trovers diskutierte Frage, ob Ökumene es nur oder in erster Linie mit den Beziehungen
zwischen den christlichen Kirchen und mit ihrer Suche nach sichtbarer Einheit zu tun habe,
oder sich im Sinne der ursprünglichen Wortbedeutung für die ganze bewohnte Erde zu öff­

nen habe, wirkt sich auch auf das Verständnis ökumenischer Diakonie aus. So hat in den
letzten 30 Jahren ein intensiver Reflexionsprozeß über das Mandat ökumenischer Diakonie
stattgefunden, der sich vor allem in Konferenzberichten und Erklärungen des Ökume­
nischen Rates der Kirchen niedergeschlagen hat-. So sehr diese Diskussion geprägt war
von den praktischen Erfahrungen und Problemen im Umfeld ökumenischer Diakonie, so
wichtig ist zugleich der eigenständige Beitrag, den diese Reflexionen zum Verständnis der
ökumenischen Berufung der Kirchen geleistet haben. Es lohnt sich daher, den Gang dieser
Diskussion kurz nachzuzeichnen3.

Die Anfänge ökumenischer Diakonie gehen zurück in die Jahre nach dem Ende des
Ersten Weltkrieges. 1922 richtete Adolf Keller mit Hilfe der amerikanischen und der
Schweizer Kirchen das Europäische Zentralbüro für zwischenkirchliche Hilfe ein, das sich
den Aufgaben des Wiederaufbaus und der Versöhnung im kriegszerstörten Europa
ZUwandte. Das Zentralbüro wurde zum Modell für zahlreiche kirchliche Hilfswerke, die
vor allem in den letzten Jahren des Zweiten Weltkrieges und der unmittelbaren Nachkriegs-
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zeit entstanden. Die Flüchtlingshilfe und die Wiederaufbauhilfe wurden die beiden Felder
ökumenischer Diakonie, denen sich auch der Ökumenische Rat der Kirchen noch vor sei­
ner offiziellen Gründung 1948 in Arnsterdam zuwandte. Galt die Sorge zunächst den Fol­
gen des Zweiten Weltkrieges in Europa, so wurde bereits 1948 das Mandat auf den Nahen
Osten ausgeweitet, und ein Jahr nach der Ersten Vollversammlung des Ökumenischen
Rates gründete der Zentralausschuß offiziell die neue Abteilung für »Zwischenkirchliche
Hilfe und Flüchtlingsdienst«. Damit wurde die Diakonie als eigenständige Dimension des
umfassenden ökumenischen Mandats anerkannt und begründet. Die Wahl des Namens ist
zugleich ein Programm und eine erste Auslegung des Mandats ökumenischer Diakonie. So
beschloß der Zentralausschuß, alle Mitgliedskirehen daran zu erinnern, »daß zwischen­
kirchliche Hilfe eine bleibende Verpflichtung für einen Ökumenischen Rat der Kirchen ist,
der seinem Namen gerecht werden will-s-.

Bereits die Zweite Vollversammlung des Ökumenischen Rates 1954 in Evanston erteilte
der Abteilung für Zwischenkirchliche Hilfe und Flüchtlingsdienst einen weltweiten Auf­

trag. Nachdem zwischen dem Ökumenischen Rat und dem noch selbständigen Internatio­
nalen Missionsrat eine Verständigung über die Arbeitsteilung im Blick auf die Ausübung
eines weltweiten christlichen Dienstes erzielt worden war (Herrenalb-Richtlinien 1956),
widmete sich die Dritte Vollversammlung in Neu-Delhi 1961 in einer ihrer Sektionen dem
grundsätzlichen Nachdenken über Verständnis und Praxis ökumenischer Diakonie und
erweiterte ausdrücklich den Namen der entsprechenden Abteilung um den Zusatz »Welt­
dienst«. Das in Neu-Delhi gebilligte Mandat der erweiterten Abteilung bringt in knapper
Weise das Verständnis ökumenischer Diakonie zum damaligen Zeitpunkt zum Ausdruck.
»Das Ziel der Abteilung soll es sein, die ökumenische Solidarität der Kirchen durch wech­
selseitige Hilfe zum Ausdruck zu bringen, um sie in ihrem Leben und ihrer Mission sowie
besonders in ihrem Dienst an der sie umgebenden Welt (Diakonia) zu stärken und Wege
und Mittel bereitzustellen, durch die die Kirchen Männern und Frauen in akuter Notlage

überall dienen können, insbesondere entwurzelten Menschen einschließlich aller Gruppen
von Flüchtlingen.« 5

Der Bericht der Sektion »Dienst« schließt mit einem Abschnitt über den »ökumenischen
Dienst der Kirchen«. Er bietet eine gute Auslegung des gerade zitierten knappen Mandats.
»Naturkatastrophen und soziale Katastrophen schaffen Weltnotstände, denen die Kirchen
sofort gemeinsam begegnen sollten. In einzelnen Gebieten gibt es weitverbreitete Nöte wie
Armut, Krankheit, Hunger, Analphabetentum, Arbeitslosigkeit und Flüchtlingselend, die

umfangreiche Maßnahmen christlichen Dienstes erfordern. In unserer Zeit macht sich die
Rassendiskriminierung sehr gefährlich bemerkbar. Sie spricht dem christlichen Glauben

Hohn, und es ist nötig, daß alle Kirchen hier sofort gemeinsam handeln.
Auf diesen Gebieten sind ökumenische Beispiele zwischenkirchlicher Hilfe nötig. An

solcher Hilfe sollten sich alle Kirchen ohne Rücksicht auf ihre Denomination beteiligen.
Die statische Unterscheidung zwischen -ernpfangcnder Kirche- und -gebender Kirche- muß
abgeschafft werden. Alle Kirchen sollen die geistigen, materiellen und personellen Güter
und Gaben im Lichte der totalen Ökonomie des Haushaltes Gottes miteinander zu teilen.vv

Damit sind die entscheidenden Stichworte zum Verständnis des Mandats ökumenischer
Diakonie genannt: zwischenkirchliche Hilfe und Weltdienst, ökumenische Solidarität und
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ökumenisches Miteinanderteilen. In der konkreten Durchführung und Ausgestaltung erga­
ben sich jedoch Fragen und Probleme, die nach weiterer Klärung verlangten. In den Jahren
nach der Vollversammlung in Neu-Delhi fand daher in einer Reihe von Konsultationen
eine intensive Diskussion über die Rolle kirchlicher Diakonie in der gegenwärtigen Gesell­
schaft statt, in deren Verlauf vor allem das Stichwort der »ökumenischen Solidarität« eine
klarere Kontur bekam. Ökumenische Diakonie mußte, so zeigte sich in diesen Diskussio­
nen, über die Hilfe für Menschen in Not hinausgehen und zur »Gesellschaftsdiakonie« im

umfassenden Sinne werden unter Einschluß der Fragen sozialer Gerechtigkeit. Das Ver­
hältnis zwischen gebenden und empfangenden Kirchen, in dem sich die asymmetrischen
Machtstrukturen in der Welt widerspiegelten, mußte kritisch durchdacht werden, und
schließlich bedurfte die Ausweitung der Perspektive über die »zwischenkirchliche Hilfe«

auf den ganzen »Haushalt Gottes«, das heißt, die weltweite Gemeinschaft aller Menschen,

einer Auslegung im Blick auf die Konsequenzen.
Der Ertrag dieser intensiven Diskussion über ökumenische Diakonie wurde 1966 bei

einer Konsultation in Swanwick zusammengefaßt im Blick auf die nächste Vollversamm­

lung in Uppsala 1968. Als eine der Einsichten hatte sich dabei herausgeschält, daß ökume­

nische Diakonie über das Organisieren, Geben und Nehmen von Hilfe hinausgehen und

sich der Veränderung von Strukturen zuwenden müsse. Daraus ergibt sich als weitere Fol­

gerung, daß die Förderung von Zusammenarbeit nicht mehr ausreicht und daß die Kirchen

als miteinander verbundene Glieder am Leibe Christi einen eigenen Beitrag zum Aufbau
einer Weltgemeinschaft leisten müssen. Die damit gewiesene Richtung wird in den Bemer­

kungen von Leslie Cooke, dem Direktor der Abteilung, zum Abschluß der Konsultation

aufgenommen und weitergeführt: »Die Fragen, die wir uns immer wieder gestellt haben,

waren die: was tut die Kirche, was sollte sie tun, was muß sie in Zukunft tun? Doch wie

sehr würden wir irren, wenn wir heimkehrten in der Meinung, die Kirche müsse sich ver­

halten wie Atlas und nicht nur die Welt auf ihren Schultern tragen, sondern mit ihr vor­

wärts wanken .., Der alte ökumenische Slogan >Laßt die Kirche Kirche sein! <: ist für die

zwischenkirchliche Hilfe ebenso relevant wie für Glauben und Kirchenverfassung oder

Kirche und Gesellschaft. Es ist die Präsenz, auf die es letztlich ankommt ... eine Präsenz in

jeder Situation, im getrosten Vertrauen auf das Evangelium und alle seine Verheißungen '"

und darum eine Präsenz, die in jeder neuen Situation und an jedem Wendepunkt Ausschau

hält nach einer Offenbarung dessen, was Gott für uns bereithält.«7 Mit dieser Verankerung

ökumenischer Diakonie im Kirchesein von Kirche sprach Leslie Cooke eine Überzeugung

aus, die sich erst im weiteren Verlauf der Diskussion klar herausschälte.

Mit der Vollversammlung in Uppsala 1968 beginnt die Phase, in der das ökumenische

Eintreten für Menschenwürde und soziale Gerechtigkeit in den eigenständigen Program­

men zum kirchlichen Entwicklungsdienst und zur Bekämpfung des Rassismus Gestalt

gewann. Im Umfeld der etablierten ökumenischen Diakonie führte dieses bewußt politische

und konfliktorientierte Verständnis von Gerechtigkeit zu schwierigen und kontroversen

Diskussionen über das Mandat. Mußte ökumenische Diakonie sich nicht davor schützen,

unmittelbar in gesellschaftliche und politische Konflikte hineingezogen zu werden und Par­
tei zu ergreifen? Ja, war das Eintreten für soziale Gerechtigkeit wirklich ein legitimer Teil

des Mandats ökumenischer Diakonie? Mußte sie sich nicht bewußt begrenzen auf die Hilfe
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für Menschen in Not? Wie sollte sie andererseits mit dem Vorwurf umgehen, daß eine
unpolitische und unkritische ökumenische Diakonie, auch ohne es zu wollen, zur Befesti­
gung des Status quo weltweiter Unrechtsstrukturen beiträgt?

Die in unserem heutigen Thema angedeutete Spannung zwischen Gerechtigkeit und Ver­
söhnung nimmt die Auseinandersetzungen auf, die seit Anfang der siebziger Jahre die Dis­
kussionen um Verständnis und Praxis ökumenischer Diakonie gekennzeichnet haben. Die
den Kirchen dabei gestellte Lernaufgabe wurde schon 1972 vom Zentralausschuß in einem
Brief an die Mitgliedskirchen so formuliert: »Wir werden lernen müssen, das zu verstehen,
was unser Vorsitzender als -den priesterlichen Dienst der befreienden Versöhnung und den
prophetischen Dienst der befreienden Auseinandersetzung< bezeichnet hat; er fragt uns:
-Wie können wir gleichzeitig Boten des Friedens in einer Welt des Haders und Boten des
Haders in einer Welt voll trügerischem Frieden sein-, ohne daß unsere Gemeinschaft aus­
einanderbricht? Wir haben hier in Utrecht erkannt, wie dringlich diese Frage ist, denn noch
wissen wir nicht, wie wir Glauben und Handeln ineinander integrieren sollen.«8

Es waren diese grundsätzlichen Fragen wie auch Probleme in der Praxis ökumenischer
Diakonie im Sinne der Projekthilfe, die nach der Vollversammlung in Nairobi 1975 zu
einer neuen Phase intensiver Diskussionen führte. Aus der Praxis ergab sich die Notwen­
digkeit, über neue Formen des ökumenischen Miteinanderteilens von Ressourcen nach­
zudenken. Dieser in den Jahren zwischen 1977 und 1987 sich entfaltende Diskussionspro­
zeß hat zu einer Neustrukturierung der Instrumente ökumenischer Diakonie geführt und vor
allem durch die Einbeziehung der Empfänger in die Entscheidungsprozesse versucht, den

partnerschaftliehen Gedanken der Wechselseitigkeit ökumenischer Diakonie zu unterstrei­
chen. Die abschließende Konferenz 1987 in EI Escorial mit ihren Richtlinien zum ökume­
nischen Miteinanderteilen hat dazu geführt, das Miteinanderteilen fest im Mandat ökume­
nischer Diakonie zu verankern, und hat damit eine der Einsichten von Leslie Cooke aus
seinem Abschlußbericht der Konsultation von 1966 aufgenommen9 •

Parallel zu diesem ursprünglich auf die Überprüfung der Instrumente und Verfahrens­
weisen ökumenischer Diakonie ausgerichteten Diskussionsgang entwickelte sich ein wei­

terer Vorstoß zur grundsätzlichen Klärung und theologischen Begründung ökumenischer
Diakonie. Hier kamen, besonders durch eine Konsultation in Kreta 1978, zum ersten Mal
die orthodoxen Traditionen zur Geltung, mit denen das diakonische Handeln der Kirche
unmittelbar in der Praxis eucharistischer Gemeinschaft verankert wurde. Diese Impulse
kamen dann vor allem im Zuge der Diskussion zum ökumenischen Miteinanderteilen zum

Tragen. Für das Verständnis ökumenischer Diakonie stellte sich damit die alte Frage nach
dem Verhältnis von Einheit (Koinonia) und Dienst (Diakonia) der Kirche neu. In der Früh­
zeit der ökumenischen Bewegung war die These vertreten worden, daß der Dienst zusam­
menführt, während die Lehre die Kirchen trennt. Aber galt dies auch noch in einer Zeit der
zugespitzten Auseinandersetzung über ökumenisches Eintreten für Gerechtigkeit? In sei­
nem Bericht vor der Kommission für Zwischenkirchliche Hilfe im Jahr 1978 sagte der
damalige Direktor Jean Fischer: »Dienst, Diakonie und die Eucharistie gehören zusammen;
indem wir in Brot und Wein den Leib Christi miteinander teilen, werden wir zu seinem
Leib, werden wir zu Menschen des Teilens und dazu instand gesetzt, mit anderen unser
Leben und unsere Gaben zu teilen. Dienst und Diakonie ohne Danksagung hat nur wenig
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Bezug zu Christus: eine eucharistische Feier ohne wirkliche Verpflichtung, der Welt im
Namen Christi zu dienen, ist nur ein frommer Akt. Ein Dienst, der darauf zielt, sich für
mehr Gerechtigkeit einzusetzen, hat unvermeidlich politische Implikationen, vor allem,
wenn er die Ursachen von Ungerechtigkeit aufdeckt, und wird daher die Geister scheiden.
Wenn unser Verständnis des Bekenntnisses zu Jesus Christus bedeutet, Partei zu ergreifen
und Unterdrückten zu helfen, sich selbst zu befreien, dann werden wir unvermeidlich mit
Spannungen zu tun haben.«

Die Kommission selbst antwortete darauf mit einer Erklärung, in der die Berufung zum
Dienst im Zentrum unseres christlichen Glaubens verankert wurde. »Einheit ist das Werk
des Heiligen Geistes und nicht das Ergebnis unserer Bemühungen, so ökumenisch diese
auch sein mögen. Dienst im Gehorsam gegenüber dem Evangelium wird nicht mehr ver­
einen oder trennen als Christus selbst .., Die Erfahrung des Miteinanderteilens hat die
Ungerechtigkeit und das Ungleichgewicht in den Formen des Teilens innerhalb des Haus­
halts des Glaubens und in den Strukturen der Gesellschaft offengelegt. Das Evangelium
nötigt uns ständig dazu, über unsere Vorurteile und die Begrenzungen einer bequemen
Gemeinschaft hinauszugehen. Vorgefaßte Meinungen und Bedingungen des Teilens wer­
den herausgefordert und abgelehnt von denen, die danach trachten, die Strukturen von
Abhängigkeit und Beherrschung zu überwinden. Unser Bemühen, Gerechtigkeit in den
Beziehungen innerhalb der menschlichen Gemeinschaft zu verwirklichen, hat Spannungen
und Belastungen für unsere Suche nach Einheit zur Folge.« 10

Diese Überlegungen, die sich mit einer gewissen Folgerichtigkeit auf das Stichwort der
»ökumenischen Solidarität« zuspitzten, führten 1982 bei einer Konsultation über das heu­
tige Verständnis von Diakonie zu dem Versuch, das Mandat ökumenischer Diakonie durch
eine Reihe von Schlüsselbegriffen zu charakterisieren: Diakonie ist wesentlich für das Kir­
chesein von Kirche. Sie gewinnt vor Ort Gestalt, aber muß durch weltweite Diakonie

ergänzt werden. Sie ist nicht nur helfendes, sondern vorbeugendes Handeln und muß sich
daher den strukturellen und politischen Ursachen der Not und des Elends zuwenden. Sie ist
humanitär in dem Sinn, daß sie sich nicht auf Kirchen und Christen beschränken kann. Sie

ist wechselseitig und zielt auf befreiende Übertragung von Macht!'.
Damit sind bereits die wichtigsten Linien vorgezeichnet, die schließlich bei der großen

Konferenz in Larnaca 1986 über »Diakonia 2000« ausgezogen und entfaltet wurden. Lar­
naca prägte das Stichwort von der »prophetischen Diakonie«. In der Botschaft der Kon­
ferenz heißt es: »Auf der Schwelle zum dritten Jahrtausend A.D. verpflichten wir uns feier­
lich, von diesem Tag an durch unsere Diakonie für Gerechtigkeit und Frieden zu arbeiten.

Wir verpflichten uns, eine Vision zu verwirklichen, die es uns erlaubt, uns mit denen zu
identifizieren und solidarisch zu zeigen, die mitten im Kampf um einen Frieden stehen, der
auf Gerechtigkeit gegründet ist.« 12

Deutlich treten damit die beiden Profile einer kritisch-prophetischen Diakonie, aus­
gerichtet auf die Praxis ökumenischer Solidarität, und einer priesterlich-pastoralen Dia­
konie, charakterisiert durch das Stichwort des ökumenischen Miteinanderteilens, heraus.
Beide Profile sind jedoch verbunden in der Einsicht, daß alle christliche Diakonie ihre
Wurzeln hat in der Gemeinschaft der Kirche, wie sie in der Feier des Abendmahls immer
neu zum Ausdruck kommt und begründet wird. Das Mandat ökumenischer Diakonie mit
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den beiden Brennpunkten der Solidarität und des Teilens läßt sich daher in der Zusammen­
fassung dieses langen Klärungsprozesses umschreiben als die Verpflichtung zum Aufbau
einer Gemeinschaft des solidarischen Teilens. Nachdem in einer Erklärung des Zentralaus­
schusses 1994 aus Anlaß des Gedenkens an die Gründung der Abteilung für Zwischen­
kirchliche Hilfe vor 50 Jahren noch einmal der Versuch gemacht wurde, die entscheiden­
den Kennzeichen ökumenischer Diakonie zusammenzufassen13, legte die Abteilung für
»Teilen und Dienst« als heutige Nachfolgerin 1995 eine zusammenfassende Beschreibung
ihres Mandats vor, das in seinem Obersatz auf die Verpflichtung zielt »Menschenwürde
und lebensfähige Gemeinschaft mit den Marginalisierten und Ausgegrenzten zu fördem.«!-

11.

Unser heutiges Thema enthält die Einladung, über das Mandat ökumenischer Diakonie
zwischen Gerechtigkeit und Versöhnung nachzudenken. Der Rückblick auf nahezu 50
Jahre Diskussion über das Mandat ökumenischer Diakonie hat die zwei Profile eines kri­
tisch-prophetischen und eines priesterlich-pastoralen Dienstes deutlich hervortreten lassen.
Während es vor 25 Jahren noch um den Konflikt zwischen Gerechtigkeit oder Hilfe als
Maßstab ökumenischer Diakonie ging, hat sich seither in der Konzeption des solidarischen
Teilens ein Weg erschlossen, wie der Gegensatz aus einem neuen Verständnis der Kirche
als Koinonia heraus überwunden werden kann. Solidarität und Teilen gehören unlösbar
zusammen im Mandat ökumenischer Diakonie.

So einleuchtend diese Konzeption von ihrer theologischen Grundlegung her sein mag, so
sehr bleibt in der Praxis ökumenischer Diakonie das Spannungsverhältnis erhalten. Aber
auch die theologische Grundlegung, die ihre wesentlichen Einsichten orthodoxen Impulsen
verdankt, ist mitunter deutlicher Kritik ausgesetzt. So wird darauf verwiesen, daß die bib­
lisch-theologische Basis für ein kritisch-prophetisches Verständnis ökumenischer Solidari­
tät im Kampf um Gerechtigkeit und Menschenwürde nicht eindeutig ist. Die klassischen
neutestamentlichen Vorbilder für Diakonie als solidarischen Dienst, das heißt das Gleichnis
vom bannherzigen Samariter (Lukas 10,30 - 37), die Einsetzung des Diakonenamtes in der
Jerusalemer Urgemeinde (Apg 6,1 - 7) und das Modell der Kollekte für die Urgemeinde in
Jerusalem (2 Kor 8 und 9) - sie alle zeigen zwar, daß es in der Diakonie nicht allein um die
Linderung von Not, sondern um die Verwirklichung von Koinonia geht; aber die propheti­
sche Kritik ungerechter Strukturen wird an keiner dieser Stellen unmittelbar mit dem Ver­
ständnis von Diakonie verbunden. Eher schon konnte Diakonie als Kreuzesnachfolge (Mt
8,18-27), als Eintreten in den Weg des leidenden Gottesknechtes (Phil 2,7) verstanden
werden. Die Menschwerdung Gottes in Jesus Christus als Ausdruck des göttlichen Erbar­
mens wird daher zu Recht als der tiefste Grund und das bleibende Urbild christlicher Soli­
darität verstanden.

Freilich, der leidende Gottesknecht ist zugleich der Bote Gottes, der das Recht auf Erden
aufrichten soll. Gott selbst hat ihn in Gerechtigkeit gerufen und zum Bund für das Volk,
zum Licht der Heiden gemacht: »daß du die Augen der Blinden öffnen sollst und die
Gefangenen aus dem Gefängnis führen und, die da sitzen in der Finsternis, aus dem Ker-
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ker« (Jes 42,7). Es ist diese prophetische Tradition, auf die Jesus in seiner Verkündigung
des Reiches Gottes zurückgreift (Lukas 4,17 ff., Mt 11,2 ff.). Die Evangelien zeichnen das
Bild eines zunehmenden Konfliktes, in dem Jesus die Partei der Armen gegenüber den Rei­
chen, der Hungrigen und Kranken gegenüber den Satten und Gesicherten, der Unreinen
gegenüber den Hütern der Ordnung ergriffen hat. Jesus verstand sich als Zeuge des Gottes
Israels, der eintritt für das Recht der Armen und Unterdrückten. Gott zu erkennen heißt zu
erkennen, daß er Recht und Gerechtigkeit auf Erden schafft. Es ist daher biblisch einseitig,
das Verständnis von Solidarität nur von Gottes mitleidender Barmherzigkeit her zu begrün­
den und die Dimension der Fürsprache und Verteidigung im Streit um Recht und Gerech­
tigkeit auszublenden. Gottes Gerechtigkeit erweist sich gerade darin, daß er in Christus die
Welt mit sich versöhnt hat (2 Kor 5,19). Dieser innere Zusammenhang der beiden Pole im
Handeln Gottes selbst wird zur Herausforderung für eine Diakonie, die in der karitativen
Haltung gegenüber den Armen und Hilfsbedürftigen befangen bleibt und nicht zur Solidari­
tät mit ihnen vordringt.

Diese Herausforderung ist im Blick auf das Verhältnis von Gerechtigkeit und Versöh­

nung am prägnantesten 1985 im KAIROS-Dokument aus Südafrika formuliert worden. In
seiner Kritik der Kirchentheologie greift das KAIROS-Dokument die dem Denken der
karitativen Diakonie verwandte Haltung an, nach der es in Konflikten die Aufgabe der
Christen sei, für Versöhnung und Frieden einzutreten. Es stellt dem die Überzeugung ent­
gegen, daß es ohne Gerechtigkeit keine wahre Versöhnung geben könne. »Jede Form von
Frieden oder Versöhnung, die es zuläßt, daß die Sünde von Ungerechtigkeit und Unter­

drückung weiter besteht, bedeutet falschen Frieden und vorgetäuschte Versöhnung. Diese
Art Versöhnung hat überhaupt nichts mit dem christlichen Glauben zu tun.« Sie entspricht
der Botschaft der falschen Propheten, von denen es heißt: Sie »gehen alle mit Lüge um und

heilen den Schaden meines Volkes nur obenhin, indem sie sagen -Friede! Friede!- und ist
doch nicht Friede« (Jer 6,13-14). Vor allem in Konflikten zwischen Gerechtigkeit und
Ungerechtigkeit, zwischen Gut und Böse, kann es Versöhnung nicht ohne Buße und Her­
stellung von Gerechtigkeit geben. »Die biblische Lehre von Versöhnung und Vergebung

stellt eindeutig klar, daß nur der Vergebung empfangen und mit Gott versöhnt sein kann,
der wegen seiner Sünden Buße tUt.«lS

So sehr in der biblischen Begründung, sei es vom Handeln Gottes in Jesus Christus her,
sei es vom Verständnis der Kirche als Koinonia her, die prophetische Diakonie des solida­

rischen Eintretens für Gerechtigkeit und die priesterliche Diakonie der Versöhnung
(2Korinther 5,18) zusammengehalten werden müssen, so ist doch unübersehbar, daß sie
unter den konkreten Bedingungen des diakonischen Handeins in Spannung zueinander tre­

ten können. Das Eintreten für Gerechtigkeit im Kampf gegen die Apartheid in Südafrika
und insbesondere die ökumenische Unterstützung von Befreiungsbewegungen aus dem
Sonderfonds des Antirassismusprogramms zeigen deutlich, daß die Praxis ökumenischer
Solidarität auch dort, wo sie in der Form humanitärer Hilfe für Flüchtlinge auftritt, Span­
nungen und Konflikte schafft. Diesem Konflikt unter Berufung auf den Versöhnungsauf­
trag auszuweichen hieße, die Wurzeln der Ungerechtigkeit zuzudecken und gerade so das
Ziel des Aufbaus einer lebensfähigen Ordnung der Gemeinschaft zu verfehlen. Das Gleiche
freilich gilt, wo die Durchsetzung von Gerechtigkeit zum absoluten Prinzip gemacht wird
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und den Repräsentanten der Unrechtsstrukturen kein Raum zur Umkehr und Buße einge­
räumt wird. Ein solcher Kampf für Gerechtigkeit schafft neue Ungerechtigkeiten. Gerade
der Konflikt im südlichen Afrika zeigt, daß es eine Zeit für parteiliche Solidarität im
Kampf gegen Ungerechtigkeit und Unmenschlichkeit gibt und eine Zeit für Versöhnung
und Vergebung. Ökumenische Diakonie steht immer neu vor der Aufgabe zu erkennen,
was an der Zeit ist; denn es kann keine Versöhnung mit den Mächten des Bösen geben,
sondern nur die klare Absage. Eine solche Absage freilich bedeutet Konflikt, und in dieser
Situation von Versöhnung zu reden, wäre das Angebot »billiger Gnade«. Aber gerade das
Beispiel Südafrikas zeigt auch, daß der entschiedene Widerstand zum Aufdecken und zur
Annahme von Schuld führen und so den Weg zur Versöhnung öffnen kann.

Diese Einsicht muß dann jedoch auch kritisch auf die in der ökumenischen Diskussion
lange Zeit vorherrschende Tendenz angewandt werden, den Forderungen der Gerechtigkeit
eine absolute Priorität gegenüber dem Friedens- und Versöhnungsauftrag einzuräumen.

Gewiß gilt mit dem Propheten Jesaja, daß Friede die Frucht der Gerechtigkeit ist (Jes
32,17), und zahllose Erfahrungen der letzten Jahrzehnte belegen, daß gewalttätige Kon­
flikte ihre Ursachen in tief verwurzelter Ungerechtigkeit haben, so daß die Herstellung von

mehr Gerechtigkeit die Voraussetzung für Frieden und die Überwindung des Konfliktes ist.
Aber können wir nach wie vor die Überzeugung vertreten, die in der Erklärung der Voll­

versammlung des Ökumenischen Rates von Vancouver 1983 zu Frieden und Gerechtigkeit
ausgedrückt wurde, »daß es nirgendwo je Frieden geben kann, wenn es nicht überall für
alle Gerechtigkeit gibt«!", Müßte nicht mit der gleichen Klarheit hinzugefügt werden, daß

es Situationen gibt, in denen wenigstens ein Ende der radikalen und gewaltsamen Konfron­
tation und die Bereitschaft zur Versöhnung die Voraussetzung dafür ist, am Aufbau einer
gerechteren Ordnung arbeiten zu können? Kann es unter den Bedingungen menschlicher
Existenz, und das heißt - biblisch gesprochen - in der noch nicht erlösten Welt, jemals
Gerechtigkeit überall und für alle geben? Können wir die eschatologische Vision des Völ­

kerfriedens, der zugleich die Überwindung aller Ungerechtigkeit ist, zum Maßstab unserer
Verantwortung für Frieden und Gerechtigkeit machen? Diese Fragen haben unmittelbare
praktische Bedeutung für die Antwort ökumenischer Diakonie auf menschliche Notlagen
als Folge der jüngsten Konflikte im ehemaligen Jugoslawien und in Ruanda/Burundi. Aber
auch die rückwirkende Aufarbeitung der Erfahrungen mit diktatorischen Unrechtsstruktu­
ren und massivsten Menschenrechtsverletzungen in Zentral- und Lateinamerika nötigen zu
neuem selbstkritischem Nachdenken über das Verständnis ökumenischer Diakonie.

111.

Die Erfahrung, daß ökumenische Diakonie, auch wo sie ausschließlich die Form humanitä­
rer Hilfe hat, in eine Zone der Zweideutigkeit führen kann, ist nicht neu. So mußten im
Sezessionskrieg zwischen Biafra und Nigeria 1968 die ökumenischen Hilfswerke erkennen,
daß ihre Hilfe für die notleidende Bevölkerung in Biafra ungewollt zu einer Verlängerung
des Krieges und damit zu mehr Zerstörung und Opfern beigetragen hat. Die damit gestellte
Problematik ist noch einmal entscheidend verschärft worden seit der Diskussion um die
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Zulässigkeit einer bewaffneten sogenannten »humanitären Intervention« wie in Somalia
oder in Bosnien. Für die ökumenische Diakonie ergibt sich daraus die Notwendigkeit, noch
entschiedener als bisher über präventive Formen des HandeIns nachzudenken und nicht erst
auf die dramatischen Folgen gesellschaftlicher Konflikte zu reagieren. Das 1994 auf der
Zentralausschußsitzung des Ökumenischen Rates in Johannesburg angeregte Ökumenische
Programm zur Überwindung von Gewalt soll dazu dienen, präventive Formen des
Umgangs mit gesellschaftlichen Situationen zu entwickeln, in denen latente Gewalt in den
offenen Konflikt umschlagen kann.

Im Hintergrund dieser Initiative steht die Erfahrung mit dem »Ecumenical Monitoring
Programme in South Afrika«, in dessen Rahmen in den 18 Monaten bis zur Wahl in Süd­
afrika mehrere hundert nationale und internationale ökumenische Beobachter an Span­
nungspunkten eingesetzt wurden, um den Ausbruch von offenen Konflikten zu verhindern
beziehungsweise zwischen den Konfliktparteien zu vermitteln. Die Erfahrungen dieses
»Monitoring Programme« sind seither in zahlreichen anderen afrikanischen Ländern mit
einer ähnlichen Konstellation eingesetzt worden; aber auch die ökumenischen Friedensbri­
gaden in Zentralamerika sind ein Beispiel für diese neue Form ökumenischer Diakonie. Sie
erschöpft sich nicht im Aufruf zur Versöhnung an die Konfliktparteien, sondern setzt sich
der Gefahr an den Brennpunkten des Konfliktes aus, um durch die Präsenz selbst zur Ent­
spannung beizutragen und Wege zur Verständigung zu eröffnen. Viele der Monitoren, die
für mehrere Wochen in den Spannungsgebieten in Südafrika ihren ökumenischen Dienst
versehen haben, waren vorher in der Anti-Apartheidbewegung engagiert. Für viele von

ihnen war es eine menschliche und geistliche Herausforderung, das eindeutige Engagement
der Solidarität zu verbinden mit der Bereitschaft, die Konfrontation zu durchbrechen und
den Dialog zu suchen, um so dem Aufbau einer neuen, gerechteren Ordnung eine wirkliche
Chance zu geben.

Die Konflike im ehemaligen Jugoslawien und in Ruanda und ihre unvorstellbaren Fol­
gen stellen die ökumenische Diakonie vor völlig neue Herausforderungen. Sie sind freilich
nur die dramatischsten Beispiele für das, was unter den Praktikern inzwischen »complex

emergencies«, das heißt komplexe Notlagen, genannt wird. So wichtig in solchen Fällen
die unmittelbare Hilfe für die Opfer von Gewalt und Zerstörung, ethnischer Säuberung und
Vergewaltigung und die Sorge für unübersehbare Flüchtlingsschicksale ist, so wenig kann
ökumenische Diakonie der Frage nach den Ursachen dieser Ausbrüche von Gewalt auswei­
chen, wenn sie einen Beitrag zum Neubau lebensfähiger Gemeinschaften machen will. Wie
kann die ökumenische Gemeinschaft der Kirchen auf die immer noch zunehmende Zahl
von ethnischen und nationalen Konflikten antworten, in die oft genug die Kirchen selbst
hineingezogen werden? In den meisten Fällen liegen die Wurzeln der heutigen Konflikte in
alten und nie aufgearbeiteten oder überwundenen Erfahrungen von Ungerechtigkeit, Unter­
drückung und Ausgrenzung. Wo sich ethnische Gegensätze mit unterschiedlichen religiö­
sen Loyalitäten verbinden, wächst das Gewaltpotential und wird eine Vermittlung nahezu
unmöglich.

Wie aber sieht ökumenische Solidarität mit den Opfern von Ungerechtigkeit und Gewalt
aus, wenn Opfer und Täter nicht mehr eindeutig unterschieden sind, beziehungsweise wenn
sich die Seiten verkehren und die vormaligen Täter nun selbst zu Opfern werden? Wie

123



kann ökumenische Diakonie Wege zur Versöhnung anbahnen, wenn beide Seiten sich als
Opfer von Ungerechtigkeit sehen und ein Eingeständnis von Schuld als ersten Schritt zu
einer Versöhnung ablehnen? Wie kann den Hunderttausenden von Flüchtlingen geholfen
werden, die aus Angst vor Rache nicht zurückkehren wollen oder deren Häuser und Land
inzwischen von anderen, ebenfalls vertriebenen Menschen in Besitz genommen sind? Im
Fall der Flüchtlingskatastrophe nach dem Genozid in Ruanda hat die Koalition von ökume­
nischen Hilfswerken das Programm der »African Community Initiative Support Teams«
ins Leben gerufen, um die noch vorhandenen Gemeinschaftsstrukturen unter den Flücht­
lingsgruppen zu stärken, Kräfte zur Aufarbeitung der traumatischen Erfahrungen zu wek­
ken und so erste Ansätze zu einer möglichen späteren Versöhnung zu entwickeln. Dieser
neue Ansatz erwies sich jedoch als schwieriger und problematischer als zunächst erwartet
worden war. Immerhin weist er, wie ähnliche Versuche unter Flüchtlingen und Opfern von

Gewalt im ehemaligen Jugoslawien, auf ein Aufgabenfeld hin, dem ökumenische Diakonie
sich in Zukunft mehr zuwenden muß.

Die Einsicht in die tieferen Ursachen der meisten neueren Konflikte, die in nicht geheil­
ten Wunden früherer Erfahrungen von Ungerechtigkeit liegen, nötigt uns zu einem neuen

Nachdenken über die Aufgabe von Versöhnung. Die meisten der sogenannten »complex
emergencies« sind die Folge der Tatsache, daß über Generationen hinweg Verletzungen auf
allen Seiten angehäuft worden sind und daß es nie zu der notwendigen Heilung und Ver­
söhnung der Erinnerungen gekommen ist. In einem Dokument, das dem Zentralausschuß
des Ökumenischen Rates im September 1996 vorlag über »Die gegenwärtige Rolle der Kir­
che in internationalen Angelegenheiten« heißt es: »Nach jahrzehntelanger Beschäftigung
mit dem, was allem Anschein nach klare Fälle von Gut oder Böse waren, stehen die Kir­
chen nunmehr vor einem neuen moralischen und ethischen Dilemma.

Was tun wir, wenn es keine -gerechte- Lösung gibt, wenn die verschiedenen Parteien in
einem Konflikt mit ihren -berechtigten- Forderungen nach Gerechtigkeit den anderen die
Gerechtigkeit vorenthalten?

Welche moralischen Kriterien wenden wir an, wenn die Verurteilung der einen Seite und
die Lossprechung der anderen in sich ungerecht ist?

Wir gehören zu einer Generation, die mit dem Denken des Kalten Krieges aufgewachsen
ist, also mit Feindbildern und mit der Vorstellung, es bestehe ein absoluter Gegensatz zwi­
schen Gut und Böse. Die Debatten zwischen den Kirchen seit Canberra haben deutlich
gemacht, daß es für die Kirchen ebenso schwierig ist wie für die Politiker, sich von Verzer­
rungen und Beschränkungen dieser Sichtweise freizumachen. Rückblickend stellen heute
viele fest, daß die Realität selten oder nie so einfach gewesen ist. Gut und Böse, Gerechtig­

keit und Ungerechtigkeit, Rechtschaffenheit und Unredlichkeit sind allgegenwärtig. Nach
und nach entdecken wir, daß sie bei Streitigkeiten meistens auf beiden Seiten vorhanden
sind.« Für die Kirchen und ihr diakonisches Handeln ergeben sich damit neue Aufgaben im
Umgang mit der jeweils eigenen Vergangenheit und im Umgang mit Konflikten. Wir müs­
sen lernen, die geschichtlichen Wurzeln gegenwärtiger Konflikte ernster zu nehmen und
die Menschen auf allen Seiten eines Konfliktes als Menschen zu sehen.

Auf ein letztes Feld, in dem ökumenische Diakonie in einer neuen Situation herausgefor­
dert ist, soll wenigstens noch kurz verwiesen werden. Eine der konkreten Ursachen für das
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Ausbrechen von Konflikten ist die Tatsache, daß die Verantwortlichen früherer Unterdrük­
kungsmaßnahmen und Menschenrechtsverletzungen in der großen Mehrzahl der Fälle nicht
zur Verantwortung gezogen worden sind. Hierfür hat sich im internationalen Sprach­
gebrauch der Begriff der »impunity«, das heißt der Straffreiheit, eingebürgert. Im Falle der
früheren Militärdiktaturen in Lateinamerika verstanden es häufig die ehemaligen Macht­
haber, eine Amnestie oder den Verzicht auf Strafverfolgung für die Verantwortlichen und
ihre Untergebenen zur Vorbedingung zu machen, damit sie in den Übergang zu einem zivi­
len, demokratischen System einwilligten. Ein Beispiel hierfür ist die Gesetzgebung des
sogenannten »Schlußpunktes« in Argentinien, ebenso wie vergleichbare Regelungen in
Chile und in EI Salvador. In anderen Fällen, wie in Namibia, hat die aus einem Befreiungs­
kampf hervorgegangene neue Regierung im Interesse der nationalen Aussöhnung auf die
Strafverfolgung früherer Menschenrechtsvedetzungen auf beiden Seiten des Konfliktes
verzichtet. Wie wenig freilich ein aus Gründen der Staatsraison verordneter Schlußpunkt zu

wirklicher Aussöhnung beiträgt, zeigt die Erschütterung, die in Brasilien, EI Salvador und
neuerdings auch in Argentinien die Veröffentlichung von Dokumenten und Zeugnissen
ausgelöst haben, die das Geschehen in den dunklen Jahren und die dafür Verantwortlichen
aus der Verschwiegenheit in das Licht der Öffentlichkeit holen. An diesen Beispielen wird
deutlich, daß die Aufdeckung der Wahrheit, selbst wo sie die Wunden neu öffnet, für den

Prozeß der Aussöhnung mindestens so wichtig ist wie die tatsächliche Strafverfolgung der
Täter.

Wir haben zu lange an einem Verständnis von Gerechtigkeit festhalten, das an den Nor­
men des Strafrechts orientiert ist. In dem zuvor zitierten Dokument des Zentralausschusses

heißt es dazu: »In den vergangenen Jahren hat man häufig auf das Recht als politisches
Instrument zurückgegriffen, um diejenigen zu bestrafen, die als Feinde betrachtet wurden;
doch dies hat nur in den seltensten Fällen dazu beigetragen, einen Konflikt beizulegen oder
die tiefen Wunden der Geschichte zu heilen.... Doch unsere Erfahrungen seit Canberra leh­
ren uns, daß mit Recht alleine keine dauerhafte Gerechtigkeit und kein tragfähiger Frieden

erreicht werden kann.... lesus ist gekommen, um das Gesetz zu erfüllen und uns zugleich
aus der Knechtschaft eines absolut gesetzten Rechtssystems zu befreien, dessen Grund­
gedanke Vergeltung ist. Heute erkennen wir von neuern, daß seine Botschaft der Ver­
gebung nicht lediglich ein Gebot des Glaubens ist, sondern eine politische Notwendigkeit,

wenn es uns jemals gelingen soll, alte Feindschaft sowie auch unsere Neigung zu überwin­
den, Gerechtigkeit nach unseren eigenen Maßstäben und um jeden Preis durchsetzen zu
wollen und im Namen des Friedens und der Gerechtigkeit Gewalt anzuwenden. Die öku­

menische Bewegung hat wiederholt bekräftigt, daß es keinen Frieden ohne Gerechtigkeit
gibt. Wir haben erfahren, daß es Zeiten gibt, in denen es keine Gerechtigkeit ohne ein
gewisses Maß an Frieden geben kann.«

Die Anfang 1996 in Südafrika eingesetzte Kommission für »Wahrheit und Versöhnung«
versucht, in dieser schwierigen Situation einen neuen Weg zu gehen, der darauf vertraut,
daß die Aufdeckung der Wahrheit durch Opfer und Täter Kräfte der Versöhnung freisetzt.
Die Möglichkeit einer Amnestie wird denjenigen unter den Verantwortlichen angeboten,
die sich freiwillig zur Aussage vor der Kommission bereiterklären. Es könnte sich erwei­
sen, daß die Aufdeckung der Wahrheit und der Kampf gegen das Verschweigen und die
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Lüge eines der wichtigen Handlungsfelder ökumenischer Diakonie im Spannungsfeld zwi­
schen Gerechtigkeit und Versöhnung wird.

IV.

Im Vergleich zu den Anfängen ökumenischer Diakonie vor mehr als 50 Jahren ist vor
allem das Umfeld des humanitären Handeins heute von einer Vielzahl von Einrichtungen,
vor allem aus dem Umfeld der Nicht-Regierungsorganisationen, besetzt. Humanitäre Hilfe
ist zu einem florierenden Geschäft geworden, das immer mehr nach den Regeln der Markt­
ökonomie und mit steigendem Konkurrenzdruck betrieben wird. Damit stellt sich im
Bereich der ökumenischen Diakonie ebenso wie im Umfeld der institutionellen Diakonie
die Frage nach dem spezifischen Profil beziehunsweise nach den Maßstäben und Werten,

an denen ökumenische Diakonie sich orientiert. Diese Frage wird verschärft durch den
Umstand, daß sich humanitäre Aktion immer häufiger einem schwer lösbaren ethischen
Dilemma gegenübersieht. Gibt es spezifische ethische Maßstäbe für die ökumenische Dia­
konie der christlichen Kirchen, und was ergibt sich daraus für die Zusammenarbeit mit
anderen Akteuren im humanitären Umfeld?

Nach allem bisher Gesagten ist deutlich, daß ökumenische Diakonie sich nicht einfach
den Kriterien der Effizienz, das heißt der raschen und effektiven Abwicklung eines Pro­

gramms und der Kosten-Nutzen-Rechnung unterwerfen kann, wie sie im wirtschaftlichen
Umfeld Gültigkeit haben. Das mag die Wettbewerbsfähigkeit von Trägern und Einrichtun­
gen der ökumenischen Diakonie, vor allem in der Einwerbung von finanziellen Mitteln,
beeinträchtigen. Das »Umsatzvolumen« und dessen Wachstumsrate sind jedoch keine
Maßstäbe, an denen ökumenische Diakonie sich ausrichten kann.

Die gleiche kritische Distanz ist freilich geboten gegenüber direkten oder indirekten

politischen Anforderungen und Auflagen. Gewiß kann sich ökumenische Diakonie im kon­
kreten Fall nicht einfach über die gegebenen politischen und rechtlichen Bedingungen hin­
wegsetzen; aber wenn es ihr ernst ist mit der ökumenischen Solidarität im Eintreten für

Gerechtigkeit und Menschenwürde, dann kann sie sich dem Maßstab der völlig unpoliti­
schen beziehungsweise politisch neutralen, rein humanitären Aktion nicht widerspruchslos
unterwerfen. Ebensowenig kann sie sich ausrichten an den Kriterien der Opportunität oder
der Wahrung von Stabilität, und sie wird unvermeidlich immer wieder in Konflikt geraten
mit etablierten Machtstrukturen und deren Verständnis von Sicherheit. Ein spezielles Pro­
blem in diesem Zusammenhang sind die Auflagen, die mit der Vergabe von öffentlichen

Geldern für Aufgaben im Bereich der ökumenischen Diakonie verbunden sind.
Ökumenische Diakonie muß daher verstärkt daran arbeiten, die Maßstäbe und Werte, an

denen sie sich orientiert, erkennbar zu machen und sie in der Auseinandersetzung mit ande­
ren Trägern humanitärer Hilfe auch offensiv zu vertreten. Eine ökumenische Diakonie, die
sich als Praxis der Nachfolge Christi versteht, muß den Lebensmöglichkeiten der Men­
schen und dem Aufbau lebensfähiger menschlicher Gemeinschaften oberste Priorität ein­
räumen. Sie muß geprägt sein von der Achtung menschlicher Würde, gerade auch der in
Not geratenen oder ausgegrenzten Menschen. Sie muß bereit sein, den Menschen Raum zu
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geben, so daß sie in der Lage sind, selber zu artikulieren, welche Hilfe sie brauchen, und
nicht Erwartungen und Bedingungen zu stellen, die von den Betroffenen nicht erfüllt wer­
den können. Gerade in der Situation unentrinnbarer Asymmetrie zwischen Gebenden und
Empfangenden muß ökumenische Diakonie bestrebt sein, ein Höchstmaß an Wechselseitig­
keit aufzubauen und, wo immer es möglich ist, Macht und Verantwortung auf die Betroffe­
nen zu übertragen, um so deren Eigenkräfte zu stärken. Wenn Wahrheit die Brücke zwi­
schen Gerechtigkeit und Versöhnung ist, dann muß ökumenische Diakonie in ihren Verfah­

ren von Planung und Durchführung ein Höchstmaßstab von Wahrhaftigkeit und Trans­
parenz anstreben.

Dies ist sicherlich keine erschöpfende Kennzeichnung der Maßstäbe, an denen ökume­

nische Diakonie sich orientiert. Sie kann jedoch dazu dienen, daß ökumenische Diakonie

im kontroversen Umfeld der humanitären Aktion ihr spezifisches Mandat nicht um der

Wettbewerbsfähigkeit willen zurückstellt und so hie und da zu einem Werkzeug von

Gerechtigkeit wie Versöhnung wird.

Prof Dr. Konrad Raiser

Ökumenischer Rat der Kirchen

150 Route de Ferney
Postfach 21 00 - CH-1211 Genf2

Abstract

The author easts a retrospeetive glanee at the stations of the fifty years old diseussion about the man­
date of eeumenical deacony. Today two basie eoneeptions are marked off: the eonception of a prophe­
tie deacony, informed by the leading notion of »justice« on one side, and the eoneeption of a earitative
deaeony, informed by the leading notion of »reconciliation« on the other. The author diseusses the ten­
tion between these eoncepts in their theologieal foundations and takes a look at the significanee of
these eoneepts in situations eharaeterized by »complex emergencies«. Therefore he explores eriterions
and standards, on whieh the mandate of eeumenieal deaeony eould be orientated for the future.
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Berichte

Virtuelle Ethikgemeinschaften und Werteerziehung heute

Von Helmut Anselm

Immer, wenn unser Land negative Schlagzeilen
macht, also immer, wenn von Gewalt die Rede
ist, von Vandalismus oder Radikalismus, dann
dauert es nicht lange, und es erheben sich wie
Ruf und Echo die Klage vom Werteverfall und
die Forderung nach neuer Werteerziehung in den
Schulen, und dies vom Boulevardblatt bis hin
zum Bundeskanzler.

»In Krisenzeiten« - und gegenwärtig spricht
man viel von ihnen - »boomt die Ethik«, wie der
Dresdner Systematiker Klaus Tanner feststellt I.

Ihm sekundiert Herbert Riehl-Heyse, Redakteur
der Süddeutschen Zeitung, leicht ironisch: »Her
mit den Werten, aber sofort.« Und er erläutert:
»Wertekrise. Wertemangel! Werteverlust!! Da
haben wir mal wirklich ein Thema. Eine ganze
Nation rutscht gerade auf dem Bauch herum und
schaut unters Sofa, ob ihre Werte darunter gekul­
lert sind.«>

Die Werte sind da: Nächstenliebe! Treue! To­
leranz! Gerechtigkeit! Es ist wirklich nicht zu er­
kennen, welche Werte noch erfunden oder ent­
deckt werden könnten.

Nein, das Problem liegt an anderer Stelle; es
liegt an der Akzeptanz von Werten im Zeitalter
der Postmoderne. In ihm existieren sehr »unter­
schiedliche, heterogene Lebensformen ... neben­
einander: -Leben unter heutigen Bedingungen ist
Leben im Pluralc«. Deshalb gibt es auch »keine
generell verbindlichen Normen und Kriterien(,)
... keine erkennbare harmonische Gesamt-Ord­
nung« (S. 225). Ja: »Die Suche nach der einen
Wahrheit und nach Ganzheit entspricht eher ei­
nem infantilen Wunsch, einer Regression.« Leit­
gedanke ist der Dissens (Jean-Francois Lyotard),
und Pluralität ist »generell zuzulassen und zu ge­
währen; oder anders: Dissens ermöglichen heißt

Freiheit ermöglichen; oder nochmals anders: Die
Freiheiten der anderen sind so wenig wie mög­
lich einzuschränken«>,

Das ist die positive Sicht. Die negative nennt
Zygmunt Baumann: Die Postmoderne macht uns
zu »Landstreichern« im Land der Werte, ethisch
unbefriedigt, moralisch heimatlos und immer auf
der Suche nach dem Anderen, dem Neuen. Kom­
paß ist das Lustprinzip, und dieses sieht den »so­
ziale(n) Raum ... primär« als »Weidegrund«, zum
Kahlfraß freigegeben, und den »ästhetische(n)
Raum« als »Spielwiese. Keiner« dieser Räume
»gestattet, beide verweigern die moralische
Strukturierung«4.

Und wenn das für uns alle gilt, dann gilt es
auch für die Schule und die Schülerschaft. Beide
sind nichts anderes als ein Abbild der Gesell­
schaft, und die Schüler nehmen das in Anspruch,
was sie bei ihren Eltern und Lehrern erleben. Al­
lerdings, und das muß für alles Folgende gelten:
So, wie es nicht die Schule gibt, so gibt es auch
nicht die Schüler. Vielmehr haben wir nach Al­
tersstufe, Lerngruppe, Persönlichkeit und wohl
auch nach Geschlechtszugehörigkeit zu unter­
scheiden.

Mit diesem Vorzeichen versehen regiert unter
Schülern weithin eine Haltung ethischer Belie­
bigkeit, und es gehört zu ihr, daß sie nicht for­
dernd in Erscheinung tritt oder gar aggressiv. Im
Gegenteil, sie ist eher defensiv. Angesichts der
erfahrenen Unübersichtlichkeit läßt sie Wertvor­
stellungen und ethische Maßstäbe gleichsam an
sich abperlen. Die Lehrer haben häufig das Ge­
fühl, in einen schalltoten Raum hinein zu spre­
chen. Oder aber: Sie sehen sich gezwungen, jede
ethische Aussage oder Forderung im einzelnen
zu begründen. Das eine macht die ethische Erzie­
hung in der Schule heute frustrierend. Das andere
ermüdend.
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Das alles heißt aber nicht, daß die Jugend­
lichen an ethischen Fragen kein Interesse hätten,
keinesfalls! Nur gelten hierfür drei Bedingungen:

Erstens: Die von den Jugendlichen gewünsch­
ten Themenfelder haben überwiegend mit ihrem
Nahbereich als Heranwachsende zu tun, darüber
hinaus mit ökologischen Problemen und mit
Grenzfragen von Leben und Tod. Allgemeinge­
sellschaftliche Themen aus dem Sozialbereich,
aus Wirtschaft und Politik interessieren nur am
Rande.

Zweitens: Die meisten Jugendlichen möchten
sich mit ethischen Fragestellungen im kommuni­
kativen Gespräch auseinandersetzen, also in dem,
das sie -Diskussion- nennen. Die Vermittlung
von Informationen wird nur ungern in Kauf ge­
nommen. Die Schüler stützen sich vielmehr auf
Fakten, Argumente und auch Urteile, die sie sich
vorweg erworben haben.

Drittens: Diese Urteile auf ihre jeweiligen Prä­
missen hin zu hinterfragen und grundsätzliche
ethische Erörterungen, etwa darüber, was >gut<
sei, - alles das stößt bei der Mehrzahl der Ju­
gendlichen auf Unverständnis, wenn nicht auf
Ablehnung. Es lenkt in ihren Augen nur davon
ab, die eigene Betroffenheit zu artikulieren und
konkrete Lösungsvorschläge zu diskutieren.

2

Wie aber kommen Jugendliche zu ihren Wertvor­
stellungen? Man kann sich bei der Antwort wie
Herbert Huber auf ein Naturrecht berufen>, oder
wie Max Scheler behaupten, es gebe eine »objek­
tiv gültige« Wertetafel, die jeder Mensch durch
ein unmittelbares »Wertfühlen« erfassen könne 6.

In beiden Fällen scheint es klar: Werte sind nicht
erst zu vermitteln, sondern vorgegeben.

So gesehen hätte Werteerziehung primär eine
mäeutische Funktion, das heißt, sie müßte die in
den Jugendlichen gleichsam schlafenden Werte
freisetzen, abklären und entfalten.

Jedoch: »Der Blick in die Geschichte zeigt:
Ethik ist in all ihren Formen ein Reflexionspro­
dukt; Normen werden nicht einfach irgendwo
-gefunden« Sie werden gemacht. Wir können die
Frage nach den Zielen unseres Handelns und den
Begründungen für dieses Handeln nicht von uns
wegschieben auf -die Natur-.«?

Dies bestätigt sich beim Blick auf die Ethikdis-
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kussion in Amerika. Dort zeigt das Zusammen­
treffen der verschiedenen Religionen und Kultu­
ren, daß es keine absoluten Werte gibt", sie also
nicht vom Himmel fallen. Sie werden vielmehr
von Menschen getragen und gefüllt, die sich zu­
sammengehörig wissen. Ethik und mit ihr das
Wertebewußtsein haben demnach eine kommuni­
kative Struktur. Beide gibt es nicht im Singular,
sondern nur im Plural. Damit existieren ebenso
-ethische Religionen- und -Konfessionen-, wie es
-religiöseReligionen- und -Konfessionen- gibt.

Oder anders gesagt: Ethik und mit ihr das Wer­
tebewußtsein werden immer von einer konkreten
Ethnie geprägt, - Ethnie verstanden im Sinne
Wolfgang Hubers als ein konkreter Zusammen­
schluß gleichgesinnter Menschen in »Interpretati­
onsgemeinschaften-s", genauer verstanden als Zu­
gehörigkeit zu einer gleichgestimmten Gruppe
mit einem gleichwirksamen Geist!", Und das gilt
in besonderer Weise für die Jugendlichen. Wohl
noch stärker als Erwachsene orientieren sie sich
an Gruppen Gleichgesinnter; - nur, und hierin
liegt ein entscheidendes Problem der Werteerzie­
hung heute: an welchen Gruppen orientieren?

3

Bei der Suche einer Antwort auf die Frage nach
den ethischen Gemeinschaften bzw. Werte-Ge­
meinschaften Jugendlicher wird man sich ver­
mutlich über zwei Dinge rasch verständigen kön­
nen.

Zum einen: Ihre maßgebenden ethischen
Communities sind oft nicht die traditionellen
Werte-Vermittlungsgemeinschatten wie das El­
ternhaus, - so wenig seine Bedeutung herunter­
geredet werden soll. Aufs Ganze der Lebens­
zyklen gesehen, ist die Familie wohl die wichtig­
ste Werteerziehungsinstanz des Menschen. Doch
sind ihre Einflußmöglichkeiten speziell in der
Phase der Adoleszenz begrenzt.

Zum andern: Die ethischen Communities der
Jugendlichen sind auch nicht die Gruppierungen
in ihrem Nahbereich, also die konkreten Freun­
des- oder Interessenkreise. Die sind weder im Be­
reich der Normen noch der Werte autark genug.

Wir werden den Horizont der Werte-Erwerbes
weiter zu stecken und die gesamtgesellschaftli­
chen Befindlichkeiten in den Blick zu nehmen
haben. Zu ihrer Beschreibung scheint das gän-



gige Paradigma -Pluralismus- zu ungenau zu
sein. Besser ist es wohl, Peter Glotz zu folgen
und bei den Schlüsselbegriffen »Individualisie­
rung, Dezentralisierung« und »Globalisierung«
einzusetzen!'. Was bedeuten sie für das Wertebe­
wußtsein der Jugendlichen?

Die Individualisierung führt einerseits zu ei­
nem ethischen Selbst-Bewußtsein, das sich gegen
eine unbefragte Übernahme traditioneller Verhal­
tensmuster sperrt und darin zu begrüßen ist. Sie
führt andererseits zur ethischen Maxime des
-Why not- oder des -Anything goes« Und über
beides hinaus tendiert sie nicht nur in der Welt
der Werte, sondern auch in der des Glaubens zu
einer grundsätzlichen Selbstreferenz, also zur
Annahme, daß sich alle Wirklichkeit am eigenen
Bewußtsein zu messen habe. So gesehen, hängt
was gut ist oder nicht, was wahr ist und was
nicht, was man zu tun hat und was nicht, von der
ganz persönlichen Befindlichkeit ab bzw. davon
ab, ob es einem, wie man so sagt, -etwas bringt«
Diese Einstellung hat als Schattenseite eine »exi­
stentielle Heimatlosigkeit« im Gefolget-, verbun­
den mit oftmals großen Ängsten.

Die Dezentralisierung führt zunächst zu einem
Abbau von Gemeinschaftsbeziehungen, und er
reicht vom Mitgliederschwund der gesellschaftli­
chen Großorganisationen13 bis hin zur Tatsache,
daß es in der Schule praktisch keine Streiche
mehr gibt, weil sie ein gemeinsames Tun voraus­
setzen würden. Die Dezentralisierung führt zu­
gleich zu einem Faible für abweichende Verhal­
tensformen und für Ausgeflippte, aber auch ­
und das ist gut so - zu einem gegenüber früheren
Zeiten neuen Verständnis und zu Engagement für
Randgruppen und Außenseiter der Gesellschaft.
Welcher Wandel sich hier vollzogen hat, das
kann man daran erkennen, daß Arik Brauer noch
vor 25 Jahren das Lied von den Demütigungen
eines rothaarigen Schülers singen konnte, wäh­
rend es heute »echt cool« ist, etwa mit grünen
Haaren in die Schule zu kommen.

Die Globalisierung schließlich führt zu einer
Ethik der weltweit ausgespannten Betroffenheit
und Einsatzbereitschaft.

4

Individualisierung, Dezentralisierung und Globa­
lisierung - wie werden diese drei Siegel unserer

Zeit im Bewußtsein der Jugendlichen zusammen­
gehalten? Zu wesentlichen Teilen mit Hilfe der
Printmedien und vor allem der Telekommunika­
tion. Sie nehmen durch ihre Synergieprozesse,
beziehungsweise durch ihre Überlagerungs­
effekte einen starken Einfluß auf die Jugend­
liehen>, und dieser Einfluß ist kein Einbahn­
geschehen. Es kommt vielmehr zwischen beiden
Seiten zu einer »Art sozialen Dialogseis.

Dieser Einfluß ist grundsätzlich als positiv zu
bewerten: Mit seiner Hilfe gewinnen die Jugend­
lichen einen Beziehungs-Horizont, einen Wis­
sens stand und damit auch eine ethische Kom­
petenz und Sensibilität, von denen frühere Gene­
rationen nur träumen konnten. Allerdings erwer­
ben sie diese ethische Sensibilität und Kom­
petenz nur in Teilbereichen, und zwar in sehr un­
terschiedlichen, wohl mehr oder weniger zufällig
zustande gekommenen. Dabei wirken auf die Ju­
gendlichen eine Reihe von Kräften ein. Um nur
wenige davon zu nennen: die täglichen Meldun­
gen der Nachrichten-Agenturen mit ihrem viel­
fach appellativen Anspruch, die Berichte in Ju­
gendzeitschriften, zunehmend Texte und Bilder
im Internet, schließlich die besonders von kom­
merziellen Fernsehsendern täglich angebotenen
ethischen Dilemmatas.

Spätestens an dieser Stelle drängen sich auch
die Gefahren der Medien als Erziehungsagentu­
ren für Ethik und Wertfragen ins Bild. Meinhard
Miegel setzt sich mit ihnen auseinander und
schreibt: Ihr »Stoff ist nun einmal das Abnorme
und nicht das Normale«, So geht es ihnen um die
Beschaffung »möglichst ausgefallener Sachver­
halte. Dabei steigt deren Verkäuflichkeit noch,
wenn die Nachricht negativ ist«!",

Erwachsene haben gegen solche Nachrichten
Immunisierungsmechanismen entwickelt. Anders
viele Jugendliche. Ich habe noch im Ohr, was
mir ein Schüler in einer Diskussion über die
Ozonbelastung sagte. Ich wollte ihn beruhigen,
er aber hielt mir im Blick auf seine Mitschüler
entgegen: »Mit dreißig Jahren leben wir doch
schon alle nicht mehr!«. Die Fülle negativer Mel­
dungen verbinden sich mit den ohnehin latent
vorhandenen Existenzängsten und wirken sich
nicht nur in den Träumen von Jugendlichen aus.
Sie beeinflussen auch ihr Werte-Bewußtsein.

Hinzu kommt, daß in vielen Medien-Aktivitä­
ten die Fakten und ihre Präsentation, Person­
ebene und Sachebene, Meldung und Meinung,
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unentwirrbar vermischt sind und, so ist es zu er­
warten, in Zukunft wohl noch mehr vermischt
werden. Als Ergebnis verweben sich alle diese
Medieneinflüsse zu einem Geflecht parasozialer
Interaktionen oder auch: »sparasozialetr)' Bezie­
hungten),«!". Dabei bilden sich gleichsam »xMe­
diengemeindence 'f mit eigener Sozialstruktur.
Sie werden bestimmt vor allem »von Nachrich­
tensprechern, Moderatoren, Showmastern und
Talkhowmastern«!". Die Kommunikation in die­
sen Mediengemeinden unterliegt zwar einer dop­
pelten Brechung, nämlich zwischen den Vertre­
tern der Massenmedien und ihren -Abnehmern­
einerseits und zwischen den -Abnehmern- unter­
einander andererseits. Trotzdem übernehmen die
Mediengemeinden »zunehmend drei Funktionen,
die traditionell von Primärgruppen« wie Familie
und Freundeskreis »getragen wurden:
- die Vermittlung von Identitätserfahrungen und

Sinnerlebnissen
- das Herstellen fester und dauerhafter emotialer

Bindungen
- die Ausübung unmittelbarer sozialer Kon­

trolle« 20.

Die Beziehung der einzelnen Jugendlichen zu
solchen Mediengemeinden sind meist nur kurz­
fristig, variabel und sehr unterschiedlich. Daraus
ergibt sich ein Überschneidungsgeflecht, in dem
beispielsweise die Ansichten Arabella Kiesbau­
ers, Barbara Eligmanns, Ulrich Wickerts und die
Meldungen über Brent Spar, Mururoa oder Gor­
leben für die Jugendlichen gleichberechtigt ne­
beneinander stehen, von ihnen also nicht in ein
Rang- und Relevanz-Gefüge eingeordnet werden.

Voraussetzung für diese Vernetzung - und der
um 1800 lebende englische Mystiker William
Blake scheint dabei »Ahnherr« incognito zu
sein 21 - ist das Grundbewußtsein von Einer Ethik
bzw. Eines Wertebewußtseins in Einer Welt, ist
also eine faktisch-praktische Parallelvorstellung
zu Hans Küngs Projekt »Weltethos« 22. Freilich
gibt es zwei wichtige Unterschiede.

Der eine: H. Küng weiß wie kaum jemand von
der Differenziertheit der Wirklichkeit und ist sich
deshalb bewußt, daß die Eine Ethik und die Eine
Werte-Welt erst in einem anstrengenden Lern­
prozeß realisiert werden muß 23. Von den Jugend­
lichen wird sie als gegeben schon vorausgesetzt.

Der andere: H. Küng orientiert sich an den
kulturellen und religiösen Vor-Gegebenheiten der
Menschheitsgeschichte, deutlich ist vor allem
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seine Hinwendung zum Naturrecht und zum De­
kalog>. Die Jugendlichen machen die eigene
ethische Ausrichtung zur Basis der universalen
Einen Ethik und Werte-Welt, - und alles andere
würde sie vermutlich auch überfordern.

Dieses Gleichsetzen des Eigenen mit dem an­
deren wirkt sich in dreifacher Weise aus:

Zunächst bringt es die Jugendlichen dazu, kul­
turelle und religiöse Differenzen einzuebnen. Das
macht sie - etwa in der Migrantenfrage - zu en­
gagierten Botschaftern einer supranationalen ge­
meinsamen Weltkultur. Mit vielen Erwachsenen
sehen sie sich selbst und alle anderen als Nach­
barn im -global village«. In ihm werden -local
and global thinking- zu austauschbaren Größen
und der nicht zuletzt auch von H. Küng als not­
wendig erachtete »Streit um die Wirklichkeit«
(Gerhard Ebeling) vermieden->,

Tatsächlich aber, und das ist das zweite, bildet
sich dadurch eine Vielzahl von nebeneinander
existierenden, individuell konstruierten Welten
aus, und diese existieren nicht als eigenständige
Größen, sondern nur als Widerschein der persön­
lichen Befindlichkeiten ihrer -Konstrukteure-.

Gerade dadurch schließen sich die Jugend­
lichen - drittens - einer Haltung an, die gesamt­
gesellschaftlich als Tendenz zu -selektivem
Rechtsgehorsam- beschrieben wird. Das heißt:
Über die Geltung von Bestimmungen entscheidet
jeder selbst. Was etwa in den öffentlichen Ver­
kehrsmitteln Alltag ist, das findet im Schulalltag
seine Entsprechung 26.

5

Vor dem skizzierten Hintergrund zeichnen sich
nun Ansätze einer Antwort auf die Frage nach
dem ethischen Bewußtsein bzw. nach dem Wer­
tebewußtsein der heutigen Jugendlichen ab.

Im Umfeld dieser Antwort hört man mitunter
kulturkritische Töne. Sie äußern sich nicht zu­
letzt in Klagen über Traditionsabbruch und Wer­
teverfall. Doch sollte man sich von solchen Be­
griffen nicht gefangen nehmen lassen. Es handelt
sich zumeist um keine Abbruche, sondern um
Wandlungen. Sie ereignen sich zu allen Zeiten,
ja: Sie müssen sich ereignen, sollen die gesell­
schaftlichen Verhältnisse nicht versteinern und
die Zukunftsfähigkeit verspielt werden. Und:
Diese Wandlungen werden immer als tiefgrei-



fend empfunden. Neu dagegen scheint etwas an­
deres zu sein. Teils die para-sozialen Medien­
gemeinden überlagernd, teils parallel zu ihnen er­
öffnen die skizzierten ethischen Einstellungen
den Jugendlichen das Tor zu einer speziellen
ethischen -Gemeindebildungc, Sie führt zu einer
para-sozialen, oder vielleicht besser: virtuellen
Ethik-Gemeinschaft der - mit einem Wort Ulrich
Becks gesagt - »Massen-Eremiten«,
- Diese ethische Community ist parasozial oder

virtuell, und das heißt: Sie ist zwar wirklich
vorhanden und gibt sich von Fall zu Fall kon­
krete Gestalt, etwa in Non-Governmental-Or­
ganizations (NGO's) wie Amnesty Internatio­
nal, Greenpeace oder Bürgerinitiativen. Sie
selbst aber ist -invisibilis-, unsichtbar, besitzt
keine strukturierenden Institutionen und keine
eigenen Organisationsfonnen.

- Ihre Mitglieder sind ethische Eremiten, das
heißt: Jedes Mitglied ist letztlich seine eigene
ethische Referenzinstanz, oder glaubt es we­
nigstens zu sein.

- Und die virtuelle Ethik-, oder richtiger: Ethos­
Gemeinschaft ist eine Massen-Community, das
heißt: weltweit, ohne Verpflichtungsforderun­
gen und ohne eindeutig auszumachende Mei­
nungsführer. Bei ihr braucht es weder einen
Eintritt, noch ist eine Art Anschlußgebühr nö­
tig wie etwa bei den Kirchen und sonstigen
traditionellen ethischen Communities. Übri­
gens gibt es auch weder Sanktionen noch einen
formellen Ausschluß oder Austritt. Man -surft­
im -Netzwerk- dieser Communities, dem aktu­
ellen Bedürfnis entsprechend.
Mit dieser virtuellen Ethik-Gemeinschaft

stoßen wir auf eine der zentralen Werte-Agentu­
ren unserer Jugendlichen. Sie ist, um auf die Her­
kunft des Wert-Begriffes anzuspielen, eine Wer­
tebörse, in der Werte rund um die Uhr gehandelt
werden, mit ständigen Wechselkursänderungen,
Auf- und Abwertungen. Und sie wirft die Fragen
auf, absieh statt eines Traditionsabbruchs zur
Zeitmcht vielmehr ein Kommunitätsabbruch er­
eignet: ein Kommunitätsabbruch zwischen der
älteren und der nachfolgenden Generation, und
ob es nicht dieser Kommunitätsabbruch ist, der
den ethischen Dialog zwischen den Generationen
oftmals so schwierig macht.

Dabei trägt die virtuelle Ethik-Comrnunity
ohne Zweifel ein großes und positives Werte-Po­
tential in sich. Es korrespondiert mit religiösen

Weisungen wie den christlichen Forderungen
nach Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der
Schöpfung. Es orientiert sich an den Menschen­
rechten. Es kommt den Bedürfnissen des einzel­
nen ebenso entgegen wie denen der Gesellschaft.

Dieses Werte-Potential trägt weltweit dazu
bei, das Leben humaner zu gestalten. Es ermög­
licht damit der virtuellen Ethik-Community nicht
nur, zentrale Bedingungen einer Werteerziehung
heute zu erfüllen. Es verleiht ihr zugleich eine
hohe Akzeptanz und Glaubwürdigkeit, und das
gerade auch unter Jugendlichen. Dieser Einschät­
zung der virtuellen Ethik-Community kommt
eine wichtige, stabilisierende Funktion in der Ge­
sellschaft zu. Doch es darf auch nicht übersehen
werden, daß mit ihr mehrere, zum Teil gravie­
rende Probleme verknüpft sind.

Zunächst: Die virtuelle Ethik-Community ist
Wirklichkeit, und doch nicht greifbar. Sie ist
zwar eine Realität, doch schützt sie ihr Charakter
davor, sich den Realitäten stellen zu müssen und
mitunter auch an ihnen zu scheitern. Sie fordert
Verantwortlichkeiten ein und braucht selbst doch
keine Verantwortung zu tragen. Sie befaßt sich
häufig nicht mit den Problemen selbst, sondern
präsentiert nur eine Lösung.

Sodann: Es ist für die Struktur der virtuellen
Ethik-Community charakteristisch, daß sich die
Community und der einzelne wechselseitig spie­
geln. Damit kommt ein Prozeß gegenseitiger
Durchdringung in Gang, der der Community so
viele Gesichter gibt, wie sich Menschen an ihr
beteiligen. Auf diese Weise läßt sie jeden das
Seine finden.

Diese fließende Struktur wirft Fragen nach
Legitimierung und Legitimität auf: Wer sind die
treibenden Kräfte der virtuellen Ethik-Commu­
nity? Woher nehmen sie ihr jeweiliges Mandat?
Was sind ihre Grundwerte, und wie ihre Steue­
rungsmechanismen? Gerade diese Fragen aber
weisen auf eine nicht unbedenkliche Haltung von
Jugendlichen beim -Surfen im ethischen Inter­
net-, Sie vertrauen grundsätzlich darauf, daß sich
die virtuelle Ethik-Cornmunity am gemeinhin
-Richtigen- und -Guten- orientiert. Damit aber
können sie statt zu Mitspielern der ethischen
Community leicht zu Spielbällen unausgewiese­
ner Tendenzen und wirtschaftlicher, politischer
und nicht zuletzt finanzieller Interessen werden,
wie sich etwa an Amnesty International und an
Greenpeace zeigen ließe.
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Schließlich und vor allem: Der jeweilige welt­
anschaulich-glaubensmäßige Bezugsrahmen ist
ungeklärt. Zwar läßt sich erkennen, daß er zu ei­
nem hohen Maß von christlichen Gedanken ge­
staltet wird. Zudem ist positiv zu werten,. daß er
sich durch seine fließende Struktur jedem staatli­
chen bzw. schulaufsichtlichem Zugriff entzieht.
Erkauft wird dies jedoch durch eine Privatisie­
rung von Weltanschauung und Glaube. Sie ist
nicht nur für Mißdeutungen offen. Sie verhält
sich zugleich meist indifferent zu jenen verfaßten
Institutionen und Agenturen, deren Funktion im
Rahmen der intergenerationellen Erinnerungs­
gemeinschaften sie sich verdankt. Vor allem aber
verfehlt sie, daß Glaube - jeder Glaube! - von
der Teilhabe an einem intersubjektiven Vollzug
lebt und darauf ausgerichtet ist.

6

Es ist eine wichtige Aufgabe der Werteerziehung
heute, diese Sachverhalte und Zusammenhänge
den Jugendlichen bewußt zu machen. Dabei wird
man wohl auf eine gegensätzliche Reaktion sto­
ßen.

Einerseits werden sie sich häufig wehren und
ihre Unabhängigkeit von der virtuellen Ethik­
Community betonen. Sie werden eine Kritik
daran als interessengeleitete Gegenstrategie emp­
finden, etwa im Dienst der -Multis-. Sie werden
schließlich die Existenz der virtuellen Ethik­
Community insgesamt in Abrede stellen. Der
Grund für diese Abwehrreaktionen ist vermut­
lich, daß die Jugendlichen mit ihrem Selbstver­
ständnis viel zu sehr in jene Community hinein­
verwoben sind, als daß sie sich den kritischen
Anfragen stellen könnten, ohne eine Abwehrhal­
tung einzunehmen.

Gerade wegen der damit gegebenen Verletz­
barkeit wird man sehr behutsam zu argumentie­
ren haben, sich speziell vor Ironisierungen und
Verurteilungen hüten müssen. Und dennoch wird
man dabei ständig in Gefahr stehen, daß die Auf­
klärungsarbeit unter der Hand zur Defensivstrate­
gie zum bloßen Erhalt des Herkömmlichen gerät
- oder von den Jugendlichen dahingehend aus­
gelegt wird.

Andererseits haben Jugendliche das Bedürfnis
nach konkreten Communities. So wird man sich
nicht damit begnügen dürfen, sie zu einem di-
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stanzierteren Verhältnis gegenüber der virtuellen
Ethik-Cornmunity zu führen. Gleichzeitig muß
man ihnen die Möglichkeit eröffnen, von der vir­
tuellen zu einer konkret verfaßten Ethik-Commu­
nity überzuwechseln. Dabei werden sich freilich
neue und zusätzliche Probleme ergeben. Sie be­
stehen zum einen darin, daß damit von den Ju­
gendlichen anstelle kommunikativer Unverbind­
lichkeit kommunikative Verbindlichkeit verlangt
wird, mit bestimmten Gemeinschaftsstrukturen
und festgelegten Regeln. Sie bestehen zum ande­
ren darin, daß verlangt wird, anstelle einer selek­
tiven -Heldenverehrunge aus sicherer Distanz
heraus ganz konkrete Nah-Beziehungen einzuge­
hen, gegenüber dem und dem Menschen mit sei­
nen Eigenarten, Unzulänglichkeiten und Anfor­
derungen.

Besonders schwierig ist wohl für viele Ju­
gendliche der Zugang zur Community der Kir­
che, genauer: zur Communio der Glaubenden.
Der Zugang ist in aller Regel durch eine Reihe
von Vorurteilen verstellt, in der sich hohe Erwar­
tungen an die Institution Kirche mit der Enttäu­
schung über deren Vertreter überkreuzen. Dies
wirkt sich als Glaubwürdigkeitskrise aus, die
etwa einen der Initiatoren des katholischen Kir­
chenvolksbegehren wünschen läßt: »>Die katho­
lische Kirche soll so glaubwürdig werden wie
Greenpeace-.« 27

Zugleich ist nicht zu übersehen, daß die Kir­
chen zumindest teilweise einen Kurs steuern, der
einer -Einheimatung- Jugendlicher in eine kon­
krete, überschaubare und vertraute Glaubens­
gemeinschaft entgegenläuft. Sie tendieren nicht
nur vielerorts dazu, ihre jeweils eigene, unver­
wechselbare Identität als Konfessionskirchen
preiszugeben. Auch ihr Öffentlichkeitsanspruch
macht sie oftmals mit anderen Großorganisatio­
nen verwechselbar. Damit aber verlieren die Kir­
chen eben das, was gerade sie den Jugendlichen
geben könnten.

Dabei hat der Bundesminister Jochen Borchert
recht, wenn er in einem Interview die Kirchen
unverzichtbar für die Wertevermittlung hält. Die
Communio sanctorum ist in der Werteerziehung
durch keine andere Community zu ersetzen. Nur
sie weist jene zweifache Gemeinschaftsstruktur
auf, die sich im neutestamentlichen Liebesgebot
zum Ausdruck bringt: die Communio Gottes mit
den Menschen und, daraus folgend, die Commu­
nio von Menschen untereinander. Diese Doppel-



struktur schafft reale, menschliche Gemeinschaft,
trägt den dunklen Seiten menschlicher Existenz
und gesellschaftlichen Lebens ebenso Rechnung,
wie sie in sich zugleich eine Existenz der Hoff­
nung bewahrt, die über die real existierende
menschliche Gemeinschaft hinaus greift. In dieser
doppelt strukturierten Gemeinschaft werden
Werte auf besondere Art begründet und relati­
viert zugleich.

Begründet, weil die Menschen Gott so viel
wert sind, daß er seinen »eingeborenen Sohn
gab« (Joh 3,16). Von dieser Begründung her
empfangen die alten, manchmal abgegriffenen
Werte neuen Glanz. Relativiert, weil die Men­
schen eben deshalb der Notwendigkeit enthoben
sind, die Werte selbst setzen und durchsetzen zu
müssen. So sind Christen auch nicht sklavisch an
bestimmte Werte gebunden. »Der Herr ist der
Geist; wo aber der Geist des Herrn ist, da ist
Freiheit«, so sagt es Paulus (2 Kor 3,17), und
auch: daß wir als Christengemeinschaft die
Werte »haben« können, als »hätten« wir »sie
nicht« Cl Kor 7,29).

Alles das aber kann man den Jugendlichen
nicht durch Reden vermitteln, sondern nur durch
eigenes Tun, nicht durch Theoretisieren, sondern
durch Praktizieren. Nur so kann den Jugend­
lichen deutlich werden: Unsere Kirche als unsere
konkrete Konfessionsgemeinschaft bietet mit der
Erfahrung des Vorrangs des Indikativs vor dem
Imperativ, bietet mit dem Widerfahrnis der Ver­
gebung und dem davon umschlossenen Bekennt­
nis zur Fehlsamkeit, bietet zugleich mit der
grundsätzlichen Offenheit ihrer Wirklichkeits­
deutung eine ebenso sachgemäße wie menschen­
gerechte ethische Interpretationsgemeinschaft 28.

Werterziehung heute? Man kann über Werte
informieren und von ihnen reden. Doch sie blei­
ben dabei letztlich leer. Was die Werte wert-voll
macht, das ist nicht zu lehren 29. Das läßt sich
nicht aufgeben und abfragen wie Vokabeln.
Werteerziehung ist Erziehung zu einer Werte­
gemeinschaft, und Werteerziehung heute beginnt
Und endet deshalb damit, daß wir selbst eine
COrnmunio fratrum et sororum leben und vor­
leben, die es den Jugendlichen wert erscheinen
läßt, sich anzuschließen.

Dr. Helmut Anselm
Sudetenstraße 7
82166 Gräfelfing
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Die Kirche als ökonomischer Akteur

Einige Überlegungen am Beispiel des
»Interfaith Center of Corporate Responsibility (ICCR)«

Von Josef Wieland

Die deutsche christliche Sozialethik hat traditio­
nell eine gesamtwirtschaftliche Perspektive. Ihre
theoretische Orientierung ist daher vor allem
volkswirtschaftlich. Die Organisationen der
Wirtschaft, vor allem die Unternehmen, über die
die große Mehrzahl der ökonomischen Trans­
aktionen abgewickelt wird und in denen reale
Personen kooperieren und relevante Entscheidun­
gen getroffen werden, kommen praktisch nicht
vor. Dafür wird um so mehr über die sozialen
Konsequenzen intelligibler Formen wie Geld­
kreisläufe und anderer Marktgesetze nachge­
dacht. Dagegen ist selbstverständlich nicht das
geringste einzuwenden. Aber es ist dennoch ein
betriebswirtschaftliches und organisationstheo­
retisches Vakuum in der Sozialethik zu konsta­
tieren.

Wenn man sich nach Ursachen für dieses er­
staunliche Phänomen umsieht, stößt man rasch
auf eine korrespondierende Staatsorientierung.
Nicht überall in der Welt, aber immerhin in
Deutschland, wird die moralökonomische Ein­
bettung der Wirtschaft als Aufgabe dem Staat zu­
geschrieben. Über die kollektive Gestaltung der
Rahmenordnung können dann die einzelnen Un­
ternehmen sozialethisch erreicht werden. Sozial­
ethik muß sich daher vornehmlich in diesen Ge­
staltungsprozeß einklinken, um als Lobby für die
Schwachen deren Interesse effizient zur Geltung
zu bringen. Sicherlich hat dieses Modell seine
Vorzüge und war in den vergangen Jahrzehnten
erfolgreich. Dennoch werden heute auch die
Ausblendungen dieser Perspektive immer deutli­
cher:

I. Modeme Gesellschaften sind in immer we­
niger Bereichen über die Organisation »Staat« ef­
fektiv steuerbar. Die real existierende globale
Weltwirtschaft, ihre Vernetzung über Medien in
Echtzeit und der dadurch generierte Komplexi­
tätszuwachs verlagern immer mehr Steuerungs-

potential in intermediäre Organisationen, in de­
nen diese Komplexität noch abgearbeitet werden
kann. Unternehmen sind solche Organisationen.
Eine Sozialethik mit Staatsfixierung koppelt sich
daher von den relevanten Entscheidungsprozes­
sen ab.

2. Derjenige kooperative Zusammenhang, in
dem Personen wirklich handeln und entscheiden,
wird auf diese Weise ausgeblendet. In diesem
Klima gedeihen sehr gut abstrakte und nicht im­
mer sachnahe Vorstellungen über Wirtschafts­
und Unternehmensethik. Es liegt vielmehr auf
der Hand, sich als »pressure group« zu verstehen,
die von außen im Namen der Armen und Margi­
nalisierten etwas von der Wirtschaft verlangt.

3. Schließlich kommt die eigene Organisa­
tion, also die Kirche, auf diese Weise syste­
matisch als ökonomischer Akteur und Adressat
von Wirtschafts- und Unternehmensethik nicht
vor. Wirtschaftsethik bezieht sich nur auf die an­
deren. Es macht zudem einen fundamentalen Un­
terschied, ob man mit seinen Forderungen das
Geld anderer Leute umverteilt sehen möchte oder
das eigene.

4. Daher versteht die christliche Sozialethik
ihre eigene Organisation, also die Kirche, nicht
als Träger von Kompetenz und Verantwortung in
der Wirtschaft, sondern als Mahner, apokalypti­
scher Reiter und so weiter außerhalb der Wirt­
schaft. Eine solche Position mag bequem sein,
glaubwürdig und zutreffend ist sie nicht. Kirchen
sind Organisationen des Religionssystems. aber
sie operieren auch in der Wirtschaft. Der heute
weithin konstatierte Mangel an wirtschaftsethi­
scher Kompetenz der christlichen Kirchen ist
auch ein Resultat dieser Entkopplung von Wirt­
schaft und Moral innerhalb der Organisation Kir­
che.

Wie auch immer man diese Überlegungen be­
urteilen mag, sie sprechen dafür, einen genaueren
Blick auf mögliche Alternativen zu werfen. Ich
werde das in der Folge am Beispiel des »Inter-
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Restriktionen kirchlicher Moralökonomie

we bond together as investors who share values
and avision.«

Dieses Ziel und seine funktionale Einbindung
folgt aus den spezifischen Finanzierungsmoda­
litäten der nordamerikanischen christlichen Kir­
chen. Diese können nicht auf laufende Kirchen­
steuereingänge oder staatliche Zuschüsse zugrei­
fen, sondern müssen mit den ihnen zugedachten
Spenden und Kollekten so wirtschaften, daß so­
wohl die laufenden Geschäfte finanziert, als auch
langfristige Verpflichtungen (vor allem die Pen­
sionen der Mitarbeiter) eingehalten werden kön­
nen. Kapitalerträge und Investititionsrenditen
sind daher ein wichtiges Element der kirchlichen
Ökonomie, die sich in der Folge vor das Problem
gestellt sieht, sowohl den eingegangenen finan­
ziellen Verpflichtungen als auch religiösen und
moralischen Ansprüchen mit ihren Investitionen
zu genügen. Eine knappe Handlungsformel im
Hinblick auf diesen Sachverhalt lautet so: Nutze
die Dir überlassenen Ressourcen so, daß ihr wirt­
schaftlicher und ihr moralischer Ertrag fürein­
ander Restriktionen bilden. Die folgende Abbil­
dung I veranschaulicht diese Zusammenhänge:

© 1996, Prot. Joset Weiland

Nutze die Dir von Gott überlassenen Ressourcen
so, daß ihr wirtschaftlicher und ihr moralischer

Ertrag füreinander Restriktionen bilden.

Dieses wechselseitige Restriktionsverhältnis
ist allerdings asymetrisch, da der wirtschaftliche
Aspekt in letzter Instanz durchgreift. Dieser
Sachverhalt ist im NCCC »Pension Plan« unter

faith Center of Corporate Responsibility« in New
York tun, das ich in den vergangenen Jahren zu
besuchen mehrfach die Gelegenheit hatte. Diese
Aufenthalte wurden von der evangelischen
Hanns-Lilje-Stiftung in Hannover großzügig un­
terstützt, der an dieser Stelle mein Dank gilt. Ich
möchte ausdrücklich hervorheben, daß der Sinn
der folgenden Analyse nicht darin besteht, die
amerikanischen Erfahrungen zu kopieren. Dafür
sind die institutionellen Voraussetzungen nicht
gegeben. Die Kirchen in den USA finanzieren
sich weder über die Einnahme von Kirchensteu­
ern, noch haben sie die Auflage, ihr Vermögen
»überwiegend rnündelsicher« anzulegen. Beides
ist aber in Deutschland zur Zeit noch der Fall.
Was uns im folgenden interessieren wird, ist da­
her eher die Grundidee und das Selbstverständnis
der nordamerikanischen Kirchen als wirtschaftli­
che Unternehmen mit religiösen und moralischen
Unternehmenszielen. Wenn man es dann noch
nicht für völlig ausgeschlossen hält, daß der
deutschen Kirchensteuer keine Ewigkeit als Le­
bensdauer beschieden sein wird und zusätzlich
weiß, daß viele Landeskirchen und Diözesen zur
Zeit empirisch testen, wieweit »überwiegende
Mündelsicherheit« auch risikoreichere Anlagen
zuläßt, dann mag die folgende Diskussion pro­
spektivisch auch für eine neu zu gestaltende Pra­
xis einige Hinweise enthalten.

11

Das ICCR ist eine Bewegung innerhalb des Na­
tional Council of the Churches of Christ in the
USA (NCCC). In ihr sind etwa 250 religiöse Or­
ganisationen (Gemeinden, Diözesen, Orden,
Kirchliche Rentenfonds usw. des evangelischen,
katholischen und jüdischen Glaubensbekenntnis­
ses) hinsichtlich ihrer Funktion als Investoren in
Unternehmen und Anbieter auf dem Kapital­
markt zusammengeschlossen. Ihre Ziele haben
sie dabei wie folgt definiert:

»Realizing that all our resources are gifts from
God, our task is to use our resources for the good
of many, especially the most vulnerable in so­
ciety, in a just und equitable fashion. As coven­
ant people, wie realize that the demands of that
covenant require not only sharing resources with
the most vulnerable in society, but even more,
creating relationsships between us ... Therefore,
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der Überschrift »Restriction in use of funds« wie
folgt festgehalten:

»lt is an express condition of the Plan that it
shall be impossible at any time prior to the satis­
faction of all liabilities hereunder to participants
and their beneficiaries for any part of the Trust
Fund to be used for, or diverted to, purposes
other than the exclusive benefit of the partici­
pants or beneficiaries.«

Diese Festlegung erlaubt »socially responsible
investing«, schließt aber etwa Investitionen in al­
ternative Projekte aus, die das Portfolio und seine
Erträge substantiell schädigen könnten. Es
schließt auch aus, daß etwa Aktien nur zu dem
Zweck gekauft werden, um als Aktionärsopposi­
tion in einem Unternehmen zu wirken, dessen
Ziele man für besonders sozial unverträglich an­
sieht. Allgemeiner formuliert: Das wirtschaftliche
Engagement der Kirchen für politische, soziale
oder moralische Ziele bleibt gebunden an die Re­
geln ökonomischer Vernunft. Die Kirche als Or­
ganisation operiert damit in der Gesellschaft und
in der Wirtschaft unter den gleichen Bedingungen
wie alle anderen Akteure. Sie kann sich nicht auf
eine wirtschaftsextern finanzierte Position zu­
rückziehen, um von dort aus die Unternehmen der
Wirtschaft zu kritisieren oder zu diesem oder je­
nem aufzufordern. Sie ist selbst unausweichlich
Miteigentümerin von Unternehmen und muß da­
her auch in dieser Hinsicht die Konsequenzen ih­
rer sozialen Anforderungen an die Wirtschaft
selbst wollen können. Es sollte offensichtlich sein,
daß dieser Sachverhalt sozial- und wirtschafts­
ethische Konsequenzen hat, ohne die die Arbeit
und die Erfolge des ICCR nicht zu verstehen sind.

11I

Zunächst einige Zahlen und einige Angaben zum
organisationalen Aufbau. Es wurde bereits er­
wähnt, daß das ICCR etwa 250 institutionelle In­
vestoren vertritt, die Ende 1993 eine angelegte
Kapitalsumme von etwa 40 Milliarden $ (1992:
35 Mrd. $) repräsentieren. Zum Vergleich und
zur Klärung der Relevanz dieser Zahl: Einer der
großen institutionellen Anleger, das California
Public Employees' Retirement System, verfügt
über ein Investitionsvolumen von 72 Mrd. $. Das
ICCR als Investorgemeinschaft ist also nicht un­
bedeutend.

Von den 35 Mrd. $ wurden 1992 etwa 300
Mio. $ in alternative Projekte investiert. Ei­
nerseits scheint diese Quote relativ gering und
zeigt die Bedeutung des wirtschaftlichen Aspekts
in der Entscheidungsfindung, wenn man unter­
stellt, daß diese Investitionen gegenüber Stan­
dardanlagen eine geringere Rendite abwerfen.
Andererseits sind 300 Mio. $ nicht Nichts und si­
gnalisieren gegenüber 60 Mio. $ in 1990 eine
Entwicklungsrichtung.

Drei verschiedene Formen der Beteiligung am
ICCR werden offeriert:

- Subscriber: Sind Investoren und Klienten
des ICCR, die nur einen Teil der angebotenen
Dienstleistungen (Bezug der Zeitschrift »Exami­
ner«, Informationen über Aktionärsanträge, öko­
nomische und soziale Einschätzung von Investiti­
onsgelegenheiten) beziehen möchten. Der Jahres­
beitrag für diese Gruppe beträgt 375 $.

- Associate: Zusätzlich zum Subscriber kann
der Associate persönliche Beratungsleistungen
abrufen und sich an geplanten Anträgen auf Ak­
tionärsversammlungen beteiligen. Jahresbeitrag:
600 $.

- Membership: Sie verleiht zusätzlich zum
bisher erwähnten Servicepaket bis zu 4 Sitze und
Stimmen im »Governing Board« des ICCR. Der
Jahresbeitrag hierfür beläuft sich auf 1750 $.

Ende 1993 hatte das ICCR etwa 60 Mitglieder
aus evangelischen, katholischen und jüdischen
Gemeinden. Das ICCR beschäftigte 11 Personen
und hatte ein jährliches Budget von etwa
750000 $. In 1992 und 1993 wurden Überschüsse
erwirtschaftet; das ICCR trägt sich also selbst.

Einige der wichtigsten Arbeitsfelder des ICCR
werde ich jetzt vorstellen.

1. An erster Stelle ist die Entwicklung von
Divestmentstrategien für kirchliche Organisa­
tionen zu erwähnen, die sich von sogenannten
»sin stocks« - Alkohol, Tabak, Glücksspiel, Rü­
stungsgüter - oder anderen kritischen Anlagen
trennen wollen. Damit ist auch gesagt, daß Kir­
chen solche Aktien halten. Sie bieten hohe Pro­
fitabilität bei geringem Risiko. Sie dienen daher
der ökonomischen und moralischen Verpflich­
tung der Kirche gegenüber den Pensionsansprü­
chen ihrer Mitarbeiter. Ihre Kehrseite ist aller­
dings ihre moralische Bedenklichkeit aus religiö­
ser Perspektive. Die Divestmentpolitik zielt aller-
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dings nicht in erster Linie auf einen Rückzug der
Kirchen aus diesen Branchen. Sie wird in erster
Linie genutzt, um politische, soziale und mora­
lische Ziele dadurch durchzusetzen, daß man
Druck auf Unternehmen mit der Drohung von
Kapitalentzug ausübt. Der Kampf gegen den
Rassismus in Südafrika ist hier der klassische ­
und erfolgreiche - Fall. In dieser Auseinanderset­
zung wuchs zudem ein Netzwerk von Kontakten
zwischen dem ICCR und anderen, nicht kirchli­
chen Anlegern, wie zum Beispiel die Pensions­
fonds von Universitäten, von Stadt- oder Staats­
verwaltungen und von Versicherungsgesell­
schaften. Dieses Netzwerk ist Ausdruck eines all­
gemein neuen Selbstverständnisses von Anlegern
in den USA, dem die New York Times am I. 2.
1993 einen großen Artikel widmete, der deutlich
macht, daß eine zunehmende Zahl großer Aktio­
näre keine »quick buck artists« sind, sondern in­
haltliche Ziele gegenüber dem Management ver­
treten. Soziale Ziele sind sicherlich nur eine
kleine Facette dieser Entwicklung, aber sie sind
durch die Kirchen und andere Anleger mit auf
der Tagesordnung.

2. Dies führt uns zum zweiten großen Ar­
beitsgebiet, nämlich der Unterstützung kirchli­
cher institutioneller Aktienbesitzer bei der
Durchführung einer auf soziale Verantwortlich­
keit zielenden Aktionärspolitik. Gerade große
Anleger mit langfristigen Verpflichtungen kön­
nen nicht einfach aus Investitionen aussteigen,
ohne selbst massive Verluste zu riskieren. Das
gilt auch für die Kirchen. Was bleibt ist zunächst
der Versuch, die Unternehmenspolitik so zu be­
einflussen, daß sie sich den eigenen moralischen
Vorstellungen annähert. Zentrales Mittel sind
hier die »shareholder resolutions«, also Anträge
auf der Jahreshauptversammlung der Aktionäre
einzubringen. 1993 wurden mit Hilfe des ICCR
198 solcher Anträge bei 138 nordamerikanischen
und kanadischen Firmen eingebracht (1992:
220/152). Themenschwerpunkte war dabei:

- Alkohol/Tabak: Verlangt werden zum Bei­
spiel warnende Aufkleber auf Packungen und
Flaschen, öffentliche Aufklärung über Gefahren,
rauchfreie Arbeitsräume, Beendigung des unter­
nehmerischen Engagements in dieser Branche.

- Unternehmensjührung: Gefordert werden
zum Beispiel Beteiligung bei der Vergabe von
Direktionspositionen, Auskünfte über die Entloh­
nung des Topmanagements, Relationierung
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dieser Summe mit den Ausgaben für Umwelt­
schutz.

- Internationale Schuldenkrise: Hier geht es
zum Beispiel in der Bankbranche um neue Kre­
dite an Länder der 3. Welt, um Teilerlaß von
Schulden für Länder, deren wirtschaftliche Ent­
wicklung durch diese Schulden ernsthaft in Frage
gestellt ist.

- Umwelt/Energie: Die Liste der Anträge
reicht von Forderungen, bestimmte Substanzen
zum Schutz der Ozonschicht vom Markt zu neh­
men, bis hin zu eher allgemeinen Auffordungen,
Verschwendung im Unternehmen zu vermeiden
und einschlägige Anstrengungen gegenüber den
Aktionären zu dokumentieren.

- Nichtdiskriminierung: Die Gleichstellung al­
ler Mitarbeiter unabhängig von Rasse und Ge­
schlecht auf allen Stufen der Hierarchie wird ver­
langt. Meist wird ein aufgedecktes Fehlverhalten
zum Anlaß genommen, dessen Korrektur und zu­
künftige Vermeidung zu verlangen.

- Sozialleistungen: Die Einführung einer
Krankenversicherung für Mitarbeiter, die in den
USA bekanntlich eine freiwillige Leistung des
Unternehmens ist, steht dabei im Vordergrund.

- Preispolitik: Speziell die Einführung neuer
Produkte zur Bekämpfung schwerer Krankheiten
(zum Beispiel Krebs, Aids) durch Arzneimittel­
hersteller haben Anlaß zu diesen Anträgen gege­
ben. Konkret ging es in diesen Fällen um den
Verdacht, daß die Monopolstellung des Unter­
nehmens vom Management zu einer Preispolitik
genutzt wurde, die den Ausschluß bestimmter
Patientengruppen vom Zugang zu diesem Pro­
dukt zur Folge hatte.

- ProduktelTechnologien: Bei der Produktion
von Babynahrung werden höhere Sicher­
heitsstandards verlangt, bei der Produktion von
Rüstungsgüter, Atomraketen und Atomreaktoren
der Ausstieg aus diesem Markt.

- Menschenrechtsverletzungen: Zu Burma
wurden Resolutionen zur Politik der dortigen Mi­
litärdiktatur eingebracht, in Nordirland wurden
gleiche Beschäftigungschancen für Katholiken
und Protestanten verlangt. Für Südafrika wurde
das Divestment verlangt.

- Maquiladoras: Das sind Niederlassungen
von US-Konzernen in Mexiko, die gleich hinter
der Grenze zur USA angesiedelt sind. Die Idee
des Konzernmagaments ist, den Vorteil logisti­
scher Nähe zur USA mit dem Vorteil komparativ



niedriger Lohnkosten zu verbinden. Die Resolu­
tionen zielen auf die Gleichstellung der Maquila­
doras.

Die Liste dieser Aktivitäten zeigt sehr deut­
lich, mit welchen moralischen Problemen ein
kirchlicher Investor konfrontiert wird, der sein
Kapital aus wirtschaftlichen Erwägungen und aus
Verantwortung vor seinen Mitarbeitern nicht ein­
fach abziehen oder nur propagandistisch einset­
zen kann. Ich habe den Eindruck, daß diese Art
des öffentlich involviert seins von Kirche in
Wirtschaft zu einer Stärkung ihrer sozialethi­
schen Kompetenz führt. Unrealistische und prin­
zipiell wirtschaftsfeindliche Überlegungen haben
wenig Entwicklungsmöglichkeiten, da sie auf
eine potentielle Selbstschädigung hinauslaufen.
Es macht eben einen Unterschied, ob man das
Geld anderer Leute oder eigenes Geld umverteilt
sehen möchte. Entscheidend aber ist der Zwang,
sich Sachverstand anzueignen und diesen zur
konkreten Lösung von real existierend wirt­
schaftlichen Problemen in ihrer ganzen sozial­
ökonomischen Komplexität einzusetzen und öf­
fentlich nachzuweisen. Wer das kann, dem wird
auch auf dem Feld der Ethik Kompetenz für die
Gestaltung der Gesellschaft zugerechnet.

3. Moralisch einfacher ist sicherlich das alter­
native Investment zu handhaben. Das ICCR dient
hier als Clearingstelle und Finanzmarkt, indem es
Angebot und Nachfrage zusammenbringt. Es ar­
beitet dabei auch mit Städten und Distrikten zu­
sammen, die bestimmte Investitionsprogramrne
zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe­
dingungen auflegen. Diese Investitionen, und
dies wird beim ICCR genau gesehen, tragen ein
vergleichsweise hohes Risiko und werfen einen
vergleichsweise geringen Gewinn ab. Ethisches
Investment, verkürzt auf dieses Segment, kann
daher niemals zur dominanten Strategie werden.
Aber ihre hohen sozialen Gewinne und die fak­
tisch nur geringfügigen Verluste in diesem Be­
reich haben das ICCR zu einer Ausdehnung sei­
ner Aktivitäten in diesem Feld ermutigt. Nicht
zuletzt wohl auch deshalb, weil die bereits
erwähnten, nicht kirchlichen Pensionsfonds sich
beteiligen, so daß ein Risikopooling gegeben ist.

Hier, wie in allen drei Arbeitsgebieten, zeigt
sich deutlich, daß begriffen wurde, daß modeme
Gesellschaften Organisationsgesellschaften sind,
die nicht allein und nicht einmal in erster Linie
über die staatliche Rahmenordnung gesteuert

werden. Andere Organisationen, wie Unterneh­
men und Kirchen, verfügen über ein bedeutendes
Steuerungspotential, daß bewußt genutzt werden
muß. Durch Ein- und Selbstbindung in wirt­
schaftliche Sachentscheidungen und durch the­
matische Zusammenarbeit mit anderen Organisa­
tionen können religiöse Organisationen ihr
Steuerungspotential erweitern.

IV

Ich komme jetzt zu Neuentwicklungen in der
Aktivitätspalette des ICCR, die die zuletzt vor­
gebrachte Überlegung weiter erläutern.

1. Für kirchliche und nicht kirchliche institu­
tionelle Anleger bietet das ICCR Expertendienste
an für konventionelle und alternative Geldanla­
gen. Für in Aussicht genommene Adressen wer­
den ex ante sogenannte »social screens« (also
eine soziale Einschätzung des Unternehmens
vorgenommen) erarbeitet, die von einer anlagen­
politischen Beratung begleitet wird.

2. Für Unternehmen werden Beratungen über
die Einführung von Verhaltensstandards und die
Ausrichtung der Unternehmenspolitik mit Bezug
auf sozial sensible Fragen angeboten. Zu einem
Teil ist dies Ergebnis der konsequenten Antrags­
politik auf Aktionärsversammlungen. Verbände
des Topmanagements haben in den vergangenen
Jahren versucht, durch die »Security and Ex­
change« Kommission des Senats in Washington
D. C. diese Antragspolitik für illegal zu erklären.
Dieser Versuch konnte 1993 auf höchster Ge­
richtsebene abgewehrt werden. Seither hat man­
ches Unternehmen eine mögliche Blockadehal­
tung zugunsten von integrativen Sachgesprächen
aufgegeben. So wurden bei Avon, Lockheed,
TRW, Champion International, Time Warner und
Westinghouse Aktionärsanträge des ICCR vom
Management übernommen. Die Firmen WMX
Technologies, Amoco Corp., Bristol-Myers
Squibh, DuPont, Union Pacific Corp., SUN,
Ciba-Geigy und die Chemical Manufactures As­
sociation hat das ICCR bei der Erarbeitung von
Umweltstandards unterstützt.

Das lCCR beschreitet drei Wege zur Durch­
setzung sozialethischer Ziele mit seinen wirt­
schaftlichen Mitteln: öffentlicher Druck und Dro­
hung mit Kapitalentzug, Anträge auf Aktionärs­
versammlungen und Beratung des Managements.
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3. Die NCCC geben jährlich zwischen 2 und
3 Mio. $ aus, um ihre laufenden Geschäfte zu er­
füllen. Im April 1993 hat daher der Vorstand ein
»Einkaufsprogramm« beschlossen, das darauf
hinausläuft, nur noch mit solchen Lieferanten zu­
sammenzuarbeiten, deren »soziale Leistung« den
NCCC Prinzipien entspricht. Aber auch in die­
sem Programm zeigt sich die ökonomische und
moralische Klugheit eines Wirtschaftsakteurs,
der weiß, daß Produktqualität und Preis auch Ar­
gumente sind, und der nicht ausschließt, daß ne­
gatives Verhalten änderbar ist:

»lt is important to recognize that just because
we identify a problem with a company's social
behaviour it does not automatically mean that we
should move to avoid doing business with that
corporation. While that may be our position with
selected companies, it is a last resort rather than
the first option. Our goal is not avoidance.
Rather, our hope is to use our institutional pur­
chasing power to send a strong positive message
to the corporate sector.«

4. Die Globalisierungsstrategien der nordame­
rikanischen Unternehmen hat das IeCR als Inve­
stor gleichsam natürlich realisiert. Nicht nur müs­
sen umfangreichere Informationen über Anlage­
märkte beschafft werden, sondern auch Informa­
tionen über den sozialen und den ökologischen
Aspekt der Investition. Die Probleme dabei sind
vielschichtiger Natur: Wo gibt es überhaupt zu­
verlässige Informationen über alle diese Aspekte?
Inwieweit kann man als Aktionär in Unternehmen
solche Fragen aufwerfen? Was sind die jeweili­
gen nationalen Standards im Hinblick auf Infor­
mationsoffenheit des Unternehmens? Zur Zeit ist
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das ICCR dabei, ein internationales Informations­
netzwerk aufzubauen, mit dem sich diese Fragen
bearbeiten lassen. Das ICCR ist damit auf der
Höhe der Problemstellung für Unternehmenslei­
tungen und auch deren Ethikabteilungen. Hier ha­
ben sich dann auch konsequent neue Vernet­
zungsmöglichkeiten mit letzteren ergeben, die zur
Zeit eingehender evaluiert werden.

v

Die konzeptionelle Grundidee der vorgegange­
nen Analyse sollte deutlich geworden sein. Sollte
man sie in wenigen Worten zusammenfassen,
dann müßte man wohl folgendes sagen: Wirt­
schafts- und unternehmensethische Kompetenz
und gesellschaftliche Akzeptanz für die Sachvor­
schläge christlicher Sozialethik im Blick auf die
Wirtschaft sind für die Kirchen letztlich nur auf­
zubauen über und innerhalb ihrer Funktion als
wirtschaftlicher Akteur. Nur durch die Restriktio­
nen und Dilemmata moralökonomischer Praxis
hindurch läßt sich ein Ansehen in der Gesell­
schaft erreichen, das auf erprobte und nachvoll­
ziehbare wirtschaftliche und moralische Glaub­
würdigkeit basiert. Dafür muß man Abschied
nehmen von vollmundigen oder konsensualen
politischen Erklärungen und sich den Zumutun­
gen schwieriger Entscheidungen stellen. Das ist
unangenehm, aber es hilft.

Prof Dr. habil. losefWieland
Fachhochschule Konstanz
Postfach 10 05 43, 78405 Konstanz



Rezensionen

Konstruktionspläne des Protestantismus

Falk Wagner: Zur gegenwärtigen Lage des Pro­
testantismus, Chr. Kaiser/Gütersloher Verlags­
haus, Gütersloh 1995,212 S., kt. 28.- DM.

Wie können Kirche und Theologie auf die Inte­
grations- und Orientierungsbedürfnisse einer mo­
demen Gesellschaft antworten? Wie lassen sich
christliche Inhalte heute noch vermitteln? Diese
Fragen greift Falk Wagner in seinem Buch auf.
Sie stellen sich im Rahmen eines insgesamt »mo­
dernitätsfähigen Protestantismus«. Dessen ge­
genwärtiges Erscheinungsbild ist zwiespältig:
»Seine theologisch und kirchlich reflektierte
Selbstbeschreibung und seine Außenwahrneh­
mung fallen offensichtlich auseinander« (47).
Deshalb ist mit Überlegungen zur sozialen und
sachlichen Stellung der Religion in der modemen
Gesellschaft zu beginnen (I. Kap.). Die aus einer
soziologischen Außenperspektive gewonnenen
Befunde sind dann im theologischen Binnenraum
ausdrücklich zu thematisieren. Erst dann können
die notwendigen Umformungen theologisch­
protestantischen Denkens benannt werden. Mit
dem Begriff der Umformung ist das leitende
Stichwort für die Verhältnisbestimmung von
Christentum und Modeme benannt.

Übergangszeiten nötigen zur Standortbestim­
mung. Die Verortung der Religion in der Mo­
deme kann nicht ohne Konsequenzen für die Re­
ligion selbst, für Kirche und für Theologie blei­
ben. Ein Ergebnis lautet: » ... das Problem der
christlichen Religion in der Modeme besteht
nicht allein darin, daß sie Probleme hat, sondern
daß sie selber zum Problem geworden ist« (13).
Die Situation des öffentlich-allgemeinen Plausi­
bilitätsverlustes der christlichen Religion ist un­
übersehbar (14). Diesem Mangel an Plausibilität
für die soziale und individuelle Lebensführung
ist weder durch eine »Neuauflage traditioneller
oder modischer Programme« (14), noch durch
eine »Flucht in die vergangenen Zeiten von israe­
litischen Halbnomaden, spätantik-frühchristli­
ehen missionierenden Schriftstellern oder spät­
mittelalterlichen Reformatoren« (16) wirkungs­
voll beizukommen.

Hat der Protestantismus angesichts dieser reli­
giösen Gesamtlage eine Zukunft? (11. Kap.) Ob
»das Christentum der Modeme die Chance haben
wird, sich in die Modeme des Christentums auf­
zuheben« (16) wird ganz entscheidend davon ab­
hängen, inwieweit es ihm gelingt, die Modernität
und Wirklichkeitsfähigkeit seines Glaubens zu
stützen und auszubilden. Dafür muß der Pro­
testantismus seine Außenwahrnehmung schärfen.
Nur in einer Art kognitiven Öffnung der Theo­
logie gegenüber der Modeme kann der Glaube in
seiner theologisch reflektierten Gestalt seine Re­
levanz für die jeweils gegenwärtige Selbst- und
Welterfahrung sowie ihres Umgangs erweisen.

Die gegenwärtige Geltung und Relevanz der
durch die biblische Überlieferung und die kirchli­
chen Bekenntnisse vermittelten Grundaussagen
des christlichen Glaubens können weder durch
»die Flucht in eine jenseitige Über- oder Hinter­
welt gesichert« (59) noch durch deren bloße
Wiederholung und Reproduktion gewährleistet
werden. Die »christlichen Grundaussagen sind in
jeder Generation unter sachlichen, sozialen und
zeitlichen Gesichtspunkten neu zu konstituieren«
(66). Nur unter den Bedingungen des in der mo­
demen Gesellschaft üblichen Realitäts-, Sozial­
und Zeitbewußtseins läßt sich der kognititve Ei­
gensinn religiöser Gehalte explizieren. Ein derart
gebildet-aufgeklärter Umgang stärkt den Gegen­
warts-, Geltungs- und Relevanzanspruch der
geistlich-religiösen Kommunikation. Die prak­
tisch-religiöse Kraft des Protestantismus reali­
siert sich nicht länger in einer lehrhaft-dogmati­
schen, sondern in einer »religionsbegründenden
Theologie« (64). Diese sucht die christlichen Ge­
halte in die Erfahrungshorizonte des gegenwärti­
gen Selbst- und Weltumgangs des Menschen zu
übersetzen. Es wird ein theologisches Wissen
produziert, das praktisch und öffentlich wirksam
ist, insofern es die Vollzüge einer freien Selbst­
und Weltgestaltung der Individuen anleiten kann.
Wenn es dem Protestantismus gelingt, sich als
ein gesellschaftlicher Ort zu empfehlen, an dem
die gegenwärtige Wirklichkeit des Menschseins
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in seiner Spannung zwischen Personalität und
Sozialität bzw. zwischen personaler und sozialer
Freiheit thematisiert und gepflegt werden kann,
dann braucht er sich um seine Zukunft kaum zu
sorgen (67). Die Unterscheidbarkeit und damit
Identifizierbarkeit der Religion als einem sozia­
len Teilsystem neben anderen hängt ganz ent­
schieden davon ab, inwieweit sich der Glaube in
seiner funktionalen Bedeutung für das Verstehen
und die Realisierung dieses Selbst- und Welt­
umgangs der Individuen explizieren läßt.

Die für einen insgesamt »rnodernitätsfähigen
Protestantismus« notwendigen Umformungen
betreffen einmal die Neukonstitution der christli­
chen Gehalte, insbesondere die »Revolutionie­
rung des Gottesgedankens", dessen Entmytholo­
gisierung und Entsupranaturalisierung (59f) und
zum anderen den Umgang mit der Autorität der
Schrift, dem Schriftprinzip (111. Kp.). Im Gefolge
der neuzeitlichen, aufgeklärten Kritik einer
theoretisch selbstdenkenden und praktisch auto­
nomen Vernunft wird die Autorität der Schrift
zunehmend ausgehöhlt. Die Theologie kann der
selbständig gewordenen Vernunft nicht die Selb­
ständigkeit der Schrift oder der Tradition ent­
gegenhalten. Genausowenig wie sich der Gottes­
gedanke der Notwendigkeit seiner vernünftig-lo­
gischen Vermittlung entziehen kann, um vom
einzelnen Individuum angesprochen, verstanden
und identifiziert werden zu können, kann sich
auch das biblische Zeugnis nicht der Not­
wendigkeit eines vernünftigen Umgangs entzie­
hen. Die Instanz der Schrift kann nur dann als
allgemein und notwendig anerkannt werden,
wenn die Grenzen ihrer Erkenntnisfähigkeit fest­
gelegt worden sind. Weder ist die Bibel für die
WelterkIärung allzuständig (72) noch für die
Herstellung eines ethischen Orientierungs- und
Integrationswissens letztzuständig. Weder ist der
sog. schriftgemäße Geist einheitlich (79), noch
fallen die historischen Ursprungs- und Entste­
hungsbedingungen der Schrift mit ihrer normati­
ven Geltung zusammen (81). Die Vielgestaltig­
keit und Vielspältigkeit der biblischen Aussagen
sperrt sich gegen eine auf Einheit gerichtete Re­
flexion. Der bloße Verweis auf die Autorität der
Schrift, ihr Geoffenbartsein genügt nicht zur Le­
gitimation theologischer und ethisch ver­
bindlicher Aussagen und Normen, dies kann als
evolutionär überholt betrachtet werden.

Die biblischen Aussagen können nur insofern
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Geltung und Relevanz zur Erfassung und Ver­
mittlung des spezifisch Christlichen beanspru­
chen, insofern sie als Verstehenshilfen herange­
zogen werden. Aber die Konstitution des jeweils
biblisch Gemeinten muß zu jeder Zeit erneut ge­
leistet und verantwortet werden (84). Für die
Auslegung der Schrift ist ein Begriff des Chri­
stentums jeweils von konstitutiver Bedeutung.
Dieser Begriff, die -Sache- des Christentums, die
die Bedeutung der Schrift bestimmt, ist aber nur
»a posteriori durch die Geschichte vermittelt zu­
gänglich« (87). Dies verdeutlicht Falk Wagner
exemplarisch an dem Begriff »Gott, Schöpfer der
Welt« (IV. Kp.). Er zeigt, wie sich die pluralen
Zeugnisse und Interpretationen dieses Begriffes
auf einen kategorial bestimmten Begriff der Sa­
che des Christentums, nämlich den der Freiheit,
rückführen lassen.

Die Erklärungen der mechanischen Physik
und der Naturwissenschaften zur Entstehung der
Welt sind zu dem leitenden, neuzeitlichen Para­
digma geworden. Als spezifische Weltanschau­
ung, als "binnenreligiöse und binnentheologische
Rede von Gläubigen für Gläubige" trägt die
schöpfungstheologische Vorstellung, daß Gott
die vorfindliehe Weit geschaffen habe, zur Er­
kenntnis und Erklärung der Naturwelt nichts
mehr bei (91). Wie sie zum Zweck der wissen­
schaftlichen Naturerklärung überflüssig gewor­
den ist, so scheint die religiöse Rede von Gott,
dem Schöpfer, ebenso für die menschliche Sozi­
algestaltung, die Ausbildung des menschlich­
subjektivischen Handlungssinns entbehrlich zu
sein. Die moderne evangelische Theologie rea­
giert auf diesen Verlust einerseits durch die
Entlastung schöpfungstheologischer Aussagen
von allen naturwissenschaftlichen Erkenntnis­
ansprüchen und andererseits durch Versuche,
»die theologisch artikulierte Schöpfungsvorstel­
lung durch eine ihr entsprechende Deutung natur­
wissenschaftlicher Erkenntnisse zu bewähren und
zu bewahren« (95). Dies sind jedoch falsche Al­
ternativen, denn dieser Bedeutungsverlust bedeu­
tet keineswegs die Aufgabe, sondern die
(Neu-)Konstitution des christlichen Gottesgedan­
kens. Dieser ist schließlich nicht von irgendeiner
Naturvorstellung abhängig, sondern ausschließ­
lich von »seiner Beziehung zur personalen und
sozialen Welt des Menschen, die auf der Ver­
hältnisweise der Freiheit aufbaut«,

Daß Gott Mensch wird, bedeutet die Auf-



hebung der Assymetrie zwischen göttlicher Selb­
ständigkeit und welthaft-menschlicher Abhängig­
keit; es bedeutet, daß Freiheit nur als Verhältnis­
weise vermittelter Selbstbestimmung Bestand hat
und nicht auf dem Weg der Selbstbehauptung,
sondern nur auf dem Umweg der Anerkennung
verwirklicht wird (111). Dies ist die Verhältnis­
weise der christlichen Freiheit. Dieser Geist der
Freiheit ist der Geist Gottes. In diesem Geist
zeigt sich die Bedeutung des Glaubens für das
Verstehen und die Realisierung eines zwischen
personaler und sozialer Freiheit sich bewegenden
menschlichen Selbst- und Weltumgangs. Hier
kommt das protestantische Prinzip der Freiheit
zu seinem Recht und verkommt nicht zu einem
toten Besitz.

Religion und Theologie werden aus dem Zu­
ständigkeitsbereich entlassen, eine religiöse Kos­
mologie zu entwerfen. Dieser Verlust ist aber ein
Gewinn. »Religion und Theologie werden frei,
die Freiheit dort zu thematisieren, wo sie einzig
und allein zur Wirklichkeit werden kann: in den
personalen und sozialen Verhältnissen des
menschlichen Selbst- und Weltumgangs« (112).
Im Ausgang vom Geist Gottes als Geist der Frei­
heit wird der einheitliche Zusammenhang zwi­
schen der passiven Konstitution der Freiheit
durch Gottes rechtfertigendes Handeln und der
aktiven Realisierung dieser Freiheit durch
menschliche Tätigkeit ausgelotet. Die Konsti­
tution der Freiheit durch Gott und ihre Realisie­
rung für den Menschen stellen ein und denselben
Zusammenhang dar. Das Faktum des Aner­
kanntseins, also das Ergebnis der Anerkennung
der menschlichen Person durch Gott, kann nicht
gegenüber der Betätigung der Freiheit isoliert
werden. Nur darin bewährt sich das protestanti­
sche Prinzip, daß die christliche Freiheit »als
Gottesdienst im Alltag der Welt geheiligt wird«,

Aus einer sozialethischen Perspektive wendet
Falk Wagner seinen Blick dem Recht in der mo­
demen Gesellschaft zu (V. und VI. Kp.). Die
Anforderungen an ein Konzept theologischer
(Sozial-)Ethik sind insgesamt gestiegen. Eine
theologische Ethik kann nur dann in Angelegen­
heiten einer Gesellschaft urteilen, wenn sie diese
kennt. Dafür muß sie die Konstitutionsbedingun­
gen der Modeme kennen und in einer eigenen
Theorie verarbeiten. Für die Bildung eines theo­
logischen Begriffs von Recht in Form einer theo­
logischen Rechtstheorie ist die Einsicht grund-

legend, daß die Teilsysteme in der autonomen
Ausführung ihrer Funktionen wesentliche Vor­
aussetzungen für die Erreichung und Verwirk­
lichung von Freiheit für die einzelne Person
schaffen. Die die äußere Freiheit des Menschen
ermöglichenden Leistungen und Funktionen der
sozialen Teilsysteme, des Rechts, sind dabei aus­
drücklich als ethisch positiv anzuerkennen.

In welcher Weise sich theologische Ethik auch
immer äußern und darstellen mag, sie erscheint
immer auch als ein lebensweltlich und soziokul­
turell bestimmter Ort der Reflexion des Verhält­
nisses von Individuum und Gesellschaft, von
Personalität und Sozialität. Der Ort theologischer
Ethik besteht somit zwischen dem inneren und
äußeren, soziokulturell vermittelten Dasein des
Menschen. Insofern gestaltet sich ihre Normge­
nerierung und -anwendung zwischen den auf in­
nere Selbstverpflichtung zielenden moralischen
Forderungen und der Gestaltung der die äußere
Freiheit des Daseins ermöglichenden funktional
ausdifferenzierten Teilsystemen.

Theologische Ethik muß dabei der Zweideu­
tigkeit entgegenarbeiten, daß die auf das äußere
Dasein der Freiheit bezogene Selbständigkeit, die
Autonomie funktional ausdifferenzierter Systeme
zugleich mit Grundsätzen verbunden wird, die
gemäß der moralischen Selbstverpflichtung al­
lein an das innere Dasein der Freiheit des einzel­
nen Willens adressiert sind (137). Indem die Mo­
ral dem Dasein der inneren Freiheit gilt, bezieht
sich ihre Geltung allein auf die persönliche
Selbstverpflichtung der Individuen. Folglich läßt
sich die Geltung der die äußere Freiheit des Da­
seins ermöglichenden funktionalen Teilsysteme
nicht auf dem Boden der Moral und einer ihr ver­
pflichteten Ethik konstituieren. In theologischen
Ethiken geschieht dies dann, wenn die Grund­
legung der Teilsysteme von bestimmten ethi­
schen Voraussetzungen abhängig gemacht wird.
Dies bedeutet aber im Kern eine Moralisierung
bestimmter Teilsysteme (1460.

Falk Wagner reflektiert die Grundlagen einer
politischen Ethik auf dem Hintergrund des Ver­
hältnisses von Kirche und Demokratie (VII. Kp.).
In der sogenanten Demokratiedenkschrift von
1985 wird aus theologisch und kirchlich begrün­
deter Überzeugung der demokratische Verfas­
sungs- und Rechtsstaat vorbehaltlos anerkannt.
Die Stellung der protestantischen Kirche zur De­
mokratie ist dabei dem Verdacht ausgesetzt, sie
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»habe mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung zum
demokratischen Rechtsstaat vor allem der Nor­
mativität der faktischen Verhältnisse Rechnung
zu tragen versucht« (159). Dieser Verdacht läßt
sich nur mit einer »ausdrücklichen Revision der
theologischen Grundlagen der >Politischen
Ethik- « (161) ausräumen. Politisch-theologische
und sozialethische Begründungen verändern sich
zumeist im Anschluß an eingetretene politische
und soziale Veränderungen und seltener auf­
grund der Veränderung genuin theologischer
Einsichten. Die evangelische Sozialethik muß
dabei überprüfen, ob und inwieweit sie »ihre ehe­
mals obrigkeitlich orientierte Staatstheologie«
durch Argumentationsweisen ersetzt hat, »die
den rechtlich-verfassungsgemäßen Funktionen
und Verfahrensweisen einer repräsentativen De­
mokratie entsprechen« (161). Das verlangt von
einer politischen Ethik die Aufgabe ihrer »theo­
nom verankerten Staatswesenlehre« sowie die
ausdrückliche Anerkennung der Autonomie der
Verfassung und ihrer Organe. Insofern sich die
menschlichen Subjekte aufgrund ihrer freien
Selbstbestimmung die Verfassung selber gege­
ben und konstituiert haben, insofern sich in die­
sem Konstitutionsprozeß die Autoren der
verfassungsmäßigen Grundrechte zugleich selbst
an diese gebunden wissen, insofern also »die
Akte der Selbstkonstitution dieser Grundrechte
und der Selbstbindung an sie für die verfassungs­
gebenden Subjekte zusammenfallen, erübrigt
sich ein Rekurs auf eine theologische Ordnungs­
lehre« (173).

Das Verhältnis von Kirche und Demokratie ist
aber nicht nur ein Verhältnis von Außen zu In­
nen, sondern auch eine Frage des innerkirchli­
chen Lebens. Inwieweit stimmen Theorie und
Praxis des kirchlichen Lebens selber mit demo­
kratischen Prinzipien und Verfahrensweisen
überein? Insofern Demokratie nicht nur als
Staatsform, sondern ebenso als politisch-soziale
Lebensform in den Blick kommt, sind ihre Prin­
zipien und Strukturen für die innere Gestaltung
des kirchlichen Lebens geltend zu machen. Die
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Kirchen werden dann demokratisch (sein), wenn
»die professionellen Theologen bereit sind, die
Einsicht zu akzeptieren, daß sich kein Mitglied
der Kirchen auf einen menschlicher Interpreta­
tion und Selbsttätigkeit entzogenen Vorgegeben­
heits-Dogmatismus mit überzeugenden Argu­
menten berufen kann ...« (177). Der bloße Ver­
weis auf »höhere Mächte und Kräfte« ist anti-de­
mokratisch. Der unter der condition humaine zu
führende Streit um das rechte Verständnis und
die rechte Interpretation christlicher Gehalte
kann nicht endgültig entschieden werden. Die
Kirchen müssen ihre religiösen Kommunikatio­
nen argumentativ führen.

Kulturelle und geistige Lebendigkeit bewahrt
das Christentum dann, wenn es sich selbst intel­
lektuell bildet (VIII. Kp.). Dafür sind intellektu­
elle Kritik und Umformung der christlichen Ge­
halte innerhalb der Theologie und der Kirchen
notwendig. Hier bündelt Falk Wagner abschlie­
ßend seinen Gedanken der Umformung. Die Öff­
nung dogmatischer Bestände für ihre intellektu­
elle Kritik, insofern sie selbst intellektuell sind,
und damit die Umformung christlicher Gehalte
ist notwendig, wenn sich nicht die »kognitive
Dissonanz« zwischen der kirchlich-religiösen
und der gesellschaftlichen Plausibilitätsstruktur
verschärfen soll. Insofern dient die intellektuelle
Kritik der Einebnung des Gefälles zwischen Pro­
fessionellen (Theologen) und Laien (Gemeinde).
Umformung bedeutet zu prüfen, »welche Gehalte
auf welche Weise für den Selbstaufbau und die
Selbstauslegung des christlich-religiösen Be­
wußtseins tauglich und dienlich sind« (204). Die
christlichen Gehalte müssen sich als anschluß­
fähig gegenüber dem sozialen Ort des christlich­
religiösen Bewußtseins erweisen, der sich zwi­
schen Personalität und Sozialität bewegenden
Lebensführung.

Eine Religion, die das kritische Fragen nicht
erträgt und erstickt, wird zum »Aberglauben« (P.
Tillich). Von einer Kirche, die sich selbst
immunisiert, gehen kaum mehr geistig-kulturelle
Impulse aus.

Alexander Heck, Münster



Public Repentance

Donald W. Shriver Jr.: An Ethic for Enemies.
Forgiveness in Politics, Oxford University
Press, New York/Oxford 1995, 284 Seiten, $

27,50.
Mit der Bergpredigt kann man keine Politik ma­
chen - diese zu Beginn der 80er Jahre gegen die
christliche Friedensbewegung gerichtete These
des damaligen Bundeskanzlers Helmut Schmidt
hat zu jener Zeit zu hitzigen Diskussionen ge­
führt. Eineinhalb Jahrzehnte später hat sich wie­
der ein prominenter Sozialdemokrat und bewuß­
ter evangelischer Christ zu diesem Thema geäu­
ßert. Auf dem Hamburger Kirchentag 1995 be­
kräftigte der Ministerpräsident von Sachsen-An­
halt Reinhard Höppner, ohne die Bergpredigt
könne er gar nicht regieren. Die Differenz der
beiden Politiker-Statements mag als Seismo­
graph für eine Veränderung in der Wahrnehmung
des Verhältnisses von christlicher Ethik und Poli­
tik in Deutschland überhaupt genommen werden,
die bemerkenswert ist. Daß die christliche Ethik
auch für politische Zusammenhänge hilfreiche
Anstöße geben kann, kann inzwischen in den
Kirchen als breiter Konsens gelten. Wie die dabei
wirksamen Urteilsmaßstäbe im einzelnen aus­
sehen und zu welchen konkreten Konsequenzen
sie führen, kann von daher in aller Sachlichkeit
diskutiert werden.

In den USA ist diese Einsicht, anders als in
Deutschland, schon seit der Social Gospel Bewe­
gung zu Beginn dieses Jahrhunderts tief verwur­
zelt. Die großen amerikanischen Ethiker, allen
voran Reinhold Niebuhr, haben ihre Aufgabe im­
mer auch als »Politikberatung« aus den Quellen
christlicher Ethik gesehen. Ihre Bücher sind des­
wegen auch bis ins Weiße Haus hinein gelesen
worden. An Ethic for Enemies: Forgiveness in
Politics, das neue Buch des amerikanischen Sozi­
alethikers Donald Shriver, inzwischen emeritier­
ter »Professor of Applied Christianity« am Union
Theological Seminary in New York und viele
Jahre Präsident dieser renommierten Institution,
verspricht, an diese große Tradition anzuknüp­
fen. Schon im Jahr seines Erscheinens hat es
breite Beachtung gefunden und die Schaufenster
an der New Yorker Wall Street ebenso ge­
schmückt wie die Auslagen der theologischen
Buchhandlungen im Lande. Der in der christli­
chen Tradition zutiefst verwurzelte Gedanke der

Vergebung - so die zentrale These dieses Buches
- ist nicht nur nicht unvereinbar mit den Realitä­
ten und Anforderungen des politischen Lebens,
sondern sogar eine wesentliche Voraussetzung
für die politische Gestaltung der Zukunft. Eine
solche politische Gestaltung der Zukunft lebt von
der Erinnerung und Verarbeitung der Vergangen­
heit. Politische Ethik beschreibt Shriver als »mo­
ralisches Gedächtnis« (»Moral Memory«).

Wie die Fähigkeit einzelner Führungsgestal­
ten, zu erinnern und zu vergeben, politische
Wirkkraft entfalten kann, wird an einer in der
New York Times berichteten Begebenheit illu­
striert: Als 1977 der ägyptische Präsident Anwar
Sadat zu seinem historischen ersten Besuch nach
Israel kam, besichtigte er auch die Holocaust-Ge­
denkstätte Yad Vashem. Nach dem Rundgang
dort gestand er, das Ausmaß von Hitlers Verbre­
chen an den Juden nie begriffen zu haben. »Ich
hatte immer gedacht,« - so Sadat - »daß es um
der Propaganda willen übertrieben worden sei.
Nun aber die Bilder und Ausstellungsstücke zu
sehen, hat meine Entschlossenheit gestärkt, für
die, die diese Tragödie erleiden mußten, Frieden
zu erreichen. Ich habe mit meinen eigenen Augen
gesehen, wie sich Israelis und Juden überall in
der Welt fühlen müssen ...« Wenn eine politische
Führungsgestalt öffentlich darüber spricht, wie
sich die eigene Einstellung verändert hat - so fol­
gert Shriver - dann weist er auch seiner Anhän­
gerschaft den Weg zur Veränderung (71; Zitat,
wie auch im Folgenden, vom Rezensenten über­
setzt).

Die Frage, ob nicht nur Einzelpersonen, son­
dern auch Nationen nach innen und nach außen
erinnern, Buße tun und vergeben können, kann
durch dieses historische Beispiel indessen noch
nicht beantwortet werden. Um dieser Frage nicht
nur auf dem Wege theoretischer Argumentation
nachzugehen, sondern mögliche Antworten an­
hand geschichtlicher Beispiele zu prüfen, legt der
New Yorker Ethiker nach grundlegenden Unter­
suchungen zur klassischen Antike und zur jü­
disch-christlichen Tradition drei eingehende Fall­
studien vor. Es handelt sich in allen Fällen um Si­
tuationen der Feindschaft, in die die Amerikaner
im Innern oder nach außen verwickelt waren und
die einen langen und bis heute andauernden Auf­
arbeitungsprozeß nach sich zogen: das von zwei
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Weltkriegen belastete Verhältnis der Amerikaner
zu den Deutschen, das durch Krieg, Atombom­
benabwurf und rassische Diskriminierung ge­
prägte Verhältnis zwischen den USA und Japan
und schließlich die Geschichte der Diskriminie­
rung der Schwarzen durch das weiße Amerika,
die bis heute ihre Wirkkraft nicht verloren hat.

Wie stellt sich die Aufarbeitung der Nazi-Ver­
gangenheit in Deutschland aus der Sicht der
Amerikaner dar, hier vertreten durch einen pro­
minenten christlichen Ethiker? Daß das vorlie­
gende Buch auf diese Frage eine Antwort gibt, ist
ein wichtiger Grund dafür, daß es trotz Sprach­
barriere auch in Deutschland höchst lesenswert
ist. Auffallend, wenn auch nicht verwunderlich,
ist die Tatsache, daß Shriver christlichen Motiva­
tionen einen zentralen Stellenwert für den aus
seiner Sicht konstruktiven Umgang der Deut­
schen mit ihrer geschichtlichen Schuld zumißt.
Daß auch die Kirchen in dieser Hinsicht einen
langen Weg zu gehen hatten, wird deutlich, wenn
er auf den Proteststurm hinweist, den selbst ein
so mildes Eingeständnis der Schuld wie die Stutt­
garter Schulderklärung, in Kirche und Öffentlich­
keit hervorrief. Shriver erwähnt etwa die Karfrei­
tagspredigt Helmut Thielickes, in der die unge­
rechte Politik der alliierten Besatzungsmächte
beklagt und auf die Schuld anderer Völker an ei­
nigen der Nazi-Exzessen hingewiesen wird. Auf
eine ähnlich kontroverse Reaktion - auch das
wird dargestellt - stieß die Ostdenkschrift 1965,
nun aber mit dem Ergebnis einer Öffnung des
politischen Horizonts insgesamt. Willy Brandts
Ostpolitik wird als direkte Konsequenz dieser
neuen politischen Möglichkeiten dargestellt.
Brandts Kniefall am Denkmal des Warschauer
Gettoaufstandes, als symbolische Geste eines
selbst unbelasteten deutschen Regierungschefs,
wird mit dem Zeugnis Dietrich Bonhoeffers ver­
glichen, dessen Gedicht »Nachtgedanken in Te­
gel« Shriver als Beispiel für stellvertretende
Schuldübernahme und Anerkennung der Verant­
wortung zitiert (115).

Der Kniefall in Warschau ist das eine histori­
sche Ereignis, das Shriver als Beleg für die große
Bedeutung symbolischer Handlungen bei der
Überwindung von Feindschaft zwischen Völ­
kern, in diesem Fall Deutschland und Polen, an­
führt. Das andere Ereignis, das sich auf das Ver­
hältnis von Amerikanern und Deutschen bezieht
und das besonders eingehend untersucht wird, ist
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der gemeinsame Besuch des amerikanischen Prä­
sidenten Reagan und des deutschen Bundeskanz­
lers Kohl auf dem Soldatenfriedhof in Bitburg
1985, 40 Jahre nach Ende des Krieges. Es wird
den Intentionen des Buches wohl gerecht, zu sa­
gen, daß es dieses Ereignis als mißlungenes Bei­
spiel für Vergebung in der Politik darstellt. Die
Tatsache, daß auf diesem Friedhof, wie sich her­
ausstellte, auch mehrere Angehörige der Waffen­
SS begraben waren, führte bekanntlich zu einem
Proteststurm in der amerikanischen Öffentlich­
keit und der Forderung an Reagan, diesen Fried­
hof nicht zu besuchen. Was vor allem die Juden
zusätzlich empörte, war Reagans unbedachte Ni­
vellierung des Opferbegriffes: die jungen Deut­
schen, die in den Krieg geschickt wurden, seien
genauso Opfer der Nazis gewesen, wie die Opfer
der Konzentrationslager. Auch wenn der Protest,
einschließlich der direkten Konfrontation Elie
Wiesels mit Ronald Reagan im Weißen Haus,
den Besuch nicht verhindern konnte, wurde das
Bewußtsein für die Verantwortung gegenüber
den Opfern und für die Notwendigkeit kontinu­
ierlicher Erinnerung gestärkt. Insofern - so fol­
gert Shriver - haben die in den USA gut organi­
sierten Juden der Öffentlichkeit insgesamt einen
wichtigen Dienst erwiesen, nämlich Gerechtig­
keit und Wahrheit voranzubringen (102 f.).

Die Betonung der besonderen Bedeutung von
Erinnerung steht auch im Mittelpunkt der Ana­
lyse von Richard von Weizsäckers Rede vor dem
deutschen Bundestag am 8. Mai 1985, mit der
der New Yorker Ethiker seine Untersuchungen
zur Aufarbeitung der Vergangenheit in Deutsch­
land schließt. »Wenn ich« - so Shriver - »als ein
Amerikaner, ebenso wie Millionen Anderer in
der Welt, dankbares Erstaunen über eine solche
Rede ausdrücke, dann tue ich das, weil es Mo­
mente in der Geschichte von Völkern gibt, in de­
nen das, was Führungsgestalten der Öffentlich­
keit sagen, politisches Handeln in seiner kon­
struktivsten Form darstellt.« Die Rede enthalte
fast alle Anforderungen, die von der schuldbela­
steten Seite erfüllt werden müssen, damit ihr von
der anderen Seite wirklich vergeben werden
kann: das Annehmen eines moralischen Urteils,
dankbare Anerkennung, daß von der anderen
Seite Zurückhaltung anstatt Rache geübt wird,
die ehrliche Anteilnahme an dem Leiden, das zu­
gefügt wurde, und die in Prinzipien, Politik und
Verhalten zum Ausdruck kommende Umkehr zu



einem Versöhnung ausdrückenden, neuen Um­
gang mit denen, denen Unrecht geschehen ist.
Weizsäckers Rede illustrierte in eindrucksvoller
Weise die Relevanz »öffentlicher Buße« (»public
repentance«) für die Politik (112). Die Tatsache,
daß die Fallstudie zu Deutschland in dieses Bei­
spiel für gelungene Schritte in Richtung Versöh­
nung zwischen früheren Feinden mündet, ist re­
präsentativ für Shrivers Darstellung insgesamt.
»So unvollkommen, mehrdeutig und von politi­
schen Klugheitsüberlegungen geprägt viele der
Akte der Abkehr vom Nazismus im Nachkriegs­
deutschland auch gewesen sein mögen, diese
Akte der Abkehr sollten als eindrucksvoll im Ge­
dächtnis bleiben, insbesondere bei den Amerika­
nern, die als Volk noch keine genuine schmerz­
volle Abwendung von einer ganzen Ära in ihrer
eigenen Geschichte vollzogen haben« (80).

In einem Auswertungsteil spitzt Shriver die
gewonnenen historischen Erfahrungen im Hin­
blick auf die gegenwärtige amerikanische Innen­
politik zu. Angesichts der vielfältigen auf histori­
schem Unrecht beruhenden Feindschaften, die
die amerikanische Gesellschaft zu spalten dro­
hen, ist die Suche nach Vergebung in der Politik
eine der zentralen Herausforderungen. Wirkliche
Vergebung - dies kann als eine der zentralen Er­
kenntnisse dieses Buches angesehen werden - ist
indessen nur möglich, wenn historisches Unrecht
offen beim Namen genannt wird und Wege der
Umkehr gefunden werden. Die Pflege einer Kul-

Sozialismus im Kirchenbund

Thumser, Wolfgang: Kirche im Sozialismus. Ge­
schichte, Bedeutung und Funktion einer ekkle­
siologischen Formel, Tübingen: Mohr/Siebeck
1996 (Beiträge zur historischen Theolologie
95).

Die vorliegende Studie bietet eine scharfsichtige
Analyse der ekklesiologischen Optionen der füh­
renden Theologen in der DDR und ihrer Folgen
für das Verhältnis der Kirche zum Staat und zur
Gesellschaft. Die im Titel der in Frankfurt einge­
reichten und von Ingolf U. Dalferth betreuten
Dissertation zitierte Formel stellte den Kristalli­
sationspunkt jener ekklesiologischen Denkmuster
dar. »Kirche im Sozialismus«, so die umgrei­
fende These Wolfgang Thumsers, litt als Pro­
grammformel einerseits inhaltlich an dem Theo-

tur der Differenz ist eine der Hauptstärken einer
demokratischen pluralistischen Gesellschaft.
Shriver macht freilich klar, daß Differenz kein
Selbstzweck ist: Da, wo Pluralismus auf Kosten
des Schutzes der Menschenwürde geht, findet die
Toleranz ihre Grenze. Als Beispiel wird das Ver­
bot neonazistischer Parteien in Deutschland an­
geführt (231). Ein solches Verständnis von Plura­
lismus berührt sich eng mit neueren theologi­
schen Pluralismus-Konzepten, wie sie etwa
jüngst von Michael Welker vorgelegt worden
sind. So ist es nicht überraschend, daß Shriver
den religiösen Institutionen eine Schlüsselrolle
für einen neuen Dialog zwischen den verschiede­
nen kulturellen Gemeinschaften zumißt, der der
zunehmenden gesellschaftlichen Fragmentierung
Einhalt gebieten könnte (232).

Shrivers Buch ist ein Beispiel für den Ver­
such, Inhalte christlicher Ethik für Fragestellun­
gen einer modemen pluralistischen Gesellschaft
insgesamt fruchtbar zu machen. Vor allem an­
hand der Fallstudien gelingt es ihm, deutlich zu
machen, wie sehr auch die Politik in säkularen
Gesellschaften auf das maßgeblich aus christli­
chen Quellen gespeiste Motiv der Vergebung an­
gewiesen ist. In einer Situation, in der manche
meinen, die Zeit der christlichen Kirchen neige
sich aufgrund mangelnder Relevanz dem Ende
entgegen, ist diesem Buch auch in Deutschland
breite Beachtung zu wünschen.

Heinrich Bedford-Strohm, Heide/berg

riedefizit der dahinterstehenden ekklesiologi­
sehen Versuche und hatte somit nur geringe
orientierende Kraft innerhalb der Kirche. Ande­
rerseits besaß sie aber gerade deshalb eine hohe
funktionale Leistungsfähigkeit für die flexible
Gestaltung des Staat -Kirche- Verhältnisses.

Seine These belegt der Verfasser mit Beob­
achtungen, die an drei Fragestellungen orientiert
sind. (1) Wie haben die evangelischen Kirchen
Ostdeutschlands den DDR-Staat und ihren eige­
nen Ort darin wahrgenommen? (2) Welche Fol­
gerungen haben sie aus diesen Beobachtungen
für die Sozialgestalt der Kirche gezogen? Und
schließlich: (3) Welchen gesellschaftlichen Auf­
trag haben sie aus der Wahrnehmung ihres Kon­
textes abgeleitet? Mit diesen auf Staat, Kirche
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und Gesellschaft zielenden Perspektiven ist der
Aufbau des Hauptteils der Studie benannt. Die
Unterscheidung der Fragerichtungen stellt nicht
nur eine sachliche Gliederung dar, sie folgt auch
in groben Zügen dem historischen Diskus­
sionsverlauf innerhalb der Kirchen der DDR: Auf
die grundsätzliche Entscheidung, den DDR-Staat
als Obrigkeit anzuerkennen, folgte die positive
Akzeptanz der DDR-Gesellschaft als derjenige
Ort, der es der Kirche ermögliche, in rechter
Weise Kirche zu sein. In den 70er und 80er Jah­
ren drehte die innerkirchliche Debatte sich
schließlich verstärkt darum, wie die kirchliche
Teilnahme an der Entwicklung dieser Gesell­
schaft auszusehen habe.

Trotz der Kongruenz mit der historischen Per­
spektive ist die Studie durchgängig systema­
tisch-theologisch geprägt. Die Wahrnehmung
des Autors ist auf die Ekklesiologie, nicht auf
die Kirche als gesellschaftliche Institution ge­
richtet, sein Interesse gilt vornehmlich den dog­
matischen Strukturen der Debatte. Nur wenig er­
fährt der Leser über die historisch oder soziolo­
gisch zu rekonstruierenden Diskussionszusam­
menhänge. Die als Anhang abgedruckte und mit
knapp 150 Seiten recht voluminös geratene Do­
kumentation versammelt zwar eine Fülle teils
bereits veröffentlichter, teils bisher ungedruckter
Quellentexte. Sie eignet sich jedoch, der massi­
ven Kürzungen der meisten Texte wegen, nur
bedingt für die historische Information des Le­
sers. Eine Einordnung der Quellen in die ge­
schichtlichen Zusammenhänge leistet der Autor
nur ansatzweise. Das scheint weder mit einem
beim Leser bereits vorausgesetzten Wissen um
die Vorgänge in der DDR, noch mit der schwie­
rigen Quellenlage auf diesem bisher nur rudi­
mentär bearbeiteten Gebiet zusammenzuhängen.
Vielmehr deutet das Hintanstellen der histori­
sehen Dimension auf einen die Arbeit grundsätz­
lich charakterisierenden Aspekt: Dogmatische
Vorstellungen werden verselbständigt, der Ein­
fluß geschichtlicher Konstellationen darauf soll
Thumsers Verständnis nach möglichst gering ge­
halten werden. Das implizite Plädoyer für eine
der Geschichte gegenüber weitgehend autonom
verfahrende Dogmatik wirkt sich bei der Durch­
führung auch darin aus, daß den Ekklesiologien
des Kirchenbundes ein Mangel eben dieser Au­
tonomie vorgehalten wird. Wer sich darauf ein­
lassen mag, liest dann aber eine mit präzisen Be-
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obachtungen und Analysen glänzende Darstel­
lung der inneren Zusammenhänge ekklesiologi­
scher Weichenstellungen im DDR-Protestantis­
mus.

Die Formel »Kirche im Sozialismus«, so be­
lehrt die knappe Einleitung, begegnet zuerst im
staatlichen Sprachgebrauch. Dennoch habe die
Kirche sie nicht einfach übernommen; die Selbst­
bezeichnung »Kirche im Sozialismus« sei aus
staatlicher Perspektive sogar ambivalent gewe­
sen: Neben dem gewünschten allgemeinen Be­
kenntnis zum Sozialismus konnte darin eine
durchaus unerwünschte kirchlich-eigenständige
Definition dessen, was Sozialismus sei, impli­
ziert sein.

Auch wenn der Autor Ansätze solcher Eigen­
ständigkeit ausmachen kann - etwa im Brief der
Bischöfe aus Lehnin oder in jenem Dresdener
Synodalvortrag, in dem Heino Falcke vom »ver­
besserliehen Sozialismus« gesprochen hatte, so
möchte Thumser »Kirche im Sozialismus« ge­
rade nicht als »Offensivformel« (M. Stolpe) ver­
stehen. Denn »auf breiter Front setzten sich [... ]
diejenigen theologischen Kategorien durch, de­
nen die höchste Anschlußfähigkeit an das ideo­
logische System der DDR eignete.« In der Kon­
sequenz sei tendenziell ein Verlust »theologi­
scher Autonomie« in der Beobachtung der kirch­
lichen Umwelt zu beklagen gewesen (310).
Diese defizitäre, weil nicht theologisch-eigen­
ständige Umweltwahrnehmung demonstriert
Thumser an der innerhalb des Kirchenbundes
weithin akzeptierten These, nach der das Ver­
hältnis von Kirche und Gesellschaft durch eine
in der DDR bereits weit fortgeschrittene Säkula­
risierung gekennzeichnet sei. Die bei Dietrich
Bonhoeffer entlehnte Rede von der »mündigen
Welt« diente dann zur positiven Deutung der Sä­
kularisierung als Emanzipation der Weh von der
Kirche. Vehement bestreitet Thumser die Legi­
timität einer solchen Argumentation, die meint,
»das Sozialismusproblem durch eine geeignete
Fassung der Säkularisierungsproblematik gleich
mit lösen oder doch zumindest theologisch loka­
lisieren zu können« (108).

Der entscheidende Fehler dieser kirchlichen
Argumentationsstrategie liege bereits in ihren
Voraussetzungen: Die DDR war alles andere als
eine säkularisierte Gesellschaft. Thumser charak­
terisiert den Sozialismus vielmehr als »repressive
Zivilreligion« (173). Die Pointe dieser Feststel-



lung zielt auf den Exklusivitätsanspruch der herr­
schenden Staatsauffassung, der für die Kirche ei­
nen »prinzipiellen Konflikt mit der Legitimation
des von ihr politisch anerkannten Systems« (188)
bedeutete. Die Spannung zwischen der grund­
sätzlichen Anerkennung der Rechtmäßigkeit der
faktisch vorhandenen Herrschaftsstrukturen (als
Obrigkeit) auf der einen und der Verweigerung
der Anerkennung von deren zivilreligiösen Legi­
timationsmuster und Integrationsstrategien auf
der anderen Seite macht für Thumser die »apore­
tische Existenz« der Kirche in der sozialistischen
Gesellschaft aus. Als Folge davon diagnostiziert
er eine permanente, systembedingte kirchliche
Identitätskrise. Theologisch manifestierte sich
diese etwa in den »Kirche-für-andere-s-Ekklesio­
logien, in denen, wiederum Bonhoeffer aufneh­
mend, die Weltlichkeit der Kirche zum Funda­
mentalkriterium wird und damit die Kirche sich
theologisch selbst verleugnet. Letztlich - und das
ist Thumsers Haupteinwand - verzichtet sie auf
ihren »Wahrheitsanspruch« vor der Welt. Sie de­
legiert die Auseinandersetzung mit dem soziali­
stischen Staat an die einzelnen Gemeindeglieder.

Weit entfernt von moralischen Verurteilungen
konstatiert Thumser doch praktische Auswirkun­
gen der ekklesiologischen Defizite, etwa wenn er
aufmerksam macht auf die Kluft zwischen privi­
legierten Kirchenfunktionären und den »Gernein­
den und christlichen Familien«. Auf deren Schul­
tern habe die ganze Last einer christlichen Exi­
stenz im real existierenden Sozialismus gelegen;

Frankfurter Tafelkranz

Günter Frankenberg: Die Verfassung der Repu­
blik. Autorität und Solidarität in der Zivilge­
sellschaft. Baden-Baden: Nomos 1996, 262 S.,
68,-DM.

Juristen, die über den Rechtsstaat reflektieren,
beschränken sich oft auf eine Binnenperspektive,
die, formuliert im Medium der juristischen Fach­
sprache, Recht aus der Sicht des Rechts betrach­
tet. Das neue, bemerkenswerte Buch des Frank­
furter Juristen Günter Frankenberg ist von sol­
chen Verengungen frei. Frankenberg rezipiert
Resultate und Theorien der Sozialwissenschaf­
ten, der Begriffsgeschichte, der Philosophie, der
politischen Wissenschaften und des Feminismus.
Sein Blick ist nicht auf das deutsche Rechts­
system beschränkt; zum Vergleich zieht er Ana-

sie hatten die überzogenen Anspruche der Kir­
chenbund-Ekklesiologie zu verwirklichen.

Thumser bezeichnet seine Überlegungen als
Beitrag zu einer »kontextorientierten Ekklesio­
logie«. Er strebt damit eine »angemessene Ver­
knüpfung von dogmatischen (sdeduktivene) und
empirischen (sinduktivenc) Perspektiven« an
(309). Die mit den zitierten Stichworten wie
>Verlust an theologischer Autonomie- oder>Ver­
zicht auf den Wahrheitsanspruch vor der Welt<
formulierte Kritik Thumsers bezeichnet eine
Schieflage dieser Verknüpfung zu Lasten der
dogmatischen Seite. Der Vorwurf eines dogmati­
schen Defizits trifft aber die führenden Kirchen­
bund-Ekklesiologen kaum. Denn in deren
Selbstverständnis stammt gerade die »Kirche für
andere« aus dem christologischen Zentrum der
Theologie. In der aktuellen Diskussion mit den ja
keineswegs erledigten ekklesiologischen Tradi­
tionen, wie sie unter dem Stichwort »Kirche im
Sozialismus« firmierten, wird deshalb die Forde­
rung nach dem Geltendmachen von Wahrheits­
ansprüchen in der Gesellschaft kaum von Nutzen
sein. Die von Thumser zu recht festgestellte
Identitätskrise der Kirchen in der DDR hing mei­
nes Erachtens weniger an ihrer dogmatischen Zu­
rückhaltung, sondern eher an ihrer emphatisch
theologisch legitimierten Akzeptanz der vom
SED-Staat verordneten kulturellen Bedeutungs­
losigkeit religiöser Traditionen.

Nikolaus Hueck, Dresden

lysen amerikanischer Juristen heran, und er setzt
sich mit dem amerikanischen Kommunitarismus
auseinander, dessen Rezeption im Moment unter
den Intellektuellen hierzulande Konjunktur hat.

Dennoch - Frankenberg ist kein Kommunita­
rist. Man könnte sagen: Er versteht sich als Re­
publikaner - wenn dieser Begriff als Name einer
rechtsextremen Partei nicht völlig desavouiert
wäre. Doch um die Republik geht es, genauer:
um das Zusammenleben in einer Gesellschaft als
res publica, als öffentliche Angelegenheit aller
Bürger und Bürgerinnen. Um dieses Ziel zu er­
reichen, gruppiert Frankenberg seine Analyse um
zentrale Begriffe wie Republik, Zivilgesellschaft,
Solidarität, Säkularisierung, Tugend, Zivilreli­
gion und Verfassungspatriotismus.
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Unklar bleibt dabei allerdings die Konzeption
des Buches, und diese wird auch nirgendwo ge­
nauer erläutert. Es handelt sich eher um eine
Reihe in sich geschlossener Aufsätze oder Essays,
die nur locker untereinander verbunden sind. Ins­
besondere die letzten beiden Abschnitte fallen aus
dem Rahmen. In Abschnitt VI über die Zivilge­
sellschaft wird vieles wiederholt, was man vorher
schon gelesen hat. In Abschnitt VII über das Bun­
desverfassungsgericht bittet Frankenberg den Le­
ser und die Leserin ausdrücklich um Nachsicht
für die gedoppelte Analyse des KruzifixUrteils.
Für die Lektüre ist das trotzdem ärgerlich: Man
wird den Eindruck nicht los, daß es sich um wie­
derverwertete Aufsätze handelt.

Frankenberg stellt die Frage: Was hält eine
modeme pluralistische, von Konflikten geschüt­
telte Gesellschaft zusammen? Seine Analysen
führen ihn zu einer Kritik bisheriger Antworten
auf diese Frage. Die Vertragstheorie der liberalen
Philosophie von Locke bis Rawls scheitert daran,
daß sie von einer fiktiven Ursprungssituation
ausgeht. Bürgern und Bürgerinnen wird ein Ver­
trag zugemutet, den sie so selbst nie geschlossen
haben. Der Kommunitarismus leidet für Franken­
berg an einer zu starken Betonung der Werte und
Gemeinschaften. Tugend- und Wertelehren ope­
rieren oft mit einem statischen Begriff von Ge­
sellschaft. Das Konzept der Zivilreligion setzt
metaphysische Setzungen voraus, die dem auto­
nomen Bürger nicht zugemutet werden können.
Gelten läßt Frankenberg den Verfassungspatrio­
tismus, allerdings in einer sehr abstrakten Ge­
stalt, die sich von den genannten Konzepten
strikt absetzt.

Als eigene Antwort auf die Frage nach den Li­
gaturen einer Gesellschaft führt Frankenberg den
Begriff der grundlegenden Konvention ein. Diese
hat, im Gegensatz zum Vertrag, keine rechtliche
Gestalt, sie ist veränderbar und nicht von meta­
physischen Setzungen belastet; sie nimmt die
Konfliktträchtigkeit einer Gesellschaft ernst und
setzt auf Öffentlichkeit, in der Individuen und zi­
vilgesellschaftliche Gruppen ihre Anliegen dar­
stellen und diskutieren. Inhalt der Konvention
sind nach Frankenberg vor allem zwei Prinzi­
pien: 1. die Selbstbegrenzung im Konflikt, also
an Stelle der physischen Gewalt der Versuch,
Konflikte durch Gespräch und Debatte zu lösen;
2. das Versprechen wechselseitiger Achtung,
auch im Konflikt. Die Anerkennung beider Prin-
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zipien führt nach Frankenberg zu Verhältnissen
ziviler Solidaritität. Diese grundlegende Konven­
tion reicht über die rechtlichen Bestimmungen
einer Verfassung hinaus. Die Konvention muß
von den Bürgern und Bürgerinnen auch aner­
kannt und praktiziert werden. Wie mit denen um­
zugehen ist, die diese Konvention nicht anerken­
nen, wird nicht gesagt.

Für Frankenberg spielt der Begriff der Zivil­
gesellschaft eine wichtige Rolle: Die Assoziatio­
nen der Zivilgesellschaft sind nicht mit dem Poli­
tischen identisch, sie sind auch nicht ausschließ­
lich als Gegensatz zum Staat zu begreifen, viel­
mehr vermitteln sie zwischen der Öffentlichkeit
und den Bürgern, indem sie Probleme öffentlich
zur Darstellung bringen, die der Aufmerksamkeit
staatlicher Politik entgehen.

Beide, die grundlegende Konvention einer Ge­
sellschaft wie die zivilgesellschaftlichen Assozia­
tionen tragen zur Lösung des Problems bei, wie
eine Gesellschaft soziale Solidarität schaffen und
bestehende Ungleichheiten aufheben kann. Fran­
kenbergs Erläuterungen über soziale Rechte und
Solidarität gehören zu den stärksten Passagen des
Buches. Solidarität wird nicht gefördert, wenn
Hilfe und Ausgleich an den bürokratischen Ap­
parat des Wohlfahrtsstaats delegiert werden.
Ebensowenig fördert es Solidarität, wenn Näch­
stenliebe und Hilfe ausschließlich der Initiative
einzelner Bürger und Bürgerinnnen überlassen
bleiben. Frankenberg sieht den richtigen Weg
darin, den zivilgesellschaftlichen Gruppen grö­
ßere Kompetenz zuzugestehen. Das schließt ein
die Forderung nach gößerer öffentlicher Auf­
merksamkeit, nach staatlichen Finanzierungshil­
fen und nach einer stärkeren Betonung der sozia­
len Rechte gegenüber den Freiheitsrechten.

Trotz dieser Stärken von Frankenbergs Arbeit
sind an seine Analysen auch gewichtige Anfra­
gen zu stellen.

1. Frankenberg arbeitet mit einem sehr weiten
und unbestimmten Begriff der Säkularisierung.
Dabei erkennt er selbst die Gefahren dieses viel­
deutigen Begriffs - und nutzt sie trotzdem zu sei­
nen Gunsten aus. Er stellt richtig die Säkularisie­
rung als einen Prozeß der Entsakralisierung des
Öffentlichen und des Politischen dar, impliziert
aber gleichzeitig darüber hinaus, daß damit auch
die Religionen und Kirchen selbst einem Ver­
fallsprozeß ausgesetzt sein werden. Zum Beispiel
heißt es: "Säkularisierung zwingt die Menschen,



religiöse Erlösungsvorstellungen aufzugeben,
(...)." (64) Zwingend ist das ganz und gar nicht,
daß Säkularisierung einen Christen oder eine
Christin zur Aufgabe ihres Glaubens zwingt.
Zwingend ist nur, daß Religionen unter den Be­
dingungen der Religionsfreiheit ihr Verhältnis
zum Politischen ändern. Und selbst im politi­
schen und öffentlichen Raum ist es, trotz Säkula­
risierung, durchaus möglich und legitim, daß
Forderungen und Handlungen mit theologischen
oder religiösen Argumenten begündet werden.
Das zeigte sich zum Beispiel an der Bürger­
rechtsbewegung Martin Luther Kings, das zeigte
sich auch an der Abrüstungs- und Friedensbewe­
gung der frühen achtziger Jahre, an der gerade
auch kirchliche Gruppen partizipierten. Franken­
berg erliegt hier den Versuchungen der -culture
of disbeliefe. von der der amerikanische Jurist
Stephen L. Carter gesprochen hat. Im Kontext ei­
nes großformatigen Säkularisierungsbegriffs er­
scheinen alle Katzen grau, und sämtliche Unter­
scheidungsleistungen werden einfach hinwegge­
wischt. Gerade an der amerikanischen Diskus­
sion über Carters Buch und an den Arbeiten Kent
Greenawalts oder Michael Perrys hätte sich aber
zeigen lassen, wie Religion unter den Bedingun­
gen einer liberalen, offenen Gesellschaft immer
noch eine Rolle spielt, unbeschadet großer Unter­
schiede zwischen der Bundesrepublik und den
Vereinigten Staaten.

2. Ein zweiter Einwand ergibt sich aus der
mangelnden Beachtung der Menschenrechte.
Frankenberg kritisiert ein Menschenrechts­
system, das "ohne Debatte apriori" (132) gelten
soll; er konstatiert ein Spannungsverhältnis zwi­
schen Volkssouveränität und Menschenrechten.
Danach ist alles, worüber nicht debattiert und ab-

Ressourcen der Kulturenergie

Claus Günzler: Albert Schweitzer. Einführung in
sein Denken, München, Verlag C. H. Beck,
1996,195 S., DM 22,-.

Albert Schweitzer: Kultur und Ethik. München,
Verlag C. H. Beck 1996, 372 S., DM 24,-.

Daß Albert Schweitzer eine Ethik der Ehrfurcht
vor dem Leben gelehrt hat, ist allgemein bekannt.
Doch daß er sie in der Selbstvervollkommnung
zu begründen versuchte, ist weniger bekannt.
Wie Schopenhauer und Nietzsehe nimmt

gestimmt wurde, prinzipiell dem Verdacht aus­
gesetzt, keine allgemeine Geltung beanspruchen
zu können. Dem liegen drei Mißverständnisse
zugrunde: Was Frankenberg kritisiert, gilt nur für
ein streng naturrechtliches Modell der Men­
schenrechte. Zweitens sind Verfassungen und
Menschenrechtserklärungen immer debattiert
worden, wenn nicht von allen, so doch minde­
stens von repräsentativen Vertretern und in der
Regel, wie das Beispiel der Allgemeinen Erklä­
rung der Menschenrechte zeigt, unter Beteiligung
von non-governmental organizations sowie von
Privatleuten. Drittens hat sich über die Men­
schenrechte, wenn auch kein universaler, so doch
ein relativer Konsens herausgebildet. Diese nicht
nur juristische, sondern auch moralische Akzep­
tanz der Menschenrechte sollte nicht leichtfertig
preisgegeben werden.

3. Das führt zum letzten und gewichtigsten
Einwand: Frankenberg benutzt alle Modelle, die
seinem Modell der grundlegenden Konvention
widersprechen, nur als negative Kontrastfolie,
um die Stärken seines eigenen Modells zu zei­
gen. Er hat die Stärken einer auf Öffentlichkeit,
Zivilität und Solidarität angelegten Republik
deutlich herausgearbeitet und damit einem ver­
nachlässigten Thema verfassungstheoretischer
Reflexion zu erneuter Aufmerksamkeit verhol­
fen. Die Frage nach Ähnlichkeiten und Gemein­
samkeiten mit anderen Modellen stellt er jedoch
nicht. Ist es nicht auch ein Kennzeichen plurali­
stischer Gesellschaften, daß in ihnen unterschied­
liche Modelle dessen koexistieren, was Integrati­
ons-, Kohäsiv- und Zentripetalkräfte einer Ge­
sellschaft konstituiert?

Wolfgang Vögele, Loccum

Schweitzer den Ausgangspunkt von der Willens­
natur allen Lebens, vermeidet aber Schopenhau­
ers Pessimismus und Nietzsches amoralischen
Optimismus. In den Worten Claus Günzlers wird
deutlich, »daß die Verantwortung für die Welt
und damit alle Hingabe an fremde Ansprüche
ihre tiefste Wurzel in der individualethischen
Leitidee der Selbstvervollkommnung haben soll«
(50). Es ist die »Ehrfurcht vor dem eigenen Le­
ben« (132), die denkende und somit auch selbst-
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kritische Selbstbejahung, im Gegensatz zum ge­
dankenlosen Ausleben auf Kosten anderer und
im Unterschied zur Verzweiflung am eigenen Le­
benssinn. Wie man den letzten Seiten des ersten
Teils der Kulturphilosophie entnehmen kann, die
dem »Verfall und Wiederaufbau der Kultur« ge­
widmet ist, können wir den Sinn des Lebens
nicht aus dem Sinn der Welt schöpfen. »Es kann
sein«, schreibt Schweitzer, »daß wir uns darein
schicken müssen, den Sinn der Welt dahingestellt
sein zu lassen und unserm Leben aus dem Willen
zum Leben, wie er in uns ist, einen Sinn zu ge­
ben.« (78) Sinnvoll an unserem Trieb zu wirken,
»ist nur, was in dem Sinn, den wir unserm Leben
zu setzen vermögen, gegeben ist« (77). Man
könnte demnach Schweitzers Argument für die
Ehrfurcht vor dem Leben in drei Schritten nach­
vollziehen:

1. Gib deinem eigenen Leben Sinn! Strebe
nach Selbstvervollkommnung! - Dies ist die
Voraussetzung von Wert und Motivation (»Kul­
turenergie«) überhaupt. Dieses erste Postulat läßt
sich nicht direkt begründen. Vielleicht gibt es so
etwas wie einen indirekten Beweis, der besagt,
daß die entgegengesetzte Aufforderung zur
Selbstvemeinung (ein rein asketisches Postulat:
Hör auf zu streben!) den Schritt zur Ethik, zur
aktiven Sorge für das Wohl anderer, nicht ratio­
nal begründen würde. Vielmehr würde es einen
Heilsegoismus nahelegen, ein ausschließliches
Streben nach der eigenen Erlösung. (Sorge für
andere könnte allenfalls noch Mittel oder Schule
zur Selbstverneinung sein, allerdings unter der
paradoxen Aussicht, dem Leben anderer einen
Wert zu verleihen, den man dem eigenen nicht
zubilligt.) Wäre die Verneinung des eigenen Le­
bens die Basis oder das Zentrum einer Lebens­
anschauung, so müßte man fragen: Warum sollte
ich Grunde oder Motive haben, mich für Wohl
und Leben anderer zu engagieren, wenn nicht
einmal mein eigenes Leben sinnvoll oder in sich
wertvoll wäre? Wäre es nicht geradezu sinnwid­
rig, andere zu fördern, wenn ich an mir selber er­
leben müßte, daß mein eigenes Leben keine För­
derung verdient? Oder könnte ich etwa die Auf­
fassung vertreten, nur mein eigenes Leben sei
nicht in sich wertvoll? Wie käme es zu einem
solchen negativen Sonderstatus? Überlegungen
dieser Art, die man fast als »transzendental« be­
zeichnen könnte, weil sie die Bedingung der
Möglichkeit eines unparteilichen und unbe-
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schränkt erweiterten Engagements für Leben be­
gründen, dürften den Hintergrund für Schweit­
zers Plädoyer für eine optimistische Lebens­
anschauung bilden.

2. Erkenne die tiefere Verwandtschaft deines
eigenen Lebens mit allem dich umgebenden Le­
ben! Sie besteht im Willen zu leben. - Das den­
kende Erleben entspricht einer mystisch erweiter­
ten Vernunft, die sich in sich selber und in alles
uns begegnende Lebendige vertieft. Die tiefere
Gemeinsamkeit alles Lebendigen besteht nicht in
der Vemunft, nicht in einem bewußt wirkenden
Geist, sondern im Lebenswillen, in einem all­
gegenwärtigen Streben nach eigenem Wohl, Le­
ben und Fortpflanzung. Noch im Insekt, ja noch
in der Pflanze können wir dieses Streben nach
Wachstum, Gedeihen und Prokreation beobach­
ten und mitempfinden. Nichts, was lebt, ist uns ­
sofern wir uns nur besinnen - völlig fremd. - Der
Fehler aller bisherigen Ethik besteht darin, daß
sie nicht den geheimnisvollen Wert des Lebens
als solchen erkannte (vgl. Günzler 117). Der Le­
benswille ist als solcher sinnindifferent; nur wir
können ihm, durch Bejahung und denkendes Er­
leben der Verwandtschaft von allem Leben, das
leben will, aus unserem eigenen Lebenswillen
heraus, Sinn verleihen.

Naturphilosophie ist für die Ethik unentbehr­
lich, doch nicht eine nach außen gewandte Natur­
philosophie, die Sinn in der Welt, unabhängig
von unserem Denken und Wollen zu entdecken
versucht, sondern nur nach innen gewandte Na­
turphilosophie, die Schweitzer ihres Erlebnischa­
rakters wegen auch Mystik nennt (vgl. Günzler
141).

3. Selbstvervollkommnung läßt sich nur errei­
chen auf dem Weg der Ehrfurcht vor allem Le­
ben. »In dem Maße aber als Ethik in welt- und
lebensbejahender Weltanschauung auftritt, erwei­
tert sie sich. Innerliche Vervollkommnung des
Einzelnen und zugleich sein Wirken auf Men­
schen und Welt ist jetzt ihr Ziel« (Schweitzer
72). »Pure Selbstvervollkommnungsethiken wie
bei den Stoikern und Epikureern lehnt Schweit­
zer also ebenso ab wie pure Hingabeethiken, weil
die ersteren die soziale Verantwortung zugunsten
der Ichbezüglichkeit ruinieren und die letzteren
die personale Selbstverantwortung unterminie­
ren, indem sie -die Gesellschaft zur ethischen
Persönlichkeit- erheben [...] Statt dessen baut er
auf die Fähigkeit der ethischen Persönlichkeit,



aus sich selbst heraus eine gemeinwohlorientierte
Tatethik entstehen zu lassen [...] Wir müssen ver­
stehen, »daß die Hingabe bei ihm individuale­
thisch in der Selbstvervollkommnung fundiert ist
und daher keineswegs als Aufgehen in Ansprü­
chen von außen gedeutet werden kann« (Günzler,
82). Sowenig Ethik in der Perspektive des Eigen­
interesses verharrt, sowenig besteht sie in einer
bloßen Anpassung an fremde Interessen. Sie ent­
hält sowohl ein Element von Selbstdistanzierung
als auch ein Element der Distanzierung von der
»Welt«, etwa den Präferenzen der Mehrheit oder
der simplen Erfüllung von Komsumentenwün­
sehen. Theologisch gesprochen heißt ethisch sein
zugleich in der Welt und in Gott sein: in der Welt
wirken als eine Person, die anders ist als die Welt
(108), die ihre Werte nicht einfach aus der Welt
übernimmt, sondern aus sich heraus schafft.
Schweitzer begeht nicht den naturalistischen
Fehlschluß (l60f.). Vielmehr fordert er den Ver­
zicht auf einseitig optimistische oder pessimisti­
sche Deutung der Welt und besteht auf der Am­
bivalenz der Natur. »In der Welt ist für uns nichts
von einer sinnvollen Evolution, in der unser Wir­
ken eine Bedeutung bekommt, zu entdecken«
(Schweitzer 86; vgl. Günzler 97). Unter biozen­
trischen Prämissen (einer Erweiterung der glei­
chen Ehrfurcht auf alles Leben) vertritt Schweit­
zer eine anthropozentrische Ethik (aus der Tiefe
des verantwortlichen Akteurs).

Die Begründung der Ethik der Ehrfurcht vor
dem Leben in der Selbstvervollkommnung des
Menschen war bisher wenig bekannt. Das Ver­
dienst von Günzlers Buch besteht unter anderem
darin, daß er diesen Aspekt herausarbeitet und
seine Konsequenzen darstellt. Die Verankerung in
der persönlichen Selbstvervollkommnung besagt,
daß Schweitzer nichts hält von abgeleiteten, soge­
nannten intermediären Regeln oder Normen, son­
dern die situationsgerechte, verantwortliche Ent­
scheidung aus dem Grundprinzip empfiehlt (129,
133f.). (Eine Nähe zum frühen Sartre und zum
frühen Hare wäre in dieser Hinsicht weiter zu un­
tersuchen.) Eine weitere Konsequenz der Absage
an intermediäre Regeln besteht darin, daß er die
Möglichkeit und Häufigkeit von Konflikten be­
jaht, die uns dahin bringen, das Prinzip der Ehr­
furcht vor dem Leben im Namen desselben Prin­
zips zu verletzten, Ausnahmen zu machen, kurz:
zu töten, um zu leben oder um Leben zu retten
(130ff.). Die Absage an eine quasi-Iegalistisch

strukturierte Ethik, an fertige Wertordnungen etc.
verleiht nicht nur neue Motive, sondern auch ein
höheres Maß an normativer Dynamik, das heißt
an schrittweiser Ausweitung des Anwendungsfel­
des der Ethik (136f.). Ob sich diese Flexibilität
auch für eine Ethik kollektiver oder institutionel­
ler Entscheidungen vorteilhaft auswirken würde
und ob eine integrale Ethik nicht mehrere Basi­
sprinzipien enthalten müßte, wird als berechtigte
Rückfrage an Schweitzer anerkannt.

Günzler ist es gelungen, die Grundzüge der
Ethik der Ehrfurcht vor dem Leben im größeren
Kontext von Schweitzers Kulturphilosophie dar­
zulegen und gegen voreilige Einwände zu vertei­
digen. Allerdings spart auch Günzler nicht mit
Kritik am Detail und Ausführung, ja er hält sogar
das Projekt nach einer sinntragenden Welt­
anschauung, wie es in den bisher veröffentlichten
Skizzen zur Kulturethik III zur Sprache kommt,
für in sich problematisch und zum Scheitern ver­
urteilt. Schuld an Scheitern ist nicht zuletzt der
vieldeutige Gebrauch des Wortes -Weltanschau­
ung-, das Schweitzer gelegentlich als Überbegriff
verwendet, der Lebensanschauung mit ein­
schließt, gelegentlich (und präziser) als Oppositi­
onsbegriff zu Lebensanschauung. Vor dem Hin­
tergrund der zweiten, präzisen Verwendung, der
gemäß Lebensanschauung dem Willen, Welt­
anschauung dem (theoretischen) Erkennen korre­
spondiert (vgl. zum Beispiel Schweitzer 87) ist
Schweitzers Position klar: »Die Weltanschauung
kommt aus der Lebensanschauung, nicht die Le­
bensanschauung aus der Weltanschauung« (89).
Dem metaphysischen Bedürfnis nach Einbettung
der Lebensanschauung in einer Weltanschauung
(z. B. einer teleologischen Deutung der Welt)
muß heroisch widerstanden werden. Hier ist in
Abwandlung von Schopenhauers Jargon eine
»Resignation des Erkennens« (nicht eine Resi­
gnation des Willens) geboten.

Schroff, aber überzeugend ist Günzlers Zu­
rückweisung von Schweitzers Anspruch, Ehr­
furcht vor dem Leben sei ein »denknotwendiges«
Prinzip (75, 87, 116f., 118, 149). Nicht plausibel
ist dagegen seine Gegenüberstellung von Prinzi­
pien- und Folgenethik (131 ff.). Auch reine Fol­
genorientierung setzt Werte und Normen voraus
und bezeichnet lediglich die Struktur von Argu­
menten, nicht deren Gehalt. Überdies kann auch
ein Konsequentialismus mit intermediären Re­
geln (nach dem Vorbild von Mill, Brandt u. a.)
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die Rolle von Urteilskraft und subjektivem Er­
messen bei der Anwendung dieser Regeln aner­
kennen. Ein Regelkonsequentialismus muß sich
keineswegs einem sogenannten Subsumtions­
modell verschreiben, wonach mittlere Regeln
partikuläre Entscheidungen vollständig determi­
nieren. Dieser Einwand mindert jedoch keines-
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Einleitung

Die Beiträge dieses Hefts bilden zwei Themenblöcke: Zum einen gehen sie auf gesell­
schaftspolitische Fragen ein zum anderen auf strittige Fragen der Bioethik.

Einen verdrängten Weg theologischer Grundlegung der Gesellschaftsethik ruft M. Hoff­

mann in Erinnerung. Der lutherische, jedoch an Barmen gebundene Theologe [wand entwik­
kelte nach dem Krieg Ansätze einer Ethik der Gesellschaft, die um die Unterscheidung vom
Staat bemüht war. Dabei nahm er erstaunlicherweise Anliegen des Neuprotestantismus auf
und forderte eine rationale Kultur, die nicht durch eine diastatische Zweireichlehre von der
Wahrheit Gottes in Jesus Christus zu trennen war. Iwands Verständnis des gegenwärtigen
Geistes Gottes war an das Kreuz Jesu Christi gebunden, das der Vernunft an die -humanitas­
Jesu. Hoffmann bestätigt die These einer Stellungnahme von W. R. Wrege zum sogenannten
Kruzifix-Urteil: Auch die grundrechtliche und staatskirchenrechtliche Urteilsfindung kann
eine theologisch angemessene Stellungnahme zum Kreuz Christi nicht umgehen.

H. Ruh entfaltet in einem Kommentar eine differenzierte Sicht von Arbeits-, Sozial- und

Freizeit, die dem Schwinden monetarisierter Arbeit entgegenwirken soll. Auf der Grenze
von Sozialpolitik und Grundfragen der Bioethik steht der Beitrag von Th. Strohm zur Krise
des Gesundheitswesens. Haben die Leistungserbringer ihr Rationalisierungspotential aus­
geschöpft, oder enthält das System immer noch hohe Reserven? Auf dem Hintergrund
einer Denkschrift der EKD (»Arbeit, Leben und Gesundheit, 1990) plädiert der Vf. für die
Stärkung der Subsidiarität und der persönlichen Verantwortung.

Ansätze eines Dialogs zeigen sich in den Beiträgen von Ch. Frey und H.-M. Sass. - Frey
stellt die Frage nach der Begründung der sogenannten »Patientenautonomie«. Reicht eine
neutral und abstrakt verstandene Freiheit aus? Bereits Kant kam nicht um die empirische
Identifikation von Äußerungen der Freiheit herum. Auf der anderen Seite erlaubt eine reine

. Güterabwägungsethik nur, die Interessen von Menschen aufzunehmen; aber die eigentliche
Person- und Menschenwürde kann dabei vernachlässigt werden. Sie ist in der heutigen Dis­
kussion um naturrechtliche oder rationale Begründung nur als ein »soziales Apriori« der

. immer vorausgehenden Kommunikation zu bestimmen; und den Christen ist es aufgetra­
gen, die Voraussetzungen für die Offenheit zu diesen gewissermaßen apriorischen Orien­
tierungen zu prüfen. - H. M. Sass geht von Erfahrungen in pluralistischen Gesellschaften
aus, in denen das Arzt-Patienten-Verhältnis durch eine Wertanamnese geklärt werden kann
oder soll. Für ihn ist die Freiheit kein »Naturgesetz«, sondern eine »regulative Idee«, die
durchaus inhaltlicher Füllung bedarf - etwa einer Antwort auf die Frage von Jonas, ob es
nun »du sollst, denn du kannst« heißen oder sich entweder die Stellvertretung des Arztes
oder die Selbstbestimmung des Patienten absolut setzen dürfe. Sass verweist auf die bereits
immer mit moralischen Fragen durchsetzte klinische Praxis. Eine Fortsetzung seines Bei­
trags im nächsten Heft wird vor allem Konsequenzen im Blick auf die Patientenverfügung
aufweisen. - Schließlich versuchen M. und R. Zimmermann, die Kontroverse um die »Hei­

ligkeit des Lebens« zu erhellen.

Christopher Frey
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Prospekte

Die Neuerfindung der Arbeit und die Neuordnung
des Sozialstaates

Von Hans Ruh

Ein Gesellschaftsvertrag hat die Aufgabe, die unterschiedlichen Bedürfnisse, Leistungen
und Behinderungen von miteinander lebenden und kooperierenden Gruppen innerhalb
einer Gesellschaft angemessen zu berücksichtigen und fair zu ordnen, und zwar unter Mit­
hilfe des Staates. Ein wichtiger Teil eines solchen Gesellschaftsvertrages ist die Ordnung
des Austausches zwischen den Generationen, eine andere Dimension betrifft das Verhältnis
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, eine weitere das Verhältnis von Begüterten und
weniger Begüterten.

Wir haben heute den Eindruck, daß die derzeit in Kraft stehenden Gesellschaftsverträge
der heutigen Lage nicht mehr entsprechen. Deshalb wird mehr und mehr der Ruf nach
einem neuen Gesellschaftsvertrag laut. Dieser Ruf entzündet sich heute vornehmlich im
Umfeld der Arbeit. Die Arbeitslosigkeit mit all ihren Folgen läßt bisherige Regelungen als
nicht mehr angemessen erscheinen. Der zentrale kritische Punkt ist wohl der, daß die
Arbeitslosigkeit schwerwiegende individuelle Probleme, zum Beispiel der Identität, aber
auch im Blick auf seelische Krankheiten, zugleich aber ebenso schwerwiegende soziale
Probleme schafft. Weil wir die soziale Sicherheit sehr eng an die Vollbeschäftigung gekop­
pelt haben, gerät mit dem Ende der Arbeitsgesellschaft auch die soziale Sicherung, der
Sozialstaat, in die Krise. Damit verbunden sind neue, breite Kreise umfassende Armutsfor­
men sowie eine neue Unterschichtung der Gesellschaft.

Arbeitslosigkeit und Gefährdung der sozialen Sicherheit sind also der Anstoß für den
Ruf nach einem neuen Gesellschaftsvertrag. Wie konnte es zu einer solchen Entwicklung
kommen? Wie konnte es insbesondere zu den schweren Einbrüchen bei der Beschäftigung
kommen ohne Aussicht auf kurz- oder mittelfristige Verbesserung, das heißt ohne Hoff­
nung auf die Rückkehr in die traditionale Arbeitsgesellschaft?

Es muß so etwas wie einen starken Zwang oder eine Dynamik geben, welche die Verrin­
gerung der Arbeitsplätze massiv befördert. Es muß so etwas wie einen Zwang zur Rationali­
sierung geben, einen Zwang zum Ersatz der menschlichen Arbeit durch technologische Mit­
tel. Ein Element dieses Zwanges ist sicher die radikale Verschärfung der Konkurrenz in der
Wirtschaft, welche durch die Globalisierung des Handels provoziert wird. Je ungehinderter
die Kräfte der Konkurrenz durchschlagen, desto radikaler ist der Zwang zur Erhöhung der
Produktivität und zur Verbilligung des Angebots. Diese Ziele lassen sich heute nur durch
technologische Rationalisierung erreichen. Eine wesentliche Dimension dieses Vorgangs
besteht darin, daß die Zeit selbst in den Zwang zur Rationalisierung hineingezogen wird.
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Die Folge ist die Erklärung der Zeit zum knappen Gut: Zeit ist Geld. Damit gerät die Zeit
unter das ökonomische Gesetz: möglichst viel Produktivität in möglichst kurzer Zeit.

Diese Kombination von Konkurrenz, Ökonomisierung der Zeit und Rationalisierung
wirkt auf eine ständige Verkürzung der monetarisierten Arbeitszeit und auf eine ständige
Erweiterung der freien Zeit hin. Die konkrete Folge ist die Arbeitslosigkeit mit ständig stei­
gender Tendenz. Diese Dynamik wird sich ungehindert über den ganzen Erdball fortsetzen,
weil es in der globalisierten Wirtschaft keine Instanzen mehr gibt, welche dieser Marktten­
denz einen steuernden Rahmen beigeben können. Die Globalisierung heißt ja auch Dere­
gulierung, das heißt wir werfen fünfzig Jahre Erfahrung der sozialen Marktwirtschaft über
Bord und verzichten auf eine Marktsteuerung, beziehungsweise diese ist in der globalisier­
ten Handelswelt gar nicht möglich. Wir haben einmal mehr das Marktgeschehen der
Selbstregulation der wirtschaftlichen Kräfte überlassen, obwohl wir wissen, daß der Markt
bestimmte Leistungen gar nicht erbringen kann. So ist er nicht in der Lage, ökologisch und
sozial sinnvoll und gerecht zu wirken; er ist auch blind gegenüber der Sinnstiftung, vor
allem aber gegenüber den Problemen der. Arbeitslosigkeit. Der international frei wirkende
Markt muß Arbeitslosigkeit erzeugen, denn sein Hauptkriterium ist ja die Erhöhung von
Produktivität bei gleichzeitiger Verbilligung des Produkts oder der Dienstleistung.

Tatsache ist, daß die Arbeitslosigkeit gleich einem von uns inszenierten Film abläuft, in
dem dauernd neue Opfer erzeugt werden, ohne daß wir diesen Film beeinflussen können.
Und so hören wir gebetsmühlenartig von allen Seiten immer dieselbe Hoffnungsmelodie:
Wir müssen zurück zur Vollbeschäftigung. Aber dieser Wunsch ist nun eben absolut uner­
füllbar angesichts der geschilderten Dynamik des Marktes.

Die Neuerfindung der Arbeit

"Die Frage ist, welche Konzepte denkbar und möglich sind zur Erreichung dieses Ziels.
Wesentliche Elemente für ein solches Konzept sind die folgenden, zum Teil fundamentalen
Veränderungen gegenüber den heute geltenden Konzepten:

Eine Neuaufteilung der menschlichen Tätigkeitszeit. Denkbar ist eine Dreiteilung: Frei­
zeit, Arbeitszeit, Sozialzeit. Noch besser ist eine weitere Differenzierung in: Freizeit,
monetarisierte Arbeitszeit, Eigenarbeitszeit, freiwillige Sozialzeit, obligatorische Sozial­
zeit, Ich-Zeit, Reproduktionszeit.

Die Förderung von sozialen, ökologischen, humanen und sinnstiftenden Leistungen
durch die Förderung der freiwilligen und obligatorischen Sozialzeit.

Die Installierung eines öffentlich geförderten Arbeitsmarktes, im Sinne eines zweiten
oder Komplementärmarktes.

Die Neuaufteilung der menschlichen Tätigkeitszeit

Diese Neuaufteilung der Tätigkeitszeit entsprechend den oben genannten sieben Zeiten ist
eine absolute Voraussetzung für den Umbau der Arbeitsgesellschaft und des Sozialstaates.
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Nur so ist eine Flexibilisierung am Arbeitsplatz möglich. Nur so kann eine Umverteilung
der Arbeit gelingen. Die Meinung ist, daß die monetarisierte Arbeitszeit sich für Männer
und Frauen bei 50% des bisherigen Volumens einpendelt. Nur so ist die Förderung der
Sozialzeit und der damit verbundenen Leistungen möglich. Nur so kann die Dynamik
gebrochen werden, nach der immer weniger Menschen immer mehr, immer mehr Men­
schen immer weniger arbeiten.

Die Einführung der Sozialzeit

Die Sozialzeit zielt auf humane, soziale, ökologische Dienstleistungen, die am Markt nicht
erhältlich, aber für Menschen und Gesellschaft sehr bedeutsam sind. Als Beispiele seien
genannt: ökologische Landwirtschaft, Altlastensanierung, Bauschuttsanierung, Kommuni­
kation, Pflege und Sport bei älteren Menschen, Kultur, Sicherheit in den Zügen und auf
Plätzen, Arbeit mit Behinderten. Vorzusehen ist einerseits ein obligatorischer Sozialdienst,
zum Beispiel von einem Jahr in der Jugend, als Wiederholungskurse durch das Leben, als
Blöcke nach der Pensionierung. Andererseits soll die Freiwilligenarbeit gefördert werden.

Die Realisierung der Sozialzeit ist von hoher Bedeutung für die Neuverteilung der Tätig­
keiten, für die Sicherstellung von gesellschaftlich bedeutsamen Leistungen, insbesondere
für die nicht monetäre Sicherstellung von sozialstaatliehen Leistungen bei Lebensrisiken
und im Alter. Weil die genannten Leistungen über den normalen Arbeitsmarkt nicht erhält­
lich sind, braucht es die Realisierung der Sozialzeit und zwar sowohl in Form eines obliga­
torischen Sozialdienstes wie in Form einer umfassenden Förderung und Organisation frei­
williger Dienste. Die Struktur des obligatorischen Sozialdienstes ist in manchen Ländern in
Form des Militärdienstes bekannt. Er ist das notwendige Gegenstück zum Grundlohn.

Die Freiwilligenarbeit scheint sich immer mehr durchzusetzen. Schon arbeiten in den
USA über 80 Millionen Amerikanerinnen und Amerikaner mehr als fünf Stunden wöchent­
lich freiwillig. In anderen Ländern wächst die Freiwilligenbewegung an und immer neue
Formen des Einsatzes und der Koordination sind im Entstehen. Auf jeden Fall ist die
Akzeptanz der Sozialzeit deutlich im Steigen begriffen.

Die Installierung eines öffentlich geförderten Komplementärmarktes

Die bisher genannten Elemente sind die notwendigen Voraussetzungen für die Schaffung
eines zweiten Arbeitsmarktes. Dieser ist notwendig, weil im normalen Arbeitsmarkt zu
wenig Arbeit vorhanden ist und weil gleichzeitig gesellschaftlich bedeutsame und notwen­
dige Leistungen nicht erhältlich sind. Der zweite Arbeitsmarkt ist die Antwort auf das Fak­
tum, daß die Welt voller ungelöster Probleme, also voller Arbeit ist, die Menschen aber
daran gehindert werden, ihre Gaben und Kräfte für die Lösung dieser Probleme einzuset­
zen. Der zweite Arbeitsmarkt funktioniert projektbezogen. Die Kommunen sind dabei
federführend, indem sie Projekte ausschreiben und fördern. Finanziert werden solche Pro­
jekte von Industrien, Kommunen, privaten und gemeinnützigen Gesellschaften. Beispiels-
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weise wird ein großes Unternehmen, das Arbeitsplätze rationalisiert und dabei Gewinne
macht, einen bestimmten Betrag zur Förderung solcher Projekte einsetzen. Sofern solche
Projekte langfristige Rendite versprechen, zum Beispiel im Energie- und Ökologiebereich,
werden Banken um langfristige Kredite angegangen.

Neben der Ermöglichung von notwendigen Dienstleistungen hat der zweite Arbeitsmarkt
einen kostensenkenden Effekt für die gesellschaftlichen beziehungsweise volkswirtschaftli­
chen Fixkosten. Er senkt zum Beispiel die Umweltkosten. welche vermutlich 300 bis 400
Milliarden DM pro Jahr in Deutschland erreichen. Er senkt die Gesundheitskosten. Dazu
nur eine Zahl: Wenn in Deutschland viele Milliarden Krankheitskosten und Arbeitsverlust­
kosten anfallen wegen arbeitsbedingten Rückenschäden. dann sinken diese Kosten im Rah­
men eines neuen Arbeitszeitmodells und einer neuen Zeiteinteilung beträchtlich. Weiter
werden die Gewaltkosten gesenkt, vor allem aber die ins Unermeßliche gestiegenen Kosten
für die seelischen Folgen der Arbeitslosigkeit.

Wer arbeitet nun in Projekten des zweiten Arbeitsmarktes? Dies sind natürlich Arbeits­
lose, aber auch Frührentner, freiwillig Arbeitende, obligatorisch Dienstleistende, Behin­
derte und einige professionelle Spezialisten. Eine Idee dabei ist, daß auf reine Arbeitslosen­
einsätze verzichtet wird und daß stets gemischte Gruppen angesprochen werden. Mit einem
solchen Konzept wird nicht nur erreicht, daß fast alle Menschen beschäftigt sind, es werden
auch die Gaben und Tätigkeiten derjenigen genutzt, die diese der Gesellschaft weiter zur
Verfügung stellen wollen oder die im Arbeitsmarkt nicht zum Zuge kommen. Ein besonde­
res Gewicht wird auf die Entwicklung von neuen Technologien gelegt.

Die berechtigte Hoffnung besteht, daß die Existenz eines solchen Komplementärrnarktes
mit der Zeit die Präferenzen für den Wert der Arbeit verändern werden. Menschen werden
die Erfahrung machen, daß humane und ökologische Dienstleistungen einen sinnstiftenden
Charakter haben. Es könnte wohl sein, daß damit bestimmte Dienstleistungen vom zweiten
in den ersten Arbeitsmarkt zurückwandern, was durchaus zu begrüßen ist. Prinzipiell wird
allerdings darauf zu achten sein, daß der zweite Arbeitsmarkt keine unfaire Konkurrenz
zum ersten Arbeitsmarkt darstellt, was auf Grund der Beantwortung der Frage »Welche
Leistungen erbringt der Markt, welche nicht?« einigermaßen zu klären ist.

Einen besonderen Anreiz für den zweiten Arbeitsmarkt soll ein umfassendes und qualita­
tiv hochstehendes Bildungsangebot darstellen. Dabei geht es um die Förderung von per­
sonalen und sozialen Kompetenzen, dann auch um fachliche Weiterbildung. Dieses Bil­
dungsangebot muß höchst attraktiv sein, wird aber kostengünstig zu gestalten sein, wenn
auch hier die Tätigkeiten der Frühpensionierten, der Freiwilligen und anderer Gruppen ein­
gesetzt werden.

Diese Überlegungen zum zweiten Arbeitsmarkt basieren nicht zuletzt auf der Überzeu­
gung, daß die Aktivierung von Millionen von Menschen sich positiv auswirken muß auf
die gesellschaftlichen Fixkosten wie vor allem auf die Lebensqualität einer Gesellschaft.
Diese Überlegungen bekämpfen endlich eine Voraussetzung der heutigen Entwicklung,
nämlich daß Geldverdienen und Konkurrenz zu den höchsten Gütern auf dieser Welt zähl­
ten. Wir können nur sinnvoll weiterleben, wenn wir diese Ziele in ihrer Bedeutung massiv
herabzustufen bereit sind.

Die Konzeption des öffentlich geförderten Arbeitsmarktes muß insbesondere den folgen­
den Kriterien genügen:
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• Es dürfen keine falschen und überholten Strukturen erhalten werden
• Die Leistungen dieses Marktes müssen gesellschaftlich notwendig sein und über den

1. Arbeitsmarkt nicht oder unvollkommen erhältlich sein
• Die Fixkosten der Gesellschaft müssen durch den 2. Arbeitsmarkt gesenkt werden, zum

Beispiel Umwelt-, Sicherheits-, Arbeitsplatz- und Gesundheitskosten
• Es darf keine öffentlich geförderte Konkurrenz zum 1. Arbeitsmarkt geben; hingegen

sind Teile des 1. Arbeitsmarktes am 2. Arbeitsmarkt angemessen zu beteiligen
• Es dürfen keine Strategien verfolgt werden, die langfristig falsch, zum Beispiel öko­

logisch falsch sind
• Im 2. Arbeitsmarkt muß ein hoher Anteil an Bildung vermittelt werden, zum Teil über

freiwillige Dienstleistungen.

Strategien zur sozialstaatlichen Sicherheit

Die bisher vorgestellte Umverteilung der Arbeit, die Neuordnung der Zeiteinteilung, das
Konzept der Sozialzeit sowie das Konzept eines öffentlich geförderten Arbeitsmarktes sind
notwendige Elemente eines neuen Gesellschaftsvertrages. Diese Elemente sind nun unter
dem Gesichtspunkt einer neuen Konzeption des Sozialstaates zu reflektieren. Der Sozial­
staat gilt ja nicht bloß als nicht mehr bezahlbar, er ist auch in seiner legitimatorischen
Begründung gefährdet. Allenfalls soll noch gelten, daß der Staat den am wenigsten Privile­
gierten Sozialhilfe nach dem Bedürfnisprinzip leistet. Im Zusammenhang mit dem Sozial­
staat gibt es eigentlich zwei zentrale Probleme. Einerseits ist die Legitimation des Sozial­
staates in eine Krise geraten, andererseits werden Zweifel an der ökonomischen Machbar­
keit des bisherigen Sozialstaates laut, vermischt auch mit dem Verdacht, daß der Sozial­
staat die Leistungsbereitschaft senkt und falsche Ausnützungstendenzen fördert.

Zuerst zur Krise der Legitimation. In der europäischen Tradition galten die sozialen
Menschenrechte immer weniger als die individuellen Menschenrechte. So galten und gel­
ten letztere als besser implementierbar als die sozialen Rechte. Insbesondere wirkt sich aus,
daß sowohl in der Tradition von Adam Smith als auch in der Tradition von Immanuel Kant
letztlich der Glaube an die moralische Selbstorganisation des wirtschaftlichen System,
letztlich an die unsichtbare Hand, besteht. Dieser Glaube relativiert den sozialstaatliehen
Handlungsbedarf. Hinzu kommen nun noch einige andere Elemente: So ist der Staat ange­
wiesen auf die Zustimmung der Mehrheit; diese ist aber nur für minimale Relegungen und
eher für Maßnahmen zu haben, welche allen Vorteile bringen, wie zum Beispiel der Stra­
ßenbau. Endlich besteht immer die Tendenz, daß die wirtschaftlich Starken auf möglichst
wenig Regelungen drängen, weil die Starken bei weniger Regelungen Vorteile gegenüber
den Schwachen haben. Die europäische Tradition verhält sich also immer wieder reserviert
gegenüber der Idee des Sozialstaates, im Unterschied etwa zum politischen System, in dem
ein demokratischer Regelungsbedarf unbestritten ist.

In diesen ganzen Zusammenhang gehört die Feststellung, daß die Entwicklung der
Akzeptanz der Solidaritätsidee ambivalent ist und widersprüchlich verläuft. Auf der einen
Seite gibt es eine neue Bereitschaft zum freiwilligen sozialen Engagement, auf der anderen
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Seite ist ein Zerfall der Solidaritätsidee zu' beobachten. Noch immer ist diese Solidaritäts­
idee sehr stark religiös oder ethisch begründet, insbesondere von der historischen Entwick­
lung her gesehen. Aber gerade deshalb wird mehr und mehr die Frage laut, warum ein Staat
eine religiöse oder ethische Idee zwangsweise durchsetzen soll, welche mit großen Ein­
schränkungen an Freiheit und Leistungen an Geld verbunden ist.

Die Frage stellt sich, ob nicht nach einer neuen, umfassenderen Begründung und Legiti­
mierung des Sozialstaates zu suchen ist. Mir scheint, diese Frage ist zu bejahen. In welcher
Richtung ist sie aber zu beantworten?
1. In der modemen Gesellschaft können die wichtigsten Aufgaben nur kooperativ-solida­

risch erfüllt werden. Die Existenz wichtiger gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Insti­
tutionen setzt die solidarische Kooperation sehr vieler und unterschiedlicher gesellschaft­
licher Gruppen voraus. Diese Behauptung bezieht sich auf die äußere Sicherheit, also die
Institution Armee, die innere Sicherheit, die Rechtssicherheit, die Wirtschaft, die Bil­
dung. Alle diese Aufgaben sind nur als kooperativ-solidarische Verrichtung denkbar.

2. Diese solidarische Kooperation verläuft als permanenter Austausch oder Tauschvorgang
zwischen den unterschiedlichsten Gruppen und Menschen. Dabei zeichnet sich dieser
Tauschvorgang aus durch eine Ungleichheit hinsichtlich der Verteilung von Vor- und
Nachteilen, Leistungen und Beanspruchungen, Verzichten und Anstrengungen, Bedürf­
nissen und Notständen.
Anhand einiger Beispiele sollen solche ungleiche Austauschprozesse konkret dargestellt
werden. Die einen, vor allem Besitzende, profitieren von Anstrengungen für die innere
und äußere Sicherheit, andere, zum Beispiel Soldaten und Polizisten, gehen dafür Risi­
ken ein. Die einen wohnen an einer lärmenden Autobahn, andere profitieren von einer
ruhigen Wohnlage und genießen außerdem überproportional die Güter und Dienstlei­
stungen, die über die Autobahn herangefahren werden. Die einen schonen die Umwelt
durch Verzichtleistungen, andere belasten die Umwelt, haben dafür Vorteile, deren
Nachteile aber für alle gleich sind. Bestimmten Gruppen werden Verzichtleistungen
abgefordert, zum Beispiel den körperlich Starken, während wirtschaftlich und intellek­
tuell Starke von Eigentumsrechten geschützt werden.
Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Kooperation verläuft weitgehend in Form von
ungleichen Austauschprozessen. Dabei gibt es Gewinner und Verlierer, wobei eine
exakte Identifikation und Quantifizierung unmöglich ist. Eindeutig und für unsere Frage
entscheidend ist, daß durch diese Austauschprozesse Reiche und Arme, unterschiedliche
Schichtungen der Gesellschaft geschaffen werden.

3. Ganz entscheidend ist nun, daß der Staat an diesen ungleichen Austauschprozessen
ursächlich, direkt und indirekt, beteiligt ist. So fördert die Rechtsprechung, zum Bei­
spiel die Durchsetzung der Eigentumsgarantie, solche ungleiche Austauschprozesse. Die
Verkehrspolitik schafft Vorteile und Belastungen. Internationale Abkommen schaffen
soziale Ungleichheit und Arbeitslosigkeit. Der Staat ist also eminent an den genannten
Tauschvorgängen beteiligt, nicht zuletzt durch seine Bildungspolitik. Er setzt Rahmen­
bedingungen für solche Tauschvorgänge mit staatlicher Gewalt durch. Er ist also auch
beteiligt an der Herstellung von sozialer Ungleichheit, Arbeitslosigkeit, Umweltver­
schmutzung.
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Schon hier ist darauf aufmerksam zu machen, daß es nicht zunächst um eine Kritik an
diesen Tauschvorgängen und der staatlichen Beteiligung daran geht. Dies alles ist,
zumindest weitgehend, unvermeidlich. Der springende Punkt ist der, daß der Staat mit
staatlichen Mitteln an der Durchsetzung dieser Vorgänge beteiligt ist.

4. Mitunter wirkt die staatliche Beteiligung an diesen Austauschprozessen in der Weise,
daß sie die Verantwortung, die Autonomie und den Spielraum des einzelnen ein­
schränkt. So ist Arbeitslosigkeit oder Sozialhilfebedürftigkeit sehr oft kein individuell
verschuldetes Schicksal, sondern die Folge struktureller Bedingungen, die zum Teil
vom Staat durchgesetzt werden.
Die internationale Arbeitsteilung fördert Arbeitslosigkeit. Die Verkehrspolitik beein­
trächtigt Gesundheit und Wohlbefinden, Beeinträchtigungen, denen sich der einzelne oft
nicht entziehen kann. Die Landwirtschaftspolitik lenkt das Handeln der Bauern in eine
gewisse Richtung. Man kann das allgemein so ausdrücken: Der Ausdifferenzierungspro­
zess der Gesellschaft engt den Handlungsspielraum des einzelnen mehr und mehr ein.

5. Das Fazit dieser thesenartigen Überlegungen lautet: Die gesellschaftliche solidarische
Kooperation, die ungleichen Austauschprozesse unter Beteiligung des Staates rufen
nach einer verstärkten Durchsetzung von Korrekturen, insbesondere sozialen Korrektu­
ren, durch den Staat. Dabei ist zu beachten, daß zwar die Austauschprozesse ungleich
sind, die Ungleichheit aber schwer zu quantifizieren und zu identifizieren ist. Weiter:
Die ökonomisch-gesellschaftliche Arbeitsteilung, an der der Staat beteiligt ist, macht
immer mehr Menschen abhängig und schränkt deren Handlungsspielraum ein. Oder
anders gesagt: Viele gesellschaftliche Ungleichheiten sind staatliche Konstruktionen
und müssen durch andere staatliche Konstruktionen korrigiert werden.
Aber nun stellt sich die Frage nach dem »Wie«. Zentral muß der Gedanke sein, daß,
angesichts der Schwierigkeit einer Quantifizierung die staatliche Korrektur pragmatisch
und in gewisser Weise pauschalierend erfolgen muß. Von dieser Überlegung her
erscheint es zwingend, daß wir die soziale Sicherheit einmal als eine zentrale Aufgabe
des Staates verstehen, wie die anderen genannten Aufgaben auch, daß aber wegen der
geforderten Pauschalisierung am ehesten eine arbeitsunabhängige Grundsicherung für
alle in Frage kommt.

Teilweise Entkoppelung von Arbeit und Lohn

Es gibt eine Menge von Gründen, die für eine solche Entkoppelung sprechen. Zunächst
muß eine Gesellschaft, welche durch strukturelle Arbeitslosigkeit und Niedriglohnpolitik
die Menschen an der Sicherung des Lebensunterhalts hindert, einen arbeitsunabhängigen
Grundlohn, eine Bürgerrente für alle, ausbezahlen. Es gibt aber auch ethische Gründe für
die Bürgerrente: Die positiven oder negativen Leistungen der Menschen lassen sich nicht
vollständig identifizieren, weder innerbetrieblich noch gar gesellschaftlich. Der Saldo der
Leistungen geht nicht, auf jeden Fall nicht vollständig, entlang der Lohnskala. Weiter
kommt dazu, daß Fähigkeiten und Verschuldungen von Menschen nur zum Teil in der Ver­
antwortung des einzelnen liegen. Vieles hängt von Umständen, zum Beispiel Elternhaus
und Gesundheit ab.
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Es gibt also viele Gründe dafür, einen Sockelbetrag als Bürgerrente oder Grundlohn für
alle vorzusehen. Hier wird an die Größenordnung von DM 1500,- pro Monat und Person
gedacht. Dies ist nicht existenzsichemd. Gedacht ist, daß im Normalfall die Menschen dazu
noch während circa 50% der bisherigen Arbeitszeit arbeiten. Der Grundlohn hat die Bedeu­
tung, daß damit eine Grundsicherung für alle sowie die Voraussetzung für die Flexibilisie­
rung am Arbeitsplatz und für die Sozialzeit geschaffen wird. Der Grundlohn ist so unab­
dingbare Voraussetzung für eine Umverteilung der Arbeit, für die Sicherstellung notwendi­
ger Dienstleistungen und für eine teilweise arbeitsunabhängige Sicherung der Lebensrisi­
ken.

Die finanzielle und ökonomische Sicherstellung des Grundlohnes erfolgt auf drei Ebe­
nen: durch eine ökologische Steuerreform, durch die präventive Einsparung von Kosten,
durch die Leistungen in der Sozialzeit.

Und endlich: Der Grundlohn ist eine Antwort auf den Skandal, daß eine Gesellschaft
sich eine luxuriöse Zivilisation für wenige leistet, gleichzeitig aber die Verarmung breiter
Schichten in Kauf nimmt.

Prof. Dr. Hans Ruh
Ethik-Zentrum der Universität Zürich
Institut für Sozialethik
Zollikerstraße 117
eH-8008 Zürich
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Studien

»Also sind nun alle Tyrannen und Stockmeister
. b 1vertne en ...«

Ein evangelisches Verständnis der Freiheit und die Frage der Autonomie

Von Christofer Frey

1. Einleitung

Wer könnte oder wollte schon gegen Autonomie sein? Wer könnte oder wollte gegen den
»informed consent« sprechen? Daß es doch Feinde aufgeklärten Verhaltens gebe - dieser
Verdacht könnte zuerst auf Theologen fallen: Fördert deren Ethik nicht den Gehorsam
gegen göttliche Gebote. die mit unbedingter Autorität sprechen? Oder treten nicht manche
im Namen eines Naturrechts und ursprünglicher Ordnungen gegen die Selbstbestimmung
(etwa von Frauen) auf2? Jeder modeme Theologe wird den gerade ausgesprochenen Ver­
dacht weit von sich weisen; Person. Freiheit und Gewissen seien geschichtliche Errungen­
schaften des Christentums. Katholische Moraltheologen werden zudem einwenden. daß die
Stimme der uns bestimmenden Natur in unserem Gewissen auch die Stimme der von uns
selbst zu verantwortenden Vernunft sei. Ordnungen unter Menschen können niemals
mechanisch verwirklicht werden. sondern bedürfen unserer sittlichen Entscheidung. Aber
was bedeutet das?

Im ärztlichen Ethos, aber auch in der Rechtsprechung hat sich in den letzten beiden Jahr­
zehnten ein Wandel vollzogen. Ein hippokratischer Paternalismus (mit der Absicht. für das
gute Leben und die Gesundheit des Patienten einzustehen) wurde offenbar durch ein demo­
kratischeres Prinzip abgelöst. den »informed consente". Aber gilt das schlechthin? Jede
ärztliche Beratung wird weiter das gute Leben des Patienten im Sinn haben. und die als frei
deklarierte Entscheidung des Patienten wird weiter auf das gute Leben - oder auch das
Sterbenkönnen - zielen:'. Ein demokratisch gesonnener Wertepluralismus hoffte. mit dem
Grundsatz des »informed consent« als einer formalen Bedingung auszukommen: aber der
formale Grundsatz der freien Selbstbestimmung setzt implizit inhaltliche Entscheidungen
über das Menschsein voraus. Sie finden sich nun nicht mehr in den so offenkundigen
Ansichten vom guten Leben. sondern auf einer Metaebene. Welche Gemeinsamkeiten las­
sen sich feststellen. wenn Menschen über durchaus unterschiedliche Ansichten vom guten
Leben diskutieren?
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2. Voluntas aegroti

Das Problem, Gesundheit und damit die »salus aegroti« zu bestimmen, ist hinreichend
bekannt. Das vollkommene leibliche, geistige und seelische Wohlbefinden - entsprechend
einer Definition der WHO - ist hypertroph; wo gäbe es diese Gesundheit und wozu würde
sie die Gesellschaft verpflichten? Offenbar bewahrt sie uns gerade nicht vor einem Horror­
szenario medizinischer Technologie, das uns erst recht krank machen könnte. Krankheit
muß hingegen unsere innere Arbeit herausfordern, wir sollen in gewisser Weise auch aktiv
krank sein; und Gesundheit könnte die Kraft sein, das Leben bejahend sich mit den eigenen
krankmachenden Anteilen auseinanderzusetzen. Aber damit lege ich mich bereits fest; weil
sich jedoch die salus offenbar nicht ein- für allemal bestimmen läßt, soll nun die voluntas
aegroti entscheiden. Hat sie tatsächlich den Vorteil, in einem weltanschaulichen Pluralis­
mus bestehen zu können? Wann ist sie wahrhaft Selbstbestimmung? Meint sie nicht doch
zuletzt ein bestimmtes Leben und auch Sterben?

Klinikärzte kennen die Schwierigkeiten. Da ist eine alt gewordene Frau, geistig hell­
wach; ihr müßte ein Karzinom entfernt werden; aber sie verweigert sich der Operation,
weil sie sich selbst nur noch eine sehr geringe Lebenszeit zurechnet. Da ist eine etwa gleich
alte Frau, die von Altersdemenz gezeichnet ist, aber einen guten körperlichen Zustand auf­
weist. Sie meint, ein Karzinom zu haben und verlangt die Amputation einer Brust. Muß der
Arzt gegen den Willen der ersten entscheiden, ja, kann er das überhaupt? Und muß er nicht
der zweiten die Autonomie absprechen? Aber was berechtigt ihn dazu?

Weiter: Bewährt sich die Autonomie in der selbstverantworteten Entscheidung zum Ster­
ben? Das »enfant terrible« der Medizin, Hackethal, schlug in einer Diskussion vor, Ster­
beanstalten zu gründen, in denen sich Sterbewillige selbst ein zugleich sedierendes und
tötendes Mittel zuführen. Die Kandidaten sollten zuvor von einem Gremium von Fachleu­
ten befragt werden. Wer ist in der Lage, sich autonom zu verhalten, wenn er einer Mehr­
zahl von Personen im weißen Kittel gegenübersteht? Entschied die im Gesicht schwer ent­
stellte Erna N. wahrhaft autonom, nachdem sie sich gegenüber der ärztlichen Kapazität
festgelegt und diese ihr Zyanid besorgt hatte? Ein Umfallen im Entschluß war ja gar nicht
mehr denkbar; der Herr Professor hatte sich angeblich doch der Justiz für seine Wohltat
ausgeliefert! Was Autonomie ist, hängt an unseren kommunikativen Beziehungen ­
genauso wie die vielen latenten Autoritätsverhältnisse und die offenkundigen autoritären
Suggestionen. Die Autonomie muß sich am Wortbestandteil »autos« definieren lassen,
einem Selbst, das offenbar nicht mit Notwendigkeit von Grund auf in kommunikative Ver­
hältnisse eingebunden gesehen wird.

3. Autonomie begründen

Letzte Wahrheiten kommen in säkularen Gesellschaften anscheinend nur noch in der Mehr­
zahl vor. Da scheint das Konzept des »informed consent« der Stein der Weisen zu ein ­
formal genug, um mindestens jedes Wesen, das Ich sagen kann, zu berücksichtigen, und
weit genug, um dem Wertepluralismus einer modemen Gesellschaft Rechnung zu tragen>,
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Aber ist es hinreichend begründet? Versteht es sich von selbst, weil es der Vernunft aller
Menschen einleuchten kann? Kant hat uns nahegelegt, einen Schluß der Notwendigkeit zu
ziehen: Wenn ich mich autonom selbst bestimme, so muß das jeder andere an meiner Stelle
ebenso tun können. Wir sind um dieser Vernunft willen eine Menschheit>. Die Anerken­
nung des anderen als eines Wesens mit Würde und Vernunft ist wesentliche Voraussetzung

der Autonomie.
Unter welchen Bedingungen aber verstehen sich Menschen als Wesen der Würde und

Vernunft? Wir betreten damit gewissermaßen die Metaebene, auf der über etwas diskutiert
wird. Und auf ihr ist das Autonomieprinzip nicht ohne weiteres allgemein (im Sinne von
-generell-) und formal. Drei mögliche Voraussetzungen sollen angesprochen werden; sie
verbinden sich mit dem Gedanken, daß der Bestandteil »autos« durchaus inhaltliches Profil
haben muß. Was heißt dann »selbst«?

Erstens: Was wäre Autonomie ohne ein reales, existierendes Subjekt der Freiheit?
Nichts! Darum setzt sogar Kant, der sonst die empirische Seite des Lebens streng von der
vernünftigen unterscheidet, Pflichten gegen sich selbst - in der Ganzheit der eigenen Exi­
stenz - voraus. Pflichten habe ich als autonomes Wesen gegen meinen Leib. Ich darf zum
Beispiel keinen Suizid begehen7• Heute fragen aber viele, ob es nicht zu ihrer Autonomie
gehöre, das eigene Leben zu verkürzen, besonders nachdem die medizinische Technik den
Tod bekämpft, indem sie ihn hinausschiebt. Muß der bittere Kelch der Leben verlängern­
den Intensivmedizin bis zur Neige getrunken werden''?

Zweitens kann sich ein bestimmtes Autonomieverständnis ohne Kants deutliche Unter­
scheidung von Vernunft und empirischer Leiblichkeit zur Geltung bringen. Der Mensch ist
dann ein Bedürfniswesen. ausgestattet aber mit der Fähigkeit, die Dringlichkeit seiner
Bedürfnisse zu ordnen, aus ihnen eine Hierarchie zu bilden und zu wählen. Die von Kant
nachgeordneten, aus der Ethik ausgeschiedenen Neigungen fundierten die Autonomie''.

Drittens könnte sich die Autonomie mit einem deutlicheren Nachdruck auf Rationalität
bestimmen: Nicht emotionale Befolgung, sondern rationale Artikulation und Durchsetzung
der eigenen Interessen kennzeichneten sie!",

Nun scheinen viele Vertreter des »informed consent« die beiden zuletzt genannten
Modelle des Menschseins vorauszusetzen. Darum kennzeichnet sie eine Neigung zum
Empirismus oder sogar zum Utilitarismus. Aber was ist die Wahrheit über den Menschen?
Liegt sie in einer abgründigen Freiheit beliebiger Selbstbestimmung? Oder muß nicht, wie
Kant es sah, die Freiheit den Träger der Freiheit unbedingt bejahen?

4. Wird der nicht-rationale Mensch gefährdet?

Ob Neigungen in eine hierarchische Ordnung gebracht oder Interessen individuell geordnet
werden - Rationalität bleibt der Kern dieser Freiheit zum »informed consent«. So kommen
die gerade aufgeführten Argumente in den Verdacht einer einseitigen Rationalität, wie er in
der Debatte mit Singer ständig beschworen wird. Setzt die Autonomie nicht eine wohlfunk­
tionierende Zentralinstanz - das rationale Bewußtsein - voraus, womit geistig Behinderte,
Embryonen, Altersdemente usw. diskreditiert werden?
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Manche, die mit gutem Willen dagegen kämpfen, verschlimmern die Diskussion nur. Sie
scheinen die Autonomie in den bloßen »Willen zum Leben« zu verlegen. Was spreche
denn dagegen, einer altersdementen Frau das nicht mehr durchblutete Bein abzunehmen
und ihr einen Herzschrittmacher einzusetzen, damit sie noch ein Jahr im Bett oder Rollstuhl
verbringe? Was könnten wir - von außen her urteilend - denn überhaupt von ihrem Glück
wissen? Singer bindet den Zuspruch der Menschenwürde an geäußerte Interessen und
zusätzlich an den Erweis von Personalität in Gestalt rationalen Selbstbewußtseins. Vertei­
diger des Lebens schlechthin könnten die entscheidende Glückserfahrung in ein Inneres
verlegen, das niemand sonst erkennen kann - der einzige Unterschied liegt in der Feststel­
lung, daß die Reflexivität der Erfahrung für andere erkennbar beziehungsweise grundsätz­
lich nicht sichtbar werden kann.

Die heute am meisten diskutierte Fassung der Autonomie enthält also ein sehr allgemei­
nes Bild vom Menschen und seinem Selbst:

• Es erweist sich in der Anlage, eigene Interessen artikulieren zu können11 auf die sich
• eine Prognose (dieses Wesen wird ein Mensch als Person werdenj'? oder eine Feststel­

lung (dieses Wesen ist eine Person) gründen kann sowie auf die

• FeststeIlbarkeit der Rationalität oder ihrer Anlage».

5. Freiheit im Widerspruch

Daran zeigt sich die Schwäche eines vordergründigen Autonomieverständnisses. Wie ist zu
entscheiden, wenn sich die vorausgesetzte Rationalität nicht dokumentiert und die Auto­
nomie eines Menschen für andere nicht zu erkennen ist? Empiristen und Utilitaristen möch­
ten das Argument der Potentialität verwerfen; was ein Mensch werden kann, darf nicht
unbedingt schon als ein Mensch aufgefaßt werden, dem der Schutz der Menschenwürde
zuzusprechen ist; auch die Eichel muß kein Eichbaum werden!", Sie würden wohl auch das

Personsein mit dem Ende der Funktion des Großhirns erlöschen sehen. (Das Recht schützt
es in gewisser Weise über den Tod hinaus!) Einer empirisch-wissenschaftlichen Orientie­

rung könnten diese Argumente einleuchten.
Aber leuchten sie auch in wissenschaftstheoretischer Erörterung15 ein? Was ist die

Bedingung der Erkenntnis der Humanität? Ist sie biologische oder soziologische Deskrip­
tion (allein)? Die scheinbar einzige Alternative müßte nach dieser Ansicht in einer obsku­
ren Metaphysik liegen; nur diese könnte es wagen, einem Embryonen oder einem Wesen
ohne funktionierendes Großhirn eine Anlage zum Menschsein (das Potentialitätsargument)
zuzusprechen. Selbst wenn wir einer derart antiquierten Metaphysik nicht folgen, bleibt das
-Zusprechen- das entscheidende Problem: Was müssen wir im voraus von einem Wesen
annehmen, um es nicht nur als biologisch zu erfassendes Individuum der Spezies -homo
sapiens- anzusprechen, sondern als potentiellen oder aktuellen Träger von Autonomie?
Auch der Schlafende äußert aktuell keine Autonomie; dennoch erwarten wir, daß er sie
nach dem Erwachen wieder zeigt'v.

Nicht eine empirische und erst recht nicht eine obsolete metaphysische Grundlage kann
das Ansprechen eines Wesens als Menschen begründen, sondern eine allem Ansprechen
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vorausgehende Voraussetzung: Wir sprechen einander schon immer Personsein zu, bevor
wir das in der Kommunikation als aktuell erweisen. Wir könnten gar nicht Ich oder Du
sagen, ohne diese stille Voraussetzung bereits zu teilen!", Die Bestimmung der Menschen
zur Autonomie kann nicht von empirischen Feststellungen abhängen, wohl aber können
empirische Momente zu deren Identifikation herangezogen werden - das bloße Gezeugt­
sein oder die Interessebekundung. (Das letztere kann aber kein Ausschlußkriterium sein.)
Die Bestimmung zur Autonomie kann deshalb nicht von einer empirisch verstandenen
Feststellung (allein) abhängen. Zwei Beispiele - der Angeklagte und die Stellvertretung ­
können das verdeutlichen:
• Viele Strafverfahren fördern ein Paradox zu Tage: Der Angeklagte präsentiert sich - oft

durch seinen Anwalt - als Opfer der Umstände, der ohne personales Zutun von einer
Situation verschlungen wurde. Er tut das aber, um nicht zum Objekt des Strafvollzugs
zu werden, sondern um seine Freiheit zu bewahren und seine Selbstbestimmung zu
erhalten. Indem er sich so präsentiert, entschuldigt er sich; er rechtfertigt sich als Objekt
und ist als Sich-Rechtfertigender doch Subjekt! Bloße Objekte rechtfertigen sich
bekanntlich nicht. Die Freiheit kann in der Selbstverneinung überaus dialektisch auftre­
ten. (Eine gewisse Analogie läßt sich beim Suizid entdecken: Wie könnte jemand einen
»Appell an die anderen« zum Ausdruck bringen, wenn er nicht mehr er selbst und nur
noch Objekt ist? Der zur Verantwortung Bestimmte kann dieser Bestimmung nicht
nachkommen; aber die Bestimmung entfällt dadurch nicht.)

• Das zweite Beispiel bildet die Stellvertretung; sie spielt gerade in der Patientenautono­
mie eine Rolle. Wäre nicht auch der Komatöse prinzipiell ein zur eigenen Verantwor­
tung bestimmtes Wesen, könnte es gar keine Stellvertretung geben. Nur weil wir ihm
prinzipiell Autonomie zusprechen, können wir bei aktuell nicht erwiesener Autonomie
entscheiden, als ob wir an seiner Stelle wären. Das Gewissen hat deshalb eine kom­
munikative Struktur.

Zur Autonomie bestimmt zu sein und sie doch nicht wahrnehmen können oder sie durch
eigenes Verhalten zu konterkarieren - das könnte sogar die Grundsituation des Menschen
bilden. Darum kann es Extremfalle geben, in denen eine Fremdentscheidung zugunsten
potentieller, später erst wahrzunehmender Autonomie auftritt: die Behandlung von Kindern
der Zeugen Jehovas. Vielleicht sind sie bereits so alt, daß sie, von den Eltern dazu
bestimmt oder gedrängt, selbst die Bluttransfusion zurückweisen wollen, aber die stellver­
tretend ergehende Entscheidung durch das Vormundschaftsgericht unterstellt, daß wahre
Autonomie sich nur entfalten kann, wenn das Leben selbst nicht vorsätzlich beschädigt
wird. Autonomie ist deshalb mehr als ein formaler Grundsatz; sie setzt Perspektiven
gemeinsamen Lebens und bestimmte Selbstbilder voraus.

6. Der Mensch - ein »krurnmes Holz«?18

Die Autonomie ist deshalb immer gefährdet. Wie oft muß ein Arzt dem bekundeten Willen
eines Patienten widersprechen! Und gibt es nicht auch Situationen, in denen ein Arzt aus
Gewissensgründen eine Behandlung ablehnen muß, etwa eine gefährliche Operation ohne
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Blutkonserven? Andererseits gilt der gute alte moraltheologische Grundsatz, daß gegen das
Gewissen zu handeln gefährlich ist - selbst wenn es sich um ein irrendes Gewissen handelt.
Deshalb muß der Patient auch im Verständnis der Arztes irren dürfen, sofern er gründlich
und adäquat aufgeklärt worden ist. Autonomie bedeutet deshalb mehr, als unter angebote­
nen Alternativen oder unter Gütern wählen zu können. Diese Wahl könnte - zumindest an
der Oberfläche - auf Nutzen oder Interessen beschränkt sein. Autonomie im strengen Sinn
aber involviert das Selbst. Darum hat auch Kant mit der Autonomie mehr verbunden als die
Theorie vom -informed consent-:

a) eine Universalierung der moralleitenden Gesichtspunkte. Jeder an meiner Stelle,
jedes vernunftbestimmte Wesen müßte so und nicht anders entscheiden (reziproke Univer­
salisierung) 19, und

b) eine Selbstfestlegung des Willens 20. Organ der Autonomie ist darum nicht einfach
eine Rationalität, sondern zuletzt das Gewissen. In ihm tritt zu Tage, wie es um das Selbst
des zur Autonomie bestimmten Menschen steht; denn es ist einem inneren Gerichtshof zu
vergleichen, in dem eine Stimme zur anderen richtend spricht - der zur Freiheit Berufene
zu jenem, der seinen Neigungen folgen könnte. Was ist das für ein Selbst, das gegen sich
selbst sprechen kann? Es ist vielleicht auf der Suche nach der Einheit mit sich selbst--, aber
es ist noch nicht mit sich übereingekommen.

Erfüllte Autonomie ist keine einfache Orientierung auf einem Entscheidungsbaum mit
vielen sich verzweigenden Alternativen. Im Ernstfall der Freiiheit wähle ich mich selbst
durch die gewählte Möglichkeit. Die Selbstwahl aber kann sich verfehlen, wie es die alte
biblische Geschichte zeigt: Der Baum des Lebens markiert die gute Grenze geschöpflicher
Freiheit; wer aber mehr, ja alles - Gut und Böse wie Gott definitiv ordnen - können will,
verschenkt in einem Akt vermeintlicher Freiheit alle zukünftige Freiheit. Jüdisch-christlich
gesprochen: Die echte Freiheit ist immer riskiert; entweder sie wählt sich in der endlichen
Geschöpflichkeit und in der Bestimmung, zum anderen hin zu sein; oder sie wählt ihren
Untergang.

Darum ist zweierlei Freiheit zu unterscheiden: Die Freiheit endlicher und begrenzter
Wahl unter den Mitteln zur Erhaltung des Lebens, und jene andere Freiheit, die sich in
möglichen Alternativen auch selbst und damit eine fundamentale Orientierung wählt. Viele
Entscheidungen im Rahmen der (angeblichen) Patientenautonomie sind Entscheidungen
der harmlosen Art von Freiheit. Aber sie hört spätestens dann auf, wenn es um Leben oder
Tod geht. Könnte es deshalb nicht ein Motiv von Ärzten sein, den Patienten nicht nur im
Blick auf Behandlungsverfahren mitentscheiden, sondern ihn selbst - im Selbstkern - an
seiner Genesung mitarbeiten zu lassen? Dann wird die einfache Freiheit zum Vehikel der
Freiheit, an der die grundsätzliche Selbstorientierung eines Menschen hängt. Damit greift
aber die Medizin auf mögliche religiöse oder quasireligiöse Ressourcen des Patienten
zurück.

In dieser Perspektive ist Autonomie kein formaler Gesichtspunkt mehr. Sie bedeutet
nicht mehr, Menschen in der Lage zu sehen, ihre Interessen selbst zu bestimmen und ihren
Werten zu folgen - auch wenn diese Gesichtspunkte nicht untergehen dürfen. Autonomie
setzt nun voraus, daß
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• sich das Selbst in gewisser Weise bejahen und sich aus Freiheit Gesetze beziehungs­
weise Orientierung geben kann, daß

• es von Grund auf aufandere hin orientiert ist und in einem Zusammenhang lebt, indem
wir einander bereits immer unsere Bestimmung zur Freiheit zusprechen und daß

• es ein Einverständnis mit seiner Endlichkeit findet. (Nur so kann ich - etwa durch ein
Patiententestament - den Weg des Sterbens wählen.)

7. Überlegungen aus dem Horizont des Christentums

Wenn das Gewissen die Einheit mit sich selbst sucht, aber sich selbst nicht vermitteln kann,
stellt sich allen Menschen eine grundlegende, lebensorientierende Frage: Wohin das alles?
Im Blick auf den Menschen ist das Christentum insofern realistischer als jeder Empirismus,
als es auch gegen einen negativen Aufweis die Berufung zur Freiheit festhält, obwohl ihr
die menschliche Lebensführung ständig widerspricht. Gewissen, Personalität und Verant­
wortung sind in der Zusage der Gottebenbildlichkeit (Gen 1,27) begründet, die von Gott
her für Menschen gilt, selbst wenn sie danach nicht leben. Es gilt, diese Dialektik fest­
zuhalten - bis hin zu dem erwähnten Grundsatz, daß gegen ein irrendes Gewissen zu han­
deln schlecht ist. Darum wird die Theologie dem Protestanten Kant nicht folgen können,
wenn er im kategorischen Imperativ die Autonomie sich gewissermaßen selbst affirmieren
(bestätigen) sieht. Sie findet ihre Evidenz nur im Widerspruch der realen Existenz, also in
einer geschichtlichen Lebensform.
Aber es bleiben zwei Ebenen der Freiheit zu unterscheiden:
• jene der Handlungs- und Entscheidungsfreiheit im Leben und Überleben, in denen wir ­

ungeachtet unserer letzten Orientierung und tiefen Selbstentfremdung - sicher viel
Gutes tun können 22, und

• jene übergeordnete der Orientierung unseres Selbst auf der Suche nach der Einheit mit
sich, in der wir immer in Selbstwidersprüche verflochten bleiben.

Diese Grundorientierung ist es nun, angesichts derer die Reformatoren eine fundamentale
Unfreiheit des Menschen behauptet haben. Sie greift das Verhältnis zu Gott, zum Nächsten
und zu sich selbst an. Der Glaube schenkt eine Freiheit, die auch die andere Freiheit, die im
täglichen Miteinander, beeinflussen kann. »Also sind nu jene Tyrannen und Stockmeister
alle vertrieben, und ist an ihre Statt getreten Jesus Christus, ein Herr des Lebens ...«, sagt
LutherP. Die Stockmeister und Tyrannen finden sich keineswegs nur als Instanzen außer
mir, als Fremdautoritäten, sondern in mir, vor allem wenn das Ich in der Suche nach sich
selbst nur in sich kreist. Wenn aber die Sorge-um mich selbst einem gelassenen Annehmen
des Lebens als Geschenk Gottes weicht, müßte auch die Sorge für den anderen, den Mit­
menschen, eine andere Qualität annehmen können. Wir müßten zu unterscheiden wissen,
wann es um eine einfache Entscheidung und wann es - zum Beispiel in der Wahl einer
Behandlung - auch um eine Wahl des Selbst geht. Das möchte ich an zwei Fragen verdeut­
lichen:

Aus welchen Ressourcen schöpft der Arzt, der seine eigene Unsicherheit im Patienten­
gespräch erkennt und der weiß, daß jegliche Prognose mit Unsicherheit belastet ist? Aus
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welchen Quellen schöpft er Kraft und Mut, wenn er - vielleicht mit anderen - auf Behand­
lungsabbruch entscheidet? Selbstverständlich kann er die Autonomie seines eigenen Ent­
scheidens und erst recht die Autonomie des Patienten anhalten und sich mechanisch an
Listen von Kriterien - die meist wohl imaginär bleiben - halten.

Wie verarbeitet er die notwendig verbleibenden Reste des Paternalismus - hat er doch
einen informativen und damit einen Prognosevorsprung? Die Autonomie des Patienten wird
immer eine gestützte Autonomie bleiben. Wer aber mitentscheidet oder sogar für andere ent­
scheidet, ist in von Schuld gezeichnete Zusammenhänge verwoben. (Ich will nicht behaup­
ten, daß er im gleichen Maße schuldig, genauer: mitschuldig ist.) R. Tausch hat einmal mit
Erstaunen festgestellt, daß die »Vergebung« so gut wie nie in oder auch vor der Beratungs­
praxis (der Medizin, der Psychotherapie) artikuliert wird24. Der Mensch aber ist ein durch
und durch zeitbestimmtes Wesen, was sich bereits an der Intention des Gewissens auf Ein­
heit erweist. Wie kann er auf das Kommende zugehen, wenn der Weg dorthin durch ver­
letzte, verkannte oder fehlgeleitete Autonomie verstellt ist? Tausch hat die Frage nur auf die
mitmenschlichen Verhältnisse, nicht aber auf den Herrn der Zeit bezogen. Immer neu anfan­
gen, Autonomie ernst nehmen zu können, bedeutet auch, noch einmal aus dem möglichen
Scheitern herauszutreten. Es schließt aber auch ein, immer auf den aktuell oder potentiell
begegnenden anderen bezogen zu sein, der nicht hinter einer abstrakten Universalisierungs­
regel zurücktreten kann. »Wie dich selbst« - im Liebesgebot - bedeutet: Dein Selbst ist für
andere wie ein anderer, der bei aller Gleichheit im Humanen doch ein geschichtlicher,
unverwechselbarer und darum auch ein unterschieden anderer sein darf. Autonomie ohne
vorauslaufende Reziprozität in diesem schwierigen Sinn ist nicht denkbar>.

Prof Dr. Christo/er Frey
Ruhr-Universität Bochum
Evangelische Theologische Fakultät GA 8
44801 Bochum

Abstract

The autonomy of the patient is a prominent maxim of recent medical ethics. Autonomy contradicts a
possible patemalism on the side of the physician. There is, however, a need for ethical discussion of the
principle of autonomy. Does it inc1ude arbitrariness on the side of the patient? The Kantian notion
appeals to attempt of empirieal identification of the merely rational, whereas the empirieal teleological
ethics (comparison of goods) negiects the meta-realm of the discussion and definition what »good«
really means and what subjectivity and autonomy are. The author fights ethical relativity as weIl as a
metaphysical doctrine of teleology (naturallaw in the oider sense); he proposes to elaborate the hidden
social aprioris, which guide our visions of autonomy. The Christian contribution is the participation in
the debate over the meaning of autonomy and freedom on the basis of a cornmunal understanding of
human subjectivity and selfhood.
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nehmen?, Gütersloh 1990; Der gewünschte Tod, Gütersloh 1991.

9. Das ist die Form der Autonomie, die der ursprüngliche Utilitarismus vertritt.
10. Das ist das wichtigste Kriterium des Präferenzutilitarismus, wie ihn P. Singer vertritt. Vgl. seine »Praktische

Ethik«, Stuttgart 1984.
11. S. o. Singer: aaO., S. 34 ff.
12. Vgl. N. Hoerster: Neugeborene und das Recht auf Leben, Frankfurt a. M. 1995.
13. Vgl. H.-M. Sass: Hirntod und Hirnleben, in: ders. (Hg.): Medizin und Ethik, Stuttgart 1989, S. 160-183.
14. So Bimbacher im Anschluß an den unter Anm. 13 genannten Aufsatz.
15. Sie soll hier gerade auch die Bedingungen des -Ansprechens als ...< umfassen. Dazu s. u. und Anm. 17!
16. Dieses bekannte Argument wurde von D. Parfit in die Debatte eingeführt: Rechte, Interessen und mögliche

Menschen, in: Um Leben und Tod, hg. v. A. Leist, Frankfurt a. M. 1990, S. 384-394.
17. Dieses Argument zielt auf eine Art von Apriori, wie es Kant ins einer> Kritik der Urteilskraft- vorführt.
18. 1. Kant: Idee zu einer allgemeinen Geschichte in weltbürgerlicher Absicht, A 397.
19. Es wäre über Kants Ansatz zu diskutieren: Meint er eine Universalisierung, die lebendige Analogien bezweckt

(jeder andere an meiner Stelle in Analogie entsprechend der veränderten geschichtlichen Situation), oder eine
Generalisierung, die eine abstrakte Regel streng verallgemeinern will?

20. I. Kant: Kritik der praktischen Vernunft, A 52ff. Kant sucht den vernünftigen Willen zu bestimmen, also will
gar nicht ratio und voluntas als Gegensatz ansehen.

21. Vgl. 1. Kant: Metaphysik der Sitten, Tugendlehre A 98f.: »Ein jeder Pflichtbegriff enthält objektive Nötigung
durchs Gesetz (als moralischen unsere Freiheit einschränkenden Imperativ) ... die innere Zurechnung aber einer
Tat, als eines unter dem Gesetz stehenden Falles .., gehört zur Urteilskraft (iudicium) ... Das Bewußtsein eines
inneren Gerichtshofes im Menschen ... ist das Gewissen.« Kant sieht darin einen Herzenskündiger gegen (oder
mit?) dem Ich empirischer Neigungen sprechen. - Das Gewissen bestimmt als »Ruf zur Einheit mit mir selbst«
D. Bonhoeffer: Ethik, hg. v. 1. Tödt u. a., München 1992, S. 281ff. Ein unmittelbarer Anschluß an Heidegger ist
allerdings schwer nachzuweisen.

22. Sie ist trotz der Tiefe der Sünde gerade auch von Luther anerkannte Freiheit in den untergeordneten Dingen,
eine Gabe der Geschöpflichkeit, die trotz der den ganzen Menschen berührenden Sünde nicht grundsätzlich zer­
brochen ist. Sie entspricht Jesu Aussage »Wenn ihr, die ihr (doch) böse seid, euren Kindern gute Gaben zu
geben wißt ...« (Matth 7,11).

23. S. o. Anm. 1.
24. R. Tausch: Vergeben. Von der Bedeutung des Vergebens in zwischenmenschlichen Beziehungen, auch in der

Medizin, Bochum 1992 (Medizinethische Materialien 79).
25. Vgl. P. Ricoeur: Soi-meme comme un autre, Paris 1990.
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Selbstbestimmung und Selbstentwurf in der Nähe
des Todes?

Zur Differentialethik medizinischer Betreuungsverfügungen

Von Hans-Martin Sass

»Was ist der Mensch, das Du seiner gedenkst, und des Menschen Kind, das Du Dich seiner
annimmst?« (Psalm 8,5)

1. Kants Freiheitsbegriff und das christliche Menschenbild

Wir sind Zeugen einer technischen Revolution von kopernikanischen Ausmaßen, in wel­
cher der Mensch die Natur nach seinen Maßen umgestaltet: »homo mensura«. Diese Revo­
lution, die vor allem auf den Gebieten der Nukleartechnik, der Information und der Biome­
dizin stattfindet, wird ebenso wie die kopernikanische Revolutionierung der Denkungsart ­
nicht die Erde, sondern die Sonne steht im Mittelpunkt des Planetensystems - auch nach­
folgend Revolutionen, Modifikationen und Änderungen in der Art und Weise wie wir den­
ken, kommunizieren, leben und miteinanderleben - auch wie wir sterben und wie wir ande­
ren im Sterben beistehen - nach sich ziehen. Diese Revolutionierung der Denkungsart ­
und nachfolgend der Welt und Umwelt - ist eng mit dem Freiheitsbegriff Immanuel Kants,
dem kantegorischen Imperativ und der -Du kannst, denn Du sollst<-Maxime verbunden und
verbreitet sich rastlos und scheinbar ungebrochen als letzter Beitrag europäischer Missio­
nierung und Kolonialisierung derzeit bis in die fernsten Winkel und Kulturen unserer Erde.
Christo/er Frey thematisiert Kultur und Unkultur ethischer Empörungsmoden und politi­
scher und kultureller -Korrektheit-, wenn er - nicht nur rhetorisch - fragt: >Wer könnte
oder wollte schon gegen Autonomie sein?« Und, in der Tat, dürfen wir überhaupt dagegen
sein, wenn wir soviel Unfreiheit, Ausbeutung, Unbildung und Ideologisierung bei uns und
bei anderen sehen. -Sapere aude-, wage zu denken; wage, Dich zu befreien aus den selbst­
verschuldeten Unmündigkeiten der Idolatrie und der Tyrannei; dieser aufklärerische Wahl­
spruch in emanzipatorischer Absicht gilt heute nicht weniger als zu Kants Zeiten, in Europa
und anderen Erdteilen gleichermaßen.

Autonomie - Selbstbestimmung - ist nach Kant kein beweisbares Naturgesetz der Frei­
heit, sondern eine -regulative Idee-; die den Kurs angeben soll, auch unter Erfahrungen der
Unfreiheit, des Scheiterns und Versagens. -Incurvatus in se ipsum-, mit den Worten
Luthers ein vom Sündenfall gezeichneter Wurm, der das Gute, das er tun soll oder sogar
tun will, nicht tut, aber das Böse betreibt, das er oft nicht einmal will und von dem er weiß,
daß er es nicht soll. Als Christen wissen wir um unser gebrochenes Verhältnis zur Natur,
das besteht seit der Vertreibung aus dem Paradies - wie wir wissen um unsere mühselige
und erbärmliche Abhängigkeit von der Natur, der Notwendigkeit, ja dem Auftrag, Natur zu
unterjochen und zu manipulieren, um überleben und um besser leben zu können; - und
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natürlich wissen wir damit auch von der Schuld, die wir auf uns laden, wenn wir uns und
unsere Natur, unsere Mitmenschen und ihre Natur und die Natur von Pflanzen und Tieren
zum Gegenstand unseres Verantwortungshandelns machen - in Familie und Beruf, in
Nachbarschaft und Gesellschaft, in der Medizin.

Von letzterer, von den vertrieben geglaubten Tyrannen und Stockmeistem, und von den
evangelischen Hoffnungen aus Freiheit und auf Freiheit handelt der Beitrag von Frey: Her­
ausforderungen, Notwendigkeiten, Grenzen des Machbaren, des Wünschbaren und des
Erlaubbaren in der Medizin, vor allem bei der medizinischen Intervention am Lebensende.
Medizinische Intervention wendet sich gegen das, was von Natur aus kommt: Grippe,
Krebs, Bluthochdruck, Schmerzen, körperliche und seelische Krankheiten aller Art. Wir
bekämpfen die Natur, wir lassen ihr nicht ihren Willen, nicht ihren freien Lauf. Es ist das
ärztliche Ethos, das seit den vorchristlichen Tagen des Hippokrates vor über 2500 Jahren
unverändert ist: salus aegroti suprema lex. -Das Heil des Patienten, des Anvertrauten, ist
das oberste Gebot. < Das christliche Gebot der besonderen Sorge für und Pflege von Schwa­
chen, Kranken, Leidenden und Sterbenden weitet die Verantwortung für das -salus-, das
Heil der Anvertrauten, aus über den Stand der Ärzte auf Schwestern und Pfleger und ins­
gesamt auf barmherzige Samariterdienste für alle, auch die medizinischen Laien. Unter den
Bedingungen der modemen Hochleistungsmedizin einerseits und der Pluralität individuel­
ler Wert- und Weltbilder andererseits bedarf aber, wie Frey mit Recht in seiner Kritik an
der weltfremden und praxis femen Definition von Gesundheit durch die WHO ausführt, die
patientenorientierte und individualisierte Interpretation des -Heils des Patienten- einer
neuen Vergewisserung in Orientierung an eben der Maxime des Respekts vor der individu­
ellen Autonomie und Selbstbestimmung auch in Gesundheitsangelegenheiten. Das möchte
ich zunächst diskutieren und mich dann den Herausforderungen für einen den individuellen
Selbstentwurf auch in die dunklen Stunden und Tage eigener Schwäche und Krankheit, von
Demenz, Schmerzen und Sterben zuwenden, also der von Frey angesprochenen Problema­
tik der Patientenverfügung, früher Patiententestament genannt.

2. »Aegrotti salus suprema lex«

-Aegroti salus suprema lex-, das -Heil des Patienten- ist für den Arzt das höchste Gesetz, so
wird es in der uns aus dem hippokratischen Ethos überkommenen Bioethik des Abendlan­
des überliefert. Der hippokratische Satz vom Heil des Patienten als dem obersten Gebot
und Gesetz ärztlichen Handelns wird aber auch unabhängig von unserem eigenen abend­
ländischen Erbe kulturübergreifend und epochenübergreifend verstanden und eingefordert;
er hat auch in einer multikulturellen Gesellschaft wie der unsrigen nichts an Bedeutung
verloren. Das Heil des Patienten ist das oberste Gebot für den medizinisch und pflegerisch
Tätigen, es ist der bioethische Imperativ, unter dem alles biomedizinische und forscheri­
sehe, alles pflegerische, behandelnde und begleitende Handeln stehen und an dem es sich
orientieren muß. Wie sonst sollten der Hilfesuchende, der Leidende, der Sterbende, der gei­
stig Verwirrte und der Schwache Vertrauen zum Arzt und Pfleger haben, wenn dieser bio­
ethische Imperativ nicht vorausgesetzt werden kann. Um es im Bilde des griechischen
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Mythos auszudrücken: Biomedizin und Bioethik gehören so untrennbar zusammen wie der
vierbeinige Körper mit dem Kopf des Zentauren Chiron, des Lehrers des Asklepios, der
sich für seinen Schüler aufopferte, indem er den Pfeil auf sich zog, der den Asklepios tref­
fen sollte.

Die Frage nach Heil des Patienten ist nun aber im Gefolge der großartigen technischen
Fortschritte der Biomedizin neu zu definieren. Es besteht nämlich die Gefahr des Verfeh­
lens des medizinischen Auftrages und der medizinischen Verantwortung dort, wo die Lei­
stungskraft der Maschinen und der Medikamente zum ausschließlichen Maß der Interven­
tion wird, beispielsweise in der Intensivmedizin am Lebensende oder bei den Psychophar­
maka in der Psychiatrie. Lag früher das medizinische und medizinethische Dilemma darin,
daß die Medizin technisch zu wenig konnte, so stellt heute die technische Leistungsfähig­
keit selbst ein ethisches Problem dar und wirft die Frage nach den ethischen Grenzen des
technisch Machbaren auf. Hans Jonas hat die von Kant thematisierte Problematik der Frei­
heit des moralischen Willens in der Forderung -Du kannst, denn Du sollst-, durch die neue
Fragestellung der Bindung des technisch Möglichen und des moralischen Willens -Sol; ich
tun, was ich kann?< transformiert.

Der technische Fortschritt, von dessen ethischer Führung und Kontrolle Hans Jonas
spricht, ist die eine Herausforderung der modemen Medizin. Die andere Herausforderung ist
der Werte wandel, der uns aus den kulturell und religiös geschlossenen Orientierungssyste­
men der Vergangenheit in die Multikulturalität und das Zeitalter der Selbstbestimmung und
individuellen Selbstverantwortung versetzt hat. Wenn der Arzt nicht mehr mit Selbstver­
ständlichkeit davon ausgehen kann, daß der Patient nach einem uniformen Weltbild oder gar
dem des Arztes behandelt werden will, sondern eigene Konzeptionen von Lebenswerten,
Lebenszielen und Lebensqualitäten hat, dann kann das Heil des Patienten nicht mehr pater­
nalistisch vom Arzt definiert werden; der Arzt muß sich am Interesse und Willen des Patien­
ten orientieren. Man hat deshalb -vorgeschlagen - und Frey scheint sich diesem Vorschlag
anzuschließen -, statt von Heil, dem salus, von dem Willen, der voluntas aegroti zu sprechen
und in der Tat orientiert sich die angloamerikanische utilitaristische Bioethik weitgehend an
einem bioethischen Modell von Patientenautonomie und Selbstbestimmung. Beide Modelle,
das der paternalistischen und heteronomen Entscheidung des Arztes stellvertretend für den
Patienten und das Modell einer absolut gesetzten Selbstbestimmung des Patienten, sind
extreme Positionen, die weder der von Jonas thematisierten ethischen Abwägung tech­
nischer Möglichkeiten noch der besonderen Situation des medizinischen Laien, oft krank,
schwach, verwirrt, aber in jedem Fall auf den professionellen Fachmann angewiesen gerecht
werden. Besser ist die Formel salus ex voluntate aegroti, die partnerschaftliehe Kommunika­
tion, Kooperation und Verantwortung zwischen Arzt und Patient im Ausmessen von Pro­
gnosen, von Optionen und Modifikationen von Interventionen.

3. Wertanamnese

Die ethische Forderung einer patientenorientierten Medizin in einer pluralistischen und
vom individualistischen kantischen Freiheitsbegriff geprägten Gesellschaft ist sehr einfach:

181



Behandle Patienten individuell und nach ihren je eigenen Wert- und Wunschbildern, ihren
je eigenen Hoffnungen, Ängsten, Lebenszie1en und ihrer je eigenen Definition von Lebens­
qualität. Diese individualisierte Behandlung und Betreuung ist jedoch in der praktischen
Durchführung deswegen schwierig, weil es häufig an Zeit und Interesse fehlt, dem> Wert­
bild- des Patienten eine ebenso große Aufmerksamkeit zu widmen wie dem -Blutbild- oder
dem -Röntgenbild-. Das Instrument, das ich zur Realisierung einer Vertrauenspartnerschaft
zwischen Arzt und Patient im Ausmessen des individuellen Heils des Patienten vorstelle,
ist das der Wertanamnese. Was medizinische Anamnese ist, wissen die Mediziner: die
Erhebung der erforderlichen Informationen und Daten für die Diagnose, Prognose und The­
rapieentscheidung. Unter »Wertanamnese« verstehe ich die kritische Selbstanalyse und
Selbstbewertung für die eigene Selbstverständigung aktuell oder prospektiv bei Ziel- und
Entscheidungskonflikten. Wertanamnese ist in der Regel Selbstanamnese. Die Qualität und
Verwertbarkeit von Wertanamnesen wird, wie bei der klinischen Anamnese, durch Klarheit
der Aussage, Konsistenz und Interpretierbarkeit bestimmt; diese Unsicherheiten und
Unklarheiten sind dem Pfarrer aus dem seelsorgerliehen Gespräch und der Beichtpraxis
bestens bekannt. Ihre Inhalte ändern sich auch im Zusammenhang mit der Entwicklung der
Persönlichkeit und den Herausforderungen durch die Umwelt.

Die »medizinische Wertanamnese« konzentriert sich auf diejenigen Werte, Ziele und
Wünsche, die mit dem engeren Zusammenhang von Gesundheitsrisiken, Lebensstil,
Lebenserwartung dem individuellen Konzept von Lebensqualität und den Einstellungen zu
Krankheit, Schmerz, Leiden und Tod zu tun haben. Der in der Wertanamnese zu ermit­
telnde -Wertstatus- des Patienten ist für Diagnose, Prognose, Prävention, Intervention und
Betreuung ebenso unverzichtbar wie dessen -Blutstatus- oder andere anamnestische Erhe­
bungen. Wertanamnestische Informationen, in die Gesamtdiagnose integriert und im Vor­
sorgegespräch erhoben, haben eine dreifache Funktion: (1) Reflexion des Patienten auf lei­
tende Werte, die das eigene Gesundheitsverhalten und die Einstellung zu Gesundheitsrisi­
ken, zu Krankheit, Schmerz, Betreuung und Tod bestimmen; (2) Integration wertanamne­
stischer Kriterien in die Festsetzung von Zielen für Prävention und Intervention und damit
Qualitätssicherung der individualisierten Behandlung des Patienten; (3) Informationen über
vorsorgliche Hinweise, Wünsche und Verfügungen, die im Betreuungsfall vom Betreuer,
von Pflegern und Ärzten im Interesse einer individuellen Versorgung und Betreuung
genutzt werden können. Damit ist unter den Voraussetzungen der Postmoderne die Frage
nach der Autorität des Entscheidungssubjekts bei klinischen Entscheidungen gestellt. Diese
Frage gliedert sich präziser in zwei Unterfragen: (1) Können medizinische Laien in bezug
auf ihre Gesundheitsvorsorge, Krankheitsbehandlung und Sterbebegleitung sinnvoll Werte,
Wünsche und entscheidungsleitende Ziele für klinische Intervention formulieren? (2) Kön­
nen medizinische Experten angesichts individuell unterschiedlicher Konzeptionen von
Lebensqualität, Lebenszielen, Werten und Wünschen stellvertretend Entscheidungen allein
aufgrund von klinischen und Labordaten fällen? Ich hinterfrage also nicht nur die Kom­
petenz des Patienten, sondern auch die des Arztes jeweils allein ohne Vertrauenspartner­
schaft und Entscheidungspartnerschaft klinische Konfliktsituationen analysieren und ent­
scheiden zu können.
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4. Aegroti salus: Vertrauenspartnerschaft Patient - Arzt

Ich diskutiere die zweite Frage zuerst. Natürlich gibt es klassische Szenarien der Vitalindi­
kation zur Akutintervention. bei denen allein ärztliche Expertise und ärztliches Ethos ent­
scheidungsleitend sind. Für den chirurgischen Eingriff bei einem polytraumatisierten
Patienten nach Verkehrs- oder Arbeitsunfall oder bei einem hochbetagten multi morbiden
Patienten mit akuter Appendizitis besteht vor und außerhalb des Modells der partnerschaft­
liehen Erstellung von Interventionskriterien eine vitale Indikation zum Eingriff. Ob aber
bei malignen Tumoren im Endstadium auf eine weitere kausale Therapie oder auf invasive
diagnostische Interventionen wie Echokardiographie, Gastroskopie oder Arteriographie
verzichtet wird oder nicht, oder auf Interventionen bei komplizierten Begleiterkrankungen
wie Herzrhythmusstörungen (Herzschrittmacher) oder Urämie (Hämodialyse), Leberver­
sagen (Plasmaseparation), dazu sind Bewertungskriterien nötig, die nicht in der klassischen
paternalistischen Arztethik allein abgewogen werden sollten. Wenn wir die ärztlichen
Dienstleistungen in den fünf unterschiedlichen Szenarien von Prädiktion, Prävention, aku­
ter Intervention, Begleitung chronisch Kranker und Betreuung komatöser, dementer oder
sterbender Patienten, auf die Wertigkeit der Entscheidungskompetenz allein durch den Arzt
untersuchen, dann gilt sie vollumfänglich nur für die Vitalindikation; sie gilt nicht bei der
Prädiktion und Prävention, nicht bei chronischen Krankheiten, nicht in der Betreuungs­
situation bei Koma, Demenz und im Sterben. Die Grenzen der Wertigkeit ärztlicher Kom­
petenz liegen dort, wo die Grenzen der technischen Seite der Differentialdiagnose liegen
und wo patientenorientierte, individualisierte klinische Beratung, Begleitung und Betreu­
ung gefragt sind. Die Feststellung von Werten und Wünschen des Patienten ist also nicht
nur, wie in den USA vorwiegend argumentiert wird, eine Frage der »autonomy« des
Patienten, sondern primär eine der »good clinical practice«. Klinische Optionen paternali­
stisch im Rückgriff auf traditionelle Arztethik lösen zu wollen, würde dem Heilauftrag der
Medizin und dem Respekt vor Person und Werten des Patienten widersprechen. Das gilt
nicht erst für die Fälle von Sterbehilfe und Suizid. Beide Szenarien können im Gegenteil
von Extremkonflikten entlastet werden, wenn die Arztethik sich der Wertigkeit ihrer Ent­
scheidungskompetenz im Rückgriff auf das Wertprofil und Wunschprofil des Patienten
versichern würde. Man kann in diesem Zusammenhang von dem medizinisch und ethisch
notwendigen ärztlichen Ethos der Compliance mit den Daten der Wunsch- und Wertprofile
ihrer Patienten sprechen.

Wenden wir uns jetzt komplementär den Aspekten der Wertigkeit von Entscheidungen
durch Patienten oder potentielle Patienten zu, also der Patientenethik. Wir müssen aus der
neueren Literatur zu Problemen der Betreuungsverfügungen in den USA und aus kli­
nischen Erfahrungen beiderseits des Atlantik, daß Patienten ebenso wie Ärzte das Gespräch
über Entscheidungskonflikte vor allem im Zusammenhang mit Koma, Demenz und Sterben
beschwerlich finden und ihm ausweichen (Layson, 1994). Andererseits wurde sowohl in
den USA (Doukas, Gorenflo, 1993; Emanuel, 1993; Layson, 1994) wie in der Bundesrepu­
blik (Kielstein, 1993; Kielstein, Sass, 1993 und 1994; May u. a. 1997) empirisch dokumen­
tiert, daß Gesunde und Kranke durchaus in der Lage sind, Werte, Wünsche und Vorstellun­
gen für Szenarien künftiger Behandlung zu formulieren und festzulegen. Besondere Angst
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vor einer nur noch lebensverlängernden intensiven medizinischen Behandlung ist für die
Szenarien des irreversiblen Koma, der sich entwickelnden schweren Demenz, unerträgli­
cher Schmerzen und hoher Kosten für die Familie beschrieben worden (Pearlman, 1993).
Wir haben fast keine Informationen, daß Patienten eine Untertherapie fürchten, jedenfalls
nicht in unseren relativ guten und gut finanzierten Gesundheitssystemen. Für die Bundes­
republik haben Rita Kielstein und ich an inzwischen über 300 Gesunden und Kranken
sowohl die Bereitwilligkeit, sich mit Fragen von Behandlungsalternativen für Koma,
Demenz, infauster Prognose, großen Schmerzen und dem Sterbeprozeß zu befassen, wie
auch die Fähigkeit zu konsistenter und interpretationsfähiger prospektiver Aussage für
diese Szenarien qualitativ untersucht. Wir wissen, daß Patienten häufig sehr genaue Vor­
stellungen haben, welche Beeinträchtigungen von Lebensqualität medizinische Laien als
schlimmer empfinden als den Tod (Pearlman, 1993; May u. a. 1997).

Im übrigen repräsentieren Koma, Demenz, unheilbares und schmerzhaftes Kranksein
sowie Sterben extreme Konfliktsituationen für medizinische Interventionen, aber es gibt
schon im Vorfeld davon Szenarien, welche unausweichlich Gesundheitsverantwortung und
Entscheidungskompetenz beim chronisch Kranken verlangen. Bei Diabetes mellitus oder
bei Hyperurikämie (Gicht) beispielsweise werden medikamentöse Intervention und
Lebensweise vom Patienten verantwortet und durchgeführt; der Arzt wird zum Berater und
Begleiter. Lipidstoffwechselstörungen, Herz- und Kreislauf-Krankheiten, medikamentöse
oder andere Abhängigkeiten entziehen sich der direkten medizinischen Verantwortung,
wenn sie lebensstilbedingt und selbstverantwortet sind. Fortschritte in der prädikativen und
präventiven Medizin werden künftig noch mehr als bisher vom medizinischen Laien
Gesundheitsmündigkeit und Gesundheitsverantwortung, auch Kompetenz für klinische
Entscheidung oder Mitentscheidungen verlangen. Man mag diese Notwendigkeit mit dem
Recht auf Selbstbestimmung (W. Jens/H. Küng, 1995) oder der Notwendigkeit zur Kosten­
kontrolle im Gesundheitswesen begründen; ich selbst sehe in ihr einen unverzichtbaren
Teil für good clinical practice (Sass, 1995). Die Integration individualisierter Informationen
in Diagnose und Prognose und danach in Interventionsentscheidungen und ihre Überprü­
fung bedeutet nicht die Ersetzung des aegroti salus suprema lex, auf welches die ärztliche
Ethik sich immer beruft, durch ein dem Heil- und Sorgeauftrag fremdes aegroti-voluntas­
Prinzip, das den Arzt zum Handlanger beliebiger Patientenwünsche degradiert; im Gegen­
teil: das Heil des Patienten kann nur in einer Vertrauenspartnerschaft zwischen Patient,
Arzt, Team und, in den Sondersituationen von Koma, Demenz und großer Schwäche und
Todesnähe, dem benannten Betreuer ausgemessen werden. Bei der Behandlung eines Kran­
ken, auch eines Sterbenden, sind nach den Ausführungen des Bundesgerichtshofs -frühere
mündliche oder schriftliche Äußerungen des Kranken ebenso zu berücksichtigen wie seine
religiöse Überzeugung, seine sonstigen Wertvorstellungen, seine altersbedingte Lebens­
erwartung oder das Erleiden von Schmerzen- (Bundesgerichtshof, 1994: 11). Lebensquali­
tätskonzeptionen des Patienten und individuelle Kriterien für Befindlichkeit in die Behand­
lung einfließen zu lassen, ist bei belastenden Interventionen, zum Beispiel in der Onkolo­
gie, vor allem bei der Chemotherapie, durchaus good clinical practice, was durch die Viel­
zahl der Modelle für Selbstbewertung und ihre klinische Verwendung bezeugt wird (Vie­
hues, 1990). Es wäre unerträglich, wenn andere (Ärzte) heteronom über Lebensqualität -
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und damit über Lebenswert - von Patienten entscheiden würden. Ich erinnere an das Wort
Rudolf Virchows, daß der Arzt zum -gefährlichsten Manne im Staat- werde, wenn er sich
anmaße, über Lebensqualität seiner Patienten heteronom Werturteile zu fällen. Es ist
selbstverständlich für eine gute Behandlungsqualität, individuelle Konzeptionen von
Lebensqualität und Werte und Wünsche über die Behandlung in die Interventionsstrategie
einfließen zu lassen, ja diese im Idealfall partnerschaftlieh mit dem Patienten zu erstellen
und zu überprüfen (Sass, 1990).

Prof Dr. Hans-Martin Sass
Ruhr-Universität-Bochum
Zentrum für Medizinische Ethik GA 3
44780 Bochum

Der Beitrag wird mit Überlegungen zur Frage des »Beistands im Sterben oder Hilfe zum
Sterben« im nächsten Heft der Zeitschrift fortgesetzt. Dort werden auch die Verweise auf
die Literatur in einem ausführlichen Literaturverzeichnis dokumentiert.
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Mittelverknappung im Gesundheitswesen

Leistungsträger und Beitragsstabilität auf dem Prüfstand

Von Theodor Strohm

Der folgende Beitrag bezieht sich auf die Rahmenbedingungen, die heute im Gesundheits­
wesen vorgegeben sind. Diese sind angesichts der Mittelverknappung und der Ausgaben­
explosion einem dramatischen Wandel unterworfen. Deshalb ist die Sozialethik heraus­
gefordert, an der Neuorganisation des Gesundheitswesens aktiv Anteil zu nehmen'.

1. Krisensymptome im Gesundheitswesen

Es vergeht kaum ein Tag, an dem die Medien nicht über die Kosten im Gesundheitswesen
berichten. Wir hören und lesen von der sogenannten Kostenexplosion, von steigenden Bei­
tragssätzen in den gesetzlichen Krankenkassen, von höheren Prämienzahlungen in der pri­
vaten Krankenversicherung, aber auch von besonders hohen Einkommen einiger Chefärzte
oder der Zahnärzte, von überhöhten Gewinnen in der Pharmaindustrie und von zu teuren
Medizinprodukten, zum Beispiel künstlicher Herzklappen. Die Krise des Gesundheits­
wesens verlagerte sich von einem Leistungsträger zum anderen. Gegenwärtig stehen die
gesetzlichen Krankenkassen nicht nur in einem gesteigerten Wettbewerb untereinander,
sondern in einem heftigen Konflikt mit der Bundesregierung, allen voran Gesundheitsmini­
ster Horst Seehofer. Es gibt Stimmen, die die gesetzliche Krankenversicherung schon im
Abseits unseres Sozial- und Finanzstaates sehen. Diagnostiziert wird eine unaufhaltsame
Ausgabenexplosion bei galoppierender Einnahmen-Schwindsucht (Isensee). Der Reihe nach
haben die am Gesundheitswesen beruflich beteiligten Gruppen gegen Elemente der Kosten­
dämpfungsreformen protestiert. Nach den niedergelassenen Ärzten kamen die Zahnärzte.
Aber auch die konfessionellen Krankenhäuser haben mit einer Verfassungsklage gedroht.
Vor kurzem wurde der Entwurf der Dritten Stufe der Gesundheitsrefonn, der heftig umstrit­
ten ist, in Teilen verabschiedet. Als »unsozial und gefährlich« haben führende Vertreter der
Angestellten Krankenkassen diese geplante Reform gekennzeichnet. Dr. med. Eckart Fied­
ler (Geschäftsführer der Barmer Ersatzkasse) sagte: »Aus politisch-taktischen Erwägungen
verhindert Minister Seehofer sachgerechte Lösungen. Das ist unverantwortlich.e-

Die Dritte Stufe der Gesundheitsreform soll die Krankenkassen zur Sparsamkeit erzie­
hen. Bezweifelt wird, ob die eingesetzten Mittel dieses Ziel erreichen werden. Das ver­
abschiedete Gesetz schreibt vor, daß eine Kasse, die mehr ausgibt als sie einnimmt und
deshalb die Beiträge erhöhen muß, gleichzeitig die Selbstbeteiligung der Patienten unter
anderem für Heilmittel aufstocken muß. Das provoziert bei den Versicherten - so der Mini­
ster - Widerstand bzw. kann zum nun erlaubten Kassenwechsel führen. Dies wiederum dis­
zipliniere die Kassen. Das unwürdige Spiel, noch vor Inkrafttreten der gesetzlich vor­
geschriebenen Beitragssenkung um 0,4 Prozent, zum 1. 1. 1997 die Beiträge um 0,6 Pro-
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zent heraufzusetzen, deutet darauf hin, daß hier inzwischen ein makabres Verfahren kurz­
fristiger Ein- und Zugriffe Platz greift, das durchaus systemgefährdend wirken kann. Vor
kurzem teilte der Minister mit, der Medikamentenverbrauch sei im Jahr 1996 im Vergleich
zum Vorjahr um 8 Prozent, die Ausgaben für Heilmittel (Massagen etc.) sogar um 10 Pro­
zent gestiegen. Es folgt der zweifellos unwirksame Appell an die Ärzte, »nur das medizi­
nisch Notwendige zu verschreibene'.

Wem sollen wir glauben? Minister Seehofer geht davon aus, »daß wir auf der Seite der
Leistungserbringer die Rationalisierungspotentiale weitgehend ausgeschöpft haben. Hier
weiter zu rationalisieren würde unweigerlich zur Rationierung führen.« Und Rationierung be­
deute »Zwei-Klassen-Medizin-ö. Die Krankenkassen stellen demgegenüber fest, seit 1993
seien weit über 7 Mrd. DM Beitragsgelder zusätzlich in den Krankenhaussektor geflossen,
die Krankenhäuser seien aus der vereinbarten Kostendisziplin ausgebrochen. Die Kostenent­
wicklung in der stationären Versorgung sei deshalb besonders ärgerlich, weil die Kranken­
häuser, vor allem wegen verkürzter Verweildauer der Patienten, »mehr Geld für weniger
Leistungen« erhalten. Dies läßt nach Meinung der Kassen den Schluß zu, daß »bei der gro­
ßen Mehrheit der Krankenhäuser erhebliche Gewinne« entstanden sein müssen. Somit wären
Maßnahmen der Kostendämpfung im Krankenhaussektor auch »problemlos verkraftbar«.
Die Bundesländer, die sich bislang schützend vor die Kliniken gestellt hätten, müßten end­
lich akzeptieren, daß das Prinzip der Kostenbegrenzung auch für die stationäre Versorgung
zu gelten habe. Der Gesetzgeber stehe unter Handlungszwang. Oberstes Ziel müsse sein, daß
auch die Krankenhausausgaben höchstens bis zur Quote des Grundlohnsummenanstiegs
wachsen dürfen. Gestoppt werden müsse auch die vierte Stufe der Pflegepersonalverordnung,
die 1996 zu Mehrkosten von 500 Millionen DM geführt hat. Hohe zusätzliche Kosten dro­
hen durch eine Anhebung des Punktwerts für die aus Kassensicht »ohnehin überhöhten Fall­
pauschalen und Sonderentgelte« sowie durch eine Mengenausweitung im pauschalierten
Bereich>.

Insgesamt werden von seiten der Kassen Rationalisierungsreserven im Gesundheits­
bereich von 35 Milliarden DM geschätzt. Zusätzlich werden immer wieder die versiche­
rungsfremden Leistungen hervorgehoben. Die Arbeitgeberseite hat für das Jahr 1994 in der
Krankenversicherung fehlfinanzierte Beiträge in Höhe von 58,5 Milliarden DM identifi­
ziert, von denen allerdings 90 Prozent auf die beitragsfreie Familienversicherung entfallen.
Es war deshalb richtig, eine steuerfinanzierte Familienkasse zu planen, durch die die Bei­
tragszahler in erheblichem Maße entlastet werden könnten",

Als im Jahre 1991 der Kernspintomograph flächendeckend eingeführt wurde, sind im
ersten Quartal die Abrechnungen für Untersuchungen mit diesem Gerät um 75 Prozent
angestiegen. Der Sachverständigenrat für die konzertierte Aktion im Gesundheitswesen
stellte vor kurzem fest: Wesentliche Teile der Röntgenuntersuchungen und Ruhe-EKGs bei
Routine-Checks seien nicht notwendig. Zudem sei ein großer Teil der endoskopischen
Gelenkuntersuchungen überflüssig. Auch die Messungen der Knochendichte bei Patienten
ohne Beschwerden sei umstritten, werde aber dennoch viel angewendet. Die ambulante
Versorgung wird ebenfalls aufs Korn genommen. Auch hier wird die Tendenz zur Mengen­
ausweitung angesichts zunehmender Ärztedichte und der enormen Zunahme der Gesund­
heitsdienst-Berufe als kostentreibender Faktor herausgestellt. Immerhin ist die Zahl der
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berufstätigen Ärzte von 1970 bis 1994 von 126909 auf 267 187, die Zahl der Zahnärzte von
38524 auf 59211 und die der Apotheker von 23751 auf 43 822 angestiegen. Mehr als ver­
dreifacht haben sich die nichtärztlichen Gesundheitsdienstberufe und zwar von 439000 auf
15860007. So erfreulich die Beschäftigungsentwicklung im Gesundheitswesen im Blick
auf den Arbeitsmarkt anzusehen ist, so sind die Nebenwirkungen im Blick auf den Anstieg
der Gesundheitskosten unabsehbar. Diese wenigen Beispiele für Symptome unserer Krise
zeigen, daß es heute auf grundsätzliche Überlegungen ankommt und auf einen Grundkon­
sens über die Ziele, auf die unser Gesundheitssystem ausgerichtet und über die Grund­
werte, auf die es verpflichtet ist.

Im Vordergrund der Reformbemühungen steht die Frage nach der Zukunft der Gesetzli­
chen Krankenversicherung und ihrer finanziellen Tragfähigkeit. 1993 beauftragte der Bun­
desgesundheitsminister den Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion im Gesund­
heitswesen mit der Anfertigung eines Sondergutachtens zur langfristigen Ausgestaltung der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Zu diesem Zeitpunkt war das Gesundheitsstruk­
turgesetz, das im Sinne einer großen Koalition zwischen den Regierungsparteien und der
SPD mit dem »Lahnsteiner Kompromiß« vereinbart wurde, nur wenige Tage in Kraft. Die
Auswirkungen des Gesundheitsstrukturgesetzes auf die künftige Kostenentwicklung im
Gesundheitswesen - die in vielen Bereichen seit 1995 und 1996 zur Geltung kommen ­
sollten mit dieser frühzeitigen Gutachtenvergabe offensichtlich nicht abgewartet werden.
Hier sind nun die gesellschaftlichen Kräfte aufgefordert, sich direkt zu den dort gemachten
Vorschlägen und Optionen zu äußern. Die vier Optionen des Sachverständigengutachtens
»Gesundheitsversorgung 2000«, das im Jahr 1993 in Auftrag gegeben wurde, sollen kurz in
Erinnerung gerufen werden.

Option 1 sieht die endgültige Ausgliederung aller versicherungstypischen und nach dem
Verursacherprinzip dem Versicherten zuzuordnenden Leistungen aus der GKV vor.

Option 2 strebt eine Zweiteilung des GKV-Leistungskataloges in Kern- und Zuwahllei­
stungen an.

Option 3 stellt individuelle freiwillige Abwahlmöglichkeiten aus einern GKV-Gesamt­
katalog mit einem verpflichtenden Kernbereich und ergänzenden Zusatztarifen.

Option 4 beinhaltet die Einführung eines weiter gefaßten Kernleistungsbereiches mit Ab­
und Zuwahlrnöglichkeiten für den Versicherten8.

Angesichts dieser offensichtlich kritischen Situation in unserem Gesundheitswesen sind
die christliche Ethik, Kirche und Theologie herausgefordert, an einer verantwortlichen
Richtungsbestimmung der Willensbildung und an den erforderlichen Reformentscheidun­
gen mitzuwirken.

2. Die Sozialethik ist herausgefordert

Die Kammer der EKD für soziale Ordnung hat sich in den vergangenen Jahren kontinuier­
lich und kritisch-konstruktiv in den Reforrnprozeß eingeschaltet und zuletzt unter dem Titel
»Mündigkeit und Solidarität - Sozialethische Kriterien für Umstrukturierungen im Gesund­
heitswesen« publiziert. Bereits 1990 veröffentlichte sie die Denkschrift »Arbeit, Leben und
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Gesundheit - Perspektiven, Forderungen und Empfehlungen zum Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz«. Gesundheitspolitik und Arbeitswelt sind in doppelter Weise miteinander ver­
zahnt. Zum einen gilt: Es ist Kennzeichen unseres Sozialsystems, daß das beitrags- und lei­
stungsbezogene Sozialversicherungssystem seit seiner Einführung in der Bismarekzeit am
Erwerbseinkommen anknüpft. Die Krise des Erwerbssystems schlägt deshalb direkt durch
und erzeugt zugleich eine Krise des Gesundheitssystems. Zum anderen trägt die Solidar­
gemeinschaft der Versicherten in immer höherem Maße die Folgen beruflich bedingter
Erkrankungen mit, da klinisch manifest werdende Berufskrankheiten häufig als Folge einer
jahrelangen sich unmerklich aufsummierenden Schädigung in Erscheinung treten, und der
geforderte Kausalnachweis dann nicht mehr zu erbringen ist. In beiden Denkschriften wur­
den klare Perspektiven für Reformen vorgeschlagen, die insbesondere in den Fachkreisen
auf große Resonanz gestoßen sind". Obgleich im Gesundheitswesen kaum ein Bereich ganz
isoliert vom anderen verhandelt werden kann, ist es dennoch nötig, die Ebenen der Argu­
mentation zu beachten:

Die erste Ebene ist die allgemeinste. Man bezeichnet sie als Makro-Allokation auf der
höchsten Entscheidungsebene. Hier findet die Einigung darüber statt, welchen Stellenwert
dem Gesundheitswesen, auch im Blick auf das Finanzvolumen, in Staat und Gesellschaft
beigemessen werden soll und welchen Anteil es, verglichen mit anderen Positionen, wie
etwa dem Verteidigungshaushalt, am Brutto-Sozialprodukt haben soll. Dies ist die höchste
Entscheidungsebene. über die wir uns in der Bundesrepublik Deutschland einig werden
müssen. Die Summe von fast 450 Mrd. DM, die gegenwärtig pro Jahr von den verschiede­
nen Leistungserbringem für Gesundheit ausgegeben wird, muß nicht nur aufgebracht, son­
dern auch daran gemessen werden, ob sie zur Verbesserung des allgemeinen Gesundheits­
standes der Bevölkerung wirklich beiträgt.

Die zweite Ebene ist die sogenannte Makro-Allokation auf der unteren Entscheidungs­
ebene. Hier geht es um die gegenseitige Zuordnung der einzelnen Felder des Gesundheits­
wesens, welchen Stellenwert wir ihnen untereinander einräumen. Da sind die Bereiche der
Prävention, der Gesundheitserziehung, der Hilfe zur Selbsthilfe, der kurativen Medizin, der
Rehabilitation oder der palliativen Maßnahmen, deren Zuordnung untereinander in einer
möglichst sinnvollen Weise vorgenommen werden soll. Analysen haben einen Anteil der
Prävention von zwei bis sieben Prozent ergeben. Hier ist insbesondere die Frage zu stellen
ob diese Position - die Prävention - in der Bundesrepublik bisher nicht generell falsch
bewertet wurde.

Die dritte Ebene stelle die Mikro-Allokation auf der oberen Entscheidungsebene dar. Sie
betrachtet die Bevölkerungs- respektive Patientengruppen unter dem Aspekt der Zuteilung
der vorhandenen Ressourcen. Dies betrifft die Fragestellung, wie die Ressourcen etwa den
unterschiedlichen Altersgruppen oder verschiedenartigen Krankheitsbildern und sozialen
Gegebenheiten zuzuordnen sind. Hier stehen ethische Entscheidungen im höchsten Maße
auf dem Spiel. Wir haben es hier mit einem Drei-Generationen-Vertrag zu tun, der wie
auch in der Rentenversicherung in Zukunft immer stärker durch den »Alterslastquotienten«
belastet wird und nicht beliebig überdehnt werden darf. Hier entsteht auch die Frage, mit
welcher Art von Medizin das typische Spektrum der Alterskrankheiten zu behandeln ist.

Auf der vierten Ebene, welche die Fragen der Mikro-Allokation auf der unteren Entschei-
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dungsebene behandelt, wird zum Beispiel konkret nach dem Verhältnis zwischen Patienten
und Ärzten und auch den Pflegekräften gefragt. Denn Diagnose- und Therapieentscheidun­
gen am Krankenbett müssen ja auch ethisch verantwortlich getroffen werden. In der erwähn­
ten Studie wurde eine dramatische Unterbewertung der sogenannten »sprechenden Medizin«
gegenüber der Apparatemedizin benannt. Wenn es stimmt, daß mindestens vierzig Prozent
derjenigen, die ärztliche Hilfe nachsuchen, wegen Störungen ihrer psychosozialen Befind­
lichkeit und Ratlosigkeit kommen, dann werden hier grundsätzliche Entscheidungen auf die
Dauer unumgänglich. Sehr viele Fragen, die heute in der »medizinischen Ethik« diskutiert
werden, tauchen auf dieser Ebene auf und müssen hier auch gelöst werden 10.

Dies sind die vier Ebenen, auf denen immer wieder eine Verständigung herbeigeführt
werden sollte und die nicht ohne weiteres vermischt werden dürfen. Von welchen sozial­
ethischen Gesichtspunkten sollen sich ethisch geprägte Stellungnahmen leiten lassen? In
den genannten Stellungnahmen stand im Hintergrund die Überzeugung, daß im Mittelpunkt
theologischer Ethik - angelegt in der biblischen Überlieferung - der Vorgang des Prüfens
steht. Die Selbstprüfung und die Prüfung der Situation beziehen sich darauf, was dem Wil­
len Gottes entspricht. Dieses Verfahren erstreckt sich auf die ethischen Normen und
Annahmen, die gegenwärtigen Handlungs- und Reformkonzepten zugrunde liegen. Das
Ergebnis des Prüfens sind Urteile mit praktischen Konsequenzen, Orientierungen für wich­
tige Vorhaben unseres menschlichen Zusammenlebens. Theologische Ethik impliziert die
Erwartung, daß insbesondere die Ursprungsgeschichte des Christentums Intentionen und
Kriterien enthält, die heute von handlungsorientierender und kommunikationsschaffender
Relevanz sind!'. Es ist der Problemdruck der Gegenwart und der zukunftsbezogenen Rich­
tungsorientierung, welche die Aufnahme von Impulsen des christlichen Ethos akut werden
lassen.

Als Beispiele für Richtungskriterien die im Vollzug des Glaubens durch das Ethos mit­
gesetzt sind, seien genannt: Solidarität und Verantwortung für den Mitmenschen; nur mit
dem Mitmenschen gemeinsam kommt der Mensch zum Heil. Berufung und Freiheit und
Mündigkeit durch Emanzipation vom heteronomen Umgang mit dem »Gesetz« und den
Zwängen der Umwelt (vgl. GaI3,23-5,1). Dienst statt Herrschaft des Menschen über den
Menschen und statt Gewalt (Mark 10,42f.). Hilfe für Schwache und Schutzbedürftige
durch Aufrichtung des Rechts. Liebe gilt als Zusammenfassung aller Kriterien, die zusam­
men kein »Programm« ergeben, aber wirksame Bestimmung für Handlungsorientierung im
sozialen Kontext.

Diese grundsätzlichen Überlegungen stehen hinter den Vorschlägen und Entscheidun­
gen, die die Evangelische Kirche und ihre Diakonie im Blick auf das Sozialwesen bzw. ins­
besondere auf die Reformen des Gesundheitswesens unterbreitet und getroffen hat. Eine
Grundorientierung bieten jeweils die christlich-ethischen Werte, wie sie auch in den
zurückliegenden Jahrhunderten die Arbeit der Diakonie geprägt haben, wie auch die Ablei­
tungen, die sich aus dem christlichen Menschenbild ergeben. Auch das Gesundheitswesen
hat sich an Grundpositionen zu orientieren, von denen einige im Einklang mit einer Stel­
lungnahme des Diakonischen Werkes der EKD hier kurz angedeutet werdent-:
• Unsere Gesellschaftsordnung ist wesentlich durch christliche Wertvorstellungen

geprägt. Diese können deshalb Anhaltspunkte für staatliches Handeln geben. Das gilt
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insbesondere für das christliche Menschenbild und die daraus abgeleitete Beschreibung
der Würde des Menschen.

• Obwohl der Fortschritt der medizinischen Wissenschaft die Überlegenheit des medizi­
nischen und pflegerischen Fachpersonals gegenüber den Patienten vergrößert hat, darf
dies nicht darüber hinwegtäuschen, daß der Patient als ein Betroffener eine Kompetenz
eigener Art besitzt und somit von der Mündigkeit des Kranken oder Versicherten aus­
gegangen werden muß.

• Christen tragen ein hohes Maß an Selbstverantwortung gegenüber sich selbst und auch
gegenüber anderen Menschen.

• Sofern in Not geratene Menschen sich allerdings nicht mehr selbst helfen können, sind
sie auf eine solidarische Hilfe angewiesen, so daß wir am Solidarprinzip gerade in der
sogenannten sozialen Sicherung festhalten wollen. Insofern gilt der Grundsatz »Einer
trage des anderen Last«.
Die Solidargemeinschaft sollte möglichst groß sein, um den Nöten einzelner oder von
Gruppen von Betroffenen entsprechend begegnen zu können. Die Risiken, aber auch die
Lasten in unserem Sozial- und Gesundheitswesen sollen gemeinschaftlich getragen wer­
den.

• Der Selbstverantwortung des einzelnen Menschen entspricht die Bewahrung des Sub­
sidiaritätsprinzips, nach dem der einzelne Mensch nach seinen Möglichkeiten dazu ver­
pflichtet ist, auch eine entsprechende Gesundheitsvorsorge zu leisten, bevor die nächst
höhere Hilfeeinheit eingreifen muß. Diesem Subsidiaritätsprinzip entspricht wiederum
die Verpflichtung der größeren Einheit, dafür Sorge zu tragen, daß die kleinere Einheit,
zum Beispiel die Familie oder das Individuum, in die Lage versetzt wird, sich selbst zu
helfen.
In diesem Zusammenhang muß gleichzeitig aber auch vor der Gefahr einer ungerecht­
fertigten Reprivatisierung von Gesundheitsrisiken gewarnt werden.

• Es darf keine Ausgrenzung bestimmter Gruppen geben wie zum Beispiel Alte, Lang­
zeitkranke, Behinderte, Rehabilitanden oder Pflegebedürftige.

• In bestimmten Lebenssituationen und für bestimmte Personengruppen erweisen sich
rein marktwirtschaftliche Instrumente als untauglich, dies gilt zum Beispiel für die
Gesundheitsversorgung.

• Auch für die Krankenversicherung gilt, daß die der Sozialhilfe vorgelagerten Systeme
der sozialen Sicherung armutsfest gemacht werden sollen.

• Umschichtungen im sozialen Sicherungssystem haben streng dem Prinzip der Bedarfs-
orientierung sowie der Bedarfsdeckung und der Einkommensabhängigkeit zu folgen.

Diese Gesichtspunkte sind geeignet, den notwendigen Reformprozeß konstruktiv zu beglei­
ten und eigene Vorschläge einzubringen. Auf unser Verständnis von Gesundheit und
Krankheit soll erst im abschließenden Teil kurz eingegangen werden.

3. Zu den Ursachen der Krise des Gesundheitswesens

Das Gesundheitsstrukturgesetz von 1988 hat dem ständig steigenden Kostendruck mit nur



geringem Erfolg entgegenzuwirken vermocht. Das Gesundheitsstrukturgesetz von 1992
sollte bewirken, daß »das Zusammenwirken von Krankenkassen, Leistungserbringern, Ver­
sicherten und Gesetzgeber ... bereits mittelfristig .., zu einer am Grundsatz der Beitragssta­
bilität orientierten Selbststeuerung der gesetzlichen Krankenversicherung« führt. Die Sozi­
alkammer hat in ihrer Studie »Mündigkeit und Solidarität« (1994) den Reformprozeß
begrüßt und Kriterien für eine zukunftsgerechte Ordnung des Gesundheitswesens auf­
gestellt. Sie unterstützt den Grundsatz der Beitragsstabilität, sie forderte den inzwischen
realisierten Risikostrukturausgleich der gesetzlichen Krankenkassen, mehr Wahlfreiheit und
Wettbewerb der Kassen, stärkere Vernetzung der ambulanten und stationären Versorgung,
Abkehr vom reinen Kostendeckungsprinzip und einer stetigen Mengenausweitung der
Gesundheitsleistungen. Bekräftigt wurde der Grundsatz, daß die gesetzliche Krankenver­
sicherung weder eine Maximalversorgung noch eine ungenügende Versorgung zu leisten
hat. Vielmehr geht es um eine »ausreichende« (genügende) »zweckmäßige« Versorgung,
das heißt mit den vorhandenen Mitteln soll der größtmögliche Erfolg erreicht werden. Es
geht um »notwendige« Leistungen. Notwendig ist eine Leistung dann, wenn durch sie ein
Ausgleich eines Funktionsausfalls oder einer Funktionsminderung des Körpers im Rahmen
eines normalen Lebensbedürfnisses erreicht wird. Sobald sich Leistungen als in diesem
Sinne nicht wirklich notwendig erweisen, sollen sie auf andere Weise versichert oder getra­
gen werden. Damit werden zahlreiche Medikamente, Mehrfachdiagnosen, aber auch
bestimmte Kuren und Heilmittel sowie zu lange stationäre Verweildauern in Frage gestellt.
Es sind einige wesentliche Bereiche, denen im Blick auf die Kostentransparenz und -dämp­
fung besonderes Gewicht beizumessen ist. Hierzu gehören die demographische Herausfor­
derung, die medizin-technische Entwicklung, die Kosten des Unfallgeschehens und ernäh­
rungsbedingte Krankheiten. In diesem Zusammenhang kommt auch den Zahnbehandlungs­
kosten zentrale Bedeutung zu. Auf einige Herausforderungen soll kurz eingegangen wer­
den.

• Die Inanspruchnahme von Leistungen nimmt ab dem 60. Lebensjahr bis ins hohe Alter
exponentiell zu. Alle Altersbefindlichkeiten werden über das teure Medizinsystem,
ambulant oder stationär abgewickelt. Bis zu 85 Prozent der individuellen Gesundheits­
kosten verschlingen die letzten Lebensjahre bzw. Monate, ohne damit ein menschen­
würdiges Sterben sicherzustellen. Der Ausbau einer der Polymorbidität des Alters ange­
paßten Allgemeinmedizin, Gesundheitsberatung und Lebensbegleitung im Alter ist ein
wichtiges Reformthema der Zukunft.

• Aber auch die medizinisch-technische Entwicklung läßt sich kaum mehr kalkulieren:
Der routinemäßige Einsatz beispielsweise von Gelenk-Endoprothesen, Bypass-Opera­
tionen, Fortschritte in der Neurochirurgie, der Gefäßchirurgie, neuere Entwicklungen in
der Kinderonkologie und die Möglichkeiten der Transplantationsmedizin sowie außer­
ordentliche technische Fortschritte in der Diagnostik (von Ultraschall bis zur Kernspin­
tomographie und Endoskopie) lassen kaum beherrschbare Kostensteigerungen erwarten.
Dieser Entwicklung kann nur durch konsequente Zusammenführung der technischen
Errungenschaften und genaue Überprüfung ihrer Anwendung begegnet werdenie.

• Neuere Krankenkostenstudien haben ergeben, daß sich in den vergangenen Jahrzehnten
bestimmte Krankheiten rein kostenmäßig in den Vordergrund geschoben haben. Hierzu
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zählt in erster Linie die zahnmedizinische Behandlung. Selbst wenn man sich nur für die
Rangfolge der Krankheitsarten nach den tatsächlichen Ausgaben, also die direkten
Kosten, interessiert, ergibt sich, daß die Zahnbehandlung die teuerste Krankheit ist. Sie
wird in der Statistik zu den Krankheiten der Verdauungsorgane gezählt, und auf die
zahnmedizinische Behandlung entfallen über 80 Prozent dieser teuersten Krankheits­
gruppe. Die Ergebnisse von Krankheitskostenstudien sind ungewöhnlich, was sich zum
Beispiel daran zeigt, daß nicht mehr - wie sonst üblich - die Krankenhausbehandlung
den größten Kostenblock der Ausgaben darstellt, sondern auch die zahnmedizinische
Versorgung in vergleichbare Größenordnungen rückt. Wenn bei der teuersten Krankheit
noch mehr gespart würde, also bei der zahnmedizinischen Versorgung, wären Mittel
frei, um andere und wichtigere Gesundheitsleistungen in der gesetzlichen Krankenver­
sicherung zu finanzieren--, Am Rande sei erwähnt, daß es Industrieländer gibt (z. B. die
Schweiz), in denen dieser Bereich der Gesundheitsversorgung überhaupt nicht zu den
Leistungen zählt, die über eine gesetzliche oder soziale Krankenversicherung abgerech­
net werden kann. Allerdings werden dort in qualitativ hochleistungsorientierten Volks­
zahnkliniken die Kosten für Einkommensschwächere abgefangen.

Das neue Gesetz hat hier zu radikalen Maßnahmen Zuflucht genommen: In der zahnmedizi­
nischen Versorgung wird der Prävention und Zahnerhaltung zukünftig Vorrang vor der Ver­
sorgung mit Zahnersatz eingeräumt. Die Prävention für werdende Mütter und Kleinstkinder
wird verbessert und eine zahnmedizinische Prophylaxe für Erwachsene eingeführt. Der gel­
tende prozentuale Zuschuß der Krankenkassen zum Zahnersatz wird durch standardisierte
Festzuschüsse zu den einzelnen prothetischen Versorgungsformen ersetzt. Die Festzu­
schüsse werden auf der Basis des heutigen zahnmedizinischen Niveaus nach gesetzlich vor­
gegebenen Kriterien von der Selbstverwaltung der Kassen konkret festgelegt. Die Kranken­
kasse zahlt die Festzuschüsse direkt an den Versicherten. Die Abrechnung der prothetischen
Leistungen erfolgt unmittelbar zwischen Vertragszahnarzt und Versicherten auf der Basis
der Gebührenordnung für Zahnärzte. Dabei wird der Zahlungsanspruch des Vertragszahn­
arztes gegenüber dem Versicherten für eine Übergangszeit von zwei Jahren auf das 1,7fache
bzw. in den östlichen Bundesländern auf das 1,76fache des Gebührensatzes der Gebühren­
ordnung für Zahnärzte begrenzt. Für Härtefälle gilt diese Begrenzung dauerhaft. Damit wird
die Tür für ein neues System der Teilprivatisierung der Leistungen der GKV geöffnet.

Die Kosten eines gesundheitsgefährdenden Lebensstiles werden gegenwärtig auf ca. 80
Mrd. DM pro Jahr veranschlagt. Aus repräsentativen Studien geht hervor, daß 10-12 Pro­
zent der Kinder im Grundschulalter an psychischen Störungen leiden, etwa 7-10 Prozent
aller Kinder und Jugendlichen sind von chronischen Krankheiten betroffen. Mit 490000
entfielen rund 15 Prozent aller Psychopharmaka-Verschreibungen in Deutschland auf Kin­
der. Es ist dabei noch nicht die Rede von den ca. 1,75 Millionen Alkoholabhängigen, den
ca. 600000 Medikamenten- und den ca. 70000 Drogenabhängigen. Hinzu kommen Über­
gewichtige oder auch die Magersüchtigen, die bei psychiatrischen Erkrankungen bereits die
höchste Mortalitätsrate aufweisen'>.

Hier zeigt sich, wie an allen anderen Stellen, daß der Prävention der Gesundheitsbera­
tung und Erziehung zur Gesundheitsverantwortung bislang kaum die nötige Aufmerksam­
keit gewidmet wurde. Unter Prävention verstehen wir folgende Dimensionen vorbeugenden
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Verhaltens: 1. Die Vermeidung von gesundheitsriskantem Verhalten, das Erlernen risikoär­
merer Formen der Bewältigung gesundheitlicher Störungen sowie die Hinführung zu
gesundheitsfördernden Lebensweisen (»Verhaltensprävention«); 2. Die Förderung einer
schädigungsfreien oder schädigungsarmen Lebens- und Arbeitswelt durch den Abbau spezi­
fischer Belastungen wie Lärm, gefährliche Arbeitsstoffe oder allergieauslösende Stoffe
(»Verhältnisprävention«); 3. Formen der Beratung, Information und »Fortbildung Gesund­
heit«; es gilt, eine Beratungskultur zu schaffen, die Grundkenntnisse vermittelt (Hausmittel,
Bagatellbehandlung, gesunde Lebensweise, Ernährungsberatung, Konditionsverbesserung
u. a.) und beratende Hilfen bei besonderen Problemlagen (chronische Erkrankungen, Abhän­
gigkeiten im frühen Stadium, Langzeitschädigungen, Behinderung) sowie Auskünfte (bela­
stende Arbeitsstoffe, Umweltberatung u. a.) gibt; 4. Die Förderung von Verhaltensweisen,
wie zum Beispiel die Stärkung einer gesunden Lebensweise, Hilfen bei der Raucherentwöh­
nung und Gewichtsreduktion, Hilfen zur Streßminderung, aktive Bewegungsförderung und
Stärkung der Abwehrkräfte des Körpers und der Seele (s-Gesundheitsförderung«); 5. Die
Früherkennung, die dazu beiträgt, daß bestimmte langsam wachsende Erkrankungen recht­
zeitig erkannt und behandelt werden können. Dabei muß berücksichtigt werden, daß die
Früherkennung auch zu Fehlentwicklungen führen kann, wenn ihr keine wirksamen Thera­
pien folgen oder durch sie die psychosoziale Situation unnötig belastet wird".

Schließlich soll die Frage aufgeworfen werden, ob es die Aufgabe der Solidargemein­
schaft ist, die - insbesondere durch den Straßenverkehr bedingten - extrem hohen Kosten
und Folgekosten von Unfällen zu tragen. Der Gesundheitsökonom Klaus Dirk Henke hat
nachgewiesen, daß zwar die direkten Kosten des Unfallgeschehens nur auf Rang vier nach
zahnmedizinischer Versorgung, Erkrankungen des Kreislaufsystems, Erkrankungen des
Skeletts, der Muskeln und des Bindegewebes rangieren. Bei den indirekten (Folge- )Kosten
jedoch rangierten sie weitaus an der Spitze der führenden Diagnosegruppen (16 Prozent
aller Gesundheitskosten)!". Anzumerken ist, daß die betrieblichen Unfallkosten durch eine
eigene Versicherung abgedeckt sind und genügend Anreize bestehen, diese Kosten zu sen­
ken durch umfassende Maßnahmen der Prävention. Hingegen werden die Straßenverkehrs­
unfall-Kosten weitgehend der Solidargemeinschaft aufgebürdet, während in Frankreich
eine Zusatzversicherung diese Kosten übernimmt. Das deutsche System enthält zu geringe
Impulse präventiver Gesundheitsvorsorge und individueller Gesundheitsverantwortung.
Erst wenn das System von Begehrlichkeiten der Selbstbediener, das heißt der Leistungs­
anbieter und der Leistungsbezieher, befreit und auf die eigentlichen Aufgaben konzentriert
wird, besteht Hoffnung auf Beitragsstabilität bzw. -minderung. Eine Beitragshöhe von ca.
10 Prozent wäre durchaus möglich und wünschenswert I8. Zusammenfassend ist festzustel­
len, daß im Gesundheitswesen die Reformaufgaben durchaus bekannt sind. Es ist Aufgabe
der Politik, den nötigen Konsens zu ihrer Durchsetzung herbeizuführen.

4. Überlegungen zu weiteren Reformstufen

Im folgenden soll im Blick auf einige Punkte des Gesetzes bzw. des Entwurfs eines »Zwei­
ten Gesetzes zur Neuordnung von Selbstverwaltung und Eigenverantwortung in der GKV«
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und des 1. GKV-Neuordnungsgesetzes Stellung bezogen werden. Daß Strukturreformen
und nicht nur kurzatmige Kostendämpfungsmaßnahmen notwendig sind, darüber besteht
Einigkeit. Zu fragen ist allerdings, ob mit den vorliegenden Gesetzen von den erklärten
Zielen der Bundesregierung und der Länderregierungen abgerückt und eine völlige Neu­
ordnung angestrebt wird.

1, Die Evangelische Kirche hat die Stärkung der solidarischen Krankenversicherung
gefordert und alle Tendenzen zur Entsolidarisierung etwa durch »Abwerbung der günstig­
sten Risiken« in attraktive Kassen zurückgewiesen. Die Einführung des »Kontrahierungs­
zwangs« und des »Diskriminierungsverbotes« sowie des Risikostrukturausgleiches wurde
nachdrücklich begrüßt. Der Entwurf des 2. NOG hatte ursprünglich eine ganze Reihe von
Pflichtleistungen in satzungsgemäße Kannleistungen und zwar in einem Volumen von 12,8
Mrd. DM umgewandelt und dieses Volumen aus dem Risikostrukturausgleich heraus­
genommen. Die Folge wäre gewesen, daß die AOK mit eindeutig ungünstiger Risikostruk­
tur gegenüber anderen Kassen um 0,3 Prozent Punkte verloren hätte. Aufgrund der im
1. NOG vorgesehenen Ausdehnung der Härtefallregelungen (Absenkung der Belastungs­
grenze für chronisch Kranke von 2 Prozent auf 1 Prozent der jährlichen Bruttoeinnahmen
zum Lebensunterhalt) würde die Zahl und der finanzielle Umfang der Härtefälle bei der
AOK zunehmen. Es kann sehr leicht zu dem Effekt führen, daß bei nötigen Beitragserhö­
hungen und den dann fälligen höheren Zuzahlungen die AOK rasch zum Verlierer des
Wettbewerbs wird. Schon jetzt hat die AOK einen gewissen Prozentsatz ihrer Versicherten
verloren':'. Zwar wurde die Kannleistungsbestimmung vorläufig zurückgezogen. Trotzdem
ist zu befürchten, daß die eigentlichen Verlierer die von gesundheitlichen Risiken beson­
ders Betroffenen sein werden. Dieser Tendenz gilt es zu widerstehen!

2. Im Blick auf die mögliche Aufhebung der Rechtsanspruchsleistung »Heilmittel« (aus­
genommen bleiben im Rahmen der ambulanten Anschlußrehabilitation erbrachte Heilmit­
tel) war zu erwarten, daß sich hier die Ungleichgewichte fortsetzen würden. Kassen mit
ungünstigen Risikogruppen benötigen zwingend mehr Heilmittel (»Massagen, Kranken­
gymnastik«), stehen unter dem Druck der Vertragspartner und können diese Leistungen
nicht privatisieren. Gefordert wird daher »eine indikationsbezogene und/oder therapiebezo­
gene Ausgestaltung im Gesetz unter Berücksichtigung von Kostenzielen«. Von den Folgen
für den Arbeitsmarkt, wenn Sozialstationen, Massage-Betrieben etc. die Mittel entzogen
werden, soll nur am Rande gesprochen werden.

3. Noch Anfang des Jahres 1996 hatte der Gesundheitsminister festgestellt, auf Dauer
müsse sich die Arzneimittelbranche mit gekappten Preisen und richtiger Konkurrenz abfin­
den. Das Sparvolumen für Abgabegebot für Reimporte betrage 500 Mill. DM. Inzwischen
wird dieses Reimportgebot verlassen. Die von Ärzten und Kassen geforderte Positivliste
wurde untersagt. Es ist ohne weiteres möglich, eine Unterscheidung zwischen »unverzicht­
baren«, »unumstrittenen« und »sonstigen« Arzneimitteln vorzunehmen. Zuzahlungen bei
»unverzichtbaren« Arzneimitteln widersprechen dem Versicherungsprinzip der GVK. Zwar
waren die Preissteigerungen der Pharmaindustrie moderat, aber einen weiteren verbindli­
chen Beitrag zur Kostendämpfung vermißt man. Statt dessen wird den Versicherten bei den
nun fast unausweichlichen Beitragserhöhungen von je 0,1 Prozent eine Selbstbeteiligung
von 1 DM oder 1 Prozent bei Arzneimitteln, Krankenhausaufenthalten, Kuren und Heilmit-
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teln abverlangt. Eine Anhebung um 0,4 Prozent, wie gerade erfolgt, bedeutet dann Zuzah­
lungen von statt bisher 3 DM/5 DM/7 DM in Zukunft 8 DM/IO DM/12 DM für Arzneimit­
tepo.

4. Auch die häusliche Krankenpflege wird - wie zu befürchten ist - erhebliche Lücken
im Leistungsangebot für alte und pflegebedürftige Menschen verkraften müssen. Weil im
ambulanten Bereich etwa 1,0 Mio. der insgesamt 1,2 Mio. Pflegebedürftigen auf den AOK­
Bereich entfallen, wird die Belastung der AOK überproportional hoch sein. Da weiterhin
der weitaus größte Teil der häuslichen Krankenpflege aber auf Leistungen zur Sicherung
des Ziels der ärztlichen Behandlung entfällt, würde bei zwingenden Einsparungen eine
erhebliche Lücke im Leistungsangebot insbesondere für alte und pflegebedürftige Men­
schen entstehen, die auch durch die Leistungen der Pflegeversicherung nicht abgedeckt ist.
Erklärtes gesundheitspolitisches Ziel des letzten Jahrzehnts im Bereich der Rehabilitation
war eine Verstärkung der Strukturen der ambulanten Reha im Verhältnis zur stationären
Reha. Hier sind bereits erfolgversprechende Ansätze realisiert worden, so zum Beispiel im
Bereich von Modellversuchen zur ambulanten Reha für psychisch Kranke, für Sucht­
kranke, aber auch im Bereich Orthopädie, Traumatologie und Kardiologie. Diese Ansätze
dürfen auch in Zukunft nicht gefährdet werden. Die Realisierung des Grundsatzes »ambu­
lant vor stationär« darf nicht unterlaufen werden.

5. Um Anreize zu kostenbewußtem Verhalten zu schaffen, wurden im Gesetz »Beitrags­
rückzahlungen als Satzungsleistungen« vorgesehen. Die Kassen können auch ihre Leistun­
gen um zusätzliche Angebote erweitern. Die Mehrkosten dürfen aber nur durch zusätzliche
Zahlungen der Versicherten gedeckt werden, also nicht den Arbeitgeberanteil verändern.
Ärzte und Krankenhäuser müssen auch Kassenpatienten auf Verlangen eine Aufstellung
über Leistungen und Kosten vorlegen. Bei der Realisierung dieser Elemente werden wie
schon bei der Zahnbehandlung Grundsätze der privaten Krankenversicherung (PKV) in die
gesetzliche Krankenkasse (GKV) übernommen. Allerdings wirkt zum Beispiel die Bei­
tragsrückzahlung nur kostendämpfend, wenn die Einsparungen durch ein kostenbewußtes
Verhalten der Versicherten größer sind als die Rückzahlungsbeiträge einschließlich der
Verwaltungskosten. In diesem Zusammenhang soll auch das Thema »Wahlfreiheit«
erwähnt werden. Wahlfreiheit kann nicht bedeuten, daß Versicherte unterschiedliche The­
rapiewege - etwa Naturheilverfahren gegen iatromedizinische Verfahren - wählen. Oder
eine abgesenkte Grundversorgung mit Aufstockungen. Schon vor einigen Jahren hat der
Gesundheitsexperte Michael Arnold die Möglichkeit ins Auge gefaßt, die Leistungen der
Krankenversicherung in eine solidarisch finanzierte Grundversorgung und eine risiko­
abhängige Zusatzversicherung zu gliedern. Die Solidargemeinschaft dürfe nur noch solche
Leistungen finanzieren, mit denen Chancengleichheit unter den Versicherten hergestellt
wird und die dem Ziel nützen, eine autonome Lebensführung des einzelnen zu sichern.
Alles, was darüber hinausgeht, sollte der Eigenvorsorge überlassen bleiben. Amold
beschreibt eine Tendenz, die sich in den USA bereits abzeichnet. Dort plant man, der
Kostenexplosion mit sogenannten Qalys zu begegnen. Dabei werden in einer Art Punkte­
tabelle die Behandlungskosten mit dem Gewinn an Lebensjahren mit einer bestimmten
Lebensqualität verrechnet. Angesichts der Alterung der Gesellschaften in den Industrielän­
dern ist es eine Frage der Zeit, bis diese Tendenz der reinen Ökonomisierung des Gesund-
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heitswesens auch auf Europa übergreift-". Sinnvollerweise sollte sich die Wahlfreiheit in
einem klar abgesteckten Rahmen bewegen. Die Wahlformen müssen sich nicht auf das
abgesicherte Risiko und die zugesagten Leistungen, sondern auf die Versorgungsform rich­
ten. Der Versicherte hätte beispielsweise die Wahl zwischen der heutigen Versorgung und
direktem Zugang zu allen Ärzten, der Einschreibung bei einem Hausarzt, der befristeten
Bindung an eine bestimmte Versorgungskette oder der Nutzung eines Gesundheitszen­
trums/einer Eigeneinrichtung der Kassen. Dann wäre es konsequent, den Versicherten
einen Beitragssatzabschlag anzubieten, die eine integrierte, besonders wirtschaftlich arbei­
tende Versorgungsform wählen. Eine entsprechende Differenzierung des Beitragssatzes
könnte auch bei Arbeitgebern denkbar sein, etwa wenn sie sich an Maßnahmen der betrieb­
lichen Gesundheitsförderung beteiligen22.

6. Um zukünftig eine effizientere Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Leistungs­
bereichen sicherzustellen, sollten die vollstationären Leistungen im Krankenhaus mehr als
bisher auf Maßnahmen der Hochleistungsmedizin konzentriert werden. Demgegenüber
sollten insbesondere die vorstationäre Diagnostik und nachstationäre Behandlung verstärkt
ambulant erbracht werden. Bei einer entsprechenden Öffnung der Krankenhäuser könnten
diese Aufgaben nicht nur von niedergelassenen Ärzten, sondern auch von Krankenhausärz­
ten übernommen werden. Freiwerdende Kapazitäten im Krankenhaus würden für die fach­
ärztliche Versorgung zur Verfügung stehen, das heißt auch von niedergelassenen Ärzten
genutzt werden. Krankenhäuser würden zu Versorgungszentren, die vollstationäre, teilsta­
tionäre und ambulante Leistungen anbieten könnten. Insbesondere in den Bereichen Reha­
bilitation und Pflege erscheint diese Öffnung der Krankenhäuser auch unter medizinischen
Gesichtspunkten als sinnvoll. Die enge Verzahnung des ambulanten und stationären Sek­
tors kann nur gelingen, wenn durch ein differenziertes Vergütungssystem die Anreize so
gesetzt werden, daß sowohl der niedergelassene Arzt unnötige Krankenhauseinweisungen
unterläßt als auch das Krankenhaus nicht erforderliche vollstationäre Aufnahmen vermei­
det>.

5. Zum Auftrag der christlichen Gemeinde

Nun soll die Frage nach dem spezifischen Auftrag der christlichen Gemeinde kurz ins Spiel
gebracht werden. Hier soll im wesentlichen auf den Gedankengang der Gesundheitsdenk­
schrift der EKD Bezug genommen werden 24. Grundlegend ist zunächst das Menschenver­
ständnis der christlichen Tradition. Es hat sich seinerseits in vielfältiger Weise in einem
»christlichen Menschenbild« niedergeschlagen. Konstitutives Moment eines solchen Men­
schenbildes ist die Rede von der Gottesebenbildlichkeit des Menschen. An die Bibel­
stelle 1.Mos 1,27 anknüpfend, ist damit die Besonderheit des Menschen in Beziehung zum
Tier und in seinem Verhältnis zur Welt überhaupt herausgestellt worden.

Festgehalten werden muß theologisch, daß »Gottes Ebenbildlichkeit« als besondere
Würde des Menschen nicht als vorfindliehe Qualität, als ein feststehender Besitz des Men­
schen nach Analogie seiner natürlichen Eigenschaften und Fähigkeiten verstanden und
gegebenenfalls eingeklagt werden kann. Der Mensch kann sich nicht selbst zum Bild Got-
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tes machen und dies für sich reklamieren. Er kann seine Gottesebenbildlichkeit nur von
Gott empfangen und als empfangene bewahren und respektieren. Gott ist der Schöpfer und
als solcher Herr über Leben und Tod, nicht der Mensch. Daß den Menschen am Schöpfer­
turn Gottes Anteil gewährt wird und er dazu ermächtigt wird, Gottes Schöpfung in ihren
vorgegebenen Grenzen zu beherrschen, von ihr zu leben, zugleich mit ihr zu leben und sie
zu pflegen, ist letztlich Gnade, ohne Vorleistung gewährtes Geschenk, Ausdruck göttlicher
Liebe, die ihrerseits Liebe schafft und herausfordert. Der Mensch ist von Gott gewürdigt,
sein Ebenbild zu heißen, und darin besteht seine Menschenwürde. Sie ist von Gott verlie­
hene Ehre, nicht primär natürliche Eigenschaft.

Der jüdisch-christliche Ansatz der Ethik bei der »Gottes-Ebenbildlichkeit« kann leicht
dazu verführen, dem Menschen Vollkommenheit in seinen natürlichen Eigenschaften zuzu­
schreiben und das »Unvollkommene« Leben, Krankheit, Behinderung, Alter als Strafe,
Unvollkommenheit, ja als Folge individueller Schuld zu interpretieren. Dieses Verständnis
verkennt, daß die Bibel Gott selbst in seiner Solidarität mit den Leidenden charakterisiert,
der unsere Krankheit auf sich lädt, unsere Schmerzen trägt und seine Kraft in den Schwa­
chen mächtig erscheinen läßt. Christen stehen deshalb bei Gott in seinem Leiden und nicht
als strahlende Sieger in der Welt. Ziele der Handlungen Gottes in der Welt ist die Versöh­
nung, daß »Getrenntes Leben versöhnt wird« und Menschen in ihrer ganzen natürlichen
Verschiedenheit und Leistungsfähigkeit als versöhnt solidarisch miteinander leben lernen.
In Wirklichkeit bringt die Botschaft von der »Gottes Ebenbildlichkeit« die vorbehaltlose
Annahme des Menschen vor Gott zum Ausdruck. Sie kennzeichnet den Menschen als ver­
antwortliche Person. Der Begriff der Verantwortung verweist auf das dreifache Gegenüber
des Menschen: er ist von Gott angesprochen als verantwortliche Person, er steht in der Ver­
antwortung dem Mitmenschen, insbesondere dem bedürftigen, leidenden Mitmenschen
gegenüber, er ist verantwortlich für die Geschöpflichkeit der ihm zugeordneten Welt und
das heißt auch für die eigene körperliche Natur.

Die Bibel läßt keinen Zweifel daran, daß Gesundheit und Krankheit, Leben und Tod des
Menschen in seiner Endlichkeit, Kräfte und Mächte sind, die ihn zur Verantwortung und
Identität herausrufen. Gesundheit ist kein Ideal des störungsfreien Funktionierens der
Organe, der konfliktfreien Existenz. Gesund wäre ein Mensch, der mit oder ohne erkenn­
bare Einschränkungen in seiner Leiblichkeit allein oder mit Hilfe anderer ein Gleichge­
wicht findet, das ihm ein sinnvolles, auf die Entfaltung seiner persönlichen Anlagen und
Lebensentwürfe eingerichtetes Dasein und die Erreichung von gemeinschaftlichen Lebens­
zielen in Grenzen ermöglicht, so daß er sein Leben als angenommenes, bejahtes und auch
geliebtes Leben begreifen kann, auch als seine Krankheit und sein Sterben. Krankheiten
treffen den Menschen in mehreren Dimensionen:
• Sie betreffen sein Verhältnis zu sich selbst; sie fordern ihn persönlich heraus, er muß

sich neu selbst finden.
• Sie betreffen sein Sozialverhältnis; angesichts der Erfahrung, daß die sozialen Bezie­

hungen gestört werden können, muß die soziale Rolle bzw. das Verhältnis zum Näch­
sten und des Nächsten zu ihm neu bestimmt werden.

• Sie betreffen die biographische Lebensgeschichte; der Konflikt zwischen den Lebens­
entwürfen, Lebenserfahrungen und der Krankheitserfahrung muß verarbeitet werden.
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• Sie betreffen die Beziehung zum Transzendenzbereich; die Krise dessen, was das Leben
trägt, fordert dazu heraus, Grundvertrauen und die Sinnbestimmung des Lebens neu zu
gewinnen.

Diese Erfahrungen bleiben niemandem erspart und erfahren im Angesicht des Todes ihre
äußerste Zuspitzung. Es zeigt sich aber, daß chronisch Kranke, behinderte Menschen sehr
wohl zu einem in diesem Sinne »gesunden« Leben finden und sich auch subjektiv als
»gesund« einstufen können. Andererseits stellten die Kranken in der Gesellschaft immer
Prüfsteine dar: sie fordern zur Solidarität, zur aktiven Hilfe und zum selbstverständlichen
Mittragen der Lasten heraus. Das ärztliche Ethos und das Ethos der pflegenden Berufe
haben hier ihren konkreten Ort. Heilung und Linderung der Schmerzen, konkrete Hilfe,
sind Zeichen der Solidarität und des Gehorsams gegen Gottes Willen. Christus als der
Beauftragte Gottes wird als »Heiland«, als Arzt erfahren und in seiner Nachfolge gesche­
hen heilende Taten. Ärzte und pflegende Berufe sind Mitarbeiter Gottes nicht nur in ihrem
Heilungsauftrag, auch in der Verteidigung der Schwachen und Gebrechlichen in der
Gesellschaft. Sie tragen in einer Gesellschaft mit die Verantwortung dafür, daß die Verhält­
nisse heilsam geordnet werden und für Kranke und Gebrechliche eine lebenswerte Umwelt
eingerichtet wird. Dies gilt nicht zuletzt für die Organisation der Krankenhäuser und Ein­
richtungen der Pflege, deren Qualität ebenfalls als Prüfstein für die Qualität der Gesell­
schaft anzusehen ist.

Zum Schluß sollen einige Überlegungen angestellt werden, wie das Verhältnis von Kran­
kenhäusern in kirchlicher Trägerschaft und Krankenhäusern in öffentlicher Trägerschaft in
Zukunft gestaltet werden kann. In Zukunft wird es darauf ankommen, daß jedes Kranken­
haus, gleichgültig in welcher Trägerschaft es sich befindet, sein eigenes unverwechselbares
Profil entwickelt. Daran müssen sich die Chefärzte ebenso wie die Pflegekräfte und die
Verwaltungsexperten beteiligen. Die Krankenhäuser in kirchlicher Trägerschaft können
manches von den christlichen Amsprüchen und Aufgabe~ sicherlich phantasiereicher als
bisher umsetzen. Sie dürfen allerdings von den für sie mitverantwortlichen Kirchen nicht
alleingelassen werden.

Im einzelnen sei hier als nachahmens- und entwickelnswert genannt, wie es auch in der
Denkschrift »Mündigkeit und Solidarität« umschrieben wird. Es geht um die vorbildliche
Gestaltung im Blick auf

• die Gruppenpflege,
• persönliche Zuwendung und Gemeinschaftserfahrung,
• den Abbau der Hierarchien innerhalb des Krankenhauses, zum Beispiel zwischen Ärzte­

schaft und Pflegediensten, zwischen Ärzten und Patienten (Visite), zwischen Pflegeper­
sonal und Patienten (Informationsfluß).

Anliegen gerade eines christlichen Krankenhauses sollte sein:
• der Auftrag zur Patientenorientierung, das bedeutet individuellere Gestaltung der Tages­

abläufe, mehr Informationen, weniger Arbeitsteilung, individuelle Anamnesen und The­
rapien;

• die Beschränkung einer entfremdend wirkenden Technisierung und des Pharmazeutika­
einsatzes auf das nötige Maß; ebenso die Beschränkung der DiagnosesteIlung auf die
Grenzen der Möglichkeiten der Therapie;
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• die Ergänzung der Schulmedizin durch ein Angebot naturheilkundlicher und alternativer
Behandlungsmethoden;

• eine bessere und intensivere seelsorgerliehe Betreuung, die Einbindung des Seelsorgers
in das therapeutische Team und die Förderung interdisziplinärer Gespräche zwischen
Theologie und NaturwissenschaftenJMedizin; Kontakte zu den christlichen Gemeinden
könnten stärker hergestellt werden als bisher;

• eine engere Vernetzung des Krankenhauses mit anderen Trägem, Folgeinstitutionen und
ambulanten Diensten im Interesse einer optimalen Prävention und Nachsorge.

Ein christliches Krankenhaus kann geistlich-ganzheitliche Angebote für Patientinnen und
Patienten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter machen. Dabei spielen neue Gottesdienst- und
Kommunikationsformen. in die auch die Angehörigen und Freunde einbezogen werden
können, eine wichtige Rolle. Die Bereitschaft des ärtzlichen und pflegerischen Personals
zur Beteiligung an der Seelsorge soll gefördert und integriert werden. Im übrigen sollte
kein Gegensatz zwischen »christlichem Krankenhaus« und den übrigen Häusern konstru­
iert werden. Beide stehen unter dem Gebot, sich als menschliches und mitmenschliches
Krankenhaus zu bewähren.

Mit diesen Einschätzungen der gegenwärtigen Reformen im Gesundheitswesen und den
Vorschlägen für den weiteren Weg hat sich die Evangelische Kirche bereits intensiv an der
öffentlichen Diskussion beteiligt und hat die Aufgabe weiterhin anzuregen und der ent­
scheidenden Aufgabe zu dienen, daß Menschen, die von Krankheit unmittelbar betroffen
sind oder im Sterben liegen, Beistand finden und ihre Menschenwürde bis zuletzt gewahrt
bleibt.

Prof. Dr. Theodor Strohm
Diakoniewissenschaftliches Institut der Theologischen Fakultät
Karlstraße 16
69117 Heidelberg

Abstract

The author examines the reasons of the rising expenditures in the Public-Health-Systern. He points out
the different ways and strategies for solving this problem and tests out criterions for the radius and
realistic capacity of solidarity and responsibility in an ethical perspective: Solidarity is not only a sin­
gle matter of those, who are depending on solidarity of the society.

Anmerkungen
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len - Pflegen - Trösten unter den veränderten Rahmenbedingungen der Gesundheitsreform« im Januar 1997
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vom 18. 11. 1996.
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Hans Joachim Iwands Impulse zu einer
christlichen Gesellschaftsethik

Von Martin Hoffmann

Die Erinnerung an Hans Joachim Iwands Beitrag zur Grundlegung einer christlichen
Gesellschaftsethik ist mehr als überfällig, vereinen sich doch bei ihm Ansätze, die sonst
meist relativ unverbunden nebeneinander stehen: sein lebenslanges Unternehmen, die
Theologie Martin Luthers, speziell dessen Kreuzestheologie, zu aktualisieren, die immer
größer werdende Nähe zur Wort-Gottes-Theologie Karl Barths, sowie seine Aufnahme der
Fragestellungen des Deutschen Idealismus', Andererseits ist freilich von einem 1960 ver­
storbenen Theologen auch nicht eine direkte Lösung der heutigen aktuellen gesellschafts­
ethischen Fragen zu erwarten. Eine Erinnerung kann daher nur dem Zweck dienen, von sei­
ner theologischen Durchdringung der Grundfragen und -probleme in diesem Bereich, etwa
seiner Verhältnisbestimmung von Kirche, Staat und Gesellschaft oder von seinem Ver­
ständnis von Bildung, Kultur und Gewissen zu profitieren und sie für heutige Fragestellun­
gen fruchtbar zu machen. Gerade diese Grundfragen stehen heute wieder zur Diskussion.

1. Die Bedeutung der Gesellschaft als eigenständige Größe

Iwand stellt sich nach dem Zweiten Weltkrieg als einer der ersten deutschen Theologen den
aufgebrochenen gesellschaftlichen Fragen (Kapitalismus - Sozialismus, Krieg und Frieden,
arm und reich, Flüchtlingsproblem, Westintegration der BRD, Wiederbewaffnung, atomare
Aufrüstung, Versöhnung mit dem Osten) und sucht für diese Fragen eine neue Grund­
legung der theologischen Ethik des Politischen. Die Gesellschaft hebt er dafür als die zen­
trale Bezugsgröße hervor:

»Ich meine dies: daß die freie und verantwortliche Gesellschaft, die das Dasein der Menschen in
ihrem öffentlichen Leben ausmacht, ein Drittes ist neben Kirche und Staat und daß die Selbständigkeit
und -relative- Autonomie des Dritten zu den unveräußerlichen Faktoren des Protestantismus gehört.
Geben wir die Gesellschaft an eine (!) der beiden anderen Faktoren Staat oder Kirche, preis, dann hat
der Protestantismus aufgehört, eine gestaltende und produktive Erscheinung zu sein. Denn allein in
der Gesellschaft -läuft das Wort-.« 2

Hinter dieser Neuausrichtung der Ethik steht eine scharfe Abrechnung mit der traditionel­
len lutherischen Staatsethik. Diese war - so lautet Iwands Vorwurf - in öffentlichen Ange­
legenheiten seit dem frühen 19. Jahrhundert fixiert auf das Verhältnis von Staat und Kir­
che. Die Kirchen gingen mit den konservativen staatlichen Kräften ein Bündnis ein, das zur
Grundlage der politischen Restauration gegenüber den freiheitlichen, revolutionären Auf­
brüchen wurde. Solange die Kirchen in den herrschenden politischen Strukturen die gött­
liche Lebensordnung erkannten, mußten die demokratischen Bewegungen auch als Infra­
gestellung göttlicher Autorität erscheinen. So verschlossen sich die Kirchen weithin vor
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den gesellschaftlichen Fragen, sowohl liberaler als auch sozialistischer Provenienz. Daher
rührte auch ihre Anfälligkeit für den NS-Staat, weil man nicht wahrhaben wollte, daß der
Staat als äußere Ordnungsmacht, die man meinte legitimieren zu müssen, zur Exekutive
einer Partei und ihrer Weltanschauung wurde.

»Der Nationalsozialismus war in seinen wesentlichen Faktoren der groß angelegte und in gewisser
Hinsicht in unserer geistigen Entwicklung vorbereitete Versuch, die modemen Gesellschaftsfragen ­
einschließlich der Ehe- und Familienprobleme - vom Standpunkt eines radikal mit dem Christentum
brechenden Neuheidentums aus zu lösen.«-

Fixiert auf die Obrigkeitstreue nach Röm 13, erwiesen sich die lutherischen Kirchen als
ohnmächtig gegenüber dem neuen politischen Mythos. Ein solches restauratives Bündnis
wiederholt sich für Iwand auch in der engen Kooperation von Staat und Kirche nach 1945.
Nun bedarf der Staat der Kirche, und zwar der Kirche als Institution, um seine ausgehöhlte
Staatsautorität zu stützen. Umgekehrt ist der Kirche daran gelegen, sich vom Staat ihre ein­
geschränkten und verlorenen Rechte garantieren zu lassen. So wird der Staat zum Instru­
ment der Ordnung, während der Kirche die Aufgabe zufällt, diese Ordnung inhaltlich zu
füllen. Dieses »do-ut-des-Verhältnis« scheint beiden zu dienen: Der Staat erhält Legitima­
tion in seiner Schutzfunktion bis hin zur militärischen Aufrüstung, die Kirche wird unter­
stützt in der Durchdringung des gesamten öffentlichen Lebens mit einer christlichen Welt­
anschauung. Allerdings wird dabei die Gesellschaft als eigene Größe übergangen bzw. dem
Staat untergeordnet. Das aber ist verhängnisvoll, denn so entfremdet sich die Gesellschaft
sowohl dem Staat als auch der Kirche. Im Staat kann sie ihre eigenen Ideen und Tendenzen
nicht wiedererkennen und in der Kirche erfährt sie keine Offenheit für ihre Fragen und für
nötige Reformen. Ähnlich problematisch sieht Iwand auch zwei andere Modelle des Ver­
hältnisses von Kirche und Staat bzw. Gesellschaft:

In der neuprotestantischen Trennung von Kirche und Gesellschaft innerhalb des beide
umfassenden Staates wird die Kirche mit der privaten Glaubenssphäre, die Gesellschaft
aber mit dem öffentlichen Dasein identifiziert. Zwar stellen sich die liberalen Theorien des
19. Jahrhunderts den Gesellschaftsfragen, aber sie lösen das eigentümliche Gegenüber von
Kirche und Gesellschaft auf. Damit wird der Öffentlichkeitsanspruch des Evangeliums auf
das innere Reich der Gesinnung reduziert und die Gesellschaftsfragen von einer eigenge­
setzlich operierenden Vernunft her erfaßt. Die weltverändernde Kraft des Evangeliums
wird dabei preisgegeben. Auch im neuthomistischen Katholizismus tritt der Staat als
eigentliches Gegenüber der Kirche hervor, da diese sich selbst als »societas perfecta«, als
Urbild der wahren Gesellschaft versteht. Ihre Soziallehren über Wirtschafts-,Ehe- und
Rechtsfragen etc. sind daher das Programm für eine nur als Abbild in den Blick tretende
Gesellschaft. Der Staat wird schließlich zur Durchsetzung dieses Programms in Anspruch
genommene.

Diese traditionellen Orientierungen erwiesen ihre Schwäche für Iwand im Versagen der
Kirchen vor dem totalen Anspruch des Staates im Dritten Reich. Das optimistische Ver­
trauen auf die Vernunft, den menschlichen Logos, als humane Gestaltungskraft der Gesell­
schaft mußte an der Erfahrung zerbrechen, daß diese Vernunft unter dem mythologischen
Nebel der Volkstumsideologie erstickt wurde. Iwand nimmt daher bereits in den fünfziger
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Jahren diese Korrektur im Ansatz der politischen Ethik vor: Nicht mehr der Staat, sondern
die Gesellschaft ist das eigentliche Gegenüber zur Kirche. Die neuzeitliche, durch Ideen
der Aufklärung angestoßene Entwicklung eines freien, vom Staat in seinen Rechten und
seinen Wirtschaftsformen nicht bevormundeten Bürgertums wird in diesem Ansatz ernst­
genommen. Die Gesellschaft ist zur eigenen Größe, zum Inbegriff des öffentlichen Daseins
geworden. Nach angelsächsischem Vorbild versteht Iwand die Gesellschaft als politisches
Gemeinwesen, dem der Staat als Ordnungssystem untergeordnet ist. Freilich ist diese
Gesellschaft wie der einzelne Mensch selbst der Dialektik der Aufklärung unterworfen.> In
ihr schlagen die Kräfte der Vernunft, die eine Idealform von Humanität und Sittlichkeit
anstreben, immer wieder um in nackte Zerstörungs- und Selbstdurchsetzungskräfte, die
eine zerrissene Wirklichkeit hinterlassen.

Im Rückgriff auf Max Weber kennzeichnet Iwand die Gesellschaft daher als »Feld gei­
stiger Entscheidungen«. In ihm stehen die Fragen von Recht und Unrecht, von gut und
böse, von Vernunft und Trieb immer wieder neu zur Disposition. Die Gesellschaft ist das
»Produkt geistiger Kräfte-s". Sie, »nicht der Staat, bestimmt primär die Wirklichkeit der
Menschen in der modernen Welt ... Ihre Dynamik bringt die Geschichte in ihren Antago­
nismen neu hervor« 7.

Dabei sind ihr die Antagonismen selbst immanent; denn die Gesellschaft ist »der Mutter­
schoß aller geistigen Bewegungenes, die sie aufbauen, reformieren und prägen wollen. So
findet Iwand bei Max Weber auch bereits den Gegensatz zwischen einer freien, rational
denkenden Wissenschaft, die die Antwort auf die Sinnfrage dem einzelnen überläßt, gerade
dadurch aber mißbrauchbar wird, und dem Mythos einer Einheit von Geist und Natur. Er
beantwortet die Sinnfrage vom Übergeordneten; Allgemeinen her. Der Mythos des völki­
schen Staates etwa läßt sich so als Gegenbewegung zur Nihilismuserfahrung der einzelnen
im Ersten Weltkrieg deuten. So erscheint die Gesellschaft als Arena, in der der Mythos und
der Logos miteinander ringen. Will der Protestantismus aber eine -gestaltende und produk­
tive Erscheinung- bleiben, so muß er sich auf die Gesellschaft einlassen und in die Diskus­
sion -geistiger Entscheidungen- eintreten. So ist nun nach der theologischen Begründung
für diese Öffnung und nach dem spezifischen Beitrag von Theologie und Kirche für die
Gesellschaftsthemen zu fragen.

2. Die Entdeckung desdritten Glaubensartikels

Kirche und Gesellschaft stehen sich in einer grundsätzlichen Offenheit gegenüber, die Dia­
log und gegenseitige Beeinflussung einschließt. Iwand macht den entscheidenden Schritt
zu dieser Neubestimmung des Verhältnisses, als er nach dem Zweiten Weltkrieg die Lehre
vom Heiligen Geist neu entdeckt und für die Ethik fruchtbar macht. Sie öffnet ihm den
Zugang zu den damals anstehenden Aufgaben: zum Neuaufbau von Gesellschaft, Kultur
und Politik. Hier war im weltanschaulichen Vakuum der Nachkriegsjahre der konstruktive
Beitrag des Christentums bzw. der Kirche gefragt. Die Konzentration auf den zweiten Arti­
kel, die im Kirchenkampf das Fundament war, um der Führerideologie und der Über­
schwemmung mit völkischen Ordnungsvorstellungen zu widerstehen, reichte jetzt nicht
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mehr aus. Die Kirche mußte nun den Schritt heraus wagen aus einer gewissen - und damals
notwendigen - Wagenburghaltung hin zum offenen Dialog. Iwand vollzog diesen, einem
von Luther und Barmen herkommenden Wort-Gottes-Theologen kaum zugetrauten und
noch heute kaum registrierten, Schritt durch die bewußte Zuwendung zum dritten Artikel.
So schreibt er schon 1950:

»Die Kirche in ihrer Ausstrahlung auf die Gesellschaft hin - das könnte man mit einem einzigen Wort
bezeichnen: mit Pfingsten! Denn Pfingsten heißt ja wohl, daß es nicht angeht, weiter hinter verschlos­
senen Türen zu sitzen, wie es die verängstete (sic!) Jünger-Gemeinde zunächst versuchte.... Pfingsten
bedeutet, daß der Geist Gottes auf dem Plan ist, wirklich auf dem Plan dieser Welt, so wie Jesus
zunächst hier mitten unter uns wandelte. Pfingsten bedeutet, daß diese Bewegung von Gott her
kommt, diese Befreiungs- und Erlösungstat Gottes nicht eine ephemere Bewegung blieb, daß sie wie
ein Feuer um sich griff. ... Es ist also nicht an dem, daß die Kirche für sich lebt und die Gesellschaft
für sich, daß jede dieser beiden Sozietäten ein Eigenleben führen kann - sondern Pfingsten ist der Ein­
bruch und die Störung dieses Eigenlebens der Gesellschaft, ist der hoffnungsvolle und zugleich
machtvolle Angriff Gottes auf diesen gesicherten Lebensbezirk, in dem der Mensch nach seinen
Gesetzen sein Dasein in der Welt gestalten möchte. Ist die Negation der Negation, die Umkehr des
Verkehrten; ist alles andere als die Bestätigung vermeindlicher Ordnungen - denn diese Ordnungen
sind ja nichts anderes als Fixierungen des Verkehrten.«9

Unter dieser Perspektive formuliert Iwand eine dreifache Offenheit der Kirche auf die
Gesellschaft hin!", Sie ist erstens im Primat des Heiligen Geistes vor der Kirche begründet.
Es befreit und bewegt sie zum öffentlichen Zeugnis. Er lehrt sie die neue Sprache der
Menschlichkeit, die aus der Einsicht und dem Bekenntnis eigener Schuld erwächst und
darin an die gemeinsamen Wurzeln des Menschlichen rührt. Er macht die Gemeinde als
Gemeinschaft der Versöhnten schließlich selbst zum Ort der vorweggenommenen Einheit
der Menschheit und des Friedens. Mit dieser Botschaft nimmt die Kirche teil am Fortgang
des Versöhnungshandelns Gottes im Heiligen Geist. Aus dieser Begründung erwächst für
Iwand konkret die Notwendigkeit der ökumenischen Arbeit, und zwar als Friedensarbeit!'.

Die zweite Bedingung und Qualifikation der Offenheit der Kirche für die Gesellschaft
leitet Iwand - nun christologisch argumentierend - aus den zwei Titeln Christi als Haupt
der Kirche und als Herr der Welt ab. Der offenen Herrschaft Christi in der Kirche korre­
spondiert seine verborgene Herrschaft in der Welt. Diese verbietet jede Progagierung einer
christlichen Weltanschauung oder eine Verchristlichung von Institutionen. Sie stünden
unter der Versuchung, die verborgene Herrschaft in eine offene zu verwandeln. Glaubwür­
dig kann nur das von sich selbst absehende Zeugnis der Kirche sein, das sie zur>Kirche für
andere- qualifiziert.

Drittens erfordert das christologische Dogma, das Bekenntnis zum Gekreuzigten und
Auferstandenen, die Offenheit der Kirche; denn es bedeutet ethisch die Absage an jeden
moralischen Pharisäismus und die Relativierung aller ethischen Unterschiede. Es bewahrt
davor, einen historisch gefaßten Jesus zum Vorbild einer bestimmten gesellschaftlichen
Moral zu machen. Es befreit vielmehr vom Anspruch, absolute Gerechtigkeit zu verwirk­
lichen und ermächtigt zu vorletzten und annähernden Bemühungen um Gerechtigkeit.
Iwands Anprangerung des Freund-Feind-Denkens im Ost-West-Konflikt der fünfziger
Jahre hat in diesem christologischen Dogma ihren theologischen Grundt-.
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Iwand spricht umgekehrt auch von einer dreifachen Offenheit der Gesellschaft, doch
nicht im Blick auf die Kirche, sondern auf das ihr verheißene Reich Gottes. Diese Offen­
heit besteht zum einen in ihrer Gleichnisfähigkeit für das Reich Gottes. Weil Iwand damit
rechnet, daß geistige Kräfte der Gesellschaft Züge tragen können, die auf Gottes Herrschaft
hinweisen, kann er zuweilen auch Ideologien positiv bewerten, zum Beispiel in der
gemeinsamen Friedens- und Versöhnungsarbeit mit Sozialisten in der Zeit des Kalten Krie­
ges. Ideologien sind für ihn zunächst einmal »Bilder des menschlichen Dasein, die sich der
vernunftbegabte Mensch, der Mensch in seinem Logos, entwirft«!', Ohne solche Leitbilder
können Menschen nicht leben. Der konstruktive Beitrag des Christentums zur Kultur liegt
daher in der Auseinandersetzung um die Humanität solcher Leitbilder.

Das Gegenstück zur Gleichnisfähigkeit der Gesellschaft für das Reich Gottes ist zwei­
tens ihre Ferne dazu. Unter der eschatologischen Perspektive können die destruktiven
Kräfte der Gesellschaft auch als Gerichtsakte Gottes gedeutet werden. Diese Sicht bietet
einen Ansatz zur Geschichtsdeutung, der den Menschen nicht aus der Verantwortung
nimmt und auch einen gesellschaftlichen Neuanfang nicht durch staatliche Neuordnung
erhofft, sondern durch eine Erneuerung der Gesellschaft aus Buße und Umkehr.

Schließlich erkennt Iwand die Offenheit der Gesellschaft für das Reich Gottes in ihrem
Warten auf einen neuen Menschen, der Natur und Geist in sich vereint. Was aber alle
gesellschaftlichen Prinzipien, Ideen und Gesetze nicht zu leisten vermögen, davon zeugt
die Botschaft der Kirche mit ihrer Verheißung von Erlösung. Iwand konstatiert:

»Indemwir so Kircheund Gesellschaftaufeinanderbeziehenund voneinandertrennen,in dem beider­
seitigen Offensein, in einem weder von der Gesellschaft vermittelten Offensein der Kirche für diese
Fragen, noch in einem durch die Kirche vermittelten Offensein der Gesellschaft - sondern in einem
für Kirche und Gesellschaft in gleicher Weise vermitteltenOffensein vom Reiche Gottes her und auf
dieses Reich hin - glauben wir einen Ansatz gefunden zu haben, den wir als den evangelischen
bezeichnenmöchten.ei-

Das Offensein füreinander hält also gerade das Geschehen des Reiches Gottes in Bewe­
gung, nämlich dort, wo der Geist Gottes die Kirche in den Diskurs mit den -geistigen
Triebkräften- der Gesellschaft führt. Es ist kein unbestimmter Geist, von dem Iwand

spricht, sondern der Geist Jesu Christi, wie er in der Botschaft von der Versöhnung Gottes
mit seiner Welt deutlich wird. Als »Kraft des Widerspruchs und der Versöhnung« stößt er

auf das neuzeitliche Selbstbewußtsein und die Antinomien einer aufgeklärten Welt'>, Darin
zeigt Iwands Reden vom Heiligen Geist die Züge einer theologia crucis, die inhaltlich im

Hintergrund seiner Sichtweise steht.

3. Die theologia crucis als Hintergrund von Iwands Denken

Die Verschränkung des dritten mit dem zweiten Glaubensartikel geht auf Iwands Kreuzes­
theologie zurück. Das Kreuz ist für Iwand der Angelpunkt des Geschehens, das sich in der
Person Jesu zwischen Gott und Mensch abspielt; und zwar deshalb, weil in ihm göttliche
Wahrheit und menschliche Wirklichkeit in letzter Schärfe aufeinanderstoßen. Die mensch-
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liehe Wirklichkeit wird in ihrer Wahrheit aufgedeckt und zugleich verschafft sich Gottes
Wahrheit durch das Kreuz Wirklichkeit. Eine Theologie, die vom Kreuz ausgeht, tritt damit
ein in den Streit um die zutreffende Wirklichkeitsdeutung. Iwand grenzt sich mit seiner
Formel von »Wahrheit und Wirklichkeit« dagegen ab, Religion bzw. theologische Aus­
sagen nur als Wertfragen gelten zu lassen, also als subjektive Deutungen vorfindlicher
Wirklichkeit". Er führt das »furchtbare Versagen der Geisteswissenschaften im öffent­
lichen Leben« vielmehr darauf zurück, daß es ihnen wohl um ein Begreifen der Wirklich­
keit gehe, sie es aber aufgegeben hätten, »der Wirklichkeit die Wahrheit gegenüber zu set­
zen« 17. In der Religion aber geht es um die Wahrheitsfrage.

»Religion heißt doch wohl, daß der Gott, von dem da die Rede ist, kein Produkt unserer Gedanken
und unserer Wünsche ist, sondern die Wirklichkeit, von der alle andere Wirklichkeit Maß und Deu­
tung empfängt.« 18

Mit der Frage nach Wahrheit und Wirklichkeit nimmt Iwand noch einmal die ungelösten
Fragen des deutschen Idealismus auf. Sein Ansatz, Wahrheit vom Kreuz her zu bestimmen,
bricht den idealistischen Wahrheitsbegriff um. Wahrheit ist nicht der ideelle Anspruch, der
sich aus den Daseinsordnungen erheben läßt, das eigentliche Sein des Seienden, wie es von
Aristoteles über Hegel bis zur lutherischen Ordnungstheologie vertreten wurde. Dieser
Wahrheitsbegriff zielt auf das der Zeit enthobene Ewige, das in der bleibenden Struktur des
Seienden erscheint. Vom Kreuz als kontingentem Ereignis aus gesehen, handelt es sich
dabei um eine metaphysisch falsche Versöhnung von Gott und Sein. Iwand kann auch nicht
der auf Kant zurückgehenden Alternative folgen, Wahrheit und Wirklichkeit im idealisti­
schen Sinn als Gegensatz von Sollen und Sein zu definieren. Die am Kreuz offenbar wer­
dende Wahrheit ist etwas anderes als eine der Wirklichkeit enthobene Idee oder ein Sol­
lensanspruch, der sich nur noch appellativ-gesetzlich zu äußern vermag.

Sozusagen zwischen Kant und Hegel und gegen die darauf reagierenden Versuche, in
der Materie (Feuerbach, Marx), im Leben selbst (Nietzsche) oder in der Geschichtlichkeit
des Daseins (Existenzphilosophie) den Grundcharakter der Wirklichkeit zu entdecken,
wählt Iwand das Kreuz Jesu als Zugang zu Wahrheit und Wirklichkeit. Dies entspricht der
vom ihm geforderten Ersetzung des idealistischen Geistprinzips durch das Wort als Grund­
kategoriet".

Das Kreuzesgeschehen ist Wortgeschehen, Offenbarungsgeschehen. Es hebt das Denken
in zwei Räumen, den metaphysischen Dualismus von sinnlicher und geistiger, von end­
licher und ewiger Welt auf. Iwand formuliert:

»Für uns, um dies gleich zum Beginne zu sagen, ist Jesus Christus die Aufhebung des Dahinter Got­
tes, seiner Hinterweltlichkeit und seines -Unheimlichen-, Heidnischen, man kann auch sagen Meta­
physischenw,

Die Offenbarung Gottes am Kreuz Jesu, sein Kommen überhaupt in die gegenwärtige
Wirklichkeit, wird somit zum kritischen Prinzip der Theologie und ihrer Wirklichkeits­
erfassung. Darum spitzt Iwand zu:
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»Die Wirklichkeit sehen, wie sie ist, das hieße, die Welt vom Kreuze Christi sehen. Die in der Ver­
söhnung und in der Botschaft von der Versöhnung (diese Doppeltheit bildet die Einheit der Tat Gottes
in Jesus Christus) kundgemachte Wirklichkeit duldet kein zweites Bild neben sich. Alles andere ist
die subjektive Sicht des sich über Gott, sich selbst und die Sünde verhängnisvoll täuschenden, aus die­
ser Täuschung aber ein Weltbild eigener Art, vielleicht sogar einen Versöhnungsglauben eigener
Art entwickelnden Menschen.e"

Ist das Kreuz aber nicht nur Deutung von Wirklichkeit, sondern Setzung neuer Wirklich­
keit, so verändert sich auch der Wahrheitsbegriff: Wahrheit ist dann die Lebensform, die
der neuen und kommenden Wirklichkeit Gottes entspricht. In der Geschichte Jesu bis hin
zum Kreuzestod hat sich diese Lebensform, nämlich die den Menschen suchende und neu­
schaffende Liebe realisiert. Die Frage nach der Wahrheit ist daher für Iwand

»immer die Frage nach der Erkenntnis, in der der Mensch selbst wahr wird, nicht nur erkennt, was
wahr ist, und weil darum alle Erkenntnis von Wahrheit nichts nütze ist, unter der der Erkennende
nicht zugleich selbst zum -wahren Menschen- wird«22.

Dieser Wahrheitsanspruch der Theologie läßt sich freilich nicht wissenschaftstheoretisch
verifizieren, er ist Sache der Verheißung und der antizipierenden Erfahrung. Die inhaltliche
Seite dieser vom Kreuz Jesu her gewonnenen Wahrheitsperspektive tritt in der Charakteri­
sierung als Versöhnungsgeschehen zwischen Gott und Mensch heraus. Das Kreuz steht bei
Iwand immer im Rahmen der Geschichte von Inkarnation, Tod und Auferstehung des Got­
tessohnes. Nach Joh 1 kommt Christus in sein Eigentum, in die Welt, um die Seinen
zurückzugewinnen, wird nicht angenommen und schließlich gekreuzigt. Aber Gott setzt ihn
in sein Recht durch die Auferweckung, eröffnet Versöhnung und verheißt ihre endzeitliche
Durchsetzung. Dieser am Kreuz geoffenbarte Versöhnungswille Gottes aber ist dyna­
misches Geschehen; denn über die Auferstehung Jesu hinaus wirkt Gottes Geist weiter. Er
bricht in die alte, sich vor Gott verschließende Wirklichkeit ein, nimmt Menschen in Dienst
und führt durch sie das Werk der Versöhnung fort. Darum ist letztlich die Versöhnungs­
lehre für Iwand die Mitte der Theologie.

»Die christliche Lehre von der Versöhnung ist das Zentrum unseres Glaubens.... Wir stehen, sobald
wir uns auf sie beziehen, in der Mitte der großen Gottesstadt, wo alle Radien aus den anderen Berei­
chen und Bezirken zusammenlaufen. Von hier aus kann man das ganze übersehen; wem diese Mitte
fehlt, dem fehlt auch das Bewußtsein der Ganzheit, dem fehlt die Anschaulichkeit und Einheitlichkeit
seines Glaubens.v-'

In dieser Versöhnungstheologie leuchten die Dimensionen der Eschatologie und der Pneu­
matologie auf. Sie sind das Spezifikum seiner theologia crucis, sie bringen das eigentümli­
che Kampfmotiv (Zusammenstoß zweier Wirklichkeiten, Ringen zwischen Wahrheit und
Wirklichkeit) in seine Theologie, sie verbinden Christologie und Ethik, sie bedingen den
grundsätzlichen kritischen Charakter von Theologie und Glaube und eben das offene
Gegenüber von Kirche und Gesellschaft.
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4. Die Mitarbeit in der Gesellschaft

Die Rolle der Kirche in dieser Bewegung ist die der Mitarbeit. Der Begriff der cooperatio
mit dem Geist Gottes vereint den pneumatologischen und eschatologischen Ansatz und
macht ihn für die Rolle der Kirche in der Gesellschaft fruchtbar; denn ihre Mitarbeit ist
Ausdruck und Hoffnung kommender und je neu anbrechender Gotteswirklichkeit. So ergibt
sich das eigentümliche konstruktiv-kritische Verhältnis des Christentums zur Kultur wie
der Kirche zur Gesellschaft. Die spezifische Rolle des Protestantismus liegt für Iwand
darin, Kirche und Welt zu verklammern und gleichzeitig offen zu halten für die Begegnung
von Gottes Welt mit unserer Welt. Das Werden festzuhalten ist die Kunst des Protestantis­
mus>.

Es ist zwingend, daß Iwand von da aus eine kritische Haltung zu einer diastatischen
Zwei-Reiche-Lehre einnimmt, wie sie ihm in der Ordnungstheologie und im Neuprotestan­
tismus immer wieder begegnete. Wird nämlich der Standpunkt der Kirche Staat und
Gesellschaft gegenüber als neutral bestimmt und der Staat als gottgesetzte Ordnung der
Gesellschaft vorangestellt, so kommt die Bewegung der kommenden Gotteswirklichkeit
zum Stillstand.

»Die Begrenzung der Gesellschaft durch den Staat - anstatt umgekehrt den Staat in die Bewegungen
der Gesellschaft einzubeziehen und so auch in dieses Gebilde -Bewegung- zu bringen - ist das emi­
nent uneschatologische der typisch lutherischen, aber von Luther und seinen Gesellschaftsschriften
immer wieder durchbrochenen, sozusagen prinzipienwidrig durchbrochenen Gesellschaftslehre.«>

Die Mitarbeit der Kirche in der Gesellschaft vollzieht sich in erster Linie durch ihre Ver­
kündigung. In seiner Vorlesung »Kirche und Gesellschaft« stellt Iwand diesen Teil unter
das Thema der Predigt des Gesetzes. Ausdrücklich spricht er nicht von Gebot, sondern vom
Gesetz, wohl um beide Wirkungen festzuhalten: die prophetisch-kritische Seite der Ver­
kündigung wie ihre konstruktiv-wegweisende. Der Geist als -Kraft des Widerspruchs und
der Versöhnung- kommt in diesem Begegnungsfeld zur Sprache und zielt auf Umkehr und
Neuorientierung. An zwei Beispielen seien diese beiden Seiten entfaltet:

a) Die kritische Seite der Verkündigung: die Entzauberung der Welt

Iwand nimmt Max Webers These von der -Entzauberung der Welt- als Folge der rationalen
Kultur auf, deutet sie allerdings um; denn die aus der Aufklärung hervorgegangene ratio­
nale Kultur erwies sich gegenüber dem neuen völkischen Staatsmythos keineswegs als
fähig zur Entzauberung. Sie unterlag den Ideologien, die die Öffentlichkeit eroberten, und
demonstrierte damit das Versagen ethischer Maßstäbe gegenüber den von einem Glauben
an einen Mythos freigesetzten Triebkräften. Aus dieser Erfahrung zieht Iwand die Schluß­
folgerung:

»Die rationale Kultur ist nicht die Ursache, sondern die Folge solcher Entzauberung, sie ist nur mög­
lich, solange die ratio, die menschliche Vernunft, die -Entzauberung- nicht auf die Offenbarung selbst
anwendet, womit sie die Voraussetzung ihrer eigenen Geltung aufhebt.«26
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»Die rationale Kultur wird demnach gerade dadurch ermöglicht, daß die Offenbarung Got­
tes die echte Profanität der Welt herstellt. Sie bewirkt die Befreiung der Vernunft von fal­
schen, ideologischen, die rationale Kultur depravierenden Herrschaftsmächten. Iwand pro­
klamiert die Wirklichkeit der Welt nicht, um sie ihrer Eigengesetzlichkeit zu überlassen,
sondern »um das Gewissen freizumachen für den, der allein darüber verfügen darf und
kann, den Gott, der als Schöpfer und Erlöser den Menschen als sein Eigentum ansprichtes".

Es ist unverkennbar, daß Iwand diesen typischen Grundzug des Protestantismus auf dem
Hintergrund der Barmer Theologischen Erklärung entwickelt. So erinnert seine Deutung
der -Entzauberung der Welt- nicht von ungefähr an die zweite These von der »frohe(n)
Befreiung aus den gottlosen Bindungen der Welt zu freiem, dankbaren Dienst an seinen
Geschöpfen« durch Jesus Christus.

b) Die konstruktiv-gestaltende Seite: die Bildungsarbeit

Die Öffnung der Kirche für die Gesellschaft bedeutet auch eine Öffnung des Glaubens für
den Diskurs des Erkennens. Die Rationalität der Neuzeit ist für Iwand keine feststehende
Größe, genauso wenig wie der Staatsmythos, sondern eine allererst zu lösende Aufgabe. Es
genügt nicht, den Menschen als »animal rationalee-s zu bestimmen. Es muß auch gefragt
werden, ob das Verhältnis zur Vernunft nicht ein wechselseitiges ist. Muß die ratio nicht
umgekehrt auch als »organon humanum« bestimmt werden? Weder nämlich ist die Ver­
nunft eine eindeutige Größe, die den Menschen als solchen definieren könnte - das zeigt
gerade ihre Schwäche und Entartung unter dem Einfluß von Ideologien -, noch steht es
ohne weiteres fest, was der Mensch ist, so daß die Vernunft von ihm abzuleiten wäre. Soll
Vernunft also -organon humanum- sein beziehungsweise werden, so ist die Frage nach ihr
nur im Zusammenhang mit der nach dem Menschsein zu erörtern. Auf diesem Hintergrund
entwickelt Iwand drei Kriterien, denen eine am Menschsein Jesu ausgerichtete Vernunft zu
entsprechen hätte:

a) Sie müßte die Grenze der Geschöpflichkeit respektieren, sich also ihrer eigenen Rela­
tivität bewußt werden. Dieses Kriterium richtet sich gegen eine Vergötterung der Vernunft,
die zur Perversion der Schöpfung führt. Kants Definition der Vernunft als »intellectus ecty­
pos« habe noch ihre Endlichkeit gewahrt, die auch der Johannes-Prolog so deutlich unter­
streicht-". Dessen Zuordnung von Leben und Licht, von Dasein und erhelltem, vernünftigen
Dasein also, betont das heilsame Angewiesensein der Vernunft auf das sie erleuchtende
Wort. Die Rede von notwendiger und guter Relativität der Vernunft dient also nicht einem
autoritären Vormachtsanspruch des Glaubens, sondern ergibt sich aus der befreienden und
bewahrenden Zuordnung des Glaubens zur Vernunft als Referenzrahmen; denn nicht der
Glaube ist der Gegenpol zur Vernunft, sondern wie Matth 10 zeigt, die Besessenheit-". Ihre

Überwindung durch das Wort bewirkt Nüchternheit, eben Vernunft.
b) Daraus folgt unmittelbar ein zweites Kriterium für Vernunft, das den Bereich ihrer

Zuständigkeit betrifft. Es kann nicht die Aufgabe des Menschen als geistige Natur sein, die
Gesetzmäßigkeiten der Welt zu begreifen, um daraus das Recht ihrer demiurgischen
Gestaltung abzuleiten. Die Vernunft muß vielmehr auch Grenze und Wamung darstellen
vor dem »Jenseits von Gut und Böse«. Wohl hat sie zwischen gut und böse zu unterschei-
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den, doch vollzieht sich diese Unterscheidung im vorletzten Bereich und muß sich vor dem
Letzten, dem Urteil Gottes verantworten.

c) Iwand ergänzt dieses Kriterium um ein offensichtlich aus dem Gedanken der Inkarna­
tion erschlossenes inhaltliches Moment. Da Gott seine Ehre an den Menschen gebunden
hat, wird sie nirgendwo anders gewahrt oder preisgegeben als diesem gegenüber. Der rela­
tiven Urteilskraft der Vernunft wird der Mensch als inhaltlicher Maßstab zugewiesen. Die­
ses Kriterium bedürfte freilich der weiteren Konkretion. An anderer Stelle entfaltet Iwand
aus der »humanitas Jesu« die Entäußerung, die Stellvertretung, die Gemeinschaft, das Mit­
leiden und das Mittragen-Dürfen der Not des anderen als weitere Momente; denn sie sind
Zeichen eines Lebens, das sich nicht selbst konstituiert und entwickelt, sondern das ver­
danktes und daher von sich selbst absehen könnendes Leben ist31. Eine an solchem
Menschsein definierte Vernunft wird in ihrem sachlichen Handeln also gerade die Endlich­
keit und Bedürftigkeit des anderen ernstnehmen.

5. Das Gewissen und dasöffentliche Leben

Die Mitarbeit von der Iwand spricht, hat eine doppelte Struktur. Sie ist cooperatio mit dem
Geist Gottes in dieser Welt und als solche Mitarbeit in der Gesellschaft. Sie ist gekenn­
zeichnet durch Freiheit im Bereich des Handeins und Bindung im Bereich des Willens. Als
Ort dieser Bindung des Menschen verweist Iwand nun auf das Gewissen. Im Gewissens­
begriff bündeln sich Iwands kreuzestheologischer, eschatologischer und pneumatologischer
Zugang zur Frage der gesellschaftlichen Verantwortung von Christus. Drei Charakteristika
zeichnen Iwands Gewissensbegriff aus:

a) Iwand versteht das Gewissen nicht als moralische Urteilsinstanz im Menschen, son­
dern als glaubensmäßige Rückbindung an den Gekreuzigten und Auferstandenen. Er löst
sich damit von einem Verständnis des Gewissens, daß in den Ethiken des 19. Jahrhunderts
dominierend war, wo man wie zum Beispiel von Harleß im Gewissen die Stimme Gottes
erkannte, die die menschliche Vernunft auf das Gute und Wahre ausrichtete. Das Gewissen
erschien als Bewußtseinsphänomen, in dem Gottes Urteil dem menschlichen Geist einge­
prägt ist. Kants moralische Fassung des Gewissens steht dabei im Hintergrund. Im
Gerichtshof des Gewissens klagt die Stimme der sittlichen Vernunft den Menschen seiner
Verfehlungen gegen das allgemeine Sittengesetz an und urteilt zugleich nach dem Maßstab
dieses kategorischen Imperativs. Der Mensch wird also im Gewissen mit der Macht seiner
Taten konfrontiert, die ihn auf das, was er geworden ist, festlegen. Iwand erkennt darin nur
die eine Seite des reformatorischen Erbes. Es ist das Gesetz, das hier im Gewissen laut
wird. Vor ihm kann es tatsächlich zu keinem Freispruch in diesem Gerichtshof kommen.
Aber dieses Gewissen - darin schließt sich Iwand Luthers Deutung an - ist gerade das
irrende Gewissen, das in die Anfechtung führt. »Das Gewissen entflammt und stärkt den
Tod und die Hölle und bewaffnet die ganze Schöpfung gegen uns.«32 Eben diese in
Anfechtung stürzende »Bestie« wollte dann Nietzsche loswerden und fand nur den Aus­
weg, das Gewissen mitsamt der christlichen Moral aufzuheben, um zur »Unschuld der
Triebe, des Instinktes« eines Menschen -jenseits von Gut und Böse- zurückkehren zu kön-
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nen->. Das Gewissen irrt jedoch deshalb, meint Iwand mit Luther, weil es die Kunst der
Unterscheidung von Gesetz und Evangelium nicht versteht. Es läßt sich allein durch das
Gesetz beherrschen. Aus dieser Ineinssetzung von Gesetz und Gewissen entspringt die
Anfechtung. Demgegenüber bringt die Rechtfertigungslehre jedoch zur Geltung, daß der
Christ nicht aus seinem Selbstverständnis lebt, sondern seine Existenz jenseis der Perspek­
tive des Gesetzes ihr Fundament hat. Der Glaube trennt Gesetz und Gewissen und legt
einen neuen Grund des Selbstbewußtseins durch die Verbindung mit dem auferstandenen
Herrn selbst. Dieser Subjektwechsel im Gewissen ist entscheidend. Es gilt nicht mehr die
verhängnisvolle Gleichung Ich > Ich, sondern Christus wird das Subjekt des Gewissens.
Nur so kommt es zur Befreiung des irrenden Gewissens, zur Wendung zum befriedeten und
guten Gewissen.

b) Indem Iwand das Gewissen vom Glauben her erfaßt, kann er auch dessen eschatologi­
sche Funktion erhellen. Bemerkenswerterweise hat er sie bei Nietzsches Gewissensdeutung
entdeckt. Zwar teilt er nicht dessen Ansichten über die Genealogie der Moral, aber in seiner
Erwartung des Jenseits von Gut und Böse und in seiner Hoffnung auf einen neuen Menschen
erkennt Iwand das eigentliche Anliegen des theologischen Gewissensbegriffs. Er greift zu
seiner Erklärung den Wortsinn von »conscientia« auf: das Mitwissen. Gewissen impliziert
dann ein »Wissen um die letzten Dinge und um sich selbst in Beziehung auf jenen letzten
Spruch.«>' Dabei handelt es sich um ein Mitwissen, das aus dem Hören auf die Botschaft
resultiert, die die Gerechtigkeit Christi als Fundament der Person letztgültig zuspricht und
somit Freiheit begründet. Im Gegensatz zu Nietzsehe, der den Menschen der Verheißung
erst noch erwartet, sieht Iwand ihn in Jesus bereits gekommen. Daher wird im Glauben an
ihn bereits jetzt das Land jenseits von Gut und Böse betreten und wird die Freiheit der Kin­
der Gottes wirklich. Folglich muß auch das Tun der sich neu und anders bewußten Men­
schen eschatologische Ausrichtung gewinnen. Es wurzelt in der eschatologischen Wirklich­
keit Gottes, so daß ihre Werke Zeichencharakter für diese Wirklichkeit tragen.

c) Das Gewissen als Mitwissen macht die Glaubenden zu Zeugen. Dieser Zeugendienst
muß sich auch in der Öffentlichkeit vollziehen, da er Mitarbeit mit dem Geist Gottes ist,
der auch in der Gesellschaft wirkt. Iwand nimmt damit von theologischer Seite her ein
Anliegen auf, daß er zuletzt bei Immanuel Kant erkennt. Bei ihm hatte das Gewissen noch
eine normativ-kritische Funktion innerhalb der objektiven Sphäre des Rechts, des Staates
und der Gesellschaft. Kant hatte das Gewissen über die subjektive Erfahrung hinaus in den
Mittelpunkt seiner Lehre des öffentlichen Lebens gesetzt. Die im Gewissen des einzelnen
sprechende sittliche Vernunft ist eben die Vernunft, die nach dem Maßstab des kategori­
schen Imperativs auch die Ziel- und Zwecksetzung gesellschaftlichen und staatlichen Han­
delns bestimmen soll. Deshalb konnte Kant den ewigen Frieden als Ziel der Völkerordnung
postulieren.

Mit seiner neuen Grundlegung kann Iwand dieses Anliegen aufnehmen. Die Zeugen der
kommenden Wirklichkeit Gottes bewähren sich im öffentlichen Leben, wenn sie es wagen,
-der Wirklichkeit die Wahrheit gegenüberzusetzen-. Ein nur moralisch fixiertes Gewissen
wird Ideologien, Mächten und Gewalten, die in der Öffentlichkeit Anspruch auf Glauben
erheben, verfallen müssen. Durch die Bindung des Gewissens im Glauben aber vermag es,
die Geister im öffentlichen Leben zu unterscheiden.
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»Die Proklamation des Herr-Seins Gottes bedeutet nämlich einen, und zwar den entscheidenden,
Anspruch an das Gewissen, sie ist auch in der Öffentlichkeit der Gesellschaft die Proklamation der
wahren Freiheit. Damit wird allen anderen Größen, seien sie noch so imponierend und mächtig, der
Anspruch auf Bindung des Gewissens entzogen.e-"

»Diese pneumatologische Verklammerung von Glauben und Handeln im Gewissen wehrt
also einer Aufteilung der Wirklichkeit in die zwei Bereiche der Innerlichkeit des Glaubens
und der Äußerlichkeit und Eigengesetzlichkeit weltlichen Daseins. Im Wirken des Geistes
bricht in der einen Wirklichkeit der mit Gott versöhnten Welt das Jenseitige im Diesseits,

das Kommende im Gegenwärtigen an.

6. Resümee

Hans Joachim Iwands gesellschaftsethische Überlegungen könnten heute vor allem für die
Standortbestimmung der Kirche in der Gesellschaft und für die Profilierung ihrer Botschaft
wichtig sein. Eine Kirche, die am Ringen des Geistes Gottes um die Welt teilnimmt, wird
sich weder auf die Ghettoexistenz privater Frömmigkeit noch auf das Bündnis mit staatstra­
genden Weltanschauungen einlassen können. Die Botschaft vom Kreuz steht immer quer
zu einer sich eigengesetzlich gebenden neuzeitlichen Rationalität und neuen, den Men­
schen in Beschlag nehmenden Mythen. An den Brennpunkten der Gesellschaft, bei ihren
-geistigen Entscheidungen- muß sie die -Sprache eines neuen Geistes- laut werden lassen
als Ruf zur -Umkehr und Wiedergeburt« Daß Iwands Ethik die Voraussetzungen schafft
für die Identitätsfindung der Kirche und ihren Eintritt in den Diskurs oder Streit um
humane Vernunft, darin liegen ihre bleibenden Anstöße.

Dr. Martin Hoffmann
Kirchenweg 13

D-83209 Prien am Chiemsee

Abstract

After Second World War Hans Joachim Iwand (1899- 1960) reacts upon the experiences during the
time of Nazi-Germany with a conception, which deals in a new way with the questions of political
ethics. In this conception Iwand criticized the bipolar and traditional pattern of »State and Church«
and explores »Society« as a selfcontained and autonomous theme for political ethics. It is remarkable
to see, how Iwands approach to »theologia crucis« and the notions of the term »consciene« are now
transformed in an pneumaticological way, that opens the ethic for a conception of public responsibi­
lity.

Anmerkungen

1. Für Herbst 1997 ist die Veröffentlichung von Iwands Vorlesung »Kirche und Gesellschaft« von 1951 als
1. Band der Neuen Folge seine Nachgelassenen Werke geplant. Das Manuskript der Vorlesung wurde für die
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Untersuchung bereits mit berücksichtigt. Zur Gesamtdarstellung von Iwands Theologie vgI. vor alIem: Gerard
C. den Hertog: Befreiende Erkenntnis. Die Lehre vom unfreien Willen in der Theologie Hans Joachim Iwands,
Neukirehen 1994, und Martin Hoffmann: Bezeugte Versöhnung. Die trinitarische Grundlegung der Ethik bei
Hans Joachim Iwand, Essen 1988.

2. H. J. Iwand: Die Bibel und die soziale Frage (1952), in: JK 13 (1952), 71. Danach auch das Folgende. Vg1.
dazu auch: Kirche und Gesellschaft, 1952, wieder abgedruckt in: H. J. Iwand: Briefe, Vorträge, Predigtmedita­
tionen, eine Auswahl, hg. v. P. P. Sänger, Berlin (Ost), 1979 (= BVP), 284-299.

3. Ebd.,66.
4. Das erst jüngst praktizierte Bündnis zwischen Staat und Kirchen in Bayern im Kampf gegen das Kruzifixurteil

des Bundesverfassungsgerichts zeigt, wie aktuell dieses Modell nach wie vor ist.
5. Vg1. E. Lempp/E. Thaidigsmann: Gottes Gerechtigkeit in der Dialektik der Aufklärung. Annäherungen an die

Theologie Hans Joachim Iwands, München 1990, 11-17.
6. H. J. Iwand: Die Bibel und die soziale Frage, 71.
7. E. Lempp/E. Thaidigsmann: 124. In Iwands noch unveröffentlichter Vorlesung »Einführung in die gegenwär­

tige Lage der systematischen Theologie« vom Sommersemester 1950 findet sich ein längeres Kapitel über Max
Weber. Aus ihm geht hervor, welche Bedeutung er Webers Untersuchung »Die protestantische Ethik und der
Geist des Kapitalismus«, in: Gesammelte Aufsätze zur Religionssoziologie, 1920, Band I, zumißt. »Für Iwand
wird durch diese Untersuchung sichtbar, daß die modeme Welt bis in die geselIschaftlichen Strukturen hinein
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Wilhelm Diltheys Lebenswerk und den liberalen Historiker Benedetto Croce, der in seiner »Geschichte Europas
im 19. Jahrhundert« zum Beispiel zum Kommunismus feststellt: »Der Kommunismus war nicht eine unmittel­
bare Rückwirkung der Leiden der Arbeiter; es waren nicht die Arbeiter, sondern die Denker, die vor neuen öko­
nomischen und moralischen Aufgaben standen und den Kommunismus schufen, wie sie auch alle anderen poli­
tischen Systeme geschaffen hatten.«

8. Iwand zitiert eine mündliche Äußerung Eduard Heimanns, in: Die Bibel und die soziale Frage, 71.
9. Vorlesungsmanuskript Kirche und Gesellschaft, 1951, Kap. Kirche und Gesellschaft 1,1 f.

10. Vg1.zum Folgenden: Die Bibel und die soziale Frage, 113-119.
11. Vgl. Die Verantwortung und die Aufgaben der Christen in der heutigen internationalen Situation (1958), in:

BVP,31O.
12. »Das Freund-Feind-Denken findet in der Entzweiung von Kain und Abel das Prinzip der Weltgeschichte. Aber

die Kirche, die von Pfingsten herkommt, weiß und darf nicht vergessen, darf es darum auch der Welt nicht ver­
schweigen, daß es ein Blut gibt, das lauter schreit als Abels Blut (Hebr 12,24).« Die politische Existenz des
Christen unter dem Auftrag und der Verheißung des Evangeliums von Jesus Christus (ThExh NF41), 1954, 14.
Ebd. 13: ))WO immer das Wort von der Versöhnung gepredigt wird und die Lehre von ihr das Zentrum des
Glaubens bildet, da darf und kann das Dogma von der Unversöhnlichkeit im politischen Bereich nicht unange­
tastet bleiben.«

13. Über das Zusammenleben in einer Welt widerstreitender Ideologie und politischer und wirtschaftlicher Systeme
(1956), in: JK 17 (1956), 498.

14. Vorlesungsmanuskript Kirche und Gesellschaft, Kap. Was heißt theologische Arbeit?, 1.
15. VgI. E. Lempp/E. Thaidigsmann: 120f.
16. Vgl. Religion und Kultur (1931), in: Jungnationale Stimmen 1931, H. 6, 164-173.
17. Das Gewissen und das öffentliche Leben (1948), in: Nachgelassene Werke. Bd. 2 (= NW II), hg. v. D. Schel­

long/K. G. Steck, München 1966, 140.
18. Religion und Kultur, 169.
19. »Der Idealismus hat als oberstes Prinzip den Geist eingeführt und darum konnte er schließlich nicht mehr unter­

scheiden zwischen Gottes-Geist und Menschen-Geist und mußte den Menschen-Geist als eine Manifestation
des Allgeistes ansehen, als einen göttlichen Funken, der im endlichen Bewußtsein auftaucht und dort das Licht
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das Betonen, die Akzentuierung des Gottesbewußtseins. überhaupt des Bewußtseins! Setzen wir dort, wo diese
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Berichte

Die -Heiligkeit des Lebens- in der Medizin.
Eine Entgegnung

Von Mirjam und Ruben Zimmermann

Reinhart Staats zum 60. Geburtstag

Der bisher vorrangig von angelsächsischen Mo­
ralphilosophen gebrauchte Begriff »Bioethlk« be­
ginnt nun vermehrt auch in die deutschsprachige
Ethik-Debatte Einzug zu halten (vgL Sass 1988;
Löw 1990; Ach/Gaidt 1993). Mit dem Konzept
einer -Bioethik- rücken damit einerseits die »mo­
ralischen Probleme im Umgang mit Lebensphä­
nomenen« (Birnbacher 1993, 46) oder genauer
im Umgang mit »einer bedrohten Form von Le­
ben« (Leist 1993, 19) erneut ins Zentrum ethi­
scher Diskussion. Andererseits wird jedoch ein
Konstitutivum früherer Formen einer -Lebens­
ethik«, nämlich die »Ehrfurcht« oder »Unverfüg­
barkeit« des (menschlichen) Lebens' radikal in
Frage gestellt. Dies wird besonders bei der utilita­
ristischen Kritik an der in der angelsächsischen
Diskussion maßgeblichen Vorstellung der »Sanct­
ity 0/ Life« (vgL neuerdings Keenan 1996) auf
dem Feld der (bio)medizinischen Ethik deutlich.

Die australischen Bioethiker Peter Singer und
insbesondere Helga Kuhse haben in Zusammen­
fassung der utilitaristischen Positionen in ver­
schiedenen Veröffentlichungen zu zeigen ver­
sucht, daß eine Lehre von der sHeiligkeit des Le­
bens« für eine rationale Ethik keine hinreichende
Grundlage sein kann (vgL Kuhse 1992a; dies.
1994; dies. 1996; Kuhse/Singer 1993, insb. Kap.
6; Singer 1994, 116ft.): »Das Prinzip von der
Heiligkeit des Lebens (läßt) sich rational nicht
verteidigen.« In »strenger Beweisführung« sollen
»alle vemunftbegabten Menschen unabhängig
von ihrer religiösen Einstellung« davon über­
zeugt werden, »daß das Prinzip von der Heilig­
keit des Lebens nicht stichhaltig ist. (...) Unsere
Argumentation ist so eindeutig, daß die Beweis­
last künftig auf denjenigen ruht, die unter Beru­
fung auf das Prinzip von der Heiligkeit des Le-

bens aufzeigen wollen, wo wir mit unserer Wi­
derlegung irren« (Kuhse/Singer 1993, 160).

Will man in diesen Sätzen von H. Kuhse und
P. Singer nicht die Selbstüberschätzung wissen­
schaftlicher Hybris erkennen, muß man sie wohl
als Herausforderung für den Disput verstehen,
auf die der folgende Beitrag eingehen will. Dabei
soll zunächst die Position H. Kuhses zusammen­
fassend dargestellt (1) und einer Binnenkritik un­
terzogen werden (2). Im folgenden wird dann
eine Gegenthese entfaltet, die das Phänomen der
-Heiligkeit des Lebens- in den Kategorien eines
Mythos zu interpretieren versucht (3), wobei
-Mythos- im Sinne der neueren Mythosforschung
(Blumenberg, Hübner) als intersubjektives Inter­
pretationsmodell komplexer Lebenszusammen­
hänge verstanden wird. Eine solche Sichtweise
führt schließlich zu den eher meta-ethischen
Überlegungen, auf welcher Ebene der mora­
lischen Urteilsfindung die -Heiligkeit des Le­
bens- überhaupt herangezogen werden kann und
darf (4).

1. Die -Beweisführunq- von H. Kuhse

Wenn man sich auf die »Heiligkeit des Lebens«
berufe, sei nach Kuhse meist die »Heiligkeit des
menschlichen Lebens« gemeint. Zwei grund­
legende Annahmen seien damit verbunden: das
menschliche Leben ist unverletzlich und hat ei­
nen besonderen, unendlichen Wert, der allen
Menschen gleichermaßen zukommt. Absicht­
liches Beenden unschuldigen Lebens werde da­
mit ebenso ausgeschlossen, wie die Berücksichti­
gung von Qualität oder Beschaffenheit des Le­
bens sowie Interessen der Betroffenen bei Ent-
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scheidungen über den Einsatz lebensverlängern­
der Maßnahmen.

Angewandt auf Fragen um Leben und Tod in
der medizinischen Ethik unterscheidet Kuhse
zwei Formen, in denen die »Heiligkeit des Le­
bens« vertreten wird: Zum einen als absolutes
»Prinzip der Heiligkeit des Lebens« (PHL), das
die Tötung bzw. das absichtliche Sterbenlassen
unschuldiger Menschen in jedem Fall verbiete
und in folgender Definition gefaßt werden
könne: »Es ist absolut verboten, einen Patienten
absichtlich zu töten oder absichtlich sterben zu
lassen, sowie Entscheidungen über Verlängerung
oder Verkürzung menschlichen Lebens auf Beur­
teilung seiner Qualität oder Beschaffenheit zu
gründen« (Kuhse 1992 a, 86). Zum anderen gebe
es das sogenannte »eingeschränkte Prinzip von
der Heiligkeit des Lebens«, (ePHL)2, das das Zu­
lassen des Sterbens auch durch Unterlassen mög­
licher Handlungen akzeptiere, ohne das Grund­
prinzip aufgeben zu wollen. Die oben genannte
Definition sei dann lediglich durch folgenden
Zusatz zu erweitern: »manchmal ist es allerdings
erlaubt, den Tod nicht zu verhindern« (Kuhse
1994,42).

Die Lehre von der -Heiligkeit des Lebens­
wurde nun zwar - nach Kuhse/Singer - durch
»gut siebzehn Jahrhunderte christlicher Dominanz
über westliches Denken« (Kuhse/Singer 1993,
169) zum »Bestandteil der konventionellen säku­
laren Moral« (Kuhse 1992a, 77), ja sogar »die
theoretische Grundlage der medizinischen Ethik
und des Rechts« (Kuhse 1992a, 91; Dies. 1994,
38; ähnlich Singer 1994, 116). Eine solche Vor­
herrschaft besage jedoch nichts über ihre rationale
Validität. Eine genauere Analyse zeige vielmehr,
daßes sich bei der Doktrin der> Heiligkeit des Le­
bens- um ein unreflektiert übernommenes Relikt
einer religiös geprägten Gesellschaft handle, das
als Legitimationshintergrund einer säkularen Me­
dizinethik heute unhaltbar geworden sei.

Die Kritik im einzelnen läßt sich in drei The­
sen zusammenfassen:

1. Eine profane Lehre von der Heiligkeit des
Lebens ist unplausibel.

2. Das absolute Prinzip von der Heiligkeit des
Lebens hat unakzeptable Konsequenzen.

3. Das eingeschränkte Prinzip von der Heilig­
keit des Lebens ist inkonsistent, da es die absicht­
liche Beendigung des Lebens sowohl untersagt
als auch gebietet.
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Zu 1. Die in der christlichen Tradition ange­
führten Verifikationsgründe seien nur unter der
Prämisse der Existenz Gottes aufrechtzuerhalten.
Die -Heiligkeit des Lebens- erscheine zwar als
intrinsischer Wert, der dem menschlichen Leben
per se zukomme, die Begründung hierfür liege
allerdings nicht im menschlichen Leben selbst.
Gott wird zum unaufgebbaren Garanten des Prin­
zips, sei es als Ebenbild oder Eigentümer des
Menschen, sei es als Maßstab für gut und böse
und unhinterfragbare Autorität ethischer Weisun­
gen. Wenn der Glaube an die Existenz Gottes al­
lerdings nicht mehr geteilt wird - und das sei in
einer säkularen Welt bei der Mehrzahl der Men­
schen der Fall - dann werde der Lehre gleichsam
die Grundlage entzogen. Ein profanes Verständ­
nis der Lehre von der Heiligkeit des Lebens er­
gibt - so Kuhse - philosophisch gesehen wenig
Sinn und ist höchst unplausibel (vgl. Kuhse
1994, 38f.).

Zu 2. Die -Heiligkeit des Lebens- sehe im
menschlichen Leben ein »Gut an sich«. Dieser
Wert sei nicht an Qualitäten wie zum Beispiel
Bewußtsein oder Gesundheitszustand gebunden,
er sei auch nicht quantitativ bestimmbar. Heilig
im Sinne von unantastbar und unendlich wertvoll
sei in strenger Anwendung des Prinzips deshalb
nicht eine bestimmte Lebensqualität, sondern das
körperliche Leben, das wir zwischen Konzeption
oder Geburt und Tod besitzen. Die Lehre von der
-Heiligkeit des Lebens- werde damit für den Arzt
zur Doktrin der Lebenserhaltung um jeden Preis
und sei es nur durch Aufrechterhaltung der Vital­
funktionen des menschlichen Organismus mit
technischen Mitteln. Eine solche Konsequenz ­
von Kuhse auch »Vitalismus« genannt (Kuh se
1992b, 53ff.) - sei aber, wie zum Beispiel das
Schreckensbild eines Patienten beweist, der jahr­
zehntelang im irreversiblen Koma liegt, schon in­
tuitiv für die wenigsten akzeptabel, erst recht
könne sie nicht Grundlage einer rationalen Ethik
sein.

Zu 3. Angesichts der technischen Möglichkei­
ten in der modemen Medizin kann Lebensverlän­
gerung um jeden Preis kaum sittlich gerechtfer­
tigt erscheinen, was zum relativierten sogenann­
ten ePHL führt. Eine solche Version des Prinzips
setze allerdings Differenzierungen voraus, die es
erlauben, zwischen Fällen der absichtlichen Le­
bensbeendigung und solchen der unterlassenen
Todesverhinderung zu unterscheiden. Doch we-



der die Trennung zwischen Tun und Unterlassen,
Beabsichtigen oder Vorhersehen des Todes
(Kuhse 1994, Kap. 2-3), noch die Differenz
zwischen gewöhnlichen und außergewöhnlichen
Mitteln (Kuhse 1994, Kap. 4) lasse sich philoso­
phisch vom utilitaristischen Standpunkt aus be­
gründen. Kuhse hat zu zeigen versucht, daß den
tatsächlichen Regelungen der Verteidiger des
Prinzips, keine engere Konzeption des Beabsich­
tigens entnommen werden kann, und die theoreti­
schen Unterscheidungsversuche gravierende Feh­
ler aufweisen (Kuhse 1994, 109-205). Ist
allerdings die Nicht-Verhinderung des Todes
gleichzusetzen mit der absichtlichen Beendigung
des Lebens, dann widerspreche das ePHL gegen
die eigene Grundannahme, daß es verboten sei,
Leben absichtlich zu beenden. Wenn Akteure
nicht nur für ihre Absichten, sondern auch für
ihre Folgen gleichermaßen verantwortlich sind,
dann werden - nach Kuhse - widersprüchliche
Fälle entstehen, in denen die Lehre von der -Hei­
ligkeit des Lebens- unvereinbare Handlungen
fordere (Kuhse 1992, 102). Das ePHL verbiete
und gebiete gleichzeitig Handlungen (= Unterlas­
sungen) zur Beendigung menschlichen Lebens.
Ebenso werde gegen den konstitutiven Gleich­
heitsgrundsatz menschlichen Lebens verstoßen,
da die eingeschränkte Pflicht zur Lebenserhal­
tung implizit doch auf Qualitätsurteilen beruhe.

Die -Heiligkeit des Lebens- stelle somit ein
»verworrenes Prinzip« dar, das zu einer »verwor­
renen Praxis« (Kuhse 1994, 244) führen müsse,
und sei deshalb für eine rationale medizinische
Ethik unbrauchbar. Da Widerspruchsfreiheit eine
notwendige Bedingung moralischer Urteile dar­
stelle (Kuhse 1994, 44f.~ Singer 1994, 24ff.),
müsse das Prinzip von der >Heiligkeit des Le­
bens- aufgegeben werden (Kuhse 1994, 204, 267
u. v. a.).

2. Kritik der utilitaristischen Engführung

Nach Kuhse handelt es sich bei der -Heiligkeit
des Lebens- um eine »Lehre«, ein »Prinzip«, eine
»Doktrin«, die in ihrer normativen Funktion so­
gar personifiziert werden kann (Kuhse 1994,
254). Die -Heiligkeit des Lebens- wird somit als
unhinterfragbare Prämisse klassifiziert, als kate­
gorisches Handlungsprinzip, dem jeder Han­
delnde absolut verpflichtet ist.

Dem Anspruch eines kategorischen Prinzips
kann das Prinzip von der -Heiligkeit des Lebens­
freilich nicht genügen, wie ein Blick auf seine
praktische Umsetzung nahelegt. Weder sind dar­
aus monolinear normative Handlungsanweisun­
gen abzuleiten, noch verfügt die Lehre über lo­
gisch konsistente Begründungszusammenhänge 3.

Nach den Maßstäben rationaler Logik muß die
>Heiligkeit des Lebens- insofern als ethische In­
stanz oder gar Handlungsregel aufgegeben wer­
den. So die Schlußfolgerung der Utilitaristen.

Die Frage ist jedoch, ob Kuhse und die utilita­
ristischen Kritiker das Phänomen von der -Hei­
ligkeit des menschlichen Lebens- mit ihrer Klas­
sifikation wirklich erfassen können. Es scheint
nun sowohl für die utilitaristischen Ethiker als
auch für die Verfechter der Heiligkeit unbestreit­
bar, daß die -Heiligkeit des Lebens- keineswegs
ein klar umrissenes und einheitlich gebrauchtes
Konzept beschreibt 4. So schreibt zum Beispiel
M. Kohl: »The -sanctity-of-life principle- is open
to, and is often given, different interpretations. It
is chameleon-like, changing its colours according
to the moral theory it rests upon.« (Kohl 1994,3;
ähnlich Keenan 1996). Schon von hier aus stellt
sich die Frage, ob die unterschiedlichen Definiti­
onsversuche der Flexibilität des Phänomens ge­
recht werden können, oder nicht jeweils vielmehr
im Blick auf die zu kritisierenden Anteile erstellt
werden und sich somit als Zerrbild erweisen.

Auch der strenge Dualismus zwischen »Sanct­
ity of Life« und »Quality of Life« ist künstlich
und überzogen. Hatte sich Keyserlingk noch be­
müht, beide Aspekte zu vermitteln, indem er
nachzuweisen versuchte, daß sich der Inhalt des
Heiligkeitsprinzips in einem Regelsystem er­
schließt, das Qualitätsmerkmale einschließt
(Keyserlingk 1979, 30ff.), so sehen J. Fleteher
und insbesondere H. Kuhse/P. Singer darin sich
ausschließende Oppositionsbegriffe (Fletcher
1974, 12f.; Singer 1983, 128; Kuhse 1994,
45.254 u. a.). Der Bezug auf die sHeiligkeir des
Lebens- schließe die Beachtung von Lebensqua­
litätskriterien aus. Das Prinzip der -Heiligkeit des
Lebens- wird somit unter der Hand allerdings als
reines Vitalismus-Prinzip interpretiert.

Doch - sieht man von den apologetisch moti­
vierten Äußerungen einiger Ärzte ab - gibt es
keine Vertreter der -Heiligkeit des Lebens-, die
unter Absehung von Qualitätsfragen auf die Ma­
xime rekurrieren (vgl. Ramsey 1976; Zachary
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1977; Koop 1982). Die -Heiligkeit des Lebens­
wird nicht angeführt, um eine ontologische
Grundlage eines reinen Physikalismus zu liefern,
vielmehr ist ihre Verwendung streng funktional
ausgerichtet. Immer dann, wenn Leben bedroht
ist oder in der Gefahr steht, dem Willkürakt be­
liebiger Verfügung ausgesetzt zu werden, bezieht
man sich auf seine Heiligkeit. Dabei soll nicht
abstraktes Leben respektiert oder beschrieben
werden, vielmehr soll konkretes, individuelles
und leibliches Leben geschützt werden. In der
Proklamation der >Heiligkeit des Lebens- wird
ein Schutzraum bedrohten Lebens gefordert und
keinem inhumanen Vitalismus das Wort geredet.

Es fällt weiter auf, daß sich der Rekurs auf die
-Heiligkeit des Lebens- schon zu allen Zeiten
und in den verschiedenen Kulturen sehr wohl mit
dem Zulassen von Sterben, ja sogar absicht­
lichem Töten verbinden ließ, ohne daß deshalb
die Rede von der Heiligkeit unsinnig geworden
wäre. Statt in diesem eingeschränkten Geltungs­
bereich eine unhaltbare Inkonsistenz erkennen zu
müssen, ist wohl eher anzunehmen, daß es zu ei­
nem Charakteristikum der -Heiligkeit des Le­
bens- gehört, derartige Ausnahmesituationen ein­
zuschließen. Gerade angesichts einer faktischen
Bedrohung und Zerstörung des menschlichen Le­
bens gewinnt die Rede von der Heiligkeit ihre
Relevanz.

Welche Kategorien sind nun angemessen, um
die semantische Flexibilität, funktionale Vielper­
spektivität und scheinbare Ambiguität der -Hei­
ligkeit des Lebens- angemessen reflektieren zu
können?

3. Die >Heiligkeitdes Lebens- als Mythos

Unsere These lautet nun, daß wir dem Phänomen
der -Heiligkeit des.Lebens- eher gert~ht werden,
wenn wir es als Mythos interpretieren. Was ist
damit gemeint?

Die neuere Mythos-Forschung hat den Mythos
vom Vorurteil des naiven Märchens und der Re­
duktion auf antike Göttergeschichten befreit und
seine authentische Leistungsart im Erfassen und
der Reflexion von Wirklichkeitserfahrungen her­
ausgearbeitet. Wollen wir die -Heiligkeit des Le­
bens- mythisch verstehen, so ist darin also eine
solche grundlegende Ordnungsstruktur zu sehen,
die jedoch nicht in die narrative Form einer Ur-
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sprungsgeschichte gefaßt ist, sondern ein Denk­
system darstellt, das eigenen Gesetzen folgt. Im
Mythos ist, wie Hans Blumenberg herausgearbei­
tet hat (Blumenberg 1971, 11 ff.; ders. 1996),
eine vielperspektivische Interpretation von kom­
plexen Lebenszusammenhängen möglich.

Dies gilt bereits für die Frage nach der Her­
kunft der -Heiligkeit des Lebens- bzw. des Le­
bens überhaupt. Noch bevor ethische Kategorien
an menschliches Handeln herangetragen werden
können, muß zunächst das »Gegebensein des Le­
bens« anerkannt werden (vgl. Bonhoeffer 1988,
227; Rendtorff 1990, 62 f.; Pannenberg 1996,
82). Auch die Rede von der sHeiligkeit des Le­
bens- impliziert diese Vorgängigkeit des Lebens:
Sie ist nicht das Resultat einer rationalen Über­
legung, keine Er-findung, sondern zeigt eher eine
Vorfindlichkeit, wie wir sie zum Beispiel aus
Mythen kennen. In der Mythosforschung ist man
inzwischen von der genealogischen Frage nach
einer bestimmten Ursprungsform abgerückt, da
ohnehin nur ein bestimmtes Stadium innerhalb
der Geschichte der Mythenrezeption zu rekon­
struieren ist (vgl. Rudolph 1994, 2). So greift
auch eine Verankerung der -Heiligkeit des Le­
bens- in der jüdisch-christlichen Tradition, wie
SingerlKuhse sie annehmen und zum Zielpunkt
der Kritik erheben, zu kurz, da hier bereits eine
spezifisch-historische Ausformung des Phäno­
mens vorliegt.

Ein Mythos folgt ferner, diese Einsicht ver­
danken wir vor allem K. Hübner (1985), einer ei­
genen Ontologie. Dies gilt zunächst für den Sub­
stanz- bzw. Gegenstandsbegriff. Wird das Leben
ausschließlich qualitativ bestimmt, wie Kuhsei
Singer und andere es tun, treten zum ontisch ge­
gebenen Leben akzidentielle Eigenschaften wie
Rationalität, Se1bstbewußtsein etc., die als Wer­
tekriterien beurteilt werden können. Eine solche
Aufspaltung zwischen materiellem Sein und ide­
ellen Eigenschaften ist mythisch gesehen un­
denkbar. Das Sein wird im Mythos stets ganz­
heitlich erfaßt. Materielles und Ideelles ver­
schmelzen zu einem Ganzen. Das Leben, das als
heilig betrachtet wird, kann niemals nur das phy­
sische Existieren im Blick haben.

Ähnliches gilt für die mythische Zeitvorstel­
lung: Zeit wird nicht nur - wie in der klassischen
Physik -linear, sondern immer zugleich zyklisch
verstanden (Hübner 1985, 144). Unterliegt der
-Heiligkeit des Lebens- nun dieser mythische



Zeitbegriff, kann es unter Berufung auf diese
Maxime niemals nur um eine quantitative Ver­
längerung von Lebenszeit gehen. Die Zeit des
einzelnen Lebens ist vielmehr eingebettet in eine
Urzeit des Lebens, die sich zwar in der je ge­
schichtlichen Zeit verwirklicht, keineswegs aber
erschöpft.

Dies mündet in eine Vorstellung, die man in
der Mythosforschung als »korporatives Denken«
bezeichnet hat. Im Mythos werden einzelne Er­
eignisse auf ihren Grundtypus, ihre Ursprungs­
handlung zurückbezogen. Es geht dabei um eine
Partizipation des Individuums am mythischen
Urbild, am Allgemeinen. Spricht man von einer
Heiligkeit des einzelnen Lebens, schwingt inso­
fern immer auch die Gesamtheit oder Ganzheit
des Lebens (vgl. Frey 1995, l Off.) mit.

Wie C. Levi-Strauss gezeigt hat, liegt in der
Tiefenstruktur des Mythos eine Antwort auf be­
stimmte Realitätserfahrungen des Menschen. Ge­
rade die Grundaporien, in denen sich der Mensch
vorfindet, werden im Mythos zur Sprache ge­
bracht und reflektiert. Der Mythos ist für ihn da­
her ein logisches Modell zur symbolischen Ver­
mittlung realer Widersprüche (Levi-Strauss
1967, 253). Edward Shils hat nun auch die -Hei­
ligkeit des Lebens- auf eine Grunderfahrung der
menschlichen Existenz zurückführen wollen:
»The idea of sacredness is generated by the pri­
mordial experience of being alive, of experienc­
ing the elemental sensation of vitality and the
elemental fear of its extinction« (Shils 1968, 8).
Die Erfahrung der Verletzlichkeit und Endlich­
keit des menschlichen Lebens wurde gerade im
Mythos von der -Heiligkeit des Lebens- verarbei­
tet.

Doch noch ein weiteres, vielleicht grundlegen­
stes Charakteristikum der Heiligkeitsvorstellung
kennzeichnet das Phänomen als Mythos. Nicht
nur der Begriff »Heiligkeit«, auch die Ausfor­
mungen der Vorstellung in der griechischen An­
tike (dazu Temikin 1977, 2ff.) und in der jü­
disch-christlichen Religion deuten auf eine kon­
stitutive religiöse Verankerung des Konzepts hin
(Keyserlingk 1979, 10ff.). Im Mythos kann nun
seinerseits die Beziehung zum Göttlichen als un­
aufgebbares Grundelement angesehen werden
(Hübner 1985, 23ff.), ohne daß damit bereits
eine konkrete Theismus-Vorstellung entwickelt
sein müßte. Hübner hat deshalb neutraler unter
Aufnahme von F. Hölderlin und R. Otto den Be-

griff des »Numinosen« als Erklärungsformel des
transzendentalen Horizontes herangezogen. Im
Blick auf das Leben besagt dies, daß die Unver­
fügbarkeit des menschlichen Lebens letztlich in
etwas dem menschlichen Sein Übergeordnetem
und Entzogenem verankert bleibt. Theologisch
gesprochen liegt darin gerade die Geschöpflieh­
keit des Lebens (Schockenhoff 1993, 104ff.).
Der menschlichen Einsichtsfähigkeit in den Wert
des Lebens sind Schranken gesetzt, die nicht zu
überschreiten sind. Die -Heiligkeit des Lebens­
wird somit zum unverfügbaren Garanten der Un­
verletzlichkeit und Schützbarkeit menschlicher
Existenz.

Schließlich hat man darauf hingewiesen, daß
in einem Mythos nicht nur vorgängiges Wissen
versprachlicht wird, sondern er stets »direkter
Ausdruck seines Gegenstandes« (Malinowski
1982, 182) darstellt. Im Wort des Mythos wird
die in ihm liegende Kraft als real präsent be­
schrieben, der Mythos wird zur »kausativen
Sprechhandlung« (Dalferth 1981, 182ff.). Wird
in der ethischen Diskussion auf die -Heiligkeit
des Lebens- referiert, so hat sich gleichsam die
Selbstbegrenzung der Fremdverfügung über das
andere Leben, die mit diesem Konzept verbun­
den ist, bereits realisiert 5• In der Proklamation
der -Heiligkeit- manifestiert sich bereits ein Teil
der Kraft dieses Konzepts, noch bevor daraus
konkrete Handlungsanweisungen oder Verbots­
bereiche gefolgert werden.

4. Ein Mythos als Begründungsinstanz für
die medizinische Ethik?

Möglicherweise würden manche Kritiker dieser
Klassifizierung der -Heiligkeit des Lebens- als
Mythos noch zustimmen, aber mit umso größe­
rem Nachdruck betonen, daß Mythen in einer ra­
tionalen Welt keine ernstzunehmende Begrün­
dungsinstanz für die Ethik sein können. Bei der
Frage, welche Funktion und Validität die -Heilig­
keit des Lebens- innerhalb der ethischen Refle­
xion haben kann, gilt es, zwei Grundprobleme zu
erörtern: zum einen ist die Frage nach den unter­
schiedlichen Ebenen ethischer Argumentation
berührt, zum anderen stellt sich die eher meta­
ethische Frage, wie ethische Urteile überhaupt
auf intersubjektiv nachvollziehbare Weise be­
gründet werden können.
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Der Prozeß moralischer Urteilsfindung voll­
zieht sich auf verschiedenen Ebenen ethischer
Reflexion", die sich meist in die fundamentalen
Kategorien -Grundlagendiskussionc (1. theoreti­
scher Diskurs) und -Urteilsbegründung- (2. prak­
tischer Diskurs) unterteilen lassen.

Auf der Anwendungsebene erfolgt die kon­
krete Einzelfallentscheidung, die ethische Kom­
petenz der Anwendung der Regeln auf die jewei­
lige Situation erfordert. Hier ist ferner noch zwi­
schen der konkreten Einzelfallentscheidung und
der Bereitstellung von Anwendungsregeln im
Sinne von Handlungskriterien zu unterscheiden.
Während die konkrete Einzelentscheidung dem
Einzelfall vorbehalten bleibt, kann es die Auf­
gabe von Ethik sein, Handlungskriterien zu prü­
fen oder bereitzustellen. Auf der Ebene der Er­
fahrung wird die langjährige Kenntnis mora­
lischer Praxis eingebracht, wodurch insbesondere
praktikable Vorschläge für inhaltliche Normen
geliefert werden. Die empirische Verankerung
bewahrt somit den ethischen Diskurs vor der Un­
anwendbarkeit und kann ferner wichtige Impulse
für die Grundlagendiskussion liefern.

Die der Erfahrung entstammenden inhaltlich
konkreten Vorschläge sollen nun innerhalb der
Ebene der »bereichsspezifischen Handlungs­
regeln« einer ethischen Prüfung und Selektion
unterzogen werden. Hier sollen also »mittlere
Prinzipien« (Honnefelder 1994, 144f.) bzw.
»Normen mittlerer Reichweite« (Kuhlmann
1996, 107) erstellt und überprüft werden. Die
konkreten Handlungsregeln sind jedoch ihrerseits
an leitende Grundprinzipien gewiesen, die wie­
derum an eine bestimmte Weise ethischen Argu­
mentierens bzw. an bestimmte theoretische oder
gar ontologische Prämissen gebunden sind und
vielfach nicht weiter reduziert werden können.

Ist die erste Ebene der ethischen Theorie und
abstrakten Reflexion vorbehalten, wobei sich die
hier erstellten Prinzipien im intersubjektiven Dis­
kurs bewähren müssen, so ist die zweite Ebene
auf direkte Weise mit der ethischen Praxis ver­
bunden. Hier wird die Realisierbarkeit und Ap­
plikationsmöglichkeit ethischer Prinzipien deut­
lich. Erst ein reziprokes Zusammenspiel beider
Ebenen ermöglicht eine ethische Entscheidung.
Dabei geht es um eine -Wechselwirkung-, die li­
neare Zusammenhänge in einer bestimmten
Richtung ausschließt.

Medizinische Ethik versteht sich nun in be-
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sonderem Maße als eine anwendungsorientierte
Ethik. Angesichts eines »Abschieds vom Prinzi­
piellen« (0. Marquard) hat gerade die angelsäch­
sische Ausprägung medizinethischer Reflexion
ihre Urteilsfähigkeit an der Analyse von Einzel­
fallbeispielen geschult (Lesch 1995, 260) und die
Grundlagendiskussion zugunsten einer Rehabili­
tierung des »Phronesis-Modells« bisweilen ganz
vernachlässigt. Ethische Reflexion würde dann
ganz auf den praktischen Diskurs in der Prüfung
konkreter Anwendungsregeln und Entschei­
dungskriterien verlagert.

Die >Heiligkeit des Lebens- ist nun zweifellos
keine Anwendungsregel und auch kein konkretes
Handlungskriterium. Will man die ethische Re­
flexion in medizinischen Konfliktfällen auf den
anwendungsorientierten Diskurs beschränken,
bleibt kaum Platz für die Heiligkeitsmaxime. Al­
lerdings hat sich inzwischen gezeigt, daß keine
Handlungskriterien ohne implizite handlungs­
theoretische Grundlagen erstellt werden können,
höchstens können diese positivistisch verschwie­
gen werden.

So entwirft auch Singer im Anspruch auf Uni­
versalisierbarkeit seiner »Praktischen Ethik« im
»Prinzip der gleichen Interessenabwägung« einen
Minimalgrundsatz, der quasi als metaethisches
Prinzip fungiert und an strenge Rationalität ge­
bunden ist (vgl. Zimmermann 19967) . Im Gegen­
zug wird dabei die -Heiligkeit des Lebens- als
kraftloses Postulat auf der theoretischen Ebene
abgewiesen, da es keine rationale Gültigkeit auf­
weise. Es stellt sich hier also die Frage, auf wel­
che Weise Universalisierbarkeit ethischer Leit­
sätze erreicht werden kann.

Der Glaube an objektive, allen vernünftigen
Menschen zugängliche Wahrheiten, hat sich als
ein Irrglaube der Aufklärung erwiesen. Es gibt
keine absoluten Tatsachen, sondern immer nur
gedeutete Tatsachen, die notwendig geschichtlich
variieren. Die Gültigkeit eines ethischen Leitsat­
zes, die Frage nach der -Rationalität- oder gar
-Wahrheit des Mythos- (Hübner 1985) von der
-Heiligkeit des Lebens- wird sich deshalb in er-
ster Linie an seiner intersubjektiven Vermittel­
barkeit messen lassen. Dabei ist zwischen einer
semantischen, empirischen und logischen Inter­
subjektivität zu unterscheiden.

Eine semantische Intersubjektivität liegt dann
vor, wenn der Begriff der -Heiligkeit des Lebens­
nicht der Beliebigkeit überlassen wird, sondern



ein bestimmtes Maß an Exaktheit umfaßt. Bereits
Wittgenstein hat bemerkt, daß die Bedeutung ei­
nes Begriffes in seinem Gebrauch liege, der aller­
dings dem Wechsel unterworfen sei. Insofern
trägt es wenig aus, den zugegebenermaßen offe­
nen und weitläufigen Begriff von der -Heiligkeit
des Lebens- nach den Maßstäben (natur)wissen­
schaftlieher Exaktheit zu beurteilen, da er nicht
für eine mathematische Formel hinreichen muß.
Das Maß an Exaktheit richtet sich vielmehr nach
bestimmten Zwecken und Bezugssystemen. Die
Funktion der Rede von der >Heiligkeit des Le­
bens- kann meist als apologetische Proklamation
von Lebensschutz angesichts einer Lebensbedro­
hung beschrieben werden. Was hingegen das Be­
zugssystem angeht, stellt sich die Frage, ob ange­
sichts der Komplexität der Lebenszusammen­
hänge eine diese Wirklichkeit reflektierende Ma­
xime eine entsprechende Variationsbreite nicht
geradezu erfordert. Wer bei der moralischen Re­
levanz des Lebens eine Definition im Sinne einer
-exakten Formelet vortäuscht, wird der Wirklich­
keit des Lebens gewiß nicht gerecht, denn wie
schon Arlstoteles bemerkt hat, ist es ein Zeichen
des gebildeten Geistes, nicht mehr Präzision er­
langen zu wollen, als der Gegenstand es zuläßt
(Ethica Nicomachea Kap. I, 3, 1095 a, nach Irr­
gang 1995, 15).

Die Existenz der Heiligkeitsvorstellung in den
unterschiedlichsten Kulturen beweist offenbar,
daß die intersubjektive Verständigung nicht unter
der begrifflichen Offenheit gelitten hat. Hier
zeigt sich vielmehr eine gewisse empirische In­
tersubjektivität der -Heiligkeit des Lebens-, Un­
abhängig von religiösen und kulturellen Hinter­
gründen trifft man vielerorts auf die Ausprägung
einer besonderen Achtung oder Ehrfucht vor dem
Leben (Frankena 1977, 24ff.; Temkin 1977, 1ff.;
Schockenhoff 1993, 66ff.), die in das Gesamt­
konzept der -Heiligkeit des Lebens- einzuordnen
ist. Dabei können hier keineswegs nur historische
Belege angeführt werden. Eine jüngst durch­
geführte Umfrage bei 230 neonatologischen Zen­
tren in Deutschland ergab, daß fast ein Drittel der
Antwortenden sich mit dem bloßen Hinweis auf
die -Heiligkeit des Lebens- gegen die Möglich­
keit einer aktiven Euthanasie (Infantizid) ver­
wehren».

Es greift deshalb zweifellos zu kurz, in der
-Heiligkeit des Lebens- lediglich ein Relikt ver­
gangener Gesellschaftssysteme zu sehen. Keine

Erfindung der Religion oder einer bestimmten,
zeitlichen Kulturausprägung könnte in einer sä­
kularen Welt unter gänzlich veränderten Bedin­
gungen diese Präsenz behalten, spiegelte sie
nicht eine Grunderfahrung menschlicher Existenz
wider.

Jede empirische Begründung wird durch den
ontologischen Rahmen bestimmt, durch den
Wahrnehmungen der Wirklichkeit strukturiert
werden. Da nun der Mythos seine eigene Ontolo­
gie entwickelt hat, sind innerhalb dieses Rasters
empirische Begründungen möglich, ohne in sub­
jektiven Relativismus abzugleiten. Ferner kann
man innerhalb solcher Erklärungsmodelle von ei­
ner spezifischen Logik sprechen: »Die Logik des
Mythos ist bereits durch seine ontologische Ver­
fassung, seine empirische Begründung und seine
intersubjektive Semantik gegeben« (Hübner
1994, 604.) Allerdings besitzt er nicht wie eine
rationale Wissenschaft eine durchgängige Logik,
die alles in einen widerspruchsfreien Zusammen­
hang bringen will. Der Mangel an solch einer Lo­
gik diskreditiert den Mythos jedoch nicht zur
»pathetischen Beschwörungsformel« (Schocken­
hoff 1993, 186), sondern zeigt nur, daß ihm an­
dere Aspekte der Wirklichkeitswahrnehmung zu­
grunde liegen. Wer den Mythos auf das Prokru­
stesbett ihm wesensfremder, zum Beispiel (natur)
wissenschaftlicher Vorstellungen pressen will ­
und das tut Kuhse -, der muß notwendig ent­
täuscht werden. Der Mythos ist nicht das Ergeb­
nis einer wissenschaftlichen Reflexion im neu­
zeitlichen Sinn, sondern entspringt der Erfahrung
von Wirklichkeit mit all ihrer Widersprüchlich­
keit und Aporie. So ist es im Sinne einer wissen­
schaftlichen Satzlogik natürlich widersprüchlich,
wenn die -Heiligkeit des Lebens- einerseits das
absichtliche Sterbenlassen untersagt, es anderer­
seits aber gebietet. Mythisch jedoch kann die
Rückbindung an das Heilige einmal zum Tun,
ein andermal zum Unterlassen führen, ohne da­
mit gegen die Heiligkeit selbst zu verstoßen.

Die ethische Leistungsfähigkeit des Phäno­
mens von der> Heiligkeit des Lebens- liegt gewiß
nicht darin, ein absolutes Prinzip bereitzustellen,
aus dem normative Handlungsanweisungen zu
deduzieren sind. Die -Heiligkeit des Lebens­
kann jedoch als mythischer Leitsatz in der ethi­
schen Diskussion präsent sein. Ethische Ent­
scheidungen sind nicht nach der Methodik einer
mathematischen Gleichung zu lösen, deshalb
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kann wissenschaftliche Widerspruchsfreiheit
auch kaum die alleinige Grundlage für eine wirk­
lichkeitsbezogene Ethik darstellen. Vielmehr
müssen ethische Leitsätze die gleiche Flexibilität
und Ganzheitlichkeit der Wirklichkeitsreflexion
aufweisen, wie sie den Lebenssituationen, in de­
nen ethische Entscheidungen anstehen, entspre­
chen. Ein mythischer Leitbegriff reicht deshalb
weiter als eine präzise Qualitätsdefinition. Wo
formalistisch exakte Postulate kaum dem anwen­
dungsorientierten Charakter medizinischer Ethik
gerecht werden können, bleibt der Mythos von
der -Heiligkeit des Lebens- auf die vielfaltige
und ambivalente Lebenspraxis bezogen10. Dabei
entzieht sich die Maxime ganz bewußt einer de­
finitorischen Verengung. Wird der moralische
Wert zum Beispiel einer Behandlungsentschei­
dung ganz auf die an Kriterien meßbare Qualität
des Lebens reduziert, wird er gleichsam den en­
gen Grenzen der menschlichen Einsichtsfähigkeit
ausgeliefert. Was aber schützt die Festlegung von
Wertekriterien vor der Willkür arbiträrer Setzun­
gen? Der Rekurs auf eine unverfügbare -Heilig­
keit des Lebens- jedoch soll dem menschlichen
Machbarkeitswahn gerade Einhalt gebieten. Die
Heiligkeit, das meint die Proklamation der Un­
verfügbarkeit und Unverletzlichkeit des Lebens
angesichts seiner Bedrohung, kann somit aber zu
einem regulativen Obersatz (vgl. Ritschl 1988,
21) werden, an dem sich die einzelne ethische
Entscheidung orientieren muß. Ein solcher Ober­
satz darf nicht als kategoriale Entscheidungs­
instanz oder konkrete Anwendungsregel mißver­
standen werden. Die -Heiligkeit des Lebens- be­
darf ihrerseits Konkretionen und Applikationen
in den verschiedenen Handlungszusammenhän­
gen. Dennoch sind die einzelnen Entscheidungen
an diesen Grundsatz rückzubinden und Abwei­
chungen, die dadurch nicht ausgeschlossen sind,
geraten in einen Begründungszwang.

Ergebnis

Die Kritik von Helga Kuhse und anderen Utilita­
risten am Konzept der )Heiligkeit des Lebens­
geht bereits im Ansatz am Wesen dieses Phäno­
mens vorbei. Die )Heiligkeit des Lebens- ist we­
der ein absolutes Prinzip (PHL), aus dem ein
grausamer Vitalismus abzuleiten wäre, noch trifft
der Vorwurf eines widersprüchlichen einge-
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schränkten Prinzips (ePHL), denn die Deutung
der »Sanctity of Life« als kategorial-normatives
Prinzip wird der Verwendung dieses Phänomens
im ethischen Diskurs generell nicht gerecht. Die
vermeintliche Inkonsistenz des ePHL löst sich
dagegen in die bewußte Vielperspektivität und
Flexibilität eines Mythos auf, der mit der Kom­
plexität konkreter Lebenssituationen korreliert,
aber deshalb nicht auf formale Satzlogik redu­
ziert werden kann. Gleichsam entbehrt eine my­
thisch verstandene -Heiligkeit des Lebens- je­
doch nicht der intersubjektiven Vermittelbarkeit
oder gar der eigenen Rationalität, sei es auf se­
mantischer, empirischer oder logischer Ebene.

Was die religiöse Verankerung der )Heiligkeit
des Lebens- betrifft, wurde gezeigt, daß sich
zwar die Vorstellung in besonderer Weise mit
theistisch-religiösem oder dezidiert christlichem
Gedankengut verbinden läßt. Dennoch wird die
konkrete religiöse Manifestation des Mythos
nicht zur Bedingung seiner Gültigkeit. Diese ist
eher in einer anthropologischen Grundkonstante
gegeben, indem die -Heiligkeit des Lebens- in­
mitten eines als verletzlich und endlich wahr­
genommenen menschlichen Seins zu einer se­
mantischen und ethischen Realitätsstrategie beim
Aufbau unserer Sinn-Welten werden kann. In der
-Heiligkeit des Lebens- konstituiert sich gerade
Lebens-Sinn inmitten der kontingenten Aporie­
Erfahrungen. Daß dabei eine wie auch immer zu
präzisierende numinöse Größe zum transzenden­
ten Urgrund dieses sinnstiftenden und wirklich­
keitsstrukturierenden Prozesses wird, ist auch in
einer säkularen Welt durchaus noch vermittelbar.

Die Proklamation der -Heiligkeit des Lebens­
ist schließlich grundlegender als die Gültigkeit
einzelner moralischer Handlungsregeln, die aus
der je konkreten Manifestation des Mythos gezo­
gen werden. Nur diese variierenden Schlußfolge­
rungen, wie zum Beispiel die Ausweisung einzel­
ner Verbotsbereiche, konnte H. Kuhse kritisieren.
Auf dieser Ebene des praktischen Diskurses kann
und muß die Suche nach konkreten Applikations­
möglichkeiten zweifellos weitergehen, ohne daß
ein kategorisches »Stopp-Schild« im Blick auf
jede weitere Diskussion errichtet werden darf!'.
Mit der Interpretation der -Heiligkeit des Lebens­
als regulativer Leitsatz auf der Ebene des theo­
retischen Diskurses wird jedoch gleichwohl die
Grenze menschlicher Letztverfügung und mora­
lischer Definierbarkeit markiert. Ein solcher



Grenzverweis garantiert einerseits einen unauf­
gebbaren Schutzraum für fremdes bedrohtes Le­
ben in der medizinischen Praxis und bewahrt an­
dererseits die phänomenologisch ermittelbare
>Heiligkeit des Lebens- vor der Vereinnahmung
und Engführung durch rationalistisch-utilitaristi­
sche Kritiker.

Mirjam und Ruhen Zimmermann
Nadlerstraße 17
69226 Nußlach

Anmerkungen

1. Vgl. dazu die Auseinandersetzung mit der Position
A. Schweitzers und T. Rendtorffs in Frey 1995; fer­
ner Schockenhoff 1993, 50 ff.

2. Kuhse 1992a, 99-101; dies. 1994, 40-43. Kuhse
hat gezeigt, daß dieses eingeschränkte Prinzip in
verschiedenen ethischen Stellungnahmen wieder­
zufinden ist: Erklärungen der American Medical
Association von 1973 und 1986, Euthanasie-Erklä­
rung der Glaubenskongregation der römisch-katho­
lischen Kirche von 1980, Ausbildungsverordnung
für Medizinstudenten in AustraIien, u. a. (ebenda);
ferner könnten hier auch die »Einbecker Empfeh­
lungen« der Deutschen Gesellschaft für Medizin­
recht von 1986 und 1992 angeführt werden.

3. VgI. die stereotype Formulierung von Kohl 1974,
3 ff.: »One ought not to kill an innocent human
being because ...«, Die variierenden Begründungen
werden dann jeweils der Kritik unterzogen.

4. VgI. z. B. Frankena 1977, 24ff.: »somewhat va­
guely and ambiguosly«; ähnlich Temkin 1977, 18f.
Auch Utilitaristen wie Keyserlingk 1979, 9f., und
Kohl 1974, 3ff. erkennen die Breite und Flexibilität
des Begriffs an.

5. Über die semantische Dimension dieser Verbin­
dung von Phrastik und Neustik hinaus hat Frey un­
ter Aufnahme sozialwissenschaftlicher Erkennt­
nisse auf die sozialen und askriptiven Aprioris des
Lebensbegriffs hingewiesen. VgI. Frey 1995, 20f.

6. Vgl. z. B. das Zwei-Stufen-Modell von R. M. Hare
(Moralisches Denken), der in eine intuitive und re­
flexive Ebene aufgliedert. Illhardt unterscheidet in
Anlehnung an H. Lübbe und K.-O. Apel drei Stufen
ethischer Urteilsfindung: 1. Verfahren der Norm­
begründung; 2. Verfahren der Norm-in-Kraft-Set­
zung; 3. Verfahren der Normdurchsetzung. Vgl. Ill­

hardt 1985, 17. Irrgang unterscheidet in Aufnahme
von W. Zimmerli 4 Ebenen von Regeln: 1. all­
gemeine Prinzipienlmetaethische Regeln; 2. be­
reichsspezifische Handlungsregeln; 3. Anwen­
dungsregeln für Handlungsregeln; 4. Anwendungs-

regeln für (empirisch etablierte) Handlungskrite­
rien. Vgl. Irrgang 1995, 85f. Vgl. ferner das Stu­
fenmodell von W. Kuhlmann, der in Philosophie I,
zuständig für formale Kriterien und Maßstäbe, Phi­
losophie II, zuständig für Kriterien und Inhalte, in
die Stufe der Erfahrung mit eingespielten und ak­
zeptierten normativen Regelungen, sowie in die
Ebene der Urteilskraft, die für die Kompetenz der
Anwendung des Allgemeinen auf das Besondere
des Einzelfalls zuständig ist, unterteilt. Vgl. Kuhl­
mann 1996, 106 ff.

7. Wir haben an anderer Stelle zu zeigen versucht, daß
Singer diesem Vorsatz selbst nicht gerecht wird,
und mit einer arbiträren Wertsetzung operiert, die
keine rationale Notwendigkeit beanspruchen kann.
Vgl. Zimmermann 1996.

8. Vgl. z. B. die Lebensqualitätsformel von Shaw
1977,11: »QL =NE x (H + S)«.

9. Von den 88% der Kinderärzte, die kategorisch den
Infantizid ablehnten, beriefen sich mehr als 28%
auf die -Heiligkeit des Lebens« Zur Konzeption
und den genauen Ergebnissen der Untersuchung
vgl. Zimmermann 1997.

10. IlIhardt beschreibt die medizinische Ethik deshalb
auch als »Kontrasterfahrung«. Vgl. Illhardt 1985, 8f.

11. So die Kritik von Bayert; 1996, Introduction XI.
Birnbacher spricht vergleichbar von einem »knock­
down-Argument«; Bimbacher /993, 46.
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Theologie in Gerichtsurteilen?
Ein Kommentar zum »Kruzifix-Beschluß« des BVerfG

Von Wolf Reinhard Wrege

Zum sogenannten »Kruzifix-Beschluß« des
BVerfGI ist in der juristischen Fachliteratur unter
staatskirchenrechtlichem Blickwinkel viel ge­
schrieben worden-. Theologische Stellungnah­
men sind weniger zahlreich", vielleicht weil Kir­
chenleute und Theologen sich zu einer Kritik an
einem Gerichtsurteil nicht zuständig oder berufen
fühlen. Darin liegt insofern ein Trugschluß, als
die Entwicklung des Staatskirchenrechts die Stel­
lung der Kirche in der Gesellschaft und damit das
künftige Selbstverständnis der Theologie ent­
scheidend mitbestimmt. Aber kann eine theologi­
sche Kritik dem juristischen Anspruch des Ur­
teils gerecht werden? In dieser Zeitschrift hat Pe­
ter Steinacker jüngst die theologischen Implika­
tionen des Urteils eingeforderr', Dabei benennt
er unter anderem einen Punkt, der mir besonders
wert erscheint, in den juristischen Bereich hinein
weitergedacht zu werden. Er beklagt, »daß das
Gericht ... das Kreuz in einer so oberflächlichen
Weise deutet« und fährt - fast resignierend ­
fort: »Über solche Fragen braucht man sich of­
fenbar nicht mehr auf der Höhe der Zeit sachkun­
dig machen. Ja, ein Richter hat in einer Fernseh­
sendung sogar behauptet, das Gericht dürfe sich
nicht die Interpretation des Kreuzes durch die
Kirchen zu eigen machen. Das heißt, ein Gericht
braucht sich über die Sache, die dem Urteil zu­
grunde liegt, nicht sachkundig machen. Wer
würde so ein Votum abzugeben wagen, wenn es
etwa um die psychologische Begutachtung einer

Straftat und eines Straftäters oder einer Asylfrage
handelt?« 5

In der Tat drängt sich nach der Lektüre des
»Kruzifix-Beschlusses« die Frage auf: Inwieweit
müssen Richter sich bei einschlägigen Entschei­
dungen theologisch sachkundig machen? Bei ge­
nauerer Betrachtung gilt es zu differenzieren. Zu­
nächst muß eine theologische Frage überhaupt
juristisch relevant sein. Das ist selten genug der
Fall. Es ist regelmäßig nicht der Fall, wenn aus­
schließlich die Ergebniskontrolle einer juristi­
schen Entscheidung anhand des Maßstabes einer
theologischen Ethik vorgenommen wird. Als ge­
sichertes Ergebnis der rechtstheoretischen De­
batte kann gelten, daß die Systeme juristischer
und (theologisch-)moralischer Normen in der
Rechtsordnung des Grundgesetzes grundsätzlich
voneinander unabhängig sind 6• Eine moralische
Kritik juristischer Entscheidungen bleibt deshalb
grundsätzlich moralisch und kann nicht juristi­
sche Relevanz erlangen. Allerdings nimmt die
Rechtsordnung an einigen Stellen vorrechtliche
Normgehalte auf - wie zum Beispiel bei nicht
wenigen (Grund- )Rechten, insbesondere der
Menschenwürdegarantie, dem allgemeinen Frei­
heits- und dem Gleichheitsrecht. Aber auch hier
gilt grundsätzlich, daß im Hinblick auf die welt­
anschauliche Neutralität des Staates dem Richter
verwehrt ist, zur Füllung der Begriffe unmittelbar
auf eine theologische Dogmatik zuzugreifen7.

Vielmehr entspricht es herrschender Meinung,
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daß jegliche Auslegung bzw . Wertung wiederum
aus der Gesamtheit der Rechtsordnung und damit
intrasystematisch zu begründen ist. Dabei ist es
freilich unausweichlich und deshalb legitim, un­
ter Anwendung der anerkannten Auslegungs­
kanones christliche Wertungen im Rahmen histo­
risch geronnener Kulturtradition einfließen zu
lassen".

Eine »theologische Kontrolle« wird im übri­
gen nicht einmal in (staats- )kirchenrechtlichen
Fällen juristisch relevant. Das Kirchenrecht ist
ein juristisch-dogmatisches Teilgebiet der
Rechtsordnung mit (Kompetenz-)Regeln zur
Rechtssetzung, -anwendung und -kontrolle sowie
entsprechenden Verfahrensbestimmungen. Aller­
dings hat sich auch im protestantischen Kirchen­
recht inzwischen die Auffassung durchgesetzt,
daß zwischen Kirchenrecht und theologischem
Liebesgebot kein Gegensatz bestehe, so daß Fra­
gen des Kirchenrechts zumindest potentiell theo­
logische Relevanz haben können und umge­
kehrt". Man wird hier aber sehr vorsichtig sein
müssen, um die Handhabbarkeit und damit die
Funktion des Kirchenrechts zu gewährleisten.

Die Ausgangsfrage beschränkt sich mithin auf
die Fälle, in denen theologisch problematisch
nicht erst das Ergebnis des Subsumtionsvor­
gangs, sondern schon der Lebenssachverhalt
selbst ist, an den die juristische Subsumtion an­
knüpft. Dazu gehört wiederum nur eine Teil­
gruppe derjenigen Fälle, in denen das Grundrecht
auf Glaubensfreiheit (Artikel 4 GG) geltend ge­
macht wird. Artikel 4 GG anerkannt in seinem
Schutzbereich jede ernsthafte, an den Kategorien
»Gut« und »Böse« orientierte individuelle Ge­
wissensentscheidung10.

Voraussetzung des Schutzbereichs des Arti­
kel 4 GG ist mithin nicht, daß eine theologisch
nachvollziehbare christliche Glaubensposition
begründet wird, schon gar nicht mit dem Wissen­
schaftlichkeitsanspruch der Theologie1I. Wirklich
juristisch relevant. werden theologische Fragen
vielmehr allein in denjenigen Fällen, in denen der
Kern der Gewissensentscheidung nur unter Be­
zugnahme auf die theologische und das heißt:
wissenschaftlich abgesicherte Dogmatik greifbar
wird. Geradezu exemplarisch sind hierfür etwa
der sogenannte »Eideszwang-Beschluß« des
BVerfGI2 wie auch besonders der »Kruzifix-Be­
schluß«. Der Beschwerdeführer im erstgenannten
Fall berief sich unter anderem auf Matth
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5,33-37, wodurch er sich zur Eidesleistung au­
ßerstande fühle. Das BVerfG anerkannte diese
Gewissensentscheidung. In einem Sondervotum
begründete der Bundesverfassungsrichter von
Schlabrendorff seine abweichende Meinung, in­
dem er sich dezidiert mit unterschiedlichen theo­
logischen Interpretationen der Textstelle Matth
5,33-37 auseinandersetzte und sich im Ergebnis
eine Auslegung zu eigen machte, die die Eideslei­
stung zuließ. Zu Recht wird diesem Vorgehen
vorgeworfen, sie überschreite die Kompetenz des
Richters und verstoße gegen die weltanschauliche
Neutralität des Staates. Der Grund für die Unzu­
lässigkeit dieser Methode liegt jedoch bei ge­
nauerem Hinsehen nicht in mangelnder theologi­
scher Fachkompetenz des Richters, sondern zu­
nächst darin, daß das staatliche Gericht sich nicht
identifizieren darf mit einer theologischen Lehr­
meinung und ihr somit den Vorzug vor anderen
geben darf, unabhängig davon, ob es sie für theo­
logisch besser begründbar und richtiger hält oder
nicht. Kritik provoziert aber auch ein anderer
Punkt: Dem (christlichen) Beschwerdeführer
kann letztlich sein Recht auf eigene Interpretation
von Matth 5,33-37 nicht genommen werdenr'.
Schon deshalb ist - im Einklang mit der Senats­
mehrheit - der Weg zu theologischen Erwägun­
gen richtigerweise versperrt.

Auch der Kruzifix-Beschluß hängt - jedenfalls
nach Ansicht der Senatsmehrheit - von einer
theologischen Vorfrage ab, nämlich derjenigen,
welche Bedeutung dem Symbol des Kreuzes im
theologischen Selbstverständnis des Christen­
tums beizumessen ist. Denn im Gegensatz zur
Senatsminderheit folgt die Senatsmehrheit der
Argumentation der Beschwerdeführer, sie fühlten
sich als Außenstehende durch ihr bloßes Wissen
um die Bedeutung des Kreuzessymbols für ihre
christlichen Mitbürger in ihrer Glaubensfreiheit
verletzt. Damit aber konstituiert sich der Schutz­
bereich der Beschwerdeführer durch Reflexion
auf die theologisch-wissenschaftliche Deutung
des Kreuzes - eine zugespitzte Fallgestaltung. So
deutlich hat sich die Frage nach Theologie in ei­
nem Gerichtsurteil vorher noch nicht gestellt.
Steinacker spricht mithin mit seinem eingangs zi­
tierten Unbehagen an dem Kruzifix-Beschluß
eine wesentliche und bisher ungeklärte juristi­
sche Problemstellung an: Der Beschluß wirft die
Frage von Theologie in Gerichtsurteilen in bisher
einmaliger Reinheit auf. Er bleibt freilich schon



deshalb unbefriedigend, weil er die Besonderheit
der Problemlage übergeht, ohne sich mit ihr auch
nur im Ansatz auseinanderzusetzen.

Für die katholische Kirche hat Bischof Karl
Lehmann dem Bundesverfassungsgericht vor­
gehalten, mit seiner Deutung des Kreuzes in die
Auslegungskompetenzen des Lehramtes einge­
griffen zu haben'<. Bei genauem Hinsehen liegt
dieser Eingriff allerdings nicht in erster Linie in
dem übergangenen Autoritätsanspruch, sondern
primär in der (deshalb) verkürzenden Interpreta­
tion des Kreuzes, also in einem »zu wenig« und
nicht einem »zu viel« an Theologie. Denn das
Gericht hätte im Wege eines Sachverständigen­
gutachtens die verbindliche Auslegung des Lehr­
amtes einholen können15. Daß dadurch das Ge­
richt in seiner juristischen Auslegung nicht ge­
bunden worden wäre, ist nach aller Erfahrung ein
theoretisches Problem. Im übrigen hätte auch in
der Prozeßrechtstheorie eine vom Gutachten ab­
weichende Auslegung des Gerichts in diesem
Falle theologisch begründet werden müssen und
wäre wiederum in den Sog des lehramtliehen
Gutachtens geraten. Mithin ist der Autoritäts­
anspruch nicht der eigentliche Kritikpunkt an
dem Kruzifixbeschluß. sondern der Inhalt der
Auslegung des Kreuzes!",

Ist nach Auffassung der Senatsmehrheit die
theologische Bedeutung des Kreuzes entschei­
dungserheblich. stünden einer theologischen
Auseinandersetzung im Urteil weder Artikel 4
GG noch der Grundsatz der Nichtidentifikation
bzw. der weltanschaulichen Neutralität entgegen
(Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 137
Absatz 1 WRV). Denn die theologische Begrün­
dungsarbeit diente allein der tatbestandliehen
Abgrenzung des Schutzbereiches in dem indivi­
duellen Fall der Beschwerdeführer und statuierte
nicht eine abstrakte Verbindlichkeit des Begrün­
dungsergebnisses. Es geht mithin nicht um die
staatliche Identifizierung mit einer theologischen
Position, sondern um das Nachvollziehen und
Verstehen eines individuellen Wirkungsprozes­
ses. Zu Recht unternimmt das Gericht folglich
ansatzweise den Versuch einer theologischen In­
terpretation; deren Halbherzigkeit ist allerdings
juristisch nicht zu rechtfertigen.

Dem Gericht blieb deshalb zu Unrecht verbor­
gen, daß dem Kreuz im Spannungsfeld von ka­
tholischer »theologia gloriae« und protestanti­
scher »theologia crucis« und von liberaler Theo-

logie bis zur Offenbarungstheologie ganz unter­
schiedliche Bedeutungen beigemessen werden.
Zumindest in Teilen der liberalen Theologie bis
hin zu Paul Tillichs Systematischer Theologie
dürfte das Kreuz mit einem Appell- bzw. Mis­
sionscharakter'? gänzlich mißverstanden sein.
Das Gericht sparte sich somit ebenfalls zu Un­
recht die Auseinandersetzung mit dem (selbst­
gemachten) Folgeproblem, aus dem Blickwinkel
welcher Theologie die Beschwerdeführer sich
denn belastet fühlen durften, wenn der theologi­
sche Befund variiert.

Steinacker legt seinen Finger somit in eine ju­
ristische Wunde der Entscheidung. Daß das Ge­
richt die juristische Tragweite derjenigen theo­
logischen Vorfrage verkennt, die es selbst gegen­
über der Senatsminderheit herausgearbeitet hat,
erscheint nur angesichts des neuartig zugespitz­
ten juristisch-theologischen Ineinandergreifens
im Ausgangssachverhalt erklärbar. Nur mit die­
ser Erklärung läßt sich zudem der Eindruck
Steinackers zurückweisen, der Beschluß berufe
sich implizit auf einen angenommenen Konsens
in der Gesellschaft, daß theologische Erwägun­
gen der sachkundigen Auslegung nicht (mehr)
bedürften. Das in der Tat wäre eine fatale
Rechtsfortbildung.

Dr. Wolf Reinhard Wrege
Wecknumnweg 5
20257 Hamburg
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6. Nur ausnahmsweise in Fällen besonders krasser

Ungerechtigkeit erkennt das BVerfG unter Bezug-
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nahme auf die. sogenannte Radbruchsehe Formel
moralischen Normen rechtliche Relevanz zu
(BVerfGE 3, 59 [119]; 6, 132 [198]; 23, 98 [106])
oder leitet aus Art. 20 Abs.3 GG ein »Mehr an
Recht« gegenüber dem Gesetz ab (BVerfGE 34,
269 (286 f). Vgl. zum ganzen Alexy: Begriff und
Geltung des Rechts, Freiburg/München 1992,
S. 18ff.

7. In diesem Sinne allerdings: E. L. Behrendt: Rechts­
staat und Christenbekenntnis: Gott im Grundgesetz,
in: dies. (Hg.): Rechtsstaat und Christentum, Bd. 11,
München 1982, S. 163ff.

8. Auch das Bundesverfassungsgericht erkennt diesen
Zusammenhang im Kruzifix-Beschluß an: »Der
christliche Glaube und die christlichen Kirchen sind
dabei, wie immer man ihr Erbe heute beurteilen
mag, von überragender Prägekraft gewesen. Die
darauf zurückgehenden Denktraditionen, Sinnerfah­
rungen und Verhaltensmuster können dem Staat
nicht gleichgültig sein« (NJW 1995,2477 [2479]).

9. Vgl. Wolf Reinhard Wrege: Rechtstheorie und
christliche Rationalität, ZEE 1997, 24ff. [25 f.] mit
weiteren Nachweisen. Zu einem umfassenden
rechtstheologischen Ansatz vgl. etwa ders.: Die
Rechtstheologie Paul TilIichs, 1996.
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10. Jarass/Pieroth; GG, 3. Aufl. 1995, Art. 4 Rdnr. 6ff.
mit weiteren Nachweisen.

11. BVerfGE 24, 236 [246], 33, 23 [28f].
12. BVerfGE 33, 23ff.
13. S. o. Fn. 11.
14. Zitiert bei Eilert Herms: Der Kruzifixbeschluß im

Urteil der Kirchen, Materialdienst des Konfessions­
kundlichen Instituts Bensheim (MD) 1995, S. 85.

15. Wie Steinacker richtig erkennt, wäre ein solches
Gutachten zulässig gewesen, weil es außerjuristi­
sehe Zusammenhänge betrifft.

16. Es ist also nicht zweifelsfrei, wenn Herms feststellt,
katholischerseits gehe es nicht um den Inhalt der
Kreuzesinterpretation, sondern allein um ein Auto­
ritätsproblem (aaO. Fn. 14 S. 86).

17. So die tragende Begründung des Kruzifix-Be­
schlusses, BVerfG NJW 1995,2477 [2479J: Kreuz
wird »gerade wegen der Bedeutung, die ihm das
Christentum beilegt und die es in der Geschichte
gehabt hat, zum sinnbildlichen Ausdruck bestimm­
ter Glaubensüberzeugungen und zum Symbol ihrer
missionarischen Ausbreitung«.



Rezensionen

» Rheingold«

Winfried Brugger (Hg.): Legitimation des
Grundgesetzes aus Sicht von Rechtsphiloso­
phie und Gesellschaftstheorie, Baden-Baden:
Nomos, 1996. (Interdisziplinäre Studien zu
Recht und Staat; 4).

Warum hat das Recht recht? Diese Frage kann
das Recht selbst nicht beantworten, denn die
Griinde für die Rechtsgeltung sind nicht justizia­
bel und damit dem Recht entzogen. Die Rechts­
theorie beschreibt dieses Phänomen als »blinden
Fleck« des Systems (Luhmann). Die Rechtspra­
xis setzt zur Ausschaltung dieses Rekursivitäts­
problems ein äußerst wirksames Mittel ein: den
Entscheidungszwang der Gerichte (sog. Justizge­
währungsanspruch). Zugleich stellt das Rechts­
system mit der Rechtsphilosophie intern eine In­
stanz zur Verfügung, die Probleme wie die au­
ßervertraglichen Bedingungen des Vertrages etc.
bearbeitet. Die Debatte ist uralt, besonders prä­
gnant die Formel Böckenfördes, »daß der mo­
derne freiheitliche Staat von Voraussetzungen
lebt, die er selbst nicht garantieren kann, ohne
seine Freiheitlichkeit in Frage zu stellen«. Einer
der theoriegeschichtlich aufgeladensten Begriffe
für die Frage der Voraussetzungen des Rechts ist
der der »Legitimation«, respektive «Legitimität«.
Dabei ist eigentlich streng zu trennen zwischen
der sozialpsychologisch-politisch-kulturellen
Frage nach der Akzeptanz des Rechts und der im
juristischen Sinne »normativen Frage nach der
Rechtfertigung von Herrschaft« (Mehring,
S. 112).

Die Figur posttraditionaler »Legitimation« ist
ein Produkt der Neuzeit. Insbesondere die
Rechtsphilosophie der Moderne hat die Frage
nach Rechtfertigung von Herrschaft auf unter­
schiedlichste Weise beantwortet. Eine Applika­
tion dieser Versuche auf das Grundgesetz als
Verfassung der Bundesrepublik Deutschland un­
ternimmt der vorliegende Band »Legitimation
des Grundgesetzes aus Sicht von Rechtsphiloso­
phie und Gesellschaftstheorie«, herausgegeben
von Winfried Brugger. Die Autoren des opus

sind von einiger Prominenz, alle ausgewiesene
Kenner ihrer Materie, wobei die Mischung aus
»bekannt und bewährt« und Newcomer als aus­
gewogen gelten darf. Der größte Teil der Auf­
sätze sind Erstpublikationen, nur mit Bruggers
Ausführungen zu Ernst Fraenkel und Ingeborg
Maus' Essay über Hermann Heller liegen über­
arbeitete Fassungen vor.

Der in der Reihe »Interdisziplinäre Studien zu
Recht und Staat« als Nachfolger der »Jahrbücher
für Rechtssoziologie und Rechtstheorie« erschie­
nene Band stellt dabei einen gelungenen Parcour­
ritt durch die Philosophiegeschichte der Neuzeit
dar. Insbesondere die aktuelle politische Theorie
wird in dem Sammelband fokussiert. Das Inhalts­
verzeichnis zeigt es: der Parcour ist anspruchs­
voll gesteckt, das Gelände weiträumig und viel­
seitig. Kant, Hegel, Marx als Repräsentanten des
18. und 19. Jahrhunderts dienen nicht nur als hi­
storische Folie, sondern werden auf ihre Gegen­
wartsrelevanz hin befragt. Dasselbe gilt für
Schmitt, Kelsen und Heller als den Hauptakteu­
ren der Auseinandersetzung um die Legitimation
der Weimarer Reichsverfassung (wo ist Smend?).
Sie sind zugleich die Paten des bundesdeutschen
Verfassungsrechts. Die neukantianische Werte­
philosophie Hartmanns und Schelers sowie die
Pluralismustheorie Emst Fraenkels haben in der
Legitimationsdebatte und für die Grundgesetz­
interpretation der 50er und 60er Jahre eine ent­
scheidende Rolle gespielt. Mit utilitaristischen
und kontraktualistischen Theorien finden in dem
Band Aspekte der politischen Philosophie aus
dem anglo-amerikanischen Raum, wie sie seit
den 70er Jahren rezipiert werden, ihren Platz.
Diskursethik, Kommunitarismus und Systemtheo­
rie markieren die jüngsten Debatten.

Die Analysen der jeweiligen Theoretiker wer­
den referiert und kommentiert unter der Leitfrage
nach der Legitimation des Grundgesetzes. Ange­
sichts der Vielzahl der dabei aufgeworfenen Pro­
bleme und angesprochenen Aspekte kann das
ambitionierte Projekt nur unvollständig bleiben.
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Zugleich stellt der Verzicht auf eine einheitlich
verfolgte These den Reiz des Konvolutes dar.
Die zumeist hervorragend gelungenen Einzelaus­
führungen bilden durchaus ein harmonisches
Ganzes, eine Anthologie der modemen politi­
schen Philosophie, die sowohl zum Einstieg in
die jeweilige philosophische Schule wie auch zur
Vertiefung und Anregung geeignet ist. Die hohe
Praxisrelevanz politischer Philosophie wird
durch den applikativen Charakter des Bandes
nachvollziehbar.

Um so bedauerlicher ist es, daß die Legitima­
tionsfolgen der 8ger-Revolution und der folgende
Beitritt der fünf neuen Länder zum Grundgesetz
nicht thematisiert werden. Zwar dürfte die Dis­
kussion um die Notwendigkeit einer neuen Ver­
fassung für Gesamtdeutschland als abgeschlossen
gelten. Eben deshalb darf die legitimative Auf­
wertung, die das Grundgesetz durch das Beitritts­
begehren seitens der Bevölkerung der ehemali­
gen DDR erfahren hat, auch rechtsphilosophisch
nicht übersehen werden. Ebenso fanden moderni­
tätskritische Fragen im Anschluß an »Legitimati­
onsproblerne im Spätkapitalismus« (Habermas
1973) keine Resonanz. Dies läßt sich angesichts
der aktuellen Instabilität der bundesrepublika­
nischen Wohlfahrts- und Sozialstaatstradition
auch nicht mit dem vielbeschworenen Verfas­
sungskonsens begründen (so aber implizit Wür­
tenberger, S. 34). Schwerer noch wiegt das Feh­
len eines Aufsatzes zur Legitimation des Grund­
gesetzes aus Sicht der politischen Theologie.
Zwar wird mit Carl Schmitt der »Schlagwort­
geber« behandelt, jedoch finden weder der Blick­
winkel der katholischen Naturrechtslehre noch
protestantische Topoi ihren Niederschlag. Dabei
mehren sich in letzter Zeit wieder die Stellung­
nahmen der Theologie zum Recht, ja man kann
angesichts der neueren Publikationen von Hans­
Richard Reuter und Wolfgang Huber gar von ei­
ner Renaissance protestantischer Rechtstheologie
sprechen, so daß sich eine Marginalisierung die­
ser Positionen eigentlich verbietet. Eine kritische
Auseinandersetzung mit den sich anbietenden
theologischen Gesprächspartnern bleibt jedoch
einstweilen ein Desiderat in der Rechtsphiloso­
phie. Dabei hätte sich dieser Diskurs gerade im
Rahmen der Legitimationsfrage angeboten.

Aus der Fülle der Beiträge sollen einige exem­
plarisch hervorgehoben werden, um zugleich ei­
nen Einblick in die positionelle Spannweite der
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Aufsatzsammlung zu bieten. Reiner Bielefeldts
Beitrag zu »Sittliche Autonomie und republika­
nische Freiheit« widmet sich dem großen Ver­
dienst der kantischen Umstellung der normativen
Programmierung auf radikale Selbstgesetz­
gebung. Kants praktische Philosophie verweist
die Motive des HandeIns in die Sphäre der Ethik.
Das Recht dagegen wird beschränkt auf die äu­
ßere Konformität und Kompatibilität der eigenen
Freiheit mit der der anderen Subjekte. Von die­
sem Grundkonzept ausgehend kann Bielefeldt
die jüngst in der Grundrechtsdogmatik vertretene
Position stützen, daß die Menschenwürde, wie
sie in Art. 1 I GG formuliert wird, selbst kein
Grundrecht darstellt, sondern nur den ethischen
Grund der Rechtsordnung bildet. Denn das kanti­
sehe Postulat der Menschenwürde, eine andere
Person niemals nur als Mittel, sondern immer
auch als Zweck zu begreifen, ist eine dezidiert
ethische, ergo nicht rechtliche Maxime: quod erat
demonstrandum.

In einem prägnanten Duktus stellt Bielefeldt
die Wurzeln der allgemeinen Handlungsfreiheit
(Art. 2 I GG) und des Gleichheitsgebots (Art. 3 I
GG) in der kantischen Philosophie dar: Freiheit
bildet das einzige natürliche, also angeborene
Menschenrecht. Aus der qua Geburt gleichen
Freiheit folgt für Kant unmittelbar eine angebo­
rene Gleichheit. Im Gegensatz zur gängigen
Grundrechtsdogmatik muß man mit Kant Freiheit
und Gleichheit nicht als Dichotomie, sondern als
»zwei unauflöslich zusammengehörende Aspekte
eines und desselben Prinzips« (Bielefeldt, S. 55)
begreifen.

Aus dem Prinzip der Gleichheit folgt bei Kant
die strikte Allgemeinheit der Gesetze, und daraus,
da die Gesetzesanwendung individuell-konkret
erfolgt, die Setzung aber generell-abstrakt, die
Gewaltenteilung. Nicht Despotismus, sondern Re­
publikanismus, das ist das Credo, daß Bielefeldt
aus Kants politischer Philosophie extrahiert.
Diese bietet immer noch ein Begründungsmodell
für das Proprium des Grundgesetzes: Freiheit,
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und Republikanis­
mus. Kants praktische Philosophie braucht, wie
Bielefeldt herausgearbeitet hat, bei der Frage nach
der Legitimation des Grundgesetzes mitnichten
auf die Rolle eines historischen Ornaments redu­
ziert zu werden. Es ist im Gegenteil fraglich, ob
modernere Konzeptionen politischer Philosophie
ein besseres Rüstzeug bereitstellen.



So hofft die Diskurstheorie, eine modernere
Perspektive auf das Problem der »Legitimation«
einzunehmen. Dazu adaptiert sie das kantische
Grundmodell, implantiert allerdings anstelle ei­
ner transzendentalphilosophischen -Zuspitzung
Theorieversatzstücke aus der Sprechakttheorie
und Handlungstheorie. Einer der ersten, die diese
Theorie für die Rechtsphilosophie fruchtbar
machten, ist Robert Alexy. Er rekonstruiert in sei­
nem Beitrag den notwendigen Zusammenhang
zwischen diskursiver Rationalität und dem demo­
kratischen Verfassungsstaat. Die Applikation der
Diskurstheorie auf den real verfaßten Verfas­
sungsstaat erfolgt pragmatischer als bei Haber­
mas und Apel und umgeht so den Vorwurf, die
Rationalitätsressourcen der Gesellschaft zu über­
schätzen.

Alexy bedient sich zweier klassischer Urteile
des BVerfG, um seine These zu stützen, daß so­
wohl die Demokratiekonzeption des Grundgeset­
zes als auch die Diskurstheorie einen Konnex
von Argument, Richtigkeit und Demokratie ken­
nen. So stellt er besonders die Korrelation zwi­
schen der Bedeutung der Meinungsfreiheit
(Art. 5 I GG), wie sie durch das BVerfG zuerst
im sogenannten Lüth-Urteil (BVerfGE 7, 198)
Ausdruck gefunden hat, und der wichtigsten Dis­
kursregeln dar. Anhand des KPD-Urteils betont
Alexy die argumentative Nähe zwischen dem
dem 19. Jahrhundert verhafteten deliberativen
Demokratieverständnis des BVerfG und einem
diskursiven Demokratieverständnis. Dabei bildet
Alexy jedoch ungewollt die Paradoxie zwischen
Ergebnis des Urteils und Argumentation des
BVerfG nochmals ab. Denn das Verbot der KPD
durch das BVerfG verstieß als Diskursabbruch
qua Dezision - so begrüßenswert es für die Eta­
blierung einer »wehrhaften Demokratie« gewe­
sen sein mochte - gerade elementar gegen die
Diskursregeln der freien Argumentation und
Zwanglosigkeit. Das diskurstheoretische Defizit
bezüglich des Umgangs mit diskurssperrigen
oder gar diskursfeindlichen Argumentationen
und Handlungen manifestiert sich hier in aller
Klarheit. Habennas verweist an dieser Stelle auf
die der Sprache immer schon innewohnenden
Geltungsansprüche und brandmarkt jede nicht­
diskursive Auseinandersetzung als »verzerrte
Kommunikation«. Doch auch Alexy verdrängt
trotz seines der sozialen Wirklichkeit angemesse­
neren Verständnisses von politischen und recht-

liehen Prozessen die Frage nach den vordiskur­
siven Bedingungen des Diskurses.

Carl Schmitt dagegen war geradezu besessen
von der Vorstellung der Abhängigkeit des Rechts
von der Macht. Reinhard Mehring behandelt die
vielschichtige Konzeption Schmitts zur Frage
nach den vorrechtliehen Bedingungen des Rechts
in seinem Aufsatz »Carl Schmitts Kritik des
Konzepts Legitimität kraft Legitimation im Hin­
blick auf das Grundgesetz betrachtet«. So unter­
scheidet Schmitt in der»Verfassungslehre« zwi­
schen der Verfassung als existentieller Grundent­
scheidung eines Volkes über seine politische
Form und dem Verfassungsgesetz als nonnativen
Regel- und Verfahrenskatalog der politischen
Praxis, der im Gegensatz zur Verfassung in
Gänze vom Verfassungsgesetzgeber jederzeit ge­
ändert werden kann. Dem Recht vorgeschaltet ist
nach Schmitt eine Entscheidung über das Recht.
Die Geltung des Rechts ist von der Faktizität der
Macht abhängig. Von dieser Unterscheidung aus­
gehend, kann man verstehen, wie Schmitt in der
Auseinandersetzung mit dem Positivismus, ins­
besondere mit Kelsen, »Legalität« der »Legitimi­
tät« gegenüberstellen konnte.

Diesen Hintergrund arbeitet Mehring leider
nicht klar heraus. Insbesondere geht er nicht wei­
ter auf die wohl bekannteste Zuspitzung dieser
Schmittschen Rechtsgeltungstheorie ein, die sich
in der »Politischen Theologie« findet: »Souverän
ist, wer über den Ausnahmezustand entscheidet.«
Der Souverän hat nach Schmitt die Potenz (nicht
notwendigerweise die Kompetenz), die Rechts­
ordnung zu suspendieren. Hier müßte sich die
Frage geradezu aufdrängen, inwieweit die Aus­
übung der Souveränität nicht wiederum von Ak­
zeptanzbedingungen abhängig ist? Schmitt je­
doch ignoriert diese soziologische Frage. Er tritt
das Hobbessche Erbe an, ohne mit Spinoza zu
bedenken, daß Souveränitätsakte gerade auch zur
Destabilisierung der Macht führen können. Der
Plettenberger Rechtsgelehrte entwickelt zwar ­
wie Mehring betont (S. 115 ff.) - einen Begriff
der »demokratischen Legitimität«. Derweil geht
Schmitts Demokratieverständnis aber von Homo­
genität aus, nicht von Diskursivität und Plurali­
tät, so daß mit dem Begriff der »demokratischen
Legitimität« nichts gewonnen ist für die Frage
nach den Akzeptanzbedingungen des Rechts.
Statt dessen bemüht Schmitt die »abgesunkene
metaphysische Substanz des Staates« (Rüdiger
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Safranski) im Rahmen der Legitimitätsfrage.
Fraglich scheint, ob nun wirklich in Schmitts Le­
gitimitätskonzeption das Erbe eines Gottesgna­
dentums zu sehen ist und der Staat in Gänze von
»höheren Mächten« legitimiert ist. Es spricht viel
für eine vorsichtigere Annäherung, wie sie auch
Mehring letztlich vollzieht. Diese Lesart favori­
siert das Primat der Politik im Titel »Politische
Theologie«. Der Souverän als Dezisionist ist
zwar für Schmitt der katechon in einer als Ver­
fallsprozeß begriffenen Geschichte, der Ordnung
als creatio ex nihilo schafft. Zugleich ist für
Schmitt die Flucht aus der absoluten Immanenz,
die als Katastrophe verstanden wird, in deutlicher
Parallele zur negativen Philosophie nur ex nega­
tivo möglich (vgl. Mehring, S. 119f.). Aber der
Benjaminische Weg der Messianität als Ausweg
aus dem - aus seiner Sicht - totalen Scheitern
des Projekts der Modeme ist Schmitt verbaut.
Seine »Theologie« bleibt Leerstelle und kann
deshalb nicht als substantielles Legitimitätsfun­
dament in der Schmittschen Staats- und Rechts­
lehre herangezogen werden. Schmitts Bemühun­
gen um die Theologie beschränken sich auf den
»rhetorischen Einsatz einer Transzendenzprämie
für die Staatsrnacht« (Mehring, S. 119). Da an
Stelle einer theologischen Legitimität bei Schmitt
kein politischer Diskurs tritt, kritisiert Mehring
zu Recht, daß das eigentliche Problem der
Schmittschen Verfassungskonstruktion die »Ne­
gierung ihrer diskursiven Verfügbarkeit« ist.
»Schmitt schließt mit seiner Liberalismuskritik
die Möglichkeit diskursiver Selbstverständigung
einer politischen Einheit über ihre vorpolitischen
sittlichen Grundlagen aus; er tabuisiert die dis­
kursive Verfügung« (Mehring, S. 131). Dies ist
die Folge der theoriestrategischen Weichenstel­
lung der Gleichsetzung von Demokratie mit Ho­
mogenität. Sein antiliberaler Affekt läßt Schmitt
die soziale Faktizität einer pluralen Lebenswelt
ignorieren. Er unterschätzt ihre Integrierbarkeit
in eine politische Form. Damit bleibt aber die
Frage der Legitimität des Souverän bei Schmitt
letztlich unbeantwortet.

lohn Rawls, dem sich der Beitrag von Peter
Koller widmet, bietet hierzu ein Kontrastpro­
gramm. Pluralität ist für den amerikanischen Li­
beralen das konstitutive Element. Seine »Theory
of Justice« versucht, angesichts der vielfältigen
Konzeptionen des Guten eine allgemeinverbind­
liche Anschauung von der richtigen Einrichtung
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eines Staatswesens zu konstruieren. Mittels des
heuristischen Prinzips eines Urzustandes und ei­
ner dort zustandekommenden »Übereinkunft un­
ter Nichtwissen« (Koller, S. 369) über die kon­
kreten Lebensumstände im wirklichen Leben ge­
langt Rawls zu einem vorrangigen Prinzip größt­
möglicher gleicher Freiheit. Gesellschaftliche
Ressourcen dürfen nur ungleich verteilt werden,
soweit dies allen Mitgliedern der Gesellschaft zu­
gute kommt (Differenzprinzip). Koller beschreibt
die »offensichtlichen ... zahlreichen Berührungs­
punkte und Konvergenzen« (S.382) mit dem
GG, hebt aber auch zwei markante Differenzen
hervor: zum einen postuliert Rawls einen absolu­
ten Vorrang der sogenannten Grundfreiheiten.
Diese beinhalten im Gegensatz zur allgemeinen
Handlungsfreiheit im Sinne des Art. 2 I GG Ge­
der kann tun und lassen, was er will) nur ein be­
schränktes Setting an politischen Freiheitsrech­
ten. Diese dürfen dann aber auch nicht wie die
allgemeine Handlungsfreiheit zugunsten »kollek­
tiver Nützlichkeiten« (S. 384) eingeschränkt wer­
den. Zum anderen bleibt die marginalisierte
Rolle von Leistungsrechten im GG erheblich hin­
ter den Anforderungen des Rawlsschen Diffe­
renzprinzips zurück. Gleichwohl läßt sich zwi­
schen den Grundsätzen der Staatsorganisation,
wie John Rawls sie entwickelt, und den Verfas­
sungsgrundsätzen des GO eine frappierende Dek­
kung beschreiben, so daß die »Theorie der Ge­
rechtigkeit« in Gänze als Legitimationstheorie
westlicher Verfassungen dienen kann.

Dies ist jedoch nach Ansicht der Kommunita­
risten nicht weiter verwunderlich, baut Rawls ­
so ihre Kritik - doch schon das Arrangement des
Urzustandes so auf, daß er zu den erwünschten
Ergebnissen automatisch kommt. Angesichts der
radikalen Situiertheit des Menschen in seinen
konkreten Verhältnissen lehnen sie (bei aller ar­
gumentativer Spannweite innerhalb des kom­
munitaristischen Lagers) das Modell eines fikti­
ven Urzustandes, in dem das Subjekt unter einem
Schleier der Nichtkenntnis seines konkreten Le­
bens über die Grundprinzipien der Gesellschaft
entscheidet, ab (vgl. Nickel, S.407). Das Ge­
samtkonzept der freiheitlichen westlichen Demo­
kratien könne keine universalistische Geltung be­
anspruchen, sondern sei kontextgebunden an kul­
turelle Phänomene wie regionale Vorstellungen
von Sittlichkeit und Tugend. Rainer Nickel fragt
sich nun, ob nicht angesichts der kommunitaristi-



sehen Kritik am philosophischen Liberalismus
die vielgescholtene Interpretation des GG durch
das BVerfG als »objektive Werteordnung«
(BVerfGE 7, 198) in einem anderen Lichte zu
betrachten ist. Denn der Liberalismus und mit
ihm ein Teil der deutschen Staatsrechtslehre be­
tont, daß Grundrechte primär Abwehrrechte des
Bürgers gegen den Staat darstellen, dem Grund­
gesetz keine Werteordnung zu entnehmen sei.
Die Idee der Verfassung als Werteordnung steht
zweifellos bestimmten Spielarten des Kommuni­
tarismus nahe. Eine solche Position lehnt Nickel,
jedoch ab. Er kritisiert die argumentative Inkon­
sistenz einer Orientierung an partikulargemein­
schaftlichen Kontexten im Bereich der politi­
schen Grundordnung angesichts der pluralen
Verfaßtheit westlicher Gesellschaften und ange­
sichts der weltweiten Migrationsbewegungen.
Dementsprechend orientiert sich Nickel an einer
sogenannten linkskommunitaristischen Schule,
um aus »republikanisch-partizipatorischer Sicht«
das jus soli (Art. 116 GG) ebenso anzuprangern
wie den vorrangigen Schutz der Ehe vor anderen
Lebensformen und die Bevorzugung der großen
christlichen Kirchen im grundgesetzliehen Ge­
füge (Art. 7 III GG, 140 GG in Verbindung mit
Art. 136ff. WRV). Kommunitaristen wie Alas-

»Sonne der Gerechtigkeit«

Wolfgang Huber: Gerechtigkeit und Recht.
Grundlinien christlicher Rechtsethik, Güters­
loh 1996, 480 Seiten.

In der evangelischen Theologie werden Fragen
des Rechtsverständnisses, der Rechtsbegründung
und Rechtsanwendung und sogar auch des
Staatskirchenrechtes durchweg nur marginal be­
handelt. Durch diese Ferne gegenüber Fragen der
Rechtsbegründung und Rechtsentwicklung wird
der Gesellschafts- und Alltagsbezug der evan­
gelischen Theologie sicherlich beeinträchtigt.
Theologiegeschichtlich gesehen liegt die Abstän­
digkeit der neueren evangelischen Theologie zu
Themen der Rechtsordnung und Rechtsgestal­
tung nicht nahe. Denn Luthers Zweireichelehre
hatte dem Thema des »weltlichen«, von den Vor­
gaben des kirchlichen Rechtes emanzipierten
Staates und der Frage nach der Funktion und den
Grenzen des weltlichen Rechtes erhebliches Ge-

dair MacIntyre würden nun gerade solche »Rege­
lungen des guten Lebens in der Verfassung (Nik­
kel, S. 417) vehement als legitim verteidigen. So
zeigt sich auch hier, daß rechtsphilosophische
Konzepte der Legitimation von Recht selbst in­
nerhalb einer »Schule« vielfältig und meist wi­
dersprüchlich sind. Dies läßt sich auch anhand
der weiteren Beiträge belegen, die der Band ent­
hält, unter anderem von Gerd Roellecke zur »Le­
gitimation des Grundgesetzes in der Sicht der Sy­
stemtheorie«, von Eric Hilgendorf zum »Ethi­
sehen Utilitarismus und das Grundgesetz« und
von Wolfgang Schild zur »Legitimation des
Grundgesetzes als der Verfassung Deutschlands
in der Perspektive Hegels«,

Das Zusammenführen des vielfältigen Spek­
trums an philosophischen Antworten auf die
Frage, warum denn nun das Recht recht hat,
bleibt dabei letztlich dem Leser überlassen. Ins­
besondere eine schärfer pointierte Einleitung und
ein Schlußresümee hätten hier gute Dienste ge­
tan. Vielleicht ist das Grundgesetz für die Auto­
ren aber auch ein philosophischer Steinbruch, in
dem jeder die ihm bemerkenswerten Brocken
aufgespürt hat.

Hans Michael Heinig, Wuppertal

wicht verliehen. In der Gegenwart zeigt sich die
praktische Reichweite rechtsethischer Erwägun­
gen zum Beispiel an der Debatte über die Ein­
beziehung sozialer und ökologischer Leitideen in
den Rechtsstaatsgedanken. Heute ist es notwen­
dig, angesichts menschlich und ethisch dring­
licher Fragen - etwa des biotechnologischen
Fortschritts oder der Migrationsbewegungen - zu
übernational gültigen Rechtsstandards zu gelan­
gen. Andererseits bedürfen die Probleme der
bürokratisch-juristischen Überdeterminierungen
in Staat und Gesellschaft der Aufarbeitung. Vor
diesem Hintergrund ist es ein Desiderat, daß die
evangelische Theologie den Herausforderungen
der Rechtsbegründung. Rechtsentwicklung und
Rechtskultur mehr Aufmerksamkeit widmet.

Das von Wolfgang Huber verfaßte Buch über
»Gerechtigkeit und Recht« zielt darauf ab, der
Abständigkeit evangelischer Theologie gegen-
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über Rechtsfragen entgegenzuwirken. Huber hält
es für eine Einengung, wenn die Theologie her­
kömmlich allenfalls das Strafrecht thematisierte
(323) oder sie einseitig nur die konservativ-be­
wahrende, ordnungsstabilisierende Aufgabe des
Rechts hervorhob (114). Denn dem Recht kommt
ja auch eine gesellschaftsgestaltende, konstruk­
tive, der verbesserten Gewährleistung von Frei­
heit, Gerechtigkeit und Humanität dienende
Funktion zu. Theologisch bezeichnet W. Huber
die Eschatologie als den »Ausgangspunkt« (z. B.
170) für die gestaltende, zukunftsorientierte Seite
des Rechts, auf deren Erörterung er Wert legt.
Hierzu ist freilich anzufragen, wie tragfähig eine
theologische Verortung der Rechtsethik gerade in
der Eschatologie bzw. in eschatologischen Leit­
bildern der Gerechtigkeit sein kann. Denn die
Eschatologie transzendiert doch die Kategorien
menschlichen Handeins und gesellschaftlicher
Operationabilität.

Ausführlich behandelt W. Huber die Ge­
schichte und den Stellenwert der Menschenrechte
und Menschenwürde (222 - 286). Dabei ver­
schweigt er nicht, daß die evangelische Theologie
noch im 20. Jahrhundert den Menschenrechts­
gedanken beiseitegeschoben oder sogar abgelehnt
hat, weil sie die Menschenrechte unter das Ver­
dikt eines nicht-christlichen Individualismus
stellte (245). Demgegenüber macht Huber gel­
tend, daß der Menschenrechtsgedanke im evan­
gelischen Christentum eigentlich zuinnerst ver­
ankert ist. Denn mit ihrer Rechtfertigungs- und
Gewissenslehre enthielt die lutherische Reforma­
tion eine theologische Begründung der Men­
schenwürde sowie der Glaubens- und Gewissens­
freiheit (230). Allerdings ist diese theologische
Einsicht in der Reformationsepoche noch nicht
konkret umgesetzt worden. Die tatsächliche,
praktische Anerkennung der Glaubensfreiheit al­
ler Bürger, auch der Juden oder der Dissidenten,
setzte sich erst im Gefolge der Aufklärung durch.
Im Blick auf das biblische Rechtsdenken hebt
Huber hervor, daß in diesem die neuzeitliche Ein­
sicht in die Religionsfreiheit und in die gleichen
Rechte für alle Menschen noch nicht erschlossen
war (255 ff.). Hieraus zieht er die hermeneutische
Konsequenz, biblisches und heutiges Rechtsden­
ken in ein »Verhältnis wechselseitiger Kritik«
einzustellen (254, vgl. 140): Biblische und gegen­
wärtige Einsichten sollen einander ergänzen und
sich gegebenenfalls wechselseitig korrigieren.
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Dieser hermeneutische Leitgedanke erteilt
biblisch-deduktiven Argumentationsmethoden,
die für heutige Fragen des Rechts und der Ethik
in der Tat zu kurzschlüssig sind, eine Absage.
Doch zugleich macht Huber auf den substantiel­
len Gehalt der biblischen Überlieferung für die
Rechtsethik aufmerksam. Zur Grundlegung sei­
ner Rechtsethik greift er rechtsphilosophische
Denkmodelle zur Gerechtigkeit bei Aristoteles
(151ff.) oder John Rawls (186ff.) auf und er­
gänzt sie um biblische Gesichtspunkte, nämlich
um die - vor allem alttestamentlichen - Denk­
anstöße, die das Recht und die Gerechtigkeit an
den benachteiligten und schwächeren Mitmen­
schen orientieren (127 ff., 158 ff.). Die hiermit
gewonnene »kritische« (97, 127, 167), human­
soziale Grundlegung der Rechtsethik bildet den
Hintergrund dafür, daß Huber - mit Recht! ­
konkrete Einwände gegen das derzeit in der Bun­
desrepublik praktizierte Asylrecht vorträgt
(389 ff.) oder Überlegungen zum zivilen Unge­
horsam (41Off.) oder zum Kirchenasyl (415 ff.)
vornimmt. Für jede Rechtsethik muß es eine Her­
ausforderung sein, die Notwendigkeit der Rechts­
loyalität und Rechtsbefolgung herauszuarbeiten
und gleichzeitig auf eine humane, freiheitliche
und gerechte Fortentwicklung der Rechtsordnung
hinzu wirken. Diese doppelte Aufgabe der
Rechtsethik wird in Hubers Buch sichtbar.

Im folgenden werden drei Punkte seines Bu­
ches angesprochen, zu denen Rückfragen zu be­
nennen sind.

1. Huber entfaltet seine »kritische Theologie
des Rechts« (127), indem er sich nicht nur vom
Rechtspositivismus (73 ff.), sondern auch vom
Naturrecht (85 ff.) abgrenzt. Seiner These zu­
folge ist »das Zeitalter des Naturrechtsdenkens '"
vorbei« (16). Ist diese schroffe und apodiktische
Verabschiedung des Naturrechts jedoch tatsäch­
lich überzeugend? Zweifellos lassen sich kriti­
sche Vorbehalte gegen die Naturrechtstradition
richten. Bestimmte Ausformungen des Natur­
rechts erhoben den Anspruch auf überzeitliche
und autoritative Gültigkeit (29, 102) in uneinlös­
barer, ja ideologischer Weise. Dennoch sollte das
Naturrechtsdenken nicht auf deduktive (167), es­
sentialistische oder neuthomistische Denkmo­
delle reduziert und nicht grundsätzlich als unge­
schichtlieh bewertet werden. Hierauf weisen
auch katholische Autoren, zum Beispiel F.
Böckle oder W. Korff, hin. Gustav Radbruch hat



die Menschenrechte als »Naturrecht« bezeichnet
und im gleichen Atemzug die Geschichtlichkeit
der Menschenrechte betont; Radbruch meinte,
daß erst »die Arbeit der Jahrhunderte« die Ein­
sicht in den »festen Bestand« der Menschen­
rechte eröffnet hat. Das heißt: Der Geltungs­
anspruch überpositiver naturrechtlicher Normen
läßt sich mit der Einsicht in die Geschichtlichkeit
von Recht und Ethik durchaus vermitteln.

Sodann: Hubers rechtsethische Konzeption
legt den Sachverhalt zugrunde, daß in der säkula­
ren, pluralen Gegenwartsgesellschaft Recht und
Ethik nicht mehr identisch sind (61 ff.). In der
vorneuzeitlichen Gesellschaft bildeten Religion,
Recht und Sittlichkeit noch eine Einheit - aller­
dings um den Preis, daß man ein Recht jedes ein­
zelnen Menschen auf seine persönliche Glau­
bens- und Gewissensfreiheit nicht kannte. Nicht
zuletzt um der individuellen Religions- und Ge­
wissensfreiheit willen ist die Unterscheidung von
Recht und Ethik, Legalität und Moralität von Be­
lang. Die Relevanz der Unterscheidbarkeit von
Recht und Ethik arbeitet Huber deutlich heraus
(61-72, 84). Er erhebt nun allerdings den Ein­
wand, daß das Naturrechtsdenken mit der neu­
zeitlich wegweisend gewordenen Ausdifferenzie­
rung von Recht und Ethik nicht vereinbar sei
(16). Jedoch: Vor geistesgeschichtlichem Hinter­
grund läßt sich die genau umgekehrte Sicht ver­
treten und kann die Naturrechtstradition gerade
als Wegbereiterin für die heutige Unterscheidung
von Recht und Ethik gedeutet werden. Denn das
neuzeitliche Naturrecht selbst (z. B. S. Pufendorf,
eh. Wolff, M. Mendelssohn) hat Rechtspflichten
und ethische Pflichten kategorial voneinander ab­
gehoben und hiermit I. Kants Unterscheidung
von Legalität und Moralität vorbereitet. Der Er­
trag der Naturrechtstradition für Recht und Ethik
heute sollte, bei aller Kritik an vergangenen Fehl­
formen des Naturrechts, also nicht übersehen
werden.

Im übrigen hat sich - beginnend bei Luther
und Melanchthon - auch die evangelische Theo­
logie ihrerseits an naturrechtliches Denken ange­
schlossen. Die Gegenwartsgesellschaft ist von
Nachkonfessionalität und weltanschaulicher Plu­
ralität gekennzeichnet. Angesichts dessen ist die
Rechtsethik heutzutage mehr denn je zu rationa­
ler Kommunikabilität und zu allgemein nachvoll­
ziehbaren, universalisierbaren Begründungen
verpflichtet. Um dieser Anforderung gerecht zu

werden, scheint mir für die heutige evangelische
Ethik auch der Rekurs auf natur- und vernunft­
rechtliche Traditionen und Leitgedanken beden­
kenswert und empfehlenswert.

2. Als ein konkretes Thema der Rechtsethik
erörtert Huber die Organtransplantation und das
Hirntodkriterium (275 - 286). Dabei bestreitet er
die Plausibilität des Himtodkriteriums: Nach
dem Eintritt des Himtodes sei der Mensch noch
nicht »tot«. Nun ist allerdings auf eine erhebliche
rechtliche Problematik hinzuweisen, die in W.
Hubers Argumentation immanent angelegt ist.
Denn obwohl Huber das Himtodkriterium be­
streitet, hält er dennoch eine Organentnahme für
möglich (nämlich gemäß der engen Zustim­
mungslösung; vgl. 283 f.). Seine Position muß
dabei aber in Kauf nehmen, daß der himtote
Mensch, der als noch »lebend« gilt, bei der Or­
ganentnahme und durch sie zu Tode kommt.
Demzufolge vollzieht der explantierende Arzt
eine Tötungshandlung. In der Tendenz läuft diese
Sichtweise auf eine Legalisierung der in § 216
StGB untersagten Tötung auf Verlangen für ei­
nen speziellen Fall oder auch auf eine fremdnüt­
zige Euthanasie hinaus. Abgesehen von sonsti­
gen Bedenken - der Zuweisung der Tötungsrolle
an den explantierenden Arzt; dem Gedanken, daß
der Organempfänger seine Lebensrettung einer
Tötungshandlung verdanken soll - ist rechts­
ethisch das Tötungsverbot gegen W. Hubers Ge­
dankengang geltend zu machen, der einerseits
das Himtodkriterium als Todeszeichen in Abrede
stellt und andererseits Organentnahmen trotzdem
zulassen möchte. Die rechtssystematischen Pro­
bleme, die aus einer solchen Position erwachsen,
spiegeln sich zum Beispiel in den Aporien des
Gesetzentwurfs wider, den am 17.12. 1996 eine
Reihe von Abgeordneten, darunter der Bundes­
justizminister Schmidt-Jortzig, vorlegte (Bundes­
tags-Drucksache 13/6592).

Es sei hinzugefügt, daß die Kritik am Himtod­
kriterium, die W. Huber sich zu eigen macht und
die er seiner eigenen Sicht zugrunde legt, anthro­
pologisch und theologisch zumindest nicht zwin­
gend ist. Meines Erachtens braucht das in
Deutschland vertretene Kriterium des Ganzhim­
tods nicht vorschnell in Abrede gestellt zu wer­
den. Nach wie vor lassen sich tragfähige Gründe
für die Auffassung nennen, daß der Subjektstatus
des Menschen, seine geistige und empfindende
Existenz sowie seine Integration zu einer leibli-
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chen Einheit mit dem Ganzhimtod erloschen sind
und er daher als verstorben gelten kann.

3. W. Huber plädiert für eine ökologische
Komponente der Rechtsethik und der Rechtsord­
nung (287-321). Dabei möchte er aber die Rede
von »Rechten der Natur« vermeiden, weil die
Natur selbst ihrerseits kein Träger bzw. kein Sub­
jekt moralischer Rechte sei. Der Rechtsbegriff
solle nicht ausgehöhlt werden (312 f.). Statt des­
sen lasse sich aus der »Naturwürde« (312) ein
umfassender Schutz der Natur herleiten.

Nun wirft es allerdings erhebliche Schwierig­
keiten auf, eine solche »Würde« der Natur zu be­
gründen. Huber zufolge ist eine Begründung al­
lein und - wie er betont - »nur« (315) theo­
logisch, nämlich schöpfungs theologisch, mög­
lich. Freilich: Wenn für die Würde der Natur ­
unter Rückgriff auf die »Weisheit der Religion«
(315) -lediglich eine exklusiv religiöse bzw. ex­
klusiv theologische Begründung vorgetragen
werden kann, bleibt das Fundament für eine all­
gemein-kulturelle, universale rechtsethische Gel­
tung dieses Gedankens zu schmal. Zudem bleibt
undeutlich, welche Bereiche der Natur - Tiere,
Pflanzen, nichtlebendige Natur, Landschaften ­
unter das Würdeprädikat subsumiert werden sol­
len und mit Hilfe welcher Kriterien im Konflikt­
fall Abwägurigen erfolgen können. Es kann über-

-Dies Bildnis ist bezaubernd schön-

Konrad Stock: Grundlegung der protestantischen
Tugendlehre, Gütersloher Verlagshaus, Gü­
tersloh 1995, 171 S., 58,- DM.

Die derzeit zu verzeichnende Konjunktur von
Tugendethiken ist gewiß die Reaktion auf eine
Krise, in die die Pflichten- und Sollensethik gera­
ten ist. Konrad Stock reagiert auf diese Krise.
Entschieden verlagert er die Problemstellung von
der Frage eines unbedingten »Sollens«, wie sie
von der Pflichtenethik ausgearbeitet worden ist,
auf die Frage nach dem »Können«. In der Span­
nung zwischen dem »principium diiudicationis«
und dem »principium executionis moralitatis«
empfiehlt sich Stock zum Anwalt des zweiten
Prinzips außerhalb des Theoriekontextes reiner
Moralphilosophie. Denn Wollen habe ich wohl,
aber das Gute vollbringen? Beantwortet werden
soll die Frage nach den Grundlagen sittlicher
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dies nicht überzeugen, die Unverletzlichkeit und
die Unantastbarkeit der menschlichen Person­
würde durch das Postulat einer Würde, die der
Natur schlechthin zukomme, faktisch zu relati­
vieren oder zu egalisieren. Ist es nicht doch weg­
weisender, von »Rechten« der Natur zu sprechen
und diese vor allem empfindungs- und leidens­
fähigen Mitlebewesen, also den Tieren, zuzuge­
stehen? Daß Tiere nicht selbst moralische und
rechtliche Subjekte sind (vgl. 312f., 316f.), stellt
hiergegen keinen Einwand dar. Denn eine phi­
losophische und theologische Begründung für
spezifische »Rechte« (Schutzrechte) von Mit­
lebewesen läßt sich - unter anderem mit Hilfe
der Argumente Albert Schweitzers - so überzeu­
gend darlegen, daß das traditionelle moralphi­
losophisehe und -theologische Anliegen einer
Symmetrie von Rechten und Pflichten dem­
gegenüber zurücktreten kann. -

Diese kritischen Bemerkungen haben den ge­
genwärtigen sowie zukunftsbezogenen Stellen­
wert der von W. Huber vorgetragenen Über­
legungen und ThemensteIlungen nochmals unter­
strichen. Es ist zu wünschen, daß Hubers Buch
dazu beiträgt, die Rechtsethik und die Rechts­
theologie innerhalb der evangelischen Theologie
wieder stärker zu verankern.

Hartmut Kreß, Kiel

Handlungsfähigkeit. die Personen überhaupt erst
in die Lage setzen - motivieren -, frei und be­
harrlich das Gute in ihrem Tun zu verfolgen. An
dieser Stelle verlangt der ins Abseits geratene
Problembegriff der Tugend erhöhte Aufmerk­
samkeit. Die »Grundlegung« von Stock gibt die­
sem Verlangen nach und partizipiert darin am ge­
genwärtigen Abschied vom Projekt einer reinen
Moralphilosophie zugunsten einer Rehabilitation
praktischer Vernunft, die nicht allein kognitiv
und reflexionstheoretisch akzentuiert ist, nicht in
den deontologisch ausgezeichneten Begriff der
moralischen Pflicht eingezwängt werden kann.

Moralische Pflicht ist eine »everyday notion«,
sagt Bernard Williams, und als solche ist sie mo­
ralisch wertvoll, aber noch lange nicht das allei­
nige und kohärente Spezifikum von Moralität,
sondern lediglich und unverbunden »part of the



outlook, of almost all of us«. Über die moralisch
inneneingezeichneten Ansichten, Sinnbilder, Ein­
sichten und Ausblicke, die Moralität oder Sinn­
bilder des guten Lebens transportieren, handelt
die »Grundlegung« von Stock. Bei einer freund­
lichen Lektüre des Buches wird von vornherein
zu berücksichtigen sein, daß der Begriff der Tu­
gend bei Stock gewissermaßen als Statthalter ei­
ner Antwort fungiert, für die die Frage und der
eingeschlagene Weg der Beantwortung dieser
Frage hauptsächlich innovativer sind als der Be­
griff der Tugend selbst, den der Autor als Ant­
wort anbietet.

Die Ausgangsbasis der Tugendlehre von Stock
wird im Entwurf einer Konstitutionstheorie sitt­
licher Handlungsfähigkeit gesucht. Wenn nach
der Handlungsfähigkeit gefragt wird, kommt so­
gleich das Handlungssubjekt in den Blick. Inso­
fern impliziert eine Konstitutionstheorie sittlicher
Handlungsfähigkeit immer auch ein bestimmtes
Verständnis menschlicher Personalität. Am Be­
griff der Personalität wird die erste grund­
legende Weichenstellung der Tugendlehre vor­
genommen. Zunächst wird derjenige Begriff von
Personalität empfohlen, der im Begreifen der Er­
fahrung des Glaubens in anthropologischer Hin­
sicht vorausgesetzt und mit enthalten ist, wie
Stock im Anschluß an Schleiermacher sagen
kann. In der besonderen Perspektive des Glau­
bens wird Personalität als Offenheit und Bereit­
schaft für die Wirklichkeit einer lebensbestim­
menden Gewißheit gefaßt, in der Einheit von Be­
stimmt-Werden, Erleben und Handeln.

Durch diese umfassende Bestimmung wird be­
reits im Ansatz die Reduktion des Glaubens auf
den willentlichen Akt eines bloßen Gehorsams
oder auf die Situation einer unweltlich eschatolo­
gischen Anwartschaft vermieden.

Das in der Perspektive des Glaubens gewon­
nene Verständnis von Personalität entfaltet Stock
in einem weiteren Schritt im Rahmen einer Theo­
rie der affektiven Erfahrung. Der Zugewinn, von
dem die »Grundlegung« hier profitiert, besteht
dabei darin, daß Neigung und Gefühl, Leiden­
schaft und Emotion, Streben und Begehren nun
auch konstruktiv für das Verständnis von Per­
sonalität gewürdigt werden können, damit auch
für das Verständnis des Glaubens und die mit
ihm und in ihm implizierten ethischen Momente
und Perspektiven. Mit der Theorie des affektiven
Lebens gelingt es Stock, sowohl das allein refle-

xionstheoretische Modell des personalen Lebens
zu verlassen als auch die theologische Fixierung
auf Textwelten und Sprachgrammatiken ent­
scheidend zu modifizieren, wie sie in verschiede­
nen Spielarten einer »Theologie des Wortes Got­
tes« gepflegt werden. Denn affektive Erfahrun­
gen, wie sie auch für den Glauben kennzeichnend
sind, werden evoziert von Erlebnis-Szenen
(strukturiert verdichtete Ereigniszusammenhän­
ge) und eindrücklichen Sinn-Bildern (ikonisch fi­
gurative Zeichensysteme), die über Anmutungs­
qualität verfügen müssen, wenn sie das Selbst­
gefühl der Person sinnenhaft erreichen und affek­
tiv ergreifen wollen. Die Einheit von Bestimmt­
Werden, Erleben und Handeln, die Stock als per­
sonal bedeutsames Grundgeschehen des Glau­
bens angenommen hatte, wird auf der Grundlage
der affektiven Erlebnisqualität von bedeutsamen
Szenen und eindrücklichen Sinnbildern formu­
liert, die nicht bloß äußerlich illustrativen Cha­
rakter (Sehbilder) besitzen, das wäre ein belieb­
tes Mißverständnis, sondern konstitutiv sind für
den Aufbau von Selbsterfahrung und Selbstver­
ständnis der Person. Sinnenhaftes Erleben spielt
Sinn ein: lehensbestimmende Gewißheiten.

An dieser Stelle erfahrt auch die Frage nach
Konstitution sittlicher Handlungsfähigkeit eine
erste und maßgebliche Antwort. Damit das Gute
geschieht, muß es auch affektiv einleuchten; es
muß Anmut haben, Eindruck machen, Faszinati­
onskraft entfalten. Da Szenen und Sinnbilder von
der Qualität lehensbestimmender Eindrücklich­
keit immer auch als die Erscheinung von etwas
Gutem faszinieren können, scheinen in bedeut­
samen Szenen Bilder des guten Lebens auf, die
handlungsmotivierende Kraft besitzen und sich
aufgrund dieses Motivationsschubs spontan und
frei auf das Tun und Vollbringen des Guten über­
setzen können. Eindrückliche Bilder guten Le­
hens sind in ethischer Hinsicht immer auch gün­
stig für das Selbstgefühl, das Selbstverständnis
und die Selbstverwirklichung des guten Lebens,
implizieren mithin eine ethische Dimension, die
nicht erst nonnativ angefordert werden muß.

Die Grundlegung der Tugendlehre von Stock
gliedert sich typologisch ein in die Ansätze einer
evaluativen Ethik, die nicht normativ (Was ist
richtig und gerecht?) ausgerichtet ist, sondern
sich evaluativ (Was ist günstig und gut?) an Bil­
dern des guten Lebens orientiert, die sich dem
Selbstverständnis von Personen in ethischer Hin-
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sieht günstig, willkommen, förderlich und moti­
vationsgeladen versprechen und frei, heiter und
spontan in Selbsttätigkeit übersetzt werden kön­
nen. Zu dem Typus der evaluativen Ethik kann
gehören, daß das Moment des Ethischen ästhe­
tisch identifiziert wird. In die Reihe solcher An­
sätze wird die »Grundlegung« von Stock auf­
genommen werden können. Die religiöse Dimen­
sion dieser Ethik wird hier weitgehend in Kate­
gorien ästhetischer Erfahrung formuliert; die sol­
chermaßen beschriebenen Erfahrungen enthalten
zugleich auch immer Momente des Ethischen,
wie Stock wiederholt betont.

Ganz wie es die Argumentation erwarten läßt,
entdeckt Stock im Mittelpunkt des Glaubens das
schlechterdings zentrale Bild: die Szene und das
Bild vom Kreuz des Auferstandenen. Lebendiger
Glaube ruht nach Stock in der sinnlichen Gewiß­
heit von der sinnenhaften Wahrheit dieses Bildes.
Der Glauben erfährt sich in den Anfechtungen
des Todes durch den Eindruck des Bildes des
Gekreuzigten in der Tiefe affektiver Erfahrung
als von Gott getragen und befreit von den
Zwangsmustern und polymorphen Gestalten ei­
nes in sich verkehrten Liebens (Sünde). Im Bild
vom Kreuz des Auferstandenen entziffert Stock
nicht nur die soteriologischen Aspekte, sondern
auch die ethischen. Das Kreuz des Auferstande­
nen ist »Urbild der Liebe« (119), ikonisches Zei­
chen für das Erlebnis der »Umkehr zum guten Le­
ben« (119), schlechterdings »Urimpression des
Guten« (117). Insofern sich das Bild des Gekreu­
zigten dem Glauben als eine Szene darstellt, in
die Gott selbst involviert ist, zeigt sich in ihm
Gottes Wendung »ad extra« an, seine innere
Selbsterschlossenheit für anderes in freier Hin­
wendung zur geschöpfliehen Wirklichkeit, in der
Verkehrung, Sünde und Tod von Gott her ange­
nommen und überwunden werden. Aus diesem
Bild können zugleich die ethischen bedeutsamen
Momente herausgelesen werden: In der Faszina­
tion der vergegenwärtigten Urszene von Kreuz
und Auferstehung wird der Glaube erstens selbst
frei zur Liebe, zur Hinwendung. zur Achtung des
anderen; in seiner Eindrücklichkeit imponiert
sich das Bild zweitens als Urimpression des Gu­
ten, die den Willen in der Tiefe affektiver Erfah­
rung trägt und bestimmt und so zur Triebfeder
des Handeins werden kann; es indiziert drittens
die Selbstvergegenwärtigkeit des Guten im Bild
als Bild und »exemplum« eines guten Lebens von
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gleichsam sakramentaler Kraft; in ihm erschließt
sich Gottes Güte viertens als »im höchsten Maße
Gutes« (85) und erlaubt darum fünftens eine Zu­
ordnung von Gütern, durch die zugleich auch ein
normativ-kritischer Maßstab aufgerichtet ist, der
es erlaubt, Fehlformen und Verkehrungen des
guten Lebens aufzudecken, zu diagnostizieren
und zu therapieren. In der Urszene des Glaubens
scheint die »Zielbestimmtheis aller Zielbestimmt­
heiten« (86) eines guten Lebens auf.

Lehre vom höchsten Gut und Güterlehre, te­
leologische Bestimmtheit menschlichen Lebens,
Ethik des guten Lebens, ethische Handlungs­
motivation und Handlungskompetenz in der Re­
lation von Erleben und Handeln, Handlungsori­
entierung am Maßstab von Anerkennung und
Achtung, all diese Theorieelemente werden von
Stock am Ort der Theorie des Bildes lesu Christi
entfaltet.

Von hier aus wird nun auch die ekklesiologi­
sehe Linie der Argumentation konsequent aus­
gezogen. Um das Gute in der Erlebnisgegenwart
des Glaubens präsent zu halten, besteht die vor­
nehmste Tätigkeit der Kirche in der szenischen
Vergegenwärtigung, affektiven Darstellung und
imaginativen Entdeckung derjenigen sinnlichen
und sinnenhaften Urszene Jesu Christi, in der die
Umkehr zum Guten Freude und Lust bereitet,
»an dem was sein soll«: Festakte, Festzeit, Fest­
rhythmus und Festraum, was die Kirche ist.

Worin besteht die Leistung, die akademische
Tugend dieses Buches? Stock hat eine Reihe von
Innovationen und bisher unverbundenen For­
schungsrichtungen sowohl aus einzelnen Teildis­
ziplinen der Theologie (hier besonders Impulse
aus dem Bereich der Praktischen Theologie, der
Feministischen Theoriebildung und der engen

I,
Anlegurig an die Arbeiten von Eilert Herms) als
auch aus den außertheologischen Wissenschaften
(hier besonders Impulse aus dem Bereich der De­
batte über den moraltheoretisch relevanten Status
der Affektivität, der neoaristotelisch und pragma­
tisch inspirierten Kritik am Projekt reiner Moral­
philosophie und der Diskussion über das Verhält­
nis von Ethik und Ästhetik im Zeichen von Le­
benskunst) konsequent und argumentativ strin­
gent in einen systematisch-theologischen Diskus­
sionsrahmen rückübersetzt und in einer Abfolge
von Theorieelementen so organisiert, daß die in­
terne Anschlußfähigkeit einzelner Argumentati­
onsschritte auf transparente Weise nachvollzogen



und systematisch kontrolliert werden kann. Das
Innovationspotential dieses Buches ist erheblich,
sowohl in systematischer als auch in praktisch­
theologischer Hinsicht. Der Ethiker als heftig
umworbenes Objekt der Begierde ziert sich aller­
dings und zögert und wird noch Fragen stellen
wollen.

Zunächst ist Begriff der Tugend näher zu be­
fragen. Stock geht es um die »ethische Konkre­
tion des Glaubens« (15) und diese soll im Begriff
der Tugend ausgesagt werden. Tugend definiert
Stock bündig als die »Kraft, vermöge derer wir
uns als befähigt erweisen, an der Realisierung
des Guten mitzuwirken« (132) - und zwar in der
Form eines stetigen, eines kontinuierlichen und
relativen konstanten Könnens (vgl. 131). Dabei
darf diese Befähigung nicht als die Entschluß­
kraft menschlichen Willens aufgefaßt werden,
sondern vielmehr als eine unwillkürliche Bereit­
schaft, die in der Tiefe des Selbstgefühls verwur­
zelt ist (vgl. 134). Diese Definition entspricht
aber in fast allen ihren Elementen der Kennzeich­
nung, die Luther dem Glauben als als »selbthet­
ter vnd werckmeyster« zuschreibt und in dieser
Funktion im positiven Bezug auf die Werktätig­
keit der Person im Glauben in »Von der Freiheit
eines Christenmenschen« und »Von den guten
Werken« erläutert. Fraglich bleibt, ob eine Diffe­
renz zwischen Glaube und Tugend angenommen
werden muß, oder ob der Glaube wie dann auch
Liebe und Hoffnung als Tugend (die drei christli­
chen Tugenden) angenommen werden müssen ­
vorausgesetzt, daß Glaube kein Habitus und in
diesem Sinne »virtus« ist, was Stock natürlich
weiß, sondern vielmehr ein »Geschehen« (17), in
reformatorischer Perspektive auszulegen und zu
entfalten im Rahmen einer relational-prozessua­
len Ontologie. Man könnte ja den Begriff des
Glauben so ansetzen, daß sich durch ihn das Ge­
schehen eines Guten einspielt, welches weder er­
arbeitet noch geboten ist, den Begriff der Tugend
aber insofern von diesem Grundgeschehen abset­
zen, als daß dieser Begriff für die je individuelle
und stetige Aufgabe der Gestaltung des Guten
steht. In Stocks »Grundlegung« schwingen beide
Möglichkeiten mit - Glaube als Tugend oder die
Einheit von Glaube und Tugend in ihrer Diffe­
renz -; beide Möglichkeiten bedürfen aber expli­
ziter Klärung. Bisher jedenfalls läßt sich der Ein­
druck nicht ganz abdrängen, bei der »Grund­
legung« handele es sich um den erneuerten Ent-

wurf einer Glaubenslehre in ethischer Absicht,
nicht aber bereits um den Entwurf einer spezi­
fischen Tugendlehre. Zeitgenössische Ethik wird
hier auf Differenzierung drängen müssen.

Der vorgetragene Eindruck hängt auch damit
zusammen, daß in dem Buch von Stock fast
durchgehend von der Tugend die Rede ist, nicht
aber von den Tugenden. Lektüreerwartungen, die
sich auf den klassischen Kanon der Tugenden be­
ziehen (Klugheit, Gerechtigkeit, Tapferkeit, Be­
sonnenheit nach antikem Vorbild und ihren mo­
demen Modifikationen und Erweiterungen zu
Solidarität und Fürsorge, Toleranz und Gelassen­
heit), werden von Stock enttäuscht. In der Ge­
schichte der Ethik war aber der Kontakt der spe­
zifisch christlichen Tugenden Glaube, Liebe,
Hoffnung zu den sogenannten Kardinaltugenden
nach dem aristotelischen Entwurf in der »Niko­
machischen Ethik« stets von intimer Art. Schade,
daß Stock nicht aufgefallen ist, daß Luther in sei­
ner Schrift »Von den guten Werken«, die Stock
des öfteren anführt, die Auslegung der Zweiten
Tafel der Gebote unter reformatorischer Einsicht
organisiert wie einen klassischen Tugendkatalog.
Hier werden nach der unausgesprochenen Maß­
gabe der »prudentia spiritualis« - selbst schon
ein klassischer Tugendtitel - die Tugendhaltun­
gen des Gehorsams, der Sanftmut, der Keusch­
heit, der Freigiebigkeit, der Redlichkeit und des
leiblichen Strebens und Begehrens in die evan­
gelische Perspektive einer Freiheit zu den Wer­
ken »per fidem« integriert. Warum also nicht in
Aristoteles heiter und in moral theoretischer Hin­
sicht ohne Gefahr philosophieren, wenn für den
»protestantisch« gesonnenen Theologen doch die
Grundlage deutlich ist, auf der dieses geschehen
kann (Luther, Heidelberger Disputation, These
29: Ex philosophis. Conclusio PRima)?

Im Feld der vermißten Anschlußbereitschaft
und Übersetzungsleistung für einen Kanon von
Tugenden entdeckt sich auch ein Problem, wel­
ches sich Stock mit seinem Begriff der Tugend
als ethischer Konkretion des Glaubens einhan­
delt. Stock akzentuiert den affektiven Zusammen­
hang von Glaube und Tugend durchgängig als
Formgebung von »Kreativität«, von ethischer
»Phantasie«, von »Neugierde »von Entwurf« in
der Qualität eines guten Lebens und seiner affek­
tiven »Spontaneität«. Überführt man diesen An­
satz aber einmal auf das klassische Terrain der
Tugendethik und diskutiert dies im Rahmen einer

241



Überlegung über »Klugheit« als Tugend (»pru­
dentia«/»phronesis«), dann zeigen sich sehr rasch
eine Reihe von Alternativstellungen. Wäre Klug­
heit nun der rettende Einfall abseits verbindlicher
Pflichten (kreativitätsethisch), die geschickliehe
Beweglichkeit von Regeln unter kontingenten
Umständen (anwendungsethisch), die Sensibilität
für Forderungsgehalte einer in sich relativen,
kontingenten Situation (risikoethisch) oder die
Stilform einer dauerhaften Haltung, die sich auch
in den Anfechtungen kontingenter Situationen
bewahren kann (präseveranzethisch). Diese Di­
mensionen müsssen sich gegenseitig nicht aus­
schließen, ein Konflikt ist aber programmiert,
wenn man wie Stock die stetige Kontinuität im
Guten mit der Kreativität zum Guten im Tugend­
begriff konfudiert. Kann Spontaneität für die Per­
son auf Dauer gestellt werden, ohne daß die Per­
son Schaden nimmt? An dieser Stelle bietet sich
einer von mehreren Übergängen von einer per­
sonalen Sicht auf institutionentheoretische Ge­
sichtspunkte an. Institutionen können im Blick
auf das Verhältnis und die Balancierung von In­
novation (Kreativität) und Stetigkeit (Kontinuität)
etwas zum Guten lenken, was ohne solche Ent­
lastungseffekte sonst nur auf der Person und ihrer
Tugend lasten würde. Reflexionen zum Verhält­
nis von Person und Institution und zu moraltheo­
retisch relevanten Übergängen in diesem Verhält­
nis beziehungsweise den damit verbundenen Mo­
difikationen einer rein personal orientierten Tu­
gendethik bietet Stock aber so gut wie kaum und
höchstens in ekklesiologischer Hinsicht an. Gibt
es auch etwas, was lohn Rawls uneigentlich die
»Tugend von Institutionen« genannt hat? Wie
wäre dann das Verhältnis einer eher evaluativen
Ethik des guten Lebens zu einer eher normativen
Ethik des Gerechten zu bestimmen?

Mit diesen Fragen verbindet sich ein weiterer
Gesichtspunkt. Bei Stock gehen Ästhetik (Theo­
rie der Affektualität und Theorie des Bilder­
lebens) und Ethik (Theorie des Guten) ein inni­
ges Verhältnis ein. Dieser enge Zusammenhang
ist plausibel, wenn man die Ethik aus moralisie­
renden oder abstrakt pflichtentheoretischen Ver­
engungen befreien will. Gleichwohl lassen sich
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nicht alle Dimensionen des Ethischen bruchlos
und stringent aus den Formen des guten Lebens
herleiten, wie sie durch ästhetische Erfahrungen
eingespielt werden. Wie sieht also das Verhältnis
zwischen Ästhetik und Ethik aus, wenn man hin­
sichtlich ihrer Dimensionen, ihrer Umfänglich­
keit, ihrer Praxis und ihren Rationalitätsstandards
auf einer bleibenden Differenz beider beharrt?

Wenn ich Stock richtig verstehe, dann ist der
kreative Ausnahmezustand eines sinnlich-affek­
tualen Bilderlebens zugleich die grundlegende
Bewegungskraft der Tugend auch für ein kon­
tinuierliches Können in sozialen Normalzustän­
den. Wie die Übersetzung eines kreativen Erle­
bens auf Routinen eines teleologisch ausgerichte­
ten Handeins und strukturierte Regelzusammen­
hänge differenzierter Institutionen und ihrer Me­
dien geleistet werden kann, bleibt nach der Lek­
türe des Buches eine offene Frage.

Schließlich sind bereits auf der Ebene von
Leiblichkeit, Sinnlichkeit, Affektualität und
Kreativität immer auch Verzerrungseffekte mit
im Spiel, von denen die Frage ist, wie sie heraus­
gefiltert werden können. Das Mißtrauen der
Pflichtenethik in die Affekte hatte ja auch sein
Wahrheitsrecht, das noch einmal bemüht werden
müßte, wenn die Grundlegung der Tugendlehre
gelingen soll, wie sie Stock den Lesern anbietet.
Sowohl Vernunft als auch Affekte sind nach
Kant auch immer die Quelle des »radikal Bö­
sen«. Der Zauber und die Faszination eines »af­
fektiven Lebens« verliert jedenfalls dann seinen
ambivalenzlosen und gleichsam himmlischen
Glanz, wenn man theologisch berücksichtigt, daß
sich das Gute im irdischen Bild des Gekreuzigten
gerade auf der Ieiblich-affektualen Ebene immer
nur unter seinem Gegenteil verbirgt und aussagen
läßt. Auch das Gute ist absconditer: ethisch und
ästhetisch. »Only by indirections we find directi­
ons out.«

Viele Fragen und gleichwohl: Grundlegungen
verlangen nach Fortsetzung und weiterer Diffe­
renzierung. Die bisherige Lektüre läßt erwar­
tungsvolle Spannung an einer solchen Fortset­
zung aufkommen.

Joachim von Soosten, Bochum
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Einleitung

Das ökumenische»Wort« der Kirchen zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutsch­
land ist ein vielbesprochenes Ereignis mit öffentlicher Resonanz geworden, weil es einen
Weg gefunden hat, der sich schon im Zuge seiner Entstehung in einem Konsultationspro­

zeß von Kanzelpathos und bekannten Verlautbarungsritualen verabschiedet hat. Das Sozi­
alpapier der Kirchen hat sich dabei bewußt, angreifbar und nicht nur innerkirchlich dem

Licht öffentlicher Debatten an dem Ort ausgesetzt, an den es in demokratischen Beratungs­
prozessen gehört: an den Ort der gesellschaftlichen Kontroverse über die Zukunft des Sozi­

alstaates und die Zukunft der Arbeit, inmitten der Bruchlinien zwischen Armut und Reich­

tum, zwischen Ost und West, zwischen Protektionismus und Globalisierung.

Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit. Wort des Rates der Evangelischen Kirche in
Deutschland und der Deutschen Bischofskonferenz zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in
Deutschland. Hg. v. Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland, Herrenhäuser Straße 12,
30419 Hannover, und vom Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz, Kaiserstraße 163,
53113 Bonn.

Im Verlauf der Diskussionen, die das »Wort« ausgelöst hat, hat sich die frühe Befürchtung

eines Bischofs nicht bestätigt, das Sozialpapier der Kirchen werde wohl »von vielen tot­

gelobt«. Keine Rede. Ob im Sozialwort die »Erleuchtung von unten kommt« (Frankfurter

Rundschau), ob im Sozialwort das »Bewährte die Antwort auf die Krise des Bewährten« ist

(Zeit), ob hier gar der »Segen für den Sozialstaat" im Sinne von »Herz-Jesu-Marxisten«

(Süddeutsche Zeitung) erteilt wird, ob nun endlich in den Kirchen mit dem »Wort« eine

neue Freundlichkeit gegenüber »Gesetzen des Wettbewerbs« (Frankfurter Allgemeine Zei­

tung) ausgebrochen ist: all dies wird unterschiedlich bewertet und kontrovers diskutiert.

Das muß auch so sein, denn schließlich beläßt es das Kirchenpapier nicht bei der allgemei­

nen Feststellung von Standpunkten und Forderungen in wohlmeinender Absicht, sondern

unterbreitet in der Debatte über die Reform der sozialen Marktwirtschaft und des Sozial­

staates eine Reihe von konkreten Vorschlägen zur politischen und ökonomischen Umsetz­
barkeit von theologisch-ethisch verantworteten Leitzielen und Werten.

Die Herausgeber der »Zeitschrift für Evangelische Ethik« haben diejenigen Autoren, die

bereits das Konsultationspapier der Kirchen in der ZEE Heft 2/1995 kommentiert haben,

nochmals zu einer Auslegung des nun vorliegenden Abschlußpapiers gebeten. Fast alle

Autoren konnten dieser Bitte folgen. Die Kommentare werden in diesem Heft der »Zeit­

schrift für Evangelische Ethik« vorgelegt.
Die Kernfrage, die fast alle Beiträge durchzieht, lautet, wie die außerordentlich hohe

Wertschätzung des Ordnungsmodells oder Rahmenmodells der Sozialen Marktwirtschaft,
die in dem Kirchenwort ausgesprochen wird, in einen möglichst innovativen und revisions­

flexiblen Zusammenhang mit der Frage nach der notwendigen Reform der sozialen Markt­

wirtschaft und der sozialen Sicherungssysteme zu bringen sei. Kritische Rückfragen und

bedenkenswerte Vorschläge zu alternativen Konkretionswegen lassen sich in den Beiträgen

einsehen.
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Ein zentraler Leitwert ist im Kirchenpapier der Begriff »Gerechtigkeit«. Wie die Ver­
hältnisbestimmung zwischen theologischen und sozialethischen Perspektiven auf den
Begriff der »Gerechtigkeit« zu fassen ist" dies kann in der Heidelberger Antrittsvorlesung
von Wilfried Härle studiert werden, die die Auslegungen zum »Wort der Kirchen« berei­
chert und die Diskussion über Grundlagenfragen der Evangelischen Ethik hier erweitert.

Trutz Rendtorff/loachim von Soosten

Hinweis der Redaktion: Die Fortsetzung der Studie von Hans-Martin Sass aus dem Heft 3 zur Frage
des »Beistands im Sterben oder Hilfe zum Sterben« wird aus umfangtechnischen Gründen erst im
Heft 1/1998 (Januar) zum Abdruck gelangen.
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Zwischen sozialer und freier Marktwirtschaft

Von Reinhard Blum

Es ist in der gegenwärtigen Diskussion nicht hoch genug zu veranschlagen, wenn die Kir­
chen gemeinsam das Wort zur wirtschaftlichen und sozialen Lage ergreifen. Wenn politi­
sche Parteien sich mit dem Zusatz christlich schmücken, dann sind die Kirchen schon
längst aufgerufen, dafür Maßstäbe in die politische Debatte einzubringen. Diese politische
Verantwortung bringt die Kirchen jedoch in ein Dilemma, da sie eigentlich nicht in die
wirtschaftliche und sozialpolitische Diskussion eingreifen, aber dennoch Maßstäbe zur
Meinungsbildung setzen möchten. So gibt es ein deutliches Bekenntnis zur »politischen
Enthaltsamkeit«, aber auch die deutliche Absicht, bereits mit dem in Gang gesetzten Kon­
sultationsprozeß die in der Demokratie vorhandenen Handlungsspielräume der Politik
durch Meinungsbildung in Richtung auf einen Grundkonsens der Gesellschaft zu beeinflus­
sen (S. 22 f., Ziff. 43 und 44).

1. Die Perspektive auf »Solidarität und Gerechtigkeit« führt zu anderen, kritischen
Akzenten in der gegenwärtigen Diskussion zur wirtschaftlichen und sozialen Lage. Die ein­
leitend verordnete Enthaltsamkeit gegenüber politischen Empfehlungen und Stellungnah­
men (Vorwort, S. 5) gerät dabei - Gott sei Dank - ins wanken. Der eilige Leser kann sich
in der »Hinführung« (S. 7 ff.) orientieren. In zehn Thesen werden die Hauptgedanken
zusammengefaßt. Abweichungen von den üblichen Mustern des Denkens in der aktuellen
Diskussion seien kurz erwähnt:

Die geforderte strukturelle und moralische Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft
(These 3, S. 9f., Ziff. 9 - 12) setzt an bei der Sozialen Marktwirtschaft als beständigem
Reformprozeß. Dagegen wird als Merkmal des gegenwärtigen Zustands der Gesellschaft
Besitzstandswahrung und Strukturkonservatismus beklagt - »und zwar auf allen Seiten«.
Auch die Verteidigung von Besitzständen an Subventionen und steuerlichen Vorteilen ver­
hindere Reformen (Ziff. 10, S. 9f.). Für die Soziale Marktwirtschaft wird nicht nur die öko­
logische Orientierung angemahnt (»ökonomisch-soziale Marktwirtschaft« als Grundkon­
sens, S. 57 ff.), sondern aus der Globalisierung als Merkmal einer neuen wirtschaftlichen
und sozialen Situation die Forderung zu »einer sozial, ökologisch und global verpflichteten
Marktwirtschaft« abgeleitet (Ziff. 11, S. 10). Die Erwartung, eine Marktwirtschaft ohne
solche Verpflichtungen, »eine gewissermaßen adjektivlose, reine Marktwirtschaft« könne
den Herausforderungen besser gerecht werden, wird als »Irrglaube« gebrandmarkt
(Ziff. 11, S. 10). Die die öffentlichen Diskussionen beherrschende Globalisierung ereigne
sich nicht »wie eine Naturgewalt, sondern muß im Rahmen der Wirtschafts- und Finanz­
politik gestaltet werden« (Ziff. 33, S. 16).

Mit der weltweiten Sozialen Marktwirtschaft sind die Kirchen einsame Rufer. Die inter­
nationale Verantwortung (S. 93 ff., Ziff. 237 ff.) in den als Ansätzen benannten internatio­
nalen Organisationen (Ziff. 237, S. 93f.) erweisen sich bei näherem Hinsehen als über den
Freihandel nicht hinausgekommen. Das ist weniger als Soziale Marktwirtschaft, sondern
meint nur freien Zugang zu allen Weltmärkten für die Produktion des nationalen Wirt-
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schaftsstandorts »Sozialen Freihandel« gibt es nicht einmal als Begriff in den wirtschafts­
wissenschaftlichen Diskussionen. Die Überführung der sozialistischen Länder in die
marktwirtschaftliche Ordnung begünstigte dagegen die Rufer nach einer »Marktwirtschaft
pur« - in einem Schock und nicht in einem der Sozialen Marktwirtschaft entsprechenden
langsamen Reformprozeß. Die Folge ist dann auch, daß sich für 80% des in den neuen
Bundesländern vorhandenen Produktiv-Vermögens »eine Verschiebung in westdeutsche
Hände« ergab (Ziff. 217, S. 86 f.).

Der Abbau der Massenarbeitslosigkeit wird zur »vorrangigen Gemeinschaftsaufgabe«
erklärt (Ziff. 21, S. 12). Das erinnert an Ludwig Erhards »Gemeinschaftsaufgaben« in den
60er Jahren und sein »Deutsches Gemeinschaftswerk« zur Überwindung der erkennbaren
Disparitäten in der regionalen Entwicklung der Bundesrepublik. Der Hinweis darauf, daß
es jedoch keine Patentrezepte gibt, signalisiert aber leider, daß sich auch das Wort der Kir­
chen scheut, alternative Lösungen aufzuzeigen - analog dem Deutschen Gemeinschafts­
werk Ludwig Erhards. Das wäre notwendig, um die Forderung wahrzumachen, nicht
Arbeitslosigkeit, sondern Arbeit zu finanzieren (Ziff. 14, S. 71).

Die Reform der Sozialen Marktwirtschaft bleibt so stecken in alten Denkmustern der
Kompensation sozialer Fehlentwicklung durch Belastung der Stärkeren zugunsten der
Armen und zu mehr Eigenverantwortung durch Anwendung des Subsidiaritätsprinzips.
Dabei wird aber der Reichtum deutlich auch zum »Thema der politischen Debatte« erklärt
(Ziff. 24, S. 13 sowie S. 81 ff.). Denn Umverteilung sei gegenwärtig häufig »Umverteilung
des Mangels«, weil der Überfluß auf der anderen Seite geschont wird. Ohnehin tendiere die
wirtschaftliche Entwicklung dazu, den Anteil der Kapitaleinkommen gegenüber dem Anteil
der Lohneinkommen zu vergrößern (Ziff. 24, S. 13). In diesem Zusammenhang wird an das
seit langem von den Kirchen vertretene Postulat einer breiteren Vermögensstreuung sowie
an eine Reihe von Investivlohnmodellen erinnert.

2. Da sich die Kirchen in dem Konsultationsprozeß auch ausgiebig der weltlichen
»Fachkompetenz« bedienten und danach streben, sich wirtschaftlichen Zusammenhängen
nicht zu verschließen, werden dann auch die Vorurteile der wirtschaftlichen Fachkom­
petenz und ihre traditionellen Lösungen zum »Wort der Kirchen«. Das am Anfang ste­
hende Bekenntnis zu einer »Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit« gerät dann leicht in
das Gestrüpp der - üblichen - ökonomischen Rechtfertigungen und verliert so an Brisanz.

Das Wort der Kirchen richtet sich gegen den »Irrglauben« der marktwirtschaftliehen
Selbststeuerung. Das marktwirtschaftliche Argumentationsmuster schleicht sich aber
immer wieder ein. Das gilt sowohl für die zum besseren Verständnis detailliert erörterten
Zusammenhänge als auch bei den vorangestellten Thesen. Das Wort der Kirchen wehrt
sich gegen die Abstempelung als »Sozialpapier« (Ziff. 6, S. 8), betont aber die politische
Enthaltsamkeit der Kirchen, weil sie nicht politische Partei sind und sein wollen (S. 7,
Ziff. 4). Dadurch verringert sich der Auftrag und die Kompetenz der Kirchen für die
Wirtschafts- und Sozialpolitik zugunsten von Solidarität und Gerechtigkeit auf das Anlie­
gen, den »Armen, Benachteiligten und Machtlosen, auch den kommenden Generationen
und der stummen Kreatur« Gehör zu verschaffen (These 1, Ziff. 4 S. 8). Was sich in der
biblischen und christlichen Tradition als »reicher Schatz« erwies, soll auch in der Zukunft
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»kulturprägend wirksam gemacht werden« nämlich »eine Kultur des Erbarmens« (S. 10,
Ziff. 13).

Dieses Verständnis geht hinter das zurück, was katholische und protestantische Sozial­
lehre aus den Erfahrungen der Sozialen Frage während der ersten industriellen Revolution
an neuen Ordnungs- und Gestaltungsvorschlägen für Wirtschaft und Gesellschaft entwik­
kelten. Der Ordo-Gedanke der katholischen Soziallehre fand immerhin Eingang in den
Ordo-Liberalismus und wurde über ihn eine Grundlage der späteren Sozialen Marktwirt­
schaft. Das Wort der Kirchen erinnert zwar an Alfred Müller-Armacks Konzept der Sozia­
len Marktwirtschaft als einer »bewußt sozial gesteuerten Marktwirtschaft« (Ziff. 143,
S. 57), müßte bei richtigem Verständnis dieses Bezugs zu der kirchlichen Sozialethik aber
Zweifel haben, ob eine »ökologisch-soziale Marktwirtschaft« dann notwendig wäre. So fin­
det auch das Wort der Kirchen letztlich kein anderes gesellschaftliches Ordnungsprinzip
»für besseren ökonomischen Ressourceneinsatz und die Befriedigung der Konsumenten­
wünsche als einen funktionierenden Wettbewerb«. Unternehmer, die sich mit ihrem Kapi­
taleinsatz und ihrer Entscheidungsfreudigkeit den Risiken des Wettbewerbs aussetzen und
dabei Arbeitsplätze und Güter schaffen, verdienen auch unter ethischen Gesichtspunkten
hohe Anerkennung (Ziff. 142, S. 57). Marktwirtschaft wird damit ganz im Sinne Neuer
politischer Ökonomie von einem wirtschaftlichen Ordnungsprinzip zu einem gesellschaftli­
chen Ordnungsprinzip. Die Wirtschaftsordnung bestimmt die Gesellschaftsordnung als
freiheitliche demokratische Ordnung. Die wirtschaftswissenschaftlichen Denkmuster
eroberten inzwischen alle Bereiche der Gesellschaft. Es gibt eine »ökonomische Theorie«
der Politik, der Demokratie, des Rechts, der sozialen Gerechtigkeit und auch der Ethik.

Auch bei den Zielen und Wegen im Kapitel 5, S. 68 ff. bleibt der Rechtfertigungszwang
der Sozialen Marktwirtschaft gegenüber der »freien Marktwirtschaft« bestehen. Die Sen­
kung der Arbeitslosigkeit soll die Überlegenheit der Sozialen Marktwirtschaft demonstrie­
ren (Ziff. 167, S. 68). Aber neue Arbeitsplätze sollen »vor allem wettbewerbsfähige
Arbeitsplätze« sein (Ziff. 169, S. 69), über die wiederum der (Arbeits-)Markt entscheidet.
So bleiben auch im Wort der Kirchen Arbeitskosten, soziale Sicherung und weniger Staat
Bestandteile des »Worts der Kirchen«. Die mittelständischen Unternehmen (Ziff. 171,
S. 70) werden zu Hoffnungsträgern für neue Arbeitsplätze. Es wird aber nicht darüber
nachgedacht, wie mittelständische Unternehmen sich im globalen Wettbewerb behaupten
sollen, wenn sie mit einem Anteil von 50% an der Wertschöpfung der Volkswirtschaft nur
etwa einen Anteil von 30% an den Investitionen haben, dafür jedoch 66% der Beschäftig­
ten in Arbeit und Brot setzen mit den Erwartungen an Einkommen und sozialer Sicherheit.
Etwas verschämt fordert das Wort der Kirchen auch öffentlich geförderte Arbeit.

Das System der sozialen Sicherung gilt zwar als erhaltenswert, aber die »Finanzkrise«
wird entsprechend den aktuellen politischen Diskussionen übernommen, obgleich die her­
ausgestellte Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft mit Wirtschaftswachstum und weiteren
großen Erfolgen im Export die Frage aufwerfen könnte, ob es nicht die Finanzmittel sind,
an denen es mangelt, sondern die Krise bei weiterem Steigen des Volkseinkommens eine
Krise der Verteilung ist, weil eben - wie richtig diagnostiziert - immer weniger Be­
schäftigte die wachsenden Kosten der Arbeitslosigkeit und der sozialen Sicherung alleine
tragen, ohne an der Bildung von Vermögen in gleichem Umfang beteiligt zu sein. Fast zwei
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Drittel der Steuern in der in der Gesellschaft werden nach dem Arbeitseinkommen berech­
net. Das aber soll - gemäß dem traditionellen marktwirtschaftliehen Denkmuster - zurück­
genommen werden, um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und weiteres wirtschaftliches
Wachstum zu erzielen. Da läge die Frage nahe, ob angesichts der Restriktionen beim
Arbeitseinkommen die Lasten des Staates für Infrastruktur und soziale Sicherheit nicht aus
Besteuerung der gesamten Wertschöpfung, statt nur der Arbeit zu sichern seien. Die volks­
wirtschaftlichen Lehrbücher enthalten neben marktwirtschaftliehen Modellen und ihren als
segensreich unterstellten Wirkungen für das Gemeinwohl auch die Lehre von den drei »Pro­
duktionsfaktoren« in einer Volkswirtschaft: Arbeit, Kapital und Boden. Die beiden letzten
werden - auch nach dem Wort der Kirchen - an den Erträgen der Volkswirtschaft reichlich
beteiligt, aber bei den volkswirtschaftlichen und sozialen Kosten offenbar geschont. Denn
die Investitionslust könnte leiden, die über weitere Arbeitsplätze entscheidet. Aber neue
Investitionen bedeuten auch weitere Effizienzsteigerung und Abkopplung des wirtschaftli­
chen Wachstums von der Beschäftigung. In »menschenleeren Fabriken« wird immer mehr
produziert. Der reichlich entstandene »private Reichtum« dank dem marktwirtschaftliehen
Denkmuster führt zur individuellen Nutzung gesellschaftlicher, staatlicher Infrastruktur
sowie der natürlichen Ressourcen und weniger gesellschaftlicher, demokratischer Kontrolle
- dank marktwirtschaftlicher Rechtfertigung eines »schlanken Staats« und seine Abstempe­
lung als Bürokratie und »Steuerstaat«. Die steigende Arbeitslosigkeit dient der Unterstel­
lung, daß auch die Arbeitnehmer entlastet werden und mehr Arbeit erhalten, wenn der Staat
schlanker wird. Leere Staatskassen suggerieren weniger Leistung der Volkswirtschaft, nicht
weniger Verantwortung für solidarische und gerechte Verteilung.

3. Die - positive - Seite der Arbeitslosigkeit als Ausdruck größerer Effizienz der Volks­
wirtschaft müßte dagegen doch auch neue Perspektiven für die Qualität der sozialen Sicherung
in bezug auf das vorhandene und wachsende Leistungsvermögen der Volkswirtschaft (S. 8,
These 2) ermöglichen. Der biblischen Weisheit ist ja die Vorstellung vom Paradies nicht
fremd. Dagegen ändert das Wort der Kirchen trotz vorsichtiger Überlegung zugunsten einer
Arbeitszeitverkürzung wenig daran, daß der technische Fortschritt als »Jobkiller« verteufelt
wird, statt ihn als »Schlüssel zum Paradies« zu loben. Die Erhaltung des Sonntags als Bestand­
teil der »Sozialkultur« (Ziff. 223, S. 88f.) ist eine schwache Position, vor allem wenn sie nur
eingebettet ist in eine »Kultur des Erbarmens«. Wenn dann noch in Rechnung zu stellen ist,
daß die Marktwirtschaft selbst bereits wegen ihrer dynamischen Effekte ethisch zu rechtferti­
gen sei und die Schaffung der Rahmenbedingungen für eine »ökologisch-soziale Marktwirt­
schaft« vor allem den Tarifparteien als Aufgabe zufalle (Ziff. 15, S. 11), dann besteht in diesen
- alten - Denkrnustern wenig Hoffnung »für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit«.

4. Woher sollen dann die Gewerkschaften in der globalen Welt den Organisationsgrad
erhalten, der dem der Arbeitgeber gewachsen ist? Die Sicht auf Arbeitskosten statt auf die
Menschen und ihrer weiterhin steigenden wirtschaftlichen Leistung, den »Wirtschaftsstandort
Deutschland« statt dem Gemeinwohl der Welt begünstigt gerade wegen der Globalisierung
einen internationalen Wettbewerb um niedrigere Löhne, geringere soziale Sicherung und klei­
nere Umweltverantwortung. Das geschieht zudem mit paradoxer ethischer Verantwortung:
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Die Arbeitnehmer sollen mehr arbeiten zu geringerem Lohn und kleinerer sozialer Sicherung,
um die Kapitaleigner mit größeren Gewinnen, kleineren Steuern und besseren Rahmenbedin­
gungen zu locken, Arbeitsplätze zu schaffen. Diese entstehen aber immer weniger, weil der
mit Investitionen verbundene technische Fortschritt ein »Jobkiller« ist. Trotz privaten Kapi­
tals »fast ohne Grenzen« ( so die Bayerische Staatszeitung vom 5. 3. 1993, S. 6, »CSU: Unis
und Straßen mit Privatgeld bauen«) wird weiterhin im marktwirtschaftliehen Denkmuster
Kapitalmangel unterstellt, eventuell eingeschränkt auf Risikokapital. Dies soll zusätzlich mit
staatlichen Anreizen zu Investitionen für Arbeitsplätze hervorgelockt werden. Die gelobten
»dynamischen Unternehmer« scheinen auch nicht mehr das zu sein, was der Erfinder Josef
Schumpeter unterstellte. Risikokapital sind auch die stetig wachsenden Staatsschulden. Das
»fast ohne Grenzen vorhandene Kapital« findet da sichere und ertragreiche Anlage. Der dafür
als Rechtfertigung beschworene »Generationenvertrag« zwingt die nächsten Generationen,
dieses »Risikokapital« mit Steuern und Abgaben zu verzinsen und zurückzuzahlen. Wer
schützt die nächsten Generationen vor solchen Weichenstellungen?

In diesem Teufelskreis liegt das zentrale Problem des kritisierten marktwirtschaftliehen Irr­
glaubens. Wenn das Wort der Kirchen diesen Irrglauben anprangert, werden die Kirchen von
den einen den Vorwurf des Mangels an Einsicht in wirtschaftliche Zusammenhänge erhalten,
von den anderen aber verdächtigt werden, dem Irrglauben noch viel zu sehr verfallen zu sein.
Da ist es tröstlich, daß das vorliegende »Wort der Kirchen« noch nicht das letzte Wort sein
soll. Der evangelische Landesbischof von Loewenich wies schon den Weg (Pressemeldung
vom 22.4. 1997): »Beten wir darum, daß Gott vielen Menschen die Augen öffnet und das
Gewissen dafür schärft, daß eine humane Gesellschaft mehr sein muß als ein riesiger Markt. ~~

Die freiheitlich-demokratische Ordnung mit dem nach ihren Regeln gewachsenen Wohl­
fahrtsstaat ist zum ersten Mal in der Menschheitsgeschichte eine Garantie für die Zukunft von
Solidarität und Gerechtigkeit. Es ist der Verantwortung der Kirchen angemessen, den demo­
kratischen Entscheidungsprozeß als wichtigen Teil davon zu unterstützen und mitzugestalten.

Prof. Dr. Reinhard Blum, Universität Augsburg, Universitätsstraße 2, 86159 Augsburg

Versorgung, Verteilung und Vertrauen

Von Reinhard Göhner

1. Wechselwirkung von Wirtschafts- und Sozialpolitik

Das Gemeinsame Wort der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Deutschen
Bischofskonferenz zur wirtschaftlichen und sozialen Lage ist von allen Seiten begrüßt wor­
den. In der Tat ist die endgültige Fassung eine Verbesserung des ursprünglichen Textes,
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denn sie hebt die Wechselwirkung von wirtschaftlichen Bedingungen und sozialen Auf­
gaben als ein Leitprinzip hervor.

Die Kirchen wollen nicht nur ein »Sozialpapier« vorlegen, es geht ihnen um die wirt­
schaftliche und die soziale Lage, wie sie betonen. Denn: »Die Qualität und finanzielle Sta­
bilität der sozialen Sicherung und das Leistungsvermögen der Volkswirtschaft bedingen
einander. Verteilt werden kann nur das, was in einem bestimmten Zeitraum an Gütern und
Dienstleistungen erbracht worden ist« (Ziffer 6). Nicht nur die Verbindung von wirtschaft­
licher Prosperität mit sozialem Ausgleich macht die Soziale Marktwirtschaft aus, sondern
umgekehrt auch die Koppelung sozialer Belange an das Leistungsvermögen der Wirtschaft.
Daß damit nicht nur der Sozialstaat einen »moralischen Wert« hat (Z. 133), sondern auch

die wirtschaftliche Leistung, die erst Mitverantwortung und Solidarität ermöglicht, hätte
hinzugefügt werden können.

Der hergebrachte Sozialstaat ist in der Krise: es gilt Abschied zu nehmen vom Wunsch
nach dem paternalistischen Wohlfahrtsstaat, der seinen Bürgern die Daseinsvorsorge
abnimmt und sie - als Vater - zu Kindern degradiert, formulieren die Kirchen treffend
(2. 121). Eigenverantwortung und Eigeninitiative, Ideen und »soziale Phantasie«, eine

Erneuerung unserer Sozialkultur sind demgegenüber neu zu fördern. Das Stichwort »Sub­
sidiaritätsprinzip« - klassisches Gedankengut der christlichen Sozialethik - wird von den
Kirchen wieder aufgegriffen und als ein ganz aktueller Beitrag zur Reform des Sozialstaats
in die Diskussion gebracht. In der Tat muß Subsidiarität mehr als bisher der Schlüssel­

begriff für eine ursachengerechte Reform des überlasteten Sozialstaats in Deutschland wer­
den.

Die Tugenden, die die Soziale Marktwirtschaft für die Entfaltung ihrer ökonomischen
Dynamik voraussetzt, nämlich Selbständigkeit und Eigeninitiative, Kreativität und Verant­

wortungsbereitschaft dürfen nicht dadurch gelähmt werden, daß sie gleichzeitig im Bereich
des Sozialstaats außer Kraft gesetzt, ja daß sogar die gegenteiligen Verhaltensweisen geför­
dert werden. Auch diese Wechselwirkungen zwischen ökonomischem und sozialstaatli­

chem System müssen stärker als bisher beachtet werden. Ist eine Gesellschaft an den pater­
nalistisch für alles sorgenden Staat gewöhnt, kann sie schwerlich zugleich der unternehme­

rischen Eigeninitiative, einer dynamischen Wettbewerbswirtschaft und risikobereiter Inno­
vationskraft den richtigen Nährboden bereiten.

Wirtschaft, Wachstum und Wohlstand kommen im Kirchenpapier in erster Linie als
»Mittel zum Zweck« in den Blick. Weil erst erwirtschaftet werden muß, was verteilt wer­

den soll, und weil nur eine prosperierende Wirtschaft Arbeitsplätze bieten kann, ist das
Verständnis für ökonomische Notwendigkeiten gewachsen. Diese Zusammenhänge sind
richtig - aber dies ist noch nicht alles. Die Ökonomie muß sich nicht erst durch ihre
»Umwegrentabilität« moralisch rechtfertigen. Sie ist selbst wertvoll: als Feld der freien
Entfaltung der Persönlichkeit. Die Freiheit des Menschen - unmittelbarster Ausdruck sei­
ner gottgegebenen Würde - braucht Bewährungsfelder, auf denen sie sich verwirklichen

kann, und die Wirtschaft ist ein solcher Bereich.
Dem »Sozialen« an der Sozialen Marktwirtschaft geht es letztlich ebenfalls um die

Sicherung der materiellen Rahmenbedingungen der Freiheit für möglichst jeden. Das ist ihr
Ziel, dem dienen Solidarität und Gerechtigkeit. »Wohlstand für alle« ist eine sozialethische
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und -politische Forderung Ludwig Erhards gewesen und ist auch heute noch die Leitidee
der Sozialen Marktwirtschaft. Wirtschaftliche Eigenständigkeit sichert Freiheit und Men­
schenwürde, nicht jedoch die entmündigende Rundumversorgung durch den Staat. Staatli­
che Hilfe und Solidarität der Gemeinschaft sind da gefragt, wo dennoch Unterstützung und

Sorge nötig sind.
Um so erfreulicher ist die hohe ethische Anerkennung, die dem Unternehmer im Kir­

chenwort ausgesprochen wird, der mit seiner Einsatz- und Risikobereitschaft den Wett­
bewerb am Markt aufnimmt und mit seinem Kapital- wie auch seiner Arbeit! - Güter und
Dienstleistungen bereithält und Arbeitsplätze schafft (2. 142). Der unternehmerischen
Initiative wird eine entscheidende Bedeutung für die wirtschaftliche Prosperität zuerkannt.
Mehr Selbständigkeit, mehr Initiative und persönliche Einsatzfreude sind wichtig, damit es
in Deutschland mehr Arbeitgeber gibt, die Arbeitnehmer einstellen können (Z. 149, 171).

2. Christliche Sozialpolitik?

Die Kirchen bewerten die Soziale Marktwirtschaft als Ordnungsmodell außerordentlich
hoch, wenn sie die Affinität zwischen dem christlichen Verständnis vom Menschen und
dem anthropologisch-ethischen Kern der Sozialen Marktwirtschaft hervorheben. Es ist
letztlich das christliche Menschenbild, das unserer Wirtschafts- und Sozialordnung zugrun­
deliegt, die den Menschen als freies und selbstverantwortliches wie als soziales und solida­
risches Wesen sieht. Völlig zu Recht sehen die Kirchen in ihrer besonderen Verpflichtung
auf diese Wertorientierung unserer Wirtschafts- und Sozialordnung ihren spezifischen ­
und auch unersetzbaren - Beitrag zum Gemeinwohl (Z. 92).

In dieser »Wertorientierung« als dem von allen geteiltem Fundament soll nach Meinung
der Kirchen Konsens bestehen. Welche einzelnen wirtschafts- und sozialpolitischen Maß­
nahmen innerhalb dieser Rahmenordnung nun »christlich« sind, wäre dagegen eine irrefüh­
rende Fragestellung. Das einzig wahre christliche Politikprogramm gibt es nicht: Es gibt
nur Politik, wie sie Christen in Verantwortung vor ihrem Gewissen für richtig halten. Aber
auch diese kann je nach Position sehr unterschiedlich ausfallen. Weder die Bibel noch die
Geschichte des Christentums geben konkrete Hinweise auf die Festlegung des Steuerein­
gangssatzes oder die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Auch die gemeinsamen
Leitziele und Werte - wie Gerechtigkeit, Solidarität und Freiheit - lassen sich nicht bruch­
los in eindeutige Gesetze oder klare Handlungsanweisungen übertragen.

Die eigene Anstrengung bei der Gestaltung der Verhältnisse und damit die Verantwor­
tung für die Richtigkeit seiner Entscheidungen kann dem Menschen nicht abgenommen
werden - und gerade dadurch zeichnet sich er sich nach christlichem Verständnis aus. Der
politische Streit um die beste Lösung - auch unter Christen - ist und bleibt notwendig.
Deshalb müssen die Sachlichkeit der Analyse, die Überprüfung der relevanten Gesichts­
punkte und die größtmögliche Treffsicherheit von Maßnahmen die leitenden Kriterien der
Auseinandersetzung im Einzelfall sein.

Bischof Engelhardt und Bischof Lehmann heben diesen Unterschied zwischen den all­
gemeinen, verbindlichen Grundsätzen einerseits und den konkreten Vorschlägen anderer-
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seits selbst hervor, die sie ausdrücklich nur als Vorschläge verstanden wissen wollen. Wer
diese konkreten Maßnahmen für sachlich falsch hält, ist damit also nicht unchristlich. Diese
Grundregel sollten Christen in der öffentlichen Diskussion stärker beherzigen. Die Rück­
bindung der einzelnen Entscheidungen an die leitenden Prinzipien und Ziele muß aller­
dings immer wieder deutlich gemacht werden: »Es genügt nicht, lediglich berechtigte For­
derungen zu erheben. Vielmehr muß erkennbar werden, daß die Verwirklichung dieser For­
derungen im wohlverstandenen Interesse auch derjenigen ist, welchen damit Opfer oder
Verzichte abverlangt werden«, mahnen die Kirchen an (Z. 166).

3. Priorität für neue Arbeitsplätze

In der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sehen die Kirchen zu Recht das dringlichste Pro­
blem unserer Zeit. Sie betonen zutreffend, daß es nicht das eine »Patentrezept« gibt, das
mit einem Schlag alle Probleme löst. Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
sind vielfältige und einzelne Schritte, die jeweils für sich genommen nicht hinreichende,
aber notwendige Beiträge sind. Hinzu kommt der »Umweg-scharakter der meisten wirt­
schafts- und sozialpolitischen Maßnahmen in einem freiheitlichen System. Nicht die eine
bahnbrechende Lösung, nicht direkte Eingriffe der Politik schaffen Arbeitsplätze - viel­
mehr setzen Rahmenbedingungen Anreize, die wiederum bestimmte Entwicklungen her­
vorrufen sollen. Wettbewerbsfähige und damit zukunftsfähige Arbeitsplätze entstehen nur
in einer wettbewerbsfähigen, dynamischen und effizienten Wirtschaft. Zu Recht nennen
deshalb die Kirchen die Verbesserung der Rahmenbedingungen der Wirtschaft als priori­
täre Aufgabe von Wirtschafts-, Sozial- und Steuerpolitik (Zn. 21, 170).

Für ein Kirchenpapier werden sehr beachtliche Positionen und Forderungen zur Verbes­
serung der Wettbewerbsfähigkeit erhoben: Zum Beispiel die Senkung der Arbeitskosten,
die Reform und Senkung der Steuern und Abgaben, die Öffnung der Tarifverträge für
betriebliche Vereinbarungen, die verstärkte Flexibilisierung der Arbeitszeiten.

Wie problematisch - und fast zwangsläufig unvollständig - die Auseinandersetzung mit
solchen ökonomischen Fragen im Rahmen eines Kirchenpapiers ist, offenbaren besonders
die Aussagen zum »Teilen« der Arbeit (Zn. 21 , 172). Damit sind nicht nur Teilzeitarbeits­
plätze gemeint, deren Anteil in Deutschland in der Tat langsamer wächst als in vielen ande­
ren Ländern, sondern offensichtlich auch pauschale Arbeitszeitverkürzungen. Dahinter
steht die Denkfigur, das vorhandene Arbeitsvolumen sei im wesentlichen nicht erweiterbar
und Arbeit deshalb ein Verteilungsproblem. Darin zeigt sich ein gravierendes ökonomi­
sches Mißverständnis. Wieviel Arbeit sich in einem Markt organisieren läßt, ist wesentlich
von den Kosten der Arbeit auf der einen Seite und den erzielbaren Preisen für Produkte und
Dienstleistungen auf der anderen Seite bestimmt. Wenn bestimmte Produkte und Dienstlei­
stungen auf den internationalisierten Märkten nicht mehr abgesetzt werden können, ver­
schwindet die Arbeit. In den westlichen Industriegesellschaften gibt es sehr viel nicht-orga­
nisierte, nicht »unternommene« Arbeit, weil sie in den »billigen« Wachstumsmarkt der
Schwarzarbeit verdrängt wird. Erhebliche Bereiche persönlicher Dienstleistungen bleiben
unbesetzt.
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Sachlichkeit ist auch bei diesen Fragen die ethisch geforderte Vorgehensweise, nicht das
Festhalten an ökonomisch falschen Scheinlösungen, die auf den ersten Blick den vermeint­
lich sozialeren Anschein haben. Pauschale Arbeitszeitverkürzungen wirken kontraproduk­
tiv. Sie verteuern in vielen Betrieben die Arbeit und behindern deren Flexibilität. Wir brau­
chen nicht eine pauschale Verkürzung, sondern ein höheres Maß an Flexibilität der
Arbeitszeiten. Natürlich kann es in einzelnen Betrieben sinnvoll sein, zum Beispiel auf­
grund von Arbeitsmangel die Arbeitszeit zu verkürzen. Auf der Basis von Jahresarbeitszei­
ten und langen Ausgleichszeiträumen ist dies bereits heute in einigen Branchen und vielen
Betrieben gängige Praxis. Vom Grundsatz her ist aber nicht das Dividieren, sondern das
Multiplizieren von Arbeit gefordert. Eine wettbewerbsfähige Wirtschaft wird Arbeit bieten,
aber es wird neue Arbeit in neuen Feldern, neuen Technologien und vor allem in den
Dienstleistungsbereichen sein; es wird mehr selbständige Arbeit sein, und es wird mehr
Arbeit mit weniger Kosten sein, als bislang auf ihr lasten.

Keine erkennbare Rolle spielt im Kirchenwort die traditionelle Lehre vom gerechten
Lohn. Daß der Lohn die Lebensbedürfnisse des Arbeitnehmers und seiner Familie abdeckt,
ist zwar der Regelfall und wird es auch bleiben. Als ungünstig hat sich aber die Entwick­
lung der letzten Jahre erwiesen, gerade in den niedrigeren Lohngruppen zu »sockeln« und
damit die Arbeit gering Qualifizierter zu verteuern, die nun einen erheblichen Teil der
Arbeitslosen stellen. Es ist sehr bemerkenswert, daß die Kirchen deshalb Niedriglöhne
durch den Arbeitgeber für akzeptabel halten, wenn diese durch ein Sozialeinkommen »auf­
gestockt« werden (Z. 174). Damit ist eine bessere Verzahnung von Arbeits- und Sozialein­
kommen angesprochen. Die Ergänzung von niedrigen Arbeitseinkommen durch Sozial­
transfers ist in einem begrenzten Maße bereits heute möglich. Die Anrechnungsbestimmun­
gen, zum Beispiel bei der Sozialhilfe, sind aber so ausgestaltet, daß nur ein geringer Anreiz
zur Arbeitsaufnahme besteht. Sicherlich ist diese Regelung keine generelle Lösung, aber
ein wichtiges Element bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit.

Nicht die großen, sondern die vielen kleinen und mittleren Unternehmen sind es oft, die
- ohne öffentlichen Paukenschlag - Arbeitsplätze schaffen. Wer sich selbständig macht,
kann, so lautet die Faustregel, schon im Laufe des ersten, erfolgreichen Jahres zwei Mit­
arbeiter einstellen. Sich selbständig zu machen muß deshalb aber auch reizvoll sein - dazu
gehört zum einen der Wunsch, der eigene Chef zu werden, zum anderen aber auch die Aus-

I sieht, langfristig mehr Geld zu verdienen als in einer vergleichbaren abhängigen Stellung.
Deshalb darf diese Verdienstaussicht nicht durch neue Neid-Diskussionen gleich wieder in
Frage gestellt werden, wie sie in der Forderung nach deutlich höheren Abgaben für Ein­
kommen und Vermögen auch im Kirchenpapier durchklingen (Zn. 23 f., 220).

Die Sozialpflichtigkeit des Eigentums versteht die christliche Sozialethik als Pflicht zum
Reinvestieren von Gewinnen in Arbeitsplätze. Voraussetzung muß aber sein, daß dies den
Unternehmen auch wirtschaftlich möglich ist. Ohne eine weitergehende, umfassende Flexi­
bilisierung von Einkommens- und Arbeitszeitgestaltung bleibt vielen Betrieben nur die
andere Alternative: die Belegschaft abzubauen. Erwerbslosen kann nur geholfen werden,
wenn andere auf Besitzstände verzichten und die Barrieren zwischen Arbeitsplätzen und
Arbeitsuchenden abgebaut werden.

260



4. Umbau des Sozialstaats

Die Option für die Armen, Schwachen und Benachteiligten ist für die Kirchen der primäre
Ausdruck christlicher Nächstenliebe. Das ist richtig - offen ist damit aber die Frage, auf
welche Weise dieser Option am besten entsprochen wird. Dabei muß beachtet werden:
Nicht jeder sogenannte »soziale Besitzstand« ist wirklich sozial.

Trotz des gewachsenen, breiten gesellschaftlichen Wohlstands ist auch der Sozialstaat
gewachsen: Aus der Absicherung für den Notfall ist die Rundumversorgung für den Nor­
malfall geworden. Gleichzeitig - und da haben die Kirchen völlig recht - kommen seine
Leistungen den wirklich Bedürftigen oft gar nicht zugute (Z. 134). Die Anonymität der kol­
lektiven Versorgungssysteme, der Mangel an Transparenz auch im Hinblick auf die indivi­
duelle Verantwortung lädt zu ihrer Ausbeutung ein. Eine »ursachengerechte Reform« ist
notwendig; sie muß den »einzelnen an Verhaltensweisen zu Lasten der Versicherten­
gemeinschaft« hindern, »Anspruchsberechtigung und Leistungsverpflichtung spürbarer
aneinander koppeln« und auch Einschnitte und Kürzungen bei sozialen Leistungen ein­
schließen (Z. 15). Die Kirchen stellen klar, daß solche Änderungen nötig sind, gerade um
die finanzielle Stabilität des Sozialstaats zu sichern, und daß deshalb keinesfalls das »Ende
des Sozialstaats« ausgerufen werden muß, auch wenn nicht »alle Errungenschaften der
Vergangenheit in ungeschmälerter Höhe festgehalten werden können« (Z. 18).

Wird mit dem »Abschied vom Wohlfahrtsstaat« aber Ernst gemacht? Zwar ist von Ein­
schnitten bei sozialen Leistungen die Rede, aber zugleich wird die große Wirtschaftskraft
Deutschlands betont - kann sich dieses reiche Land nicht doch einen üppigen Sozialstaat
leisten? Der Umbau des Sozialstaats und die Stärkung des Subsidiaritätsprinzips werden
gefordert - insbesondere in der Rentenversicherung (Z. 186) -, aber Eingriffe in die Sozial­
hilfe, in das Gesundheitswesen und in den »zweiten Arbeitsmarkt« abgelehnt und die
»Sockelung« von Arbeitslosengeld und Rente gefordert. Dem »sozialen Pfeiler« der Sozia­
len Marktwirtschaft gilt die Sorge, nicht dem wirtschaftlichen Pfeiler (Z. 9).

Wirtschaftlichkeit und Effizienz in den sozialen Sicherungssystemen zu erhöhen ist kein
Anliegen des Kirchenpapiers. Dabei bedeutet mehr Wirtschaftlichkeit ja kein unlauteres
Vordringen von ökonomischen Kategorien in das eigentlich soziale Feld. Mit knappen Mit­
teln sorgfältig umzugehen, die finanzielle Stabilität der Sozialkassen zu sichern und soziale
Leistungen so auf die wirklich Bedürftigen konzentrieren zu können, sind nicht nur Forde­
rungen der Ökonomie, sondern auch des sozialen Verhaltens und der christlichen Verant­
wortungsethik.

5. Gleichheit oder Ungleichheit?

Daß der gestiegene Wohlstand in Deutschland vor allem der breiten Bevölkerungsmehr­
heit zugute kommt und nicht den »happy few«, wird im Kirchenwort weitgehend igno­
riert. Das Stichwort »Privatvermögen« ist ein Reizwort, denn damit verbindet sich offen­
sichtlich die Vorstellung, es werde zum »privaten«, egoistischen Vergnügen Geld ver­
praßt oder aus Gier gehamstert. Dagobert Duck mag sein Gold im Panzerschrank horten,
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um darin von Zeit zu Zeit zu baden; aber nicht dies ist die Regel, sondern die Rückkehr
in den wirtschaftlichen Kreislauf. Geld darf sich gar nicht »privat« ausruhen, sondern
muß »arbeiten«, es wird zum Teil der wirtschaftlichen Kapitalbildung, der individuellen

Daseinsvorsorge.
Das Eigentum ist nicht nur sozialpflichtig, sondern muß auch Eigentum bleiben.

Ungleichheit ist in unserer Gesellschafts- und Sozialordnung erlaubt, ja legitimiert durch
die Höherbewertung der individuellen Freiheit als der faktischen Gleichheit. Die Steuer­
transfers, die die Kirchen fordern und die in Deutschland ja bereits erheblich sind, sichern
zugleich die Ummünzung des privaten Nutzens in allgemeine Vorteile und die Gewährlei­
stung des Existenzminimums für alle.

Schwierig ist die Frage nach den Grenzen: Welcher Höchststeuersatz fördert noch die
Leistungsbereitschaft, trägt aber gleichzeitig genügend zum Steueraufkommen bei? Diese
konkreten Fragen müssen aber wiederum sachlich beantwortet werden. Wenn sich zeigt,
daß niedrigere Steuersätze der Gemeinschaft, der Wirtschaft und Beschäftigung zugute
kommen, darf dies nicht ungeprüft als krasse Ungerechtigkeit zugunsten der Reichen diffa­
miert werden.

Die Änderung der »ungerechten« Vermögensverteilung halten die Kirchen vor allem
durch die verstärkte Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen für geboten
(Z. 218). Die Politik hat allerdings die Förderbedingungen der Beteiligung am Produktiv­
vermögen keineswegs verbessert, sondern verschlechtert. Die Verantwortung liegt deshalb
zunächst beim Gesetzgeber und dann bei den Tarifpartnern - und nicht umgekehrt, wie das
Kirchenpapier suggeriert.

Dominiert im Kirchenwort der Schutz- und Versorgungsgedanke oder das Vertrauen in
den Menschen? Daß der Mensch zur Gestaltung der Welt berufen und befähigt ist, ist der
Kern des christlichen Menschenbildes. Ein realistischer Optimismus, im Gottvertrauen
gegründet, ist zugleich das Grundelement der Sozialen Marktwirtschaft. Von diesem Geist
hätte das Kirchenwort stärker durchweht sein können.

Dr. Reinhard Göhner MdB, Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände,
Gustav-Heinemann-Ufer 72, 50968 Köln
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Sozioökonomischer Supermarkt und kirchliche
Angebote

Von Martin Honecker

1. Erwartungen und Ergebnis

Die ersten Reaktionen auf das Gemeinsame Wort des Rates der EKD und der Deutschen
Bischofskonferenz zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deut-schland »Für eine
Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit« waren durchweg positiv und zustimmend 1. Das
Wort wurde gelobt - was sicher nicht falsch ist. Parteien und Interessenverbände stimmten
zu. Dabei war die Absicht der Vereinnahmung des Sozialwortes für die eigene Position
immer wieder nicht zu verkennen. Bei 258 Ziffern kann auch jedermann Zustimmungsfähi­
ges entdecken und sich heraussuchen, was ihm zupaß kommt. Die Befürchtung wurde
sogar inzwischen laut, das Wort werde »totgelobt«. Das Wort greift nämlich mit Recht und
vielfach zutreffend viele wirtschaftlichen und sozialenThemen und Probleme auf. Dabei ist
unbestreitbar: »Deutschland steht im Problemstau.« 2 Gleichzeitig ist ebenso nicht zu ver­
kennen, daß bislang Reformen immer wieder am Widerstand diffuser Solidargemeinschaf­
ten von Besitzstandsverteidigern scheitern. Das Wort ist also in dieser Hinsicht eine Äuße­
rung zur rechten Zeit. Der Konsultationsprozeß hat mit ihm einen vorläufigen Abschluß
gefunden. Verglichen mit dem »Impulspapier« von 1994 sind in der Tat eine ganze Reihe
positiver Veränderungen festzustellen. Situationsanalyse und Problemlösungsansätze sind
differenzierter, offener für ökonomische Fragen geworden. Die wirtschaftliche Rolle der
Kirchen wird eigens thematisiert und reflektiert. Grundlegende theologische und ethische
Überlegungen sind hinzugekommen. Begrifflichkeit und Argumentation sind ebenfalls
konsistenter geworden. Das Wort nennt fünf Aspekte, bei denen die Kirchen selbst im
Konsultationsprozeß gelernt haben: »Erstens: Der Konsultationsprozeß hat die inhaltliche
Vorbereitung des Wortes zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in hohem Maße berei­
chert« (42). Neben neuen Einsichten und Anregungen werden in diesem Zusammenhang
ausdrücklich genannt die Einführung eines eigenen Abschnittes, der sich den Herausforde­
rungen für die Kirchen selbst widmet und die Rolle der Frauen. »Zweitens: Der Konsultati­
onsprozeß kann den politischen Handlungsspielraum erweitern« (43). Die Kirchen wollen
mit dem Sozialwort zwar nicht selbst Politik machen; sie wollen durch Bewußtseinsbildung
und soziales Lernen aber Politik möglich machen. Einstellungen und Verhaltensweisen der
Bürgerinnen und Bürger sollen angesprochen werden, um damit Handlungsfähigkeit und
Handlungsbereitschaft in der Politik anzustoßen und Impulse zur Reform zu geben. Denn:
»In einer Demokratie sind die Handlungsspielräume der Politik abhängig von den Einstel­
lungen und Verhaltensweisen der Wählerinnen und Wähler« (5). »Drittens: Der Konsultati­
onsprozeß bietet einen Rahmen, in dem der gesellschaftliche Grundkonsens gebildet,
gestärkt und verbreitet wird« (44). Das Sozialwort hat zum Ziel, den gesellschaftlichen
Grundkonsens zu bilden, zu stärken und zu verbreitern. Richtig ist die Mahnung »Polemik
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gegen die Konsenskultur ist kurzsichtig« (44). Zwar meint Konsens nicht Abwesenheit
oder Ausschluß von Konflikten. Aber der soziale Friede ist ein hohes Gut, das ebenfalls
eine Voraussetzung erfolgreichen Wirtschaftens ist. »Viertens: Der Konsultationsprozeß
hat auf der persönlichen und lokalen Ebene praktische Veränderungen bewirkt und die
Netzwerke solidarischer Hilfe gestärkt« (45). Der Konsultationsprozeß hat so beispiels­

weise ein hohes Maß an Solidarität und Anteilnahme mit dem Schicksal von Arbeitslosen

gefördert. »Fünftens: Die Kirchen haben im Konsultationsprozeß gelernt« (46). In diesem

Zusammenhang fällt freilich die unklare Bemerkung und Formulierung, daß »Mystik«,
Gottesbegegnung und »Politik«, der Dienst an der Gesellschaft, für Christen nicht zu tren­

nen seien; es wird aber nicht näher erläutert, wie beide - »Mystik« und »Politik« - sachlich

zusammenhängen. Verbesserungen und Klärungen im Konsultationsprozeß sind also posi­

tiv zu würdigen. Aber selbstverständlich ist auch das Sozialwort in seiner jetzigen Fassung

an manchen Stellen kritisch zu erörtern.

Kritische Stimmen sind denn auch schon inzwischen laut geworden. Sie stimmen nicht

in den hellen Jubelton über das Sozialwort mit einem begeisterten und freudigen Ja ein.

Zum Ja kommt ein Aber, zum »eigentlich« einschränkend ein »gleichwohl aber« hinzu. In

der Tat kann das Wort nicht daraufhin zielen, nur mit einem »Amen« bekräftigt zu werden.

Man warnt daher mit Recht davor, das Sozialwort als alternatives Sachverständigengutach­

ten oder weiteren Jahreswirtschaftsbericht zu interpretieren. Dieses Mißverständnis kann

sich angesichts der Fülle der Informationen und Ratschlägen an manchen Stellen einstellen.

Vor allem Kapitel S wird als »Gemischtwarenladen«, »Bauchladen«, als »angestaubter

Maßnahmenkatalog« charakterisiert. Wolfgang Ockenfels schreibt dazu pointiert: »Im

Abstrakten und Allgemeinen liegt der Konsens nahe, im Konkreten verflüchtigt er sich ins

Pluralistische: eine Folge der Freiheit. Die Kirchen wollten beides haben und suchten nach

dem konkreten Allgemeinen, nach dem hölzernen Eisen. Vorzuweisen haben sie einen

eisernen religiös-ethischen Grundbestand, der die Zustimmung aller verdient hätte, und

eine Menge Treibholz disparater Diagnosen und politischer Therapievorschläge, die seit

längerem in die Gesellschaft kursieren und mehr oder weniger kontrovers diskutiert wer­

den. Beide Ebenen sind nur unzureichend durch eine sozialethische Vermittlung, die den

konkreten Umständen und Folgen genauestens Rechnung zu tragen hat, miteinander ver­

bunden.e' Dieses kritische Urteil ist im folgenden zu prüfen.

2. Inhalt und Gliederung

Will man ein derartiges kritisches Urteil diskutieren, so ist zunächst der feste Grund des

theologischen und ethischen Grundbestandes vom Treibholz der aktuellen Diagnosen und

Therapieempfehlungen zu sondern. Dazu ist der Inhalt des »Sozialwortes« kurz nochmals

anzusehen. Eine »Hinführung« faßt in zehn Thesen die Hauptgedanken des Sozialwortes

zusammen. In der knappen Zusammenfassung kommen freilich die strittigen Punkte nicht

deutlich und scharf umrissen zum Vorschein. Dazu ist der Text zu komprimiert. Die
Reform des Sozialstaates und ökologische Rücksichtnahme werden über die Zukunfts­

fähigkeit und Nachhaltigkeit der Marktwirtschaft entscheiden. Im Blick auf das System der
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sozialen Sicherung werden spürbare Änderungen und Reformen angemahnt und gefordert,
aber einem Systemwechsel eindeutig widersprochen. Die vordringlichste Aufgabe der
Wirtschafts- und Sozialpolitik sei der Abbau der Massenarbeitslosigkeit. Die Globalisie­
rung der Wirtschaft macht diese Reformen freilich unverkennbar schwierig.

Die sechs ausgeführten Kapitel bilden die Grundlage der zehn Thesen. Kapitel I »Der
Konsultationsprozeß« informiert über Anlaß, Verlauf, Absicht und Ergebnisse des Konsul­
tationsprozesses. Kapitel 2 »Gesellschaft im Umbruch« legt eine Analyse der wichtigsten
Probleme und ungelösten Aufgaben vor. Die Reihenfolge enthält allerdings bereits eine
Gewichtung. An der Spitze der Probleme steht die »lang anhaltende Massenarbeitslosig­
keit«; Folgen und Ursachen der Arbeitslosigkeit werden differenziert beschrieben, wobei
das Augenmerk besonders auf die Lage in den neuen Bundesländern gerichtet wird. Die
»Krise des Sozialstaates« wird als 2. Punkt unter drei Perspektiven dargestellt: »Armut in
der Wohlstandsgesellschaft«; »Benachteiligung der Familien«; »Finanzielle Belastungen
des sozialen Sicherungssystems«, Es folgen weitere Problemfelder: 3. Ökologische Krise,
4. Europäischer Integrationsprozeß, 5. Globale Herausforderungen. Nach der Problemdar­
stellung und Analyse im Kapitel 2 werden Bewertungsmaßstäbe, Perspektiven des Glau­
bens benannt. Kapitel 3 »Perspektiven und Impulse aus dem christlichen Glauben« befaßt
sich vor allem mit dem Doppelgebot der Gottes- und Nächstenliebe, mit der vorrangigen
Option für die Armen, Schwachen und Benachteiligten. Das Stichwort »Gerechtigkeit« bil­
det eine Brücke zwischen biblischer und philosophischer Sicht. Die Prinzipien »Solidarität
und Subsidiarität« werden sozialphilosophisch entfaltet, ebenso »Nachhaltigkeit«, die als

ethische und ökologische Perspektive mit dem Schöpfungsgedanken verbunden wird. Die
Zuordnung von biblischer und philosophischer Argumentation, von Kerygma und Vernunft
wird dabei jedoch nicht eigens reflektiert. Kapitel 4 »Grundkonsens einer zukunftsfähigen
Gesellschaft« thematisiert die institutionellen Rahmenbedingungen einer freien Wirt­
schaftsordnung. Den Rahmen setzen: 1. Menschenrechte, 2. Freiheitlich-soziale Demokra­
tie, 3. Ökologisch-soziale Marktwirtschaft, 4. Menschenrecht auf Arbeit und neues Arbeits­

verständnis, 5. Chancen und Formen der Solidarität in einer erneuerten Sozialkultur,
6. Internationale Verantwortung. Die Bedeutung der Rahmenordnung wird ebenso heraus­
gearbeitet wie die Verflechtung von Wirtschaft, Politik und Kultur. Das 5. Kapitel »Ziele
und Wege« greift auf die Analysen von Kapitel 2 zurück und formuliert fünf Imperative:

1. Arbeitslosigkeit abbauen; 2. Den Sozialstaat reformieren; 3. Den ökologischen Struktur­
wandel voranbringen; 4. Die europäische Einigung vertiefen und erweitern; 5. Verantwor­
tung in der Einen Welt wahrnehmen. Das abschließende letzte 6. Kapitel »Aufgaben der
Kirchen« sieht den kirchlichen Beitrag auf drei Gebieten; 1. Das eigene wirtschaftliche

Handeln der Kirche, also die kirchliche ökonomische Praxis; 2. Weltgestaltung und Ver­
kündigung - der kirchliche Beitrag in Lehre, Unterweisung, Predigt, Diakonie; 3. Der
Dienst der Kirche für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit - der Beitrag der Kir­
chen zur öffentlichen Diskussion als Hilfe zur Orientierung in Wirtschaft, Gesellschaft und
Politik.

Da die bisherige Kritik sich vornehmlich am Kapitel 5 festmachte, ist das Vorwort zu
beachten. Im Vorwort wird ausdrücklich erklärt: Kapitel 3 und 4 weisen auf Prinzipien und
Maßstäbe hin, die nach Auffassung der Kirchen unabdingbare Voraussetzungen für eine
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solidarische und zukunftsgerechte Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung sind. Die Kon­
kretisierungen und Richtungshinweise im Kapitel 2 und 5 sind hingegen ein Beitrag zur
öffentlichen Diskussion". Der Grad der Verbindlichkeit ist in Kapitel 3 und 4 somit stärker
als im Kapitel 2 und 5. Das Grundsätzliche und die konkreten Vorschläge sind daher je für

sich zu bewerten.

3. Grundfragen

(1) Ehe auf einzelne Themen einzugehen ist, ist nochmals eine ethische Grundsatzüber­
legung erforderlich. Welche Zuständigkeit, Kompetenz haben Theologie und Kirche über­
haupt auf dem Feld der Wirtschaftsethik? Sie stehen in der gegenwärtigen wirtschaftlichen
Lage nämlich vor einem Dilemma: Entweder wiederholen sie in ihren Stellungnahmen
unbestrittene humane und moralische Prinzipien. Die Erinnerung an diese Grundsätze löst
aber keine konkreten Probleme. Oder Kirchen und Theologen geben konkrete Ratschläge.
In diesem Fall müssen sie entweder den Anschein erwecken, als seien sie weniger ratlos als
die Ökonomen. Im Sozialwort scheint freilich immer wieder die Ratlosigkeit der Öko­
nomen unübersehbar hindurch. Oder kirchliche Voten übernehmen politische Rhetorik.
Politische Rhetorik hat ihre Kraft freilich in der Polemik gegen politische Konkurrenten.
Wenn kirchliche Voten in die politische Rhetorik einstimmen, dann gefährden sie überdies
ihre eigene Glaubwürdigkeit. Politische Rhetorik löst nämlich keine Probleme, weil man
Probleme nicht dadurch beseitigt, daß man andere beschimpft und bekämpft. Kirchen kön­
nen nur ein Forum für Verständigung außerhalb des politischen Tageskampfes anbieten.
Sie verfügen über keine eigenen Konzepte mit kurzfristigen Ratschlägen. Allenfalls mittel­
fristig können sie zum Nachdenken und Umdenken beitragen. Es ist folglich nicht kirchli­
che Aufgabe, soziale und politische Handlungsprogramme zu entwerfen und zu vertreten.
Für Handlungsprogramme sind andere Entscheidungsträger zuständig, wie Parteien, Tarif­
partner (Gewerkschaften und Unternehmerverbände), Interessengruppen u. a. Hinsichtlich
eines Wirtschaftsprogramms können und sollen Kirchen ferner nicht mit Verbänden kon­
kurrieren, die ihre jeweiligen Interessen wahrnehmen. Sie können sich darum zum Grund­
sätzlichen äußern, zu anthropologischen Voraussetzungen wirtschaftlichen Handelns, zum
Menschenbild, zu Wertsetzungen und Beurteilungen menschlicher Folgen ökonomischer
Entscheidungen. Eine kirchliche Wirtschaftstheorie oder Wirtschaftsethik gibt es nicht.

Arthur Rich> hat zwischen drei Ebenen wirtschaftsethischer Reflexion unterschieden: Im
Grundlegenden geht es christlicher Ethik um eine »Humanität aus Glaube, Liebe, Hoff­
nung«. Glaube, Liebe, Hoffnung sind sowohl Grundbegriffe der christlichen Botschaft, als
auch allgemeinmenschliche Grundvermögen. Hinter einer wirtschaftlichen Gesamtsicht
steht immer - ausdrücklich oder unausdrücklich - ein Grundverständnis des Menschen:
Welches wirtschaftliche Handeln ist menschengerecht? Die Humanität fächert sich sodann
aus in Kriterien des Menschengerechten. Kriterien des Menschengerechten sind Verträg­
lichkeitsmaßstäbe. Sie erheben Anspruch auf Einsichtigkeit, Evidenz, vernünftige Zustim­
mungsfähigkeit und auf - relative - Allgemeinverbindlichkeit. Es sind dies freilich keine
zeitlos gültigen Prinzipien, keine »ewige« (naturrechtliche) Norm, sondern auf eine Epoche
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bezogene, geschichtlich gewonnene Beurteilungskriterien. Neben dem Kriterium des Sach­
gerechten, der wirtschaftlichen Effizienz eines Wirtschaftssystems sind Kriterien des Men­
schengerechten zu beachten. Solche Kriterien sind zum Beispiel Humanverträglichkeit;
Sozialverträglichkeit; Demokratieverträglichkeit; ökologische Verträglichkeit; Partizipa­
tion; internationale Verträglichkeit (Übertragbarkeit auf andere Gesellschaften, vor allem
Entwicklungsländer); kulturelle Verträglichkeit (zum Beispiel Verträglichkeit mit Ehe und
Familie, mit der Sozialkultur des Sonntags). Derartige Kriterien sind schließlich auf wirt­
schaftliche Gegebenheiten anzuwenden. A. Rich nennt solche Anwendung von Kriterien
auf ökonomische und soziale Sachverhalte »Maximen sozialer Entscheidung«. Maximen
konkreter Entscheidung, Handlungsempfehlungen sind »gemischte« Normen, gemischt aus
Kriterien, Wertungen und der Analyse empirischer Vorgegebenheiten. Damit stellt sich das
Problem der Verbindung von Analyse und Wertung, von deskriptiven und normativen Sät­
zen. In der Realität sind beide untrennbar verbunden. Methodisch sind sie jedoch, soweit
möglich, zu unterscheiden. Wenn empirische Sachverhalte zu berücksichtigen sind, sind
jedoch nur komparative, das heißt relative Aussagen möglich - richtiger oder weniger rich­
tig -, aber keine absoluten Postulate. Denn sowohl die Analyse der Situation des Gegebe­
nen, wie die Zuordnung von Situationsbeschreibung und Bewertung sind nicht eindeutig
festgelegt und können strittig bleiben und aus verschiedenen Perspektiven betrachtet wer­
den.

(2) Mit Hilfe dieser fundamentalen Unterscheidung sind die Problembeschreibungen
und Lösungsvorschläge in den Kapiteln 2 und 5 nunmehr zu kommentieren. Es können dies
keine »letzten« Forderungen sein, sondern sie wollen nur Diskussionsanstöße geben. Die
Kirchen können zu gesellschaftlichen Fragen und Aufgaben nur Meinungen äußern, die
freilich möglichst plausibel, gut begründet und überzeugend dargestellt sein sollten. Des­
halb kann man kritisch die Einkommensstatistik als Grundlage des Verhältnisses von
Armut und Reichtum befragen (24, 220); stimmt die Prämisse, daß sich der Anteil der
Kapitaleinkommen gegenüber dem Anteil der Lohneinkommen vergrößert hat (24)? Davon
hängt unter anderem die Frage der Vermögensverteilung ab. Ist ferner die Arbeitslosigkeit
die ausschließliche Ursache der gesellschaftlichen Krisen, oder hat diese nicht auch mit der
demographischen Entwicklung zu tun? Neben der Thematik von Armut und Reichtum
kann und muß auch die Einschätzung des heutigen Systems sozialer Sicherung diskutiert
werden. Das Sozialwort ist an dieser Stelle durchgängig von einer strukturkonservativen
Betrachtung des Sozialstaates geprägt; am Sozialstaat sind zwar Korrekturen anzubringen;
er ist zu reformieren - aber es gibt zu ihm anscheinend keinerlei Alternative. Ist aber nicht
das wohlfahrtsstaatliche Konzept als solches kritisch zu prüfen, unter der Fragestellung, ob
wirklich die Schwachen und Benachteiligten seine Nutznießer sind. Wem dient ein »Fiskal­
sozialismus«? Die Erblast des Sozialismus ist im Sozialwort weitgehend als Thema tabui­
siert, was zu verstehen ist, aber manches unerklärlich macht, vor allem im Blick auf sozia­
len Ausgleich, soziale Balance, Lastenverteilung. Auch die Familienpolitik könnte sehr
wohl anders gewichtet werden (192-203). Sind nicht Familie und Ehe die Grundlage jeder
Gesellschaft. Und was müssen und können Gesellschaft, Staat und Kirche (!) dann für sie
tun? Genug der Einzelfragen. Deutlich ist, daß die Imperative in Kapitel 5 nicht ein letztes
Wort sind und sein können.
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(3) Anders zu betrachten sind die Kapitel 3 und 4, die aus christlicher Sicht zur Verstän­
digung über Grundlagen und Perspektiven einer menschenwürdigen, freien, gerechten, soli­
darischen und die Tragekapazität des ökologischen Systems achtenden Ordnung in Staat
und Gesellschaft beitragen wollen. Auch diese beiden Kapitel sind jeweils unterschiedlich

angelegt.
Beim 3. Kapitel stellen sich zwei prinzipielle Fragen: (a) Wie verhält sich die biblische

Sicht zur philosophischen Deutung der Idee der Gerechtigkeit als grundlegendem Ord­
nungsprinzip der Gesellschaft und zu den sozialphilosophischen Prinzipien? Diese Zusam­
menstellung bedarf nach wie vor einer grundsätzlichen Klärung, einer Hermeneutik.

(b) Die biblische Sicht rekapituliert den christlichen Auftrag zur Weltgestaltung heils­
geschichtlich: Schöpfung, Sünde, Exodus, prophetische Kritik, Jesu Botschaft, das Liebes­
gebot und die Option für die Armen werden mit biblischen Zitaten ins Gedächtnis gerufen.
Eine Übersetzung in wirtschaftsethische Vorstellungen unterbleibt dabei jedoch weit­
gehend. Ob diese bloße Rekapitulation der Heilsgeschichte heute als »lebendiges Wort«,
»lebendiges Zeugnis« die Zeitgenossen anspricht, bleibt abzuwarten. Es klingt auch man­
ches recht konventionell nach »Sprache Kanaans«.

Das 4. Kapitel betont zu Recht die Rahmenordnung und den gesellschaftlichen Konsens
als Voraussetzung der Marktwirtschaft und als Bedingung ihres Gelingens. Die Marktwirt­
schaft setzt die Anerkennung der Rechtsordnung, Eigenverantwortung, die Zuverlässigkeit
und Rechtschaffenheit der Wirtschaftssubjekte und anderes mehr voraus (129). Dies wird
mit Recht im Einzelnen in Erinnerung gerufen. Auch eine Sozialkultur (156 -160) und
Gemeinsinn sind für ein humanes Zusammenleben notwendig. Ist dem so, wäre es dann
aber nicht sinnvoll, neben dem institutionellen Rahmen eigens die ethischen und mora­
lischen Kriterien einer sozial und humanverträglichen Wirtschaft zu bedenken?

4. Zum Schwerpunkt eines kirchlichen Beitrages

Alfred Müller-Armack bezeichnete es gelegentlich als Sinn des Wirtschaftsstils »Soziale
Marktwirtschaft«, daß sie das Prinzip der Freiheit auf dem Markt mit dem des sozialen
Ausgleichs zu verbinden suche. Die Soziale Marktwirtschaft ist ohne jeden grundsätzlichen
Vorbehalt Ausgangsbasis des Sozialwortes. Im evangelischen Bereich gibt es bekanntlich
auch andere Stimmen eines prophetischen Protestes und der Fundamentalkritik am Markt
(Ulrich Duchrow, Erfurter Erkärung). Sie finden im Sozialwort keine Unterstützung. Auf­
fallend ist freilich, daß die geistigen Voraussetzungen der sozialen Marktwirtschaft nicht
eigens bedacht werden. Das Stichwort »Freiheit« wird nicht interpretiert. Gleich zu Beginn
heißt es: »Die Kirchen treten dafür ein, daß Solidarität und Gerechtigkeit als entscheidende
Maßstäbe einer zukunftsfähigen und nachhaltigen Wirtschafts- und Sozialpolitik all­
gemeine Geltung erhalten« (2). Ist aber nicht neben Solidarität und Gerechtigkeit ebenfalls
Freiheit ein wirtschaftlich bedeutsamer sittlicher Wert, ein »Grundwert«? Das Sozialwort
übersetzt Subsidiarität einprägsam mit »Vorfahrt für Eigenverantwortung« (27, 120).
Eigenverantwortung und Eigeninitiative sind Verwirklichungsformen von Freiheit! Die
soziale Marktwirtschaft setzt nicht nur auf sozialen Ausgleich. Sie ist auch kein Mechanis-
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mus, der automatisch funktioniert; und sie nutzt eben nicht bloß den Egoismus des wirt­
schaftlichen Vorteils und zerstört Solidarität. Sie ist anspruchsvoller. Solidarität ist über­
dies ein zwiegesichtiger Begriff. Neben der Solidarität für, gibt es auch als Kampfparole
eine Solidarität gegen.

Wilhelm Röpke hat Grenzen und Voraussetzungen des Marktes eindrücklich beschrie­
ben. Er schreibt den unbekehrten Rationalisten, den hartgesottenen Ökonomisten, den pro­
saischen Utilitaristen ins Stammbuch, daß der Markt nicht alles ist: Die Anwälte der Markt­
wirtschaft, sofern sie geistig einigermaßen anspruchsvoll sind, waren sich »immer darüber
im klaren, daß der Bereich des Marktes, des Wettbewerbs, der von Angebot und Nachfrage
bewegten Preise und der durch sie gesteuerten Produktion nur als Teil einer höheren und
weiteren Gesamtordnung verstanden und verteidigt werden kann, wo es sich um Moral,
Recht, natürliche Bedingungen der Existenz und des Glücks, um Staat, Politik und Macht
handelte". Er warnte: »Die fragwürdigen Dinge dieser Welt gehen an ihrer eigenen Natur,
die guten jedoch an ihren Übertreibungen zugrunde.« Man muß folglich einen Weg zwi­
schen zwei Extrempositionen suchen und finden, sowohl einer Moralisierung der Wirt­
schaft, die deren Sachgesetzlichkeiten und Strukturbedingungen nicht wahrhaben will, als
auch einer Isolierung und Verabsolutierung der Wirtschaft gegenüber allen anderen
Lebensgebieten in Gestalt eines ökonomischen Imperialismus und des Axioms einer abso­
luten Eigengesetzlichkeit des ökonomischen: »Nationalökonomisch dilettantischer Moralis­
mus ist ebenso abschreckend wie moralisch abgestumpfter Ökonomismus.«? Auch die
nüchterne Welt des reinen Geschäftslebens schöpft nämlich aus »sittlichen Reserven«.
»Die außerökonomische, geistig-moralische und gesellschaftliche Integration ist immer die
Voraussetzung der wirtschaftlichen, national wie international.« 8 »Markt, Wettbewerb und
das Spiel von Angebot und Nachfrage erzeugen jene sittlichen Reserven nicht. Sie setzen
sie voraus und verbrauchen sie.«? Kein Lehrbuch der Nationalökonomie und keine Wirt­
schaftstheorie vermag es folglich, diese Reserven herzustellen und zu produzieren. Kultur
und Ethos sind vielmehr Quelle und Träger der moralischen Grundlagen der Marktwirt­
schaft. Deshalb tun die Kirchen gut daran, die Voraussetzungen auch erfolgreichen Wirt­
schaftens in Erinnerung zu rufen, nämlich daß individueller Eigennutz - »ein entscheiden­
des Sturkturelement der Marktwirtschaft« - verkommen kann »zum zerstörerischen Ego­
ismus« (12). Wenn aber eine sozial, ökologisch und global verpflichtete Marktwirtschaft
moralisch viel anspruchsvoller ist, als man im allgemeinen sich bewußt ist, und wenn sie
einer tragenden und stützenden Kultur bedarf, dann haben die Kirchen ebenfalls recht, für
eine »Kultur des Erbarmens« einzustehen (13). Dies bedeutet dann freilich nicht bloß eine
Korrektur der Marktwirtschaft und eine Hilfe für die sozial Benachteiligten, sondern rührt
an die Grundlagen, Kann es soziale Marktwirtschaft ohne Gemeinsinn geben? Ist eine indi­
vidualistischen Idealen verfallene Gesellschaft auf die Dauer lebensfähig? Die Kirche hat
heute Kultur insgesamt mitzuverantworten.

Nach dem Zweiten Weltkrieg lösten sich drei Phasen der Nachkriegsgesellschaft ab. Die
ersten Jahre nach 1945 bis in die 60er Jahre waren Jahre des wirtschaftlichen Aufbaus, die
Wirtschaftswundergesellschaft. Ab den 60er und in den 70er Jahren kam eine neue Phase
der Überflußgesellschaft, die einseitig an der Verteilung des Wohlstandes sich orientierte.
Seit dem Ölpreisschock und dem Zusammenbruch des real existierenden Sozialismus ist
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das Fest vorbei. Nun schlägt in der dritten Phase optimistische Zukunftserwartung in Skep­
sis und Unsicherheit um. Das Stichwort »Wertewandel« weist auf diese Mentalitätsver­
änderungen hin. Die grundlegenden Ziel- und Wertsysteme der einzelnen Menschen und
Mentalitäten wie Stimmungen beeinflussen In hohem Maße auch die wirtschaftspolitischen
Vorstellungen einer Gesellschaft. Im Unterschied zur resignativ-weltverneinenden Lebens­
sicht in ostasiatischen Ländern (Buddhismus) war die christliche Weltsicht in ihrer
Geschichte weithin zukunftsoffen und lebensbejahend. Ist diese Welteinstellung in den
letzten Jahren den Christen abhanden gekommen? Dann wäre es eine vordringliche Auf­
gabe der Kirchen, Lebensgewißheit und Zuversicht aus der Botschaft des Glaubens zu ver­
mitteln, und nicht primär einen Katalog ökonomischer Handlungsempfehlungen zusam­
menzustellen und vorzutragen. Das Angebot im sozialen und ökonomischen Supermarkt ist
groß, aber unübersichtlich und widersprüchlich. Kirchen sollten das Grundsätzliche, das
Grundlegende wieder in den Blick rücken. Die Konzentration auf die Fundamente ist auch
ein Beitrag zur Verantwortung für die gesamte Kultur. Einem schrankenlosen Individualis­
mus ist aus christlicher Überzeugung zu widersprechen. Ein Testfall dafür ist die Einstel­
lung zu Ehe und Familie - auch in den Kirchen selbst - oder die Beachtung »intergenerati­
ver Gerechtigkeit«, das heißt der Rechte künftiger Generationen. Leitbild müßte zudem die
eigenverantwortliche Person, nicht der sozial betreute Mensch sein. Eine Kultur der Selb­
ständigkeit wäre daher zu pflegen. Die Vernichtung des Mittelstandes in der damaligen
DDR war eine Sünde wider den Geist des alten Europa. Kreativität, Innovationsbemühen,
Risikobereitschaft sind zu unterstützen und zu stärken. Es käme also darauf an zu ermuti­
gen, statt vor allem zu klagen und anzuklagen. Der Adressat dieser Anrede ist dann freilich
nicht in erster Linie die Politik, sondern die Zivilgesellschaft, die Gesamtheit der Bürger
und die eigenen Kirchenmitglieder. Das Sozialwort wendet sich noch zu sehr an Politiker,
um diese zu Staatseingriffen zu veranlassen. Es müßte aber in weitergehendem öffentlichen
Gespräch neben vorrangigen Zielen wirtschaftlichen und sozialen Handelns auch die
Lebenssicht, eine Perspektive, in der Lebensgewißheit und Zuversicht, Verantwortungs­
bereitschaft und Engagement vermittelt und geweckt werden, angesprochen werden. Die
Kirchen sollten die Zivilgesellschaft als ihre Hörer begreifen, die verständlich, verbindlich,
das Gewissen freimachend, kurzum »evangelisch« anzureden sind. Das Wort »Zivilgesell­
schaft« ist freilich im Sozialwort ein Randbegriff, erstaunlich, angesichts der Schwäche
derzeitiger Politik, und ebenso erstaunlich angesichts des Öffentlichkeitsauftrags der christ­
lichen Botschaft.

5. Kirchen als wirtschaftliche Akteure

Eine letzte, abschließende Bemerkung zum 6. Kapitel »Aufgaben der Kirchen«. Es ist gut,
daß es dieses Kapitel gibt, weil es ausspricht, daß Kirche nicht nur andere in Verantwor­
tung und Pflicht nehmen will. Das kirchliche Engagement für Änderungen in der Gesell­
schaft ist nur dann glaubwürdig, wenn auch innerkirchlich entsprechend gehandelt wird.
Denn die Kirchen sind selbst auch Arbeitgeber, in Caritas und Diakonie große Arbeitgeber.
Das abschließende Kapitel geht die kirchlichen Aktivitäten und Praxis insgesamt und
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umfassend durch: Bautätigkeit, naturschonende Bewirtschaftung kirchlicher Flächen, Ver­
kündigung, kirchliche Hilfswerke im Entwicklungsdienst, Erziehung und Bildungsarbeit,
öffentliche Erklärungen werden aufgezählt. Das ist geboten, aber eher traditionell. Die
Wirtschaftlichkeit kirchlichen Handeins wird hingegen nicht ausdrücklich thematisiert.
Dabei macht die Finanzkrise in Landeskirchen und Diözesen die Frage nach der Wirt­
schaftlichkeit kirchlichen Handeins dringlich. Es sei nur noch die evangelische Seite exem­

plarisch angesprochen: Die Durchschnittszahl von Pfarrern variiert in den Landeskirchen

erheblich. Die Untergrenze sind 722 Gemeindemitglieder in der Kirchenprovinz Sachsen,
die Obergrenze 1799 in Bremen, im Mittelfeld liegen Berlin-Brandenburg mit 1012, Rhein­

land mit 1199, der Durchschnitt ist 1028 (Quelle: Kirchenamt der EKD). Gewiß ist Effi­

zienz und Wirtschaftlichkeit nicht einziger Maßstab und das schlechthinnige Gütezeichen

kirchlicher Aktivitäten. Aber die institutionelle Kirche ist in ihrer Organisation eben ein

»weltlich« Ding, die ihre eigenen Strukturen ständig auf ihre Leistungen hin zu überprüfen

hat. Wie kann man zum Beispiel angesichts der Mobilität der Kirchenmitglieder und

moderner Kommunikationsmittel die Erhaltung von Kirchenämtern und Kirchenverwaltun­

gen von 24 Landeskirchen und außerdem von EKD, EKU und VELKD sachlich begrün­

den? Die Finanzkriste wird, so oder so, in Zukunft Reformen erzwingen. Dabei ist es leich­

ter, klein zu sein, als kleiner zu werden. Das kirchliche Finanzgebaren und die wirtschaftli­

che Tätigkeit der Kirchen steht also auf dem Prüfstand. Ökonomische Ressourcennutzung

wird ein Bewährungsfeld sein, wie es die Kirche selbst in Zukunft mit »Solidarität und

Gerechtigkeit« hält. Der Maßstab, den sie an andere im Staat, Gesellschaft und Wirtschaft

anlegt, muß sie auch für sich selbst gelten lassen. Vielleicht ist man deshalb vorsichtiger

mit vollmundigem, prophetischem Protest und Fundamentalkritik geworden. Das »Sozial­

wort«, das ist am Ende nochmals zu betonen, bemüht sich um Sachkunde und Sachlichkeit.

Wer als Wirtschaftssubjekt und Beteiligter am ökonomischen Prozeß selbst betroffen und

involviert ist, wird jedoch vorsichtiger. Das ist keine Legitimation und kein Anlaß für ein

verlegenes Wegsehen und ein ratloses Schweigen, wohl aber Anstoß, Verantwortung in

Kreativität und Nüchternheit anzunehmen und für sich selbst ein »mutiges und weitsichti­

ges Handeln« (1) anzustreben.

Prof. Dr. Martin Honecker, Aufdem Weiler 31, 53125 Bonn

Anmerkungen

1. Das »Sozialwort« wird im Text nach Ziffern zitiert.
2. Hans H. Wenkebach: Zwischen Solidarität und Wettbewerb, Die Neue Ordnung 51, 1997, S. 137.
3. Wolfgang Ockenfels: Nicht das letzte Wort, Die Neue Ordnung 51,1997, S. 83.
4. Vorwort des Sozialworts, S. 5.
5. A. Rich: Wirtschaftsethik, Bd. 1, Grundlagen in theologischer Prspektive, 4. Aufl. 1991; Bd. 2, Marktwirtschaft,

Planwirtschaft, Weltwirtschaft aus sozialethischer Sicht, 2. Aufl. 1992.
6. Wilhelm Röpke: Jenseits von Angebot und Nachfrage, 5. Aufl. 1979, S. 145.
7. AaO., S. 161.
8. AaO., S. 185.
9. AaO., S. 186.
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Effizienzkriterien der Marktwirtschaft

Von Otto Graf Lambsdorff

Die menschliche Ordnung

Der Rat der Evangelischen Kirche und die Deutsche Bischofskonferenz haben sich mit
einer gemeinsamen Erklärung »Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit« in einer
Zeit zu Wort gemeldet, in der die Arbeitslosigkeit Rekordmarken erreicht, die Finanzlage
angespannt ist und der Aufbau in den neuen Bundesländern länger dauert und teurer wird

als zunächst erwartet.
Die Kirchen folgen mit ihrem Papier einer guten Tradition: Es ist ihre Aufgabe, sich ein­

zumischen, Verantwortung für Benachteiligte wahrzunehmen und sich auch mit unbeque­
men Thesen Gehör zu verschaffen. Ein paar Jahre zuvor hatte sich die Evangelische Kirche
mit der Schrift »Gemeinwohl und Eigennutz« zu Wort gemeldet, durch die sich das klare
Bekenntnis zur Sozialen Marktwirtschaft wie ein roter Faden zog. Das nun vorliegende
Papier beider Kirchen läßt diese stringente Haltung leider vermissen. Die Schrift ist das
Ergebnis eines gut zweijährigen Konsultationsprozesses, den Politik Wirtschaft und gesell­
schaftliche Gruppen bestritten haben. Zwar fußt auch das nun vorgelegte Papier auf dem
Bekenntnis, daß die Soziale Marktwirtschaft das überlegene Wirtschaftssystem gegenüber
zentraler Planung und Sozialismus ist und » ... den geeigneten Rahmen für eine zukunfts­
fähige Wirtschafts- und Sozialpolitik« bildet, aber zugleich ist die Schrift geprägt von For­
derungen, dem Staat weitere Pflichten aufzuerlegen, durch mehr Umverteilung mehr
Gerechtigkeit zu erzeugen und stärker in das gesamte Wirtschaftsgeschehen einzugreifen.

Die Kirchen erklären völlig zurecht, daß nur ein finanziell leistungsfähiger Staat als
Sozialstaat funktionieren kann. Durch eine Verschlankung des Staates dürfe dieser jedoch
nicht so »ausgehungert« werden, daß er seine Aufgaben nur noch unzureichend erfüllen
könne. Illustriert eine Staatsquote von über 50 Prozent, daß wir »ein Aushungern des Staa­
tes« wirklich fürchten müßten? Haben wir nicht im Gegenteil einen allzuständigen Staat
geschaffen, der den Wirtschaftsprozeß eher behindert denn fördert?

Diese ambivalente, man könnte meinen, gar widersprüchliche Haltung zum marktwirt­
schaftliehen System durchzieht das gesamte Papier. Ein Kernsatz der Denkschrift lautet:
»Verteilt werden kann nur das, was in einem bestimmten Zeitraum an Gütern und Dienst­
leistungen erbracht worden ist«. Wenig später jedoch sehen die Kirchen die Gefahr, daß die
Wettbewerbsfähigkeit auf Kosten der sozialen Sicherung gestärkt werden soll und plädie­
ren dafür, die vorrangigen Sicherungssysteme »armutsfest« zu machen.

Besteht diese Gefahr tatsächlich in unserem Land, das mit rund 1,2 Billionen DM mehr
als ein Drittel seines Bruttoinlandsprodukts für Soziales ausgibt? Oder ist dies nicht ein
Indiz dafür, daß wir die Schwelle zum Versorgungsstaat weit überschritten haben?

Wer das Prinzip einer begrenzten Korrektur der Einkommensverhältnisse in Frage stellt,
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so heißt es in der Schrift, stellt den Sozialstaat in Frage. - Welche gesellschaftliche
Gruppe, welche Partei stellte seriös in unserem Land in Frage, daß staatliche Einflußnahme
auf die Gesamtverteilung vonnöten ist? Die Kernfrage lautete doch: Wieviel staatliche Ein­
flußnahme verträgt das System? Steht das Prinzip des sozialen Ausgleichs bei uns tatsäch­
lich zur Disposition? Oder besteht nicht vielmehr die Gefahr, daß ein überbordender Sozi­
alstaat, genährt durch. Ansprüche und Forderungen, die in wachstumsstarken Jahren leicht
befriedigt werden konnten, die Grundlagen des Systems gefährdet?

Nach meinem Eindruck laufen die Kirchen in ihrem gemeinsamen Wort Gefahr, den
systemimanenten ethischen und ausgleichenden Gehalt der sozialen Marktwirtschaft nicht
im Kern wahrzunehmen. Gerade dem Leitbild der Marktwirtschaft liegen ethische Motive
zugrunde. Schon Adam Smith analysierte vor rund 200 Jahren, daß der Eigennutz als
Motor wirtschaftlichen Handeins innerhalb eines funktionierenden Wettbewerbs, basierend
auf dem marktwirtschaftliehen Prinzip zu mehr Wohlstand für alle führt.

Es waren gerade christlich gesinnte Professoren der Freiburger Schule, die vor 55 Jahren
im Auftrag der »Bekennenden Kirche« eine Denkschrift verfaßten. Der Beitrag von Walter
Eucken, Wilhelm Röpke und anderen beschrieb eine Wirtschaftsordnung, die nach dem
Krieg von Ludwig Erhard und Alfred Müller-Armack als soziale Marktwirtschaft erfolg­
reich implementiert wurde. Sie wollten kein Freibeutertum und das »freie Spiel der
Kräfte«. Sie konstruierten eine sozial verpflichtete Marktwirtschaft, die den Menschen in
den Mittelpunkt rückt, ihm das Recht der freien Selbstbestimmung verleiht und ihn zum

mündigen Bürger erklärt. Sie forderten anstelle eines Nachtwächterstaates einen wachsa­
men Staat, der stark ist, den Rahmen deutlich absteckt, in dem sich die Wirtschaft frei ent­
falten kann.

Es sind eben auch ethische und moralische - also christliche Werte -, die eine Wirt­
schafts- und Gesellschaftsordnung entstehen ließen, die Armut überwindet, materielle Ver­
sorgung sichert und ein menschenwürdiges Dasein ermöglicht. Darin liegt ihr unschätz­

barer Wert. Kann sie sich entfalten, sorgt sie für Beschäftigung. Sie verlangt nicht den
moralischen Übermenschen, wie Otto Schlecht es nannte, der seiner hehren Ziele stets erin­
nert werden muß. Ihr reicht der durchschnittliche Mensch mit Stärken und Schwächen, des­

sen freie Entscheidungen auch in ihrer Verantwortung begrenzt sind.
Die »listige Idee« der Marktwirtschaft sorgt über den Preismechanismus, privates Eigen­

tum und einen funktionierenden Wettbewerb, dafür, das Arbeit und Kapital in ihre produk­
tivsten Verwendungen geleitet werden und gleichzeitig der einzelne anders als im Sozialis­
mus vor Ausbeutung und Drangsalierung geschützt wird. Franz Böhm hat diesen Mecha­
nismus zutreffend als »genialstes Entmachtungsinstrument der Geschichte« charakterisiert.

Die soziale Sicherung als konstituierendes Element der Sozialen Marktwirtschaft flan­
kiert dieses System. Ihr unantastbarer Grundsatz ist die Subsidiarität. Die Vokabel »sub­
sidium«, von welcher Subsidiarität abgeleitet ist, stellt ursprünglich einen militärischen
Begriff dar und bedeutet »Reservestellung«, meint also die Soldaten, die im Hintergrund
stehen und in der Not eingreifen. So war es gerade die Kirche, die den Begriff geprägt und
ausformuliert hat: Die zweite päpstliche Enzyklika »Quadragesimo anno vom 15. Mai 1931
führt aus: »... jener oberste sozialphilosophische Grundsatz ... an dem nicht zu rütteln noch
zu deuteln ist: wie dasjenige, was der Einzelmensch aus eigener Initative und mit seinen
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eigenen Kräften leisten kann, ihm nicht entzogen und der Gesellschaftstätigkeit zugewiesen
werden darf ...« Auch jetzt erklären die Kirchen in ihrer Schrift: »Treffend ist Subsidiarität
mit Vorfahrt für Eigenverantwortung übersetzt worden.« Doch dieser viel beschworene
Grundsatz wurde in der Realität stetig ausgehölt. Wir haben eine gigantische bürokratische
soziale Umverteilungsmaschinerie geschaffen, die als gefährlicher Kostentreiber fungiert
und den einzelnen zum abhängigen Versorgungsbürger mutieren läßt. So hat gerade diese
Abweichung vom klaren ordnungspolitischen Kurs ihren Preis; Unbeweglichkeit, Verkru­
stung, fehlende Dynamik, weniger Freiheit und Arbeitslosigkeit in hohem Ausmaß. Als
fatale Folge schafft der Sozialstaat erst die Zustände, die zu beseitigen er angetreten ist.
Kurzum, er sägt am eigenen Ast und gräbt sich selbst das Wasser ab.

Genau diesen elementaren Wirkungszusammenhang übersieht das Papier der Kirchen.
Nicht mehr Umverteilung bringt mehr Gerechtigkeit, sondern weniger. Nicht mehr Staat
sorgt für den fairen Ausgleich der Interessen, sondern weniger. Unser Staat droht zum
»Sozialversicherungsstaat« zu werden, der im Teufelskreis einer schrumpfenden beitrags­
pflichtigen Beschäftigungsbasis bei gleichzeitig steigenden Versorgungslasten gefangen ist,
Eine effiziente Wirtschaftspoltik ist letztlich die richtige Sozialpolitik.

Die Kirchen weisen in ihrer Schrift zurecht darauf hin, daß die eigentliche Bewährungs­
probe des Sozialstaates noch bevorstehe. Jedoch seien die sozialen Sicherungssysteme trag­
und konsolidierungsfähig. Hier geht der Vorschlag der Kirchen nicht weit genug. Der
Reformbedarf der Sozialversicherung in Deutschland darf nicht nur als bloßes Finanzie­
rungsproblem verharmlost werden. Stellen wir uns vielmehr die Frage, ob wir beispiels­
weise langfristig ein Gesundheitssystem halten können, das bereits ab einen minimalen
Monatsbeitrag die ganze Palette der Versicherungsleistungen vorhält. Trägt das Prinzip der
beitragsfreien mitversicherten Ehegatten ohne eigenes Erwerbseinkommen, wenn dadurch
die Arbeitskosten eines Fabrikarbeiters weiter in die Höhe steigen? Schließlich fallen die
gesamten Leistungen nicht vom Himmel, sondern müssen »solidarisch«, das heißt, letztlich
zu Lasten der Arbeitslosen finanziert werden.

Die Kirchen führen an, daß die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit auf der einen Seite zu
Einnahmeausfällen führt und auf der anderen Seite hohe Kosten für die Versorgungsemp­
fänger verursacht. »Insofern« - so heißt es »ist nicht der Sozialstaat zu teuer, sondern die
Arbeitslosigkeit. Der Sozialstaat und die sozialstaatliehen Leistungen sind nicht die Ursa­
che für die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit.«

Hier irrt die Kirche. Verringert sich durch ein gut ausgestattetes Auffangnetz der Anreiz
für reguläre Erwerbsarbeit, so liegt auch hier eine Ursache für Arbeitslosigkeit. Schließlich
zeigt sich, daß Länder wie Schweden, Großbritannien, Niederlande und auch Neuseeland
durch eine Lockerung des Zwangskorsetts der Arbeitsmarktregulierung und durch weniger
staatliche Leistungen die Geißel der Arbeitslosigkeit erfolgreich bekämpft haben. Und auch
diese Länder stehen nicht zuletzt aufgrund fortschreitender Globalisierung - ebenso wie die
Bundesrepublik - unter erhöhtem Anpassungsdruck. An Arbeitslosigkeit ist eben nicht zu
viel, sondern zu wenig Marktwirtschaft Schuld.

Es scheint, als sei die Meinung der Bevölkerung über das herrschende Wirtschaftssystem
an einem Tiefpunkt angekommen. Jüngst war einer Umfrage des Allensbacher Instituts zu
entnehmen, die Menschen in Ostdeutschland lehnten die »Ellenbogengesellschaft der
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Marktwirtschaft« ab. Immerhin 67 Prozent der Menschen in den neuen Bundesländern ver­
binden Marktwirtschaft mit der Ausbeutung des Menschen. Gleichzeitig glauben 66 Pro­
zent, daß Soziale Marktwirtschaft und Menschlichkeit nicht zusammen passen! Nur eine
kleine Minderheit (3 Prozent) hält die soziale Komponente bereits heute für überzogen.
Das alles beschreibt eine fatale Schieflage im Bewußtsein der Bürger. Es gehört viel Über­
zeugungskraft dazu, Menschen mit liberalen Argumenten vom in sich selbst verwurzelten
sozialen und christlichen Charakter der Marktwirtschaft zu überzeugen.

Die Welt um uns verändert sich. Die Globalisierung legt ein neues Tempo der internatio­
nalen Arbeitsteilung vor. Die Welt rückt enger zusammen. Die Qualifizierung der Erwerbs­
bevölkerung in den Schwellenländern hat inzwischen ein so hohes Niveau erreicht, daß der
Technologiestandard den bisher nur ein »made in Germany« versprach, heute auch in vie­
len anderen Ländern der Erde erreicht wird. Die Liberalisierung der Kapitalmärkte gepaart
mit neuer Technik, führt dazu, daß innerhalb kürzester Zeit enorme Kapitalströme gleich­
gerichtet rund um den Globus dirigiert werden. Unternehmen sind gezwungen, schon um
Währungsschwankungen auszugleichen, international zu operieren.

Das Wort der Kirche bleibt jedoch an dieser Stelle unklar und nebulös. Globalisierung
wird unter dem Aspekt der Arbeitsplatzvernichtung gesehen. Die Chancen, die sich ins­
gesamt auch für die deutsche Volkswirtschaft durch ein offenes System ergeben, werden
kaum wahrgenommen. Es bestehe Handlungsbedarf, »... Globalisierung ereignet sich nicht
wie eine Naturgewalt, sie verlangt nach politischer Gestaltung«.

Es wäre naiv anzunehmen, daß ein Staat, dem besonders viel Verantwortung zugescho­
ben wird, diesen Prozeß mit der Folge steuern und lenken könnte, daß nicht Kosten- und
Leistungskriterien maßgeblich dafür verantwortlich wären, wo neue Arbeitsplätze entste­
hen.

In die gleiche Richtung zielt die Forderung der Kirche, daß es notwendig sei, die euro­
päische Sozialpolitik künftig für alle Mitgliedstaaten der Union verbindlich gelten zu las­
sen. Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß wir uns nicht vom Wettbewerb in Europa
oder der Welt durch Festschreiben von Sozialstandards abkoppeln können. Im Gegenteil,
Protektionismus - auch im verbrämten Gewand - rächt sich für unser Land im besonderen
Maße. Auf die Herausforderung der Globalisierung können wir nicht defensiv mit Subven­
tionen für Kohle, Stahl, Werften und die Landwirtschaft reagieren. Wir haben nur die Mög­
lichkeit, die Flucht nach vorne anzutreten und die eigene Wettbewerbsfähigkeit durch eine
Renaissance der marktwirtschaftliehen Komponente zu verbessern. Dabei sind Entflech­
tung, Rückführung und Abbau nicht nur in bezug auf einen allmächtigen Sozialstaat das
Gebot der Stunde. Altbundskanzler Schmidt titelt völlig zurecht. »Die Lust, alles bis in
kleinste Detail zu regeln behindert den wirtschaftlichen Aufschwung. Wer die Arbeitslosig­
keit wirksam bekämpfen will, muß den Dschungel der Gesetze und Verordnungen lichten.
Wir Deutsche sind so paragraphengläubig und so regelungswütig geworden, daß man an
unserem Verstand zweifeln muß.«

Der Marktwirtschaft wieder mehr Geltung zu verschaffen bedeutet, eine wirksame Medi­
zin gegen Massenarbeitslosigkeit, gegen Armut und gegen den Abstand von Ost- zu West­
deutschland, kurz gegen die »Risse« zu verabreichen, die die Kirche in den Mittelpunkt
ihres Papiers stellt.
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Der Bundespräsident hat kürzlich in seiner vielbeachteten Rede allen die Leviten gelesen
und gleichzeitig erklärt, die Deutschen hätten die Kraft und den Leistungswillen, sich am
eigenen Schopf aus der Krise zu ziehen. Das gelingt nicht mit mehr Umverteilung und
staatlicher Gängelung, sondern nur durch mehr Effizienz innerhalb unserers Systems für
mehr Wachstum und Beschäftigung.

Mehr Marktwirtschaft verlangt mehr Mut - Mut, den es zu beweisen gilt.

Dieser Beitrag ist bereits vorab in der»Wirtschaftswoche« veröffentlicht worden.

Dr. Duo GrafLambsdorffMdB, Bundeshaus, Görresstraße 34, 53113 Bonn

Nachhaltigkeit, Wachstum und Wertorientierung

Von Hans G. Nutzinger und Angelika Zahrnt

1. Generelle Würdigung

Das Gemeinsame Wort des Rates der EKD und der Deutschen Bischofskonferenz zur wirt­
schaftlichen und sozialen Lage in Deutschland, hervorgegangen aus der »Diskussions­
grundlage« vom 22. November 1994, rund 2500 Stellungnahmen im Verlauf eines gut ein­
jährigen Diskussionsprozesses und der Arbeit eines Beraterkreises sowie einer Redaktions­
gruppe im Laufe des Jahres 1996, liefert aus unserer Sicht eine sehr beachtliche und wich­
tige Strukturierung der gegenwärtigen wirtschaftlichen und sozialen Problemlandschaft, die
zwar im allgemeinen durchaus wohlwollend-freundlich aufgenommen wurde, aber nach
unserem Eindruck bisher doch noch nicht in ausreichendem Maße Eingang in den politi­
schen und gesellschaftlichen Diskurs gefunden hat. Diese Leistung ist um so bemerkens­
werter, als sich ja unter den zahlreichen Stellungnahmen während des Konsulationsprozes­
ses nicht nur unterschiedliche, sondern mitunter durchaus auch unmittelbar konträre Analy­
sen und Handlungsempfehlungen befunden haben, die von den Kirchen produktiv in ihrem
»Gemeinsamen Wort« aufzunehmen waren. Diese schwierige Aufgabe, so meinen wir,
haben die beiden Kirchen im Grundsatz gut gelöst. Daß dabei ein »Kompromißpapier« her­
ausgekommen ist, in dem sich diese unterschiedlichen Problemsichten auch teilweise noch
wiederfinden, war nach dieser Diskussionslage unvermeidbar. Wichtig ist, daß das
»Gemeinsame Wort« keinen »faulen Kompromiß« darstellt, sondern die unterschiedlichen
Anforderungen an die Zukunftsfähigkeit unserer Wirtschaft und Gesellschaft, ausgehend
vom christlichen Verständnis des Menschen, an der Wechselbezüglichkeit von wirtschaftli-
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chen und sozialen Erfordernissen im Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft« zu messen
versucht. Die Weiterentwicklung eines ernstgemeinten Konzepts von »Sozialer Marktwirt­
chaft« unter veränderten weltwirtschaftliehen Bedingungen, aber auch in einem zunehmend
durch marktradikale Forderungen aufgeheizten Diskussionsklima ist schon für sich
betrachtet eine bedeutende Leistung. Was unsere eigene Kritik betrifft, die wir vor zwei
Jahren an gleicher Stelle veröffentlicht haben, so haben wir besonderen Anlaß zur Zufrie­
denheit, weil gerade die angemahnten »informellen Defizite«, etwa im Hinblick auf das
»vergessene Kapitel Frauen«, im abschließenden, wenn auch erklärtermaßen nicht »letz­
ten« Wort der beiden Kirchen weitgehend ausgeräumt sind.

2. Der Einbezug von Nachhaltigkeit

In unserer damaligen Stellungnahme war der Hauptkritikpunkt, daß die Leitvorstellung der
»nachhaltigen Entwicklung« zwar verschiedentlich in der »Diskussionsgrundlage« auf­
tauchte und unter der Rubrik »Bewahrung der Schöpfung« auch theologisch verankert war,
daß sie aber nur unzureichend in die wirtschaftlichen und sozialen Überlegungen dieses
ersten Textes integriert war. Diesem zentralen Einwand trägt nun das »Gemeinsame Wort«
weitaus stärker Rechnung als das »Impulspapier«, wenn auch nach unserer Ansicht hier
noch einige»Wünsche« - genauer: Inkonsistenzen - übrig- und offenbleiben.

Betrachten wir zunächst die wesentlichen »ökologischen Fortschritte« des »Gemein­
samen Wortes«: Der Titel der damaligen Diskussionsgrundlage »Zur wirtschaftlichen und
sozialen Lage in Deutschland« ist im Gemeinsamen Wort der beiden Kirchen nur noch
Untertitel, und der gewählte Haupttitel »Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit«
nimmt zumindest begrifflich die beiden Hauptelemente des Nachhaltigkeitspostulates mit
auf, denn zu menschlicher Solidarität gehört auch immer die Solidarität der heute lebenden
Menschen mit künftigen Generationen, und Gerechtigkeit wird von den beiden Kirchen zu
Recht nicht nur innerhalb der nationalen Gesellschaft eingefordert, sondern zugleich als
weltweite Gerechtigkeit für die Länder des Südens verstanden. Zwar beziehen die beiden
Bischöfe in ihrem Vorwort (S. 5) diese beiden Begriffe primär auf die Verhältnisse in der
Bundesrepublik Deutschland und richten sie mehr auf die unmittelbare als auf die ferner
liegende Zukunft aus; gleichwohl umfaßt der Text, liest man ihn insgesamt, durch einen
relativ systematischen Einbau von Gesichtspunkten der Nachhaltigkeit auch eine weiter­
führende Perspektive, welche über die räumliche Begrenzung auf Deutschland oder die
Europäische Union ebenso hinausgeht wie über die Interessen der heute lebenden Men­
schen.

Diese erfreuliche Perspektive wird bereits in Textziffer (1) der »Hinführung« deutlich, die
»Zukunftsfähigkeit und Nachhaltigkeit« als zwei zentrale Maßstäbe der Wirtschafts- und
Sozialpolitik hervorhebt. Allerdings wird an dieser Stelle nur das Problem der Fairneß zwi­
schen heutigen und künftigen Generationen angesprochen, nicht jedoch das ebenso wichtige
Problem eines Interessenausgleichs zwischen den Ländern des Nordens und des Südens.

In der Erläuterung (9) zur dritten These »Die Soziale Marktwirtschaft braucht eine struk­
turelle und moralische Erneuerung« wird zu Recht auf »eine zukunftsfähige Wirtschafts-
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und Sozialpolitik« hingewiesen, aber gerade deswegen erscheint es uns angemessen, diese
These auch um die ökologische Komponente - den Erhalt der natürlichen Lebensgrund­
lagen - zu erweitern. Wenn hierbei vom Leistungsvermögen der Volkswirtschaft und der
Qualität der sozialen Sicherung als dem wirtschaftlichen und dem sozialen »Pfeiler einer
Brücke« gesprochen wird, so müßte unbedingt hinzugefügt werden, daß diese Pfeiler der
Brücke nur dann einen stabilen Halt verleihen können, wenn sie selber ökologisch gut
gegründet und begründet sind. Allein der Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen und
weltweite Gerechtigkeit liefern einen solchen festen Untergrund. Deshalb sollten diese bei­
den Aspekte von Nachhaltigkeit bereits an dieser Stelle - und nicht erst später in Textziffer
(11) - genannt werden.

3. Zur Präzisierung des Nachhaltigkeitsbegriffs

Vermutlich kann es bei einer Vielzahl von Bearbeiter(inne)n nicht ausbleiben, daß der
Gedanke der Nachhaltigkeit nicht immer mit gleichem Begriffsinhalt und mit gleicher Prä­
zision ausgedrückt wird und daß auch das ihm beigemessene Gewicht durchaus variiert.
Begrifflich verwirrend ist außerdem der Umstand, daß am Anfang in Textziffer (2),
Zukunftsfähigkeit und Nachhaltigkeit als zwei getrennte, wenn auch nicht hinreichend
explizierte Begriffe erscheinen, während sie an verschiedenen Stellen des folgenden Textes
gleichgesetzt werden. Es wäre der begrifflichen Klarheit dienend, wenn in einer überarbei ­
teten Fassung des »Gemeinsamen Wortes« beide Begriffe gleich zu Beginn einigermaßen
klar definiert würden, so daß im folgenden erkennbar ist, ob sie synonym gebraucht werden
(können) oder nicht.

Was den Gesichtspunkt »Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen« betrifft, so kommt
dieser wohl am deutlichsten in Textziffer (225) zum Ausdruck. Das Konzept nachhaltiger
Entwicklung insgesamt wird wohl am besten beschrieben durch Textziffer (148), wo für
die deutsche Gesellschaft ein »natürlicher Handlungsrahmen« in der Art gefordert wird,
»daß die berechtigten Interessen der kommenden Generationen und der Menschen auf
anderen Kontinenten nicht verletzt werden« (5.60). Weniger deutlich ist die Bestimmung
von »Nachhaltigkeit« in Abschnitt 3.3.5, der zwar nach unserer Ansicht nichts Falsches
enthält, aber ein wenig zu freundlich von »der Einbindung aller gesellschaftlichen Prozesse
in das - allem menschlichen Tun vorgegebene - umgreifende Netzwerk der Natur« spricht.
Das ist zwar nicht falsch, klingt aber ein bißehen unverbindlich. Deutlicher wäre es, hier
von einem ökologischen Handlungsrahmen zu sprechen. Man mag gegen diesen Begriff
einwenden, daß es sich hierbei nicht um ein fertiges Korsett handeln kann, da sich ja dieser
Handlungsrahmen fortlaufend durch menschliche Eingriffe, aber auch durch natürliche
Entwicklungen verändert; trotzdem wäre es besser, die natürlichen Handlungsbeschränkun­
gen etwas verbindlicher zu formulieren. Dies scheint auch deswegen angezeigt, weil die
theologische Perspektive des »Bebauens und Bewahrens« in Textziffer (123) zugleich ein
Nutzungsgebot und eine Nutzungsgrenze enthält.

Eine begrüßenswerte Innovation stellt der vorliegende Text insofern dar, als er die
Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublik, gekennzeichnet durch stark zunehmende
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Kinderlosigkeit, als eine Gefährdung der Zukunftsfähigkeit registriert. Man hätte im
»Gemeinsamen Wort« diesen Gesichtspunkt noch weiter ausbauen können: Wenn der Text
zu Recht eine »Benachteiligung der Familien« in Abschnitt 2.2.2 feststellt und entspre­
chende Veränderungen zugunsten der Familien verlangt, so könnte er dies auch im Kontext
von Nachhaltigkeit und Zukunftsfähigkeit fordern. Das Problem als solches wird zwar in
Textziffer (77) angesprochen, aber mehr als technisches Problem denn als Komponente
genereller Nachhaltigkeit und Zukunftsfähigkeit: Eine zunehmend kinderlose Gesellschaft
hat nicht nur das ungelöste Problem, wie sie ihr Sozialleistungssystem finanzieren soll, sie
droht auch insgesamt auszusterben. Der Bedeutung von Zukunftsfähigkeit und Nachhaltig­
keit erscheint es im übrigen auch angemessen, wenn in Textziffer (132) nach der Diskus­
sion individueller Freiheitsrechte und politischer Mitwirkungsrechte nicht nur wirtschaft­
lich-soziale und kulturelle, sondern auch ökologische Grundrechte eingefordert werden,
denn die Chancen menschlicher Entfaltung, die durch solche Rechte gesichert werden sol­
len, schließen auch das Recht auf eine weitgehend unversehrte und auf jeden Fall lebens­
werte Natur ein.

4. Drei ökologische Defizite

Es ist wohl vor allem den Schwierigkeiten eines Abgleichs vieler Textbruchstücke zuzu­
schreiben, daß der Gedanke der Nachhaltigkeit an zwei zentralen Stellen nicht explizit
erwähnt wird, obwohl er dort von Bedeutung wäre: Dies ist zum einen in den Abschnitten
zum europäischen Integrationsprozeß (164) in Kap. 4.6, zum anderen in den Überlegungen
zur Globalisierung (Kap. 2.5 »Globale Herausforderung«) der Fall. Man mag einwenden,
daß man nicht permanent an jeder Stelle von »Nachhaltigkeit« und »Zukunfts fähigkeit«
sprechen kann, aber die explizite Einbeziehung der ökologischen Dimension erscheint
gerade an diesen Stellen besonders erforderlich, weil der bisherige Diskurs um die zu Recht
befürwortete europäische Integration vor allem dadurch gekennzeichnet war, daß er die
wirtschaftliche Dimension der Frage einseitig in den Vordergrund stellte, die soziale Kom­
ponente an den Rand drängte und die ökologischen Restriktionen überhaupt ausblendete.
Gerade weil die europäische Integration bisher fast ausschließlich als Wirtschafts- und
Wachstumsprogramm diskutiert und auch weitgehend praktiziert worden ist, wäre nicht nur
die Einbeziehung sozialer Aspekte, wie etwa in Textziffer (234), sondern auch der explizite
Hinweis auf ökologische Handlungsrestriktionen erforderlich. Hier hat es das »Gemein­
same Wort« nach unserer Meinung versäumt, einen möglichen und wichtigen Kontrapunkt
zur bisherigen Diskussion zu setzen. Gerade wenn man die europäische Integration anstrebt
- was wir ebenso wollen wie die beiden Kirchen -, ist die Ausblendung der ökologischen
Grundlagen mit langfristig vermutlich fatalen Konsequenzen auch für den Einigungsprozeß
selbst besonders bedauerlich.

Ähnliches gilt für die Globalisierungsdebatte: Globalisierung wird ZWar richtig als eine
»Herausforderung« verstanden und nicht als eine blinde und unabänderliche »Naturge­
walt«; wenn aber zu Recht ihre »politische Gestaltung« (133) angemahnt wird, so sollte
auch die ökologische Gestaltung der Globalisierung eingefordert werden. Und wenn in
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Textziffer (86) zutreffend auf extreme Lohnunterschiede zwischen den EU-Ländern und
den Schwellenländern Mittel- und Osteuropas, Südostasiens und Lateinamerikas hingewie­
sen wird, so sollte auch ein Hinweis auf extrem unterschiedliche ökologische Normen und
Standards nicht unterbleiben. Es ist uns bewußt, daß die Anforderungen hoher mitteleuro­
päischer Umweltstandards in solchen Ländern als »ökologischer Imperialismus« erschei­
nen mögen; es geht uns aber nicht darum, unter dem Deckmäntelchen »Ökologie« (oder
»Arbeitsschutz«) dieser Ländergruppe Entwicklungschancen durch übertriebene Anforde­
rungen zu verbauen, sondern darum, bestimmte ökologische und auch soziale Mindeststan­
dards im Interesse der dort lebenden Menschen einzufordern. Wirtschaftlicher Erfolg und
wirtschaftliches Wachstum wäre auch in diesen Ländern falsch gemessen, wenn es sich nur
um den Reichtum weniger handeln würde und die natürlichen und sozialen Existenzbedin­
gungen für die Menschen dieser Länder unerträglich wären. Wenn im Nachhaltigkeits­
postulat die Interessen künftig lebender Menschen eingefordert werden, so gilt dies minde­
stens in gleichem Maße für die Interessen der heute in den Ländern des Südens lebenden
Menschen; ihre Bedürfnisse nach sozialen und ökologischen Mindeststandards, die ihnen
wenigstens Leben und körperliche Unversehrtheit garantieren sollen, dürfen nicht unter
Hinweis auf Entwicklungschancen künftiger Generationen abgetan werden - ganz abge­
sehen davon, daß es um die Lebenschancen von Kindern und Kindeskindern, deren Eltern
ihre Gesundheit ruinieren müssen, um zu überleben, ohnehin nicht gut bestellt sein dürfte.

Nun könnte man gegen diese Kritik einwenden, daß die Frage der »ökologischen Krise«
bereits in Kapitel 2.3 erwähnt wird, so daß sich eine Wiederholung in den beiden folgenden
Abschnitten (»Europäische Integration« und »Globalisierung«) erübrigt. Wie wir aber
gerade versucht haben aufzuzeigen, ist dieser Gesichtspunkt so wichtig, daß er gleichwohl
in den jeweiligen Text mit einbezogen werden müßte; hinzu kommt, daß die Würdigung
der bisherigen Bemühungen um Umweltschutz in Textziffer (80) einen wichtigen Tat­
bestand nicht hinreichend deutlich macht, sondern eher hypothetisch formuliert (»wenn es
uns nicht gelingt, die Ausbeutung der Natur wirksam einzuschränken ... «). Es sollte gleich
zu Beginn klar gesagt werden, daß trotz aller anerkennenswerten Bemühungen um
Umweltschutz zur Zeit die ökologischen Schäden weltweit noch weiter anwachsen und
Fortschritten in einzelnen Gebieten schwerwiegende Verschlechterungen in vielen anderen
gegenüberstehen. Man hat den Eindruck, daß der Text hier einem gängigen Öko-Optimis­
mus folgt, der zuwenig nach der Verallgemeinerbarkeit und vor allem der praktischen Ver­
allgemeinerung sichtbarer Fortschritte fragt und dadurch nicht zu einer realistischen Sicht
des gegenwärtigen Zustandes unserer Umwelt und der heute noch herrschenden Tendenz
zu einer Verschlechterung gelangt. Zwar wird in der gleichen Textziffer richtig davon
gesprochen, daß die Umweltschäden weiter anwachsen, aber die zuvor gewählte hypotheti­
sche Formulierung suggeriert doch leicht eine zu optimistische Perspektive.

Dieser »Öko-Optimismus« und die Neigung, klare Tatsachenbeschreibung durch weni­
ger kontroverse hypothetische Formulierungen zu ersetzen, zeigt sich dann erneut in der
folgenden Textziffer (81) im Bereich Landwirtschaft. Dort wird richtig festgestellt, daß
»[d]ie überkommenen, bewährten Prinzipien bäuerlichen Wirtschaftens [... ] auf eine
umweltverträgliche und nachhaltige Bodennutzung und Tierhaltung ausgerichtet [sind]«. In
dieser Allgemeinheit kann dem Satz zwar durchaus zugestimmt werden; er stellt aber leider

280



nicht eine Beschreibung der gegenwärtig praktizierten Prinzipien in der Landwirtschaft dar,
die durch Intensivbewirtschaftung, Massentierhaltung, Überdüngung und Pestizideinsatz
gekennzeichnet ist. Es geht uns hierbei nicht darum, die wirtschaftlichen Rahmenbedingun­
gen auszublenden, unter denen die Bauern in Deutschland (und anderswo) arbeiten müssen,
oder den Blick auf ihre oftmals schwierige soziale Lage zu verstellen, aber es besteht doch
die Gefahr, daß hier ein idyllisches heiles Bild von Landwirtschaft gezeichnet wird, das in
großem, oftmals diametralem Gegensatz zur heutigen beklagenswerten Realität steht. Daß
die Autoren des »Gemeinsamen Wortes« das im Prinzip ähnlich sehen wie wir, wird erst
viel später deutlich, wenn richtig in Textziffer (229) festgestellt wird: »Zu einer dauerhaf­
ten Verbesserung und Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen und zur Erhaltung einer
umwelt- und naturgerechten Landschaft mit ihrer Vielfalt gehört die stärkere ökologische
Ausrichtung der Landwirtschaft.« Aber diese richtige Erkenntnis hätte man zumindest
generell schon in Textziffer (81) formulieren oder wenigstens andeuten müssen. Die erfor­
derliche Rücksicht auf die soziale Lage der Bauern sollte nicht zu einem Verschweigen
ökologischer Mißstände führen.

5. Nachhaltigkeit und Wachstum

Die Frage des wirtschaftlichen Wachstums wird im »Gemeinsamen Wort« kaum erörtert.
In Textziffer (21) findet sich der richtige Hinweis, daß mehr Wirtschaftswachstum allein
das Problem der Arbeitslosigkeit nicht wird lösen können. Die Fragwürdigkeit eines rein
quantitativen Wirtschaftswachstums in den Industrieländern wird auch zutreffend in Text­
ziffer (80) hervorgehoben. Richtig weist der Text auch darauf hin, daß Konsumsteigerun­
gen in den Industrieländern nicht zukunftsfähig sind. Aber, wie bereits erwähnt, insgesamt
wird die Frage des Wirtschaftswachstums kaum thematisiert. Man könnte dies aus ökologi­
scher Perspektive als Manko ansehen, aber das wäre nach unserer Überzeugung eine Über­
forderung des »Gemeinsamen Wortes«, das ja eine ethische Orientierung für zukunftsfähi­
ges Handeln in Deutschland darstellen soll und keine wirtschaftswissenschaftliehe Abhand­
lung zu der höchst kontroversen Frage darstellt, ob nun Nachhaltigkeit und Wirtschafts­
wachstum miteinander vereinbar sind oder nicht. Daher stellt sich diese Schrift berechigter­
weise die zentrale Frage, wie in Deutschland und anderswo eine Zukunft in Solidarität und
Gerechtigkeit aussehen soll. Dadurch ergeben sich Handlungsorientierungen, die zumindest
praktisch darüber entscheiden, ob es noch Wachstum der Wirtschaft in der Zukunft gibt
und wie dieses Wachstum dann aussehen wird. Ort und Umfang des Wachstums sind dann
keine normative Vorgabe, sondern mehr die Resultate aus den getroffenen Wertentschei­
dungen. Von daher wäre es aus unserer Sicht nur wünschenswert, offen anzusprechen, daß
die Frage nach dem wirtschaftlichen Wachstum von den Kirchen nicht im Sinne einer nor­
mativen Vorgabe entschieden werden soll, sondern daß der Text Handlungsmaßstäbe ent­
wickelt, als deren Folge sich Art und Umfang wirtschaftlichen Wachstums dramatisch ver­
ändern werden.

Wir sehen bemerkenswerte Parallelen zwischen dem Konsultationsprozeß zum »Wirt­
schafts- und Sozialwort« der Kirchen und der vom Bund für Umwelt und Naturschutz
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gemeinsam mit.dem bischöflichen Hilfswerk Misereor herausgegebenen Studie »Zukunfts­
fähiges Deutschland« des Wuppertal Instituts. Dies betrifft zum einen das eben diskutierte
Problem des wirtschaftlichen Wachstums: Auch hier haben wir die Frage nach Wirtschafts­
wachstum bewußt offengelassen und statt dessen versucht, durch Vorgabe eines »Umwelt­
raums« als eines ökologischen Handlungsrahmens die Bedingungen dafür zu formulieren,
daß wirtschaftliches Handeln ökologischen Restriktionen genügt. Soweit dies der Fall ist,
ist auch Wachstum als Ergebnis menschlicher Entscheidungen und Handlungen möglich
und akzeptabel. Nach den Erfahrungen mit recht zahlreichen unfruchtbaren theoretischen
Diskussion über »Wachstum an sich« halten wir dieses Vorgehen für ein sinnvolles Ver­
fahren, das in der Diskussion sicherlich weiterführt als ein unfruchtbarer Streit um ein
abstraktes Dogma»Wachstum ja oder nein«.

6. Nachhaltigkeit und Werte

Zu Recht stellt das »Gemeinsame Wort« in Kapitel 3 »Perspektiven und Impulse aus dem
christlichen Glauben« auch die »Frage nach dem Menschen« (Kap. 3.1). Dieser Abschnitt
enthält zwangsläufig bestimmte Wertentscheidungen, denen wir aber insgesamt durchaus
beipflichten können. Diese primär normative »Frage nach dem Menschen« hat aber auch
eine wichtige empirische Seite: Bei den Diskussionen um die Studie »Zukunftsfähiges
Deutschland« ist oft die Frage aufgetaucht, ob nicht - bei aller Richtigkeit der ökologi­
schen Analyse - für die Umsetzung eines solchen Programms ein neuer Mensch erforder­
lich sei. Eine ähnliche Frage wird sich an die Kirchen richten: Ob sie nicht ein zu
anspruchsvolles, normativ überhöhtes Bild vom Menschen haben? Der im Text enthaltene
Hinweis darauf, daß das christliche Menschenverständnis in einem weiteren Sinne in
Europa auch von den meisten Nichtchristen geteilt wird, löst vielleicht das Problem der
normativen Akzeptanz des christlichen Menschenbildes, aber noch nicht die Frage, ob die­
ses Bild nicht den konkret lebenden Menschen überfordert.

Wir glauben, daß weder für ein »Zukunftsfähiges Deutschland« noch weltweit für eine
»Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit« ein neuer Mensch erforderlich ist. Wichtig
dagegen ist die Rückbesinnung, daß der eigennützige »homo oeconomicus« kein vollstän­
diges Menschenbild darstellt; und tatsächlich sind die Menschen auch nicht reine »homines
oeconomici«. Richtig ist, daß menschliches Verhalten nicht nur einer sinnvoll gestalteten
Rahmenordnung, sondern auch einer ethischen Fundierung bedarf, die sich z. B. auch auf
christliche Grundwerte stützt. Im Prinzip wird dies auch von Kapitel 3 »Perspektiven und
Impulse aus dem christlichen Glauben« geleistet, denn darin werden zugleich die Voraus­
setzung für Kapitel 4 geliefert, das den »Grundkonsens einer zukunftsfähigen Gesellschaft«
beschreibt. Die Kirchen sollten dies auch mutig und entschlossen in Zukunft vertreten,
ohne Furcht davor, deswegen als »unmodern« oder gar »antiquiert« zu gelten. Das
»Gemeinsame Wort« zeigt, daß sich eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit durchaus
auf die christliche Tradition gründen kann.

Wie groß gegenwärtig der Bedarf an Wertorientierung ist, das haben auch die Diskussio­
nen um die Studie »Zukunftsfähiges Deutschland« gezeigt. Gerade bei der Suche nach
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Werten fühlen sich manche Menschen von den Kirchen vernachlässigt, ja verlassen. Wenn
»Der Spiegel« Nr. 43/95 schreibt, »Zukunftsfähiges Deutschland« hätte gute Chancen, zur
»grünen Bibel der Jahrtausendwende zu werden«, so kann man dies als symptomatisch für
eine von manchen Menschen empfundene »Leerstelle« der Kirchen auffassen. Selbstver­
ständlich können die christlichen Kirchen in der modemen Gesellschaft keine absoluten,
für alle Menschen verbindlichen Werte mehr vorschreiben, aber sie können - vielleicht ent­
schiedener als bisher - die reichen Traditionen ihres Glaubens- und Menschenverständnis­
ses dazu nutzen, um den Menschen bei ihrer Suche nach Gerechtigkeit und Solidarität,
auch im Verhältnis zur Natur, Hilfe und Orientierung zu geben.

7. Abschließende Bemerkungen

Daß wir dem vorliegenden Text in seiner Grundstruktur und auch in den meisten Aussagen
zustimmen können, haben wir schon eingangs betont. Auch verbleibende Kritikpunkte sind,
soweit wir sehen, nicht grundsätzlicher Natur. Darüber hinaus beobachten wir eine ganze
Reihe bemerkenswerter und ermutigender Parallelen zwischen dem Konsultationsprozeß der
Kirchen und dem Diskussionsprozeß zur Studie »Zukunftsfähiges Deutschland«. Auch diese
Monographie hat, ähnlich wie das Impulspapier, eine umfassende und produktive Erörterung
auf den verschiedensten Ebenen und bei unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen aus­
gelöst. Daher ist es besonders zu begrüßen, daß in dem Gemeinsamen Wort der Kirchen auch
der Konsultationsprozeß im Anschluß an das Impulspapier dargestellt und reflektiert wird; so
erhält auch der Weg zum endgültigen Text eine eigenständige Bedeutung. Diese Bedeutung
liegt zum einen darin, über die kurzatmige, oftmals mehr von taktischen Überlegungen und
politischen Rücksichtmaßnahmen geprägte politische Debatte hinaus einen generellen Diskus­
sionsprozeß anzustoßen, der sich auf die Wertgrundlagen unserer Gesellschaft besinnt und von
daher die Gestaltung der Zukunft erörtert. Darüber hinaus zeigt der vorgelegte Bericht über
den Konsultationsprozeß - ähnlich wie unsere Erfahrungen mit der Studie »Zukunftsfähiges
Deutschland« -, daß auch bei teilweise unterschiedlicher Beurteilung von funktionalen Zusam­
menhängen und Prioritäten prinzipiell doch ein gemeinsamer Grundkosens möglich ist. Daher
sind solche Verständigungsprozesse, wie sie bei der Entstehung des »Gemeinsamen Wortes«
der Kirchen stattgefunden haben und weiter stattfinden müssen, besonders vordringlich, denn
sie dienen zum einen der Vergewisserung, von welcher gemeinsamen Wertebasis man in einer
pluralistischen Gesellschaft ausgehen kann, zum anderen der Klärung der Ziele, die man
zusammen erreichen will. Nur auf der Basis eines derartigen Grundkonsenses kann eine kon­
struktive gesellschaftliche Auseinandersetzung um den besten Weg zu einer national und welt­
weit nachhaltigen Entwicklung in Gang kommen. Erst dann können die notwendigen Verände­
rungen auch mit Aussicht auf Erfolg umgesetzt werden. Dafür drängt allerdings die Zeit.

Prof. Dr. Hans G. Nutzinger, Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, Universität Gesamt­
hochschule Kassel, 34109 Kassel, Dr. Angelika Zahrnt, BUND, 69151 Neckargemünd
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Welche Kultur braucht
die soziale Marktwirtschaft?

Von Hermann Sautter

»Die Kirchen sehen im Konzept der sozialen Marktwirtschaft weiterhin ... den geeigneten
Rahmen für eine zukunftsfähige Wirtschafts- und Sozialpolitik« (9). Mit diesem Satz
beschreiben die Autoren des »Gemeinsamen Wortes« die institutionellen Grundlagen einer
»solidarischen und gerechten Gesellschaft«. Von zwei, die »Brücke« der sozialen Markt­
wirtschaft tragenden Pfeilern ist dabei die Rede: dem »Leistungsvermögen der Volkswirt­
schaft« und der »Qualität der sozialen Sicherung«. An die berühmte »irenische Formel«
von Müller-Armack vom Ausgleich zwischen wirtschaftlicher Effizienz und sozialer
Gerechtigkeit wird damit erinnert. Die Hauptsorge der Kirchen gilt der Tragfähigkeit des
zweiten Pfeilers: »Heute ist die Gefahr groß, daß die Wettbewerbsfähigkeit auf Kosten der
sozialen Sicherung gestärkt werden soll« (9).

Von einer solchen Gefahr muß nicht zuletzt deshalb gesprochen werden, weil auch die
Wettbewerbsfähigkeit bedroht ist. Das mag sich zwar nicht in allen gesamtwirtschaftlichen
Indikatoren niederschlagen. Auf die noch immer hohen Exportüberschüsse wird beispiels­
weise in diesem Zusammenhang verwiesen. Aber ein genauer Blick auf die Exportstatisti­
ken macht deutlich, daß die Bundesrepublik sowohl bei sehr technologie-intensiven als
auch bei standardisierten und arbeitsintensiven Industriewaren Marktanteile im internatio­
nalen Wettbewerb verloren hat. Auch die Tragfähigkeit des ersten Pfeilers der sozialen
Marktwirtschaft ist also in Gefahr, und genau deshalb verschärft sich der Druck auf den
zweiten.

Der System-Charakter der Wirtschaft bringt es mit sich, daß man für soziale Sicherheit
nicht sorgen kann, ohne sich um wirtschaftliche Effizienz zu bemühen, und daß wirtschaft­
liche Effizienz nicht zu haben ist ohne sozialen Frieden, der für die Zuverlässigkeit wirt­
schaftlicher Institutionen sorgt. Insofern kann man durchaus zur »Solidarität und Gerech­
tigkeit« einer Gesellschaft beitragen, indem man das Leistungsvermögen der Wirtschaft
erhöht. Auch schadet es keineswegs der Glaubwürdigkeit eines »Anwalts der Schwachen«,
als den sich die Kirchen verstehen, wenn er sich Gedanken macht über die Erhöhung von
Arbeitsproduktivitäten und die Verbesserung der strukturellen Anpassungsfähigkeit.

Dies sei nicht Aufgabe der Kirchen, würden die Autoren des Gemeinsamen Worts ver­
mutlich entgegnen. Sie haben recht, wenn sie damit ökonomische Analysen und wirt­
schaftspolitische Empfehlungen meinen, die die Probleme der Anpassungsflexibilität und
der Wachstumsdynamik zum Gegenstand haben. Niemand wird von einem kirchlichen
Wort erwarten, daß es dazu detaillierte Äußerungen macht und konkrete Empfehlungen
ausspricht.

Die Autoren des Gemeinsamen Wortes wecken eine andere Erwartung, und an dieser
sollten sie dann auch gemessen werden. Sie wollen dazu beitragen, einige Grundzüge einer
»Kultur der sozialen Marktwirtschaft« zu klären, das heißt die informellen Institutionen,
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Verhaltensweisen und Einstellungen ins Bewußtsein zu rufen, die den formellen Institutio­
nen dieser Wirtschaftsordnung erst ihre Durchsetzungskraft verleihen. »Die Strukturen
(einer sozial, ökologisch und global verpflichteten Marktwirtschaft, d. Verf.) müssen, um
dauerhaft Bestand zu haben, eingebettet sein in eine sie tragende und stützende Kultur«
(12). Zu ihr gehört nach dem Verständnis der Kirchen ein Menschenbild, »das Freiheit und
persönliche Verantwortung wie Solidarität und soziale Verpflichtung beinhaltet. Insofern
beruht die soziale Marktwirtschaft auf Voraussetzungen, welche sie selbst nicht herstellen
und auch nicht garantieren kann, ohne die sie aber auf Dauer nicht lebensfähig ist« (91 ). In
der Besinnung auf dieses Menschenbild und auf die Grundwerte, die eine soziale Markt­
wirtschaft stützen, werden die »unerläßlichen Voraussetzungen für eine nachhaltige Ver­
besserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage« gesehen, und die Autoren fahren fort:
»Hier liegt der genuine Beitrag der Kirchen« (92).

Verbindet man diese von den Kirchen selbst genannte Aufgabenbeschreibung mit dem
Gedanken von der Gleichrangigkeit der beiden Pfeiler unserer Wirtschaftsordnung, dann
läßt sich folgendermaßen präzisieren: Die Kirchen wollen zur Klärung und Festigung kul­
tureller Werte beitragen, die der wirtschaftlichen Effizienz ebenso zugute kommen wie der
Solidarität, die unternehmerische Dynamik, Eigenständigkeit und Selbstverantwortung
nicht weniger fördern als Hilfsbereitschaft, das Eintreten für andere und die Selbstbeherr­
schung im wirtschaftlichen Erfolgsstreben. Nur so kann - so läßt sich das kirchliche Wort
interpretieren - verhindert werden, daß »individueller Eigennutz, ein entscheidendes Struk­
turelement der Marktwirtschaft, ... (verkommt) zum zerstörerischen Egoismus« (12).

Dies ist ein Programm, das volle Unterstützung verdient und das wohl nur von den Kir­
chen öffentlichkeitswirksam vertreten werden kann. Sie tun dies, indem sie gegen den
Hauptstrom der öffentlichen Meinung angehen. Vorherrschend ist nämlich die Ansicht, mit
einer Änderung von Beitragssätzen, Steuertarifen, Subventionszahlungen usw. seien unsere
Probleme schon gelöst. Das Menschenbild, das dieser Vorstellung zugrunde liegt, ist weni­
ger das der freien und verantwortlich handelnden Person, sondern eher das eines Roboters,
der auf vorgegebene institutionelle Bedingungen seines Handeins so reagiert, wie es die
Erfinder dieser Institutionen von ihm erwarten.

Natürlich wird niemand die Bedeutung von formalen Institutionen bestreiten wollen; auch
die Autoren des »Gemeinsamen Wortes« sind weit davon entfernt. Doch entgegen der Auf­
fassung, eine Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage sei allein von Änderungen
der wirtschaftlichen, rechtlichen und politischen Anreize zu erwarten, rufen die Kirchen in
Erinnerung, daß zur sozialen Marktwirtschaft noch mehr gehört: eine Kultur der Selbstverant­
wortung und der gegenseitigen Hilfe. Sie muß durch verbindliche Regeln gestützt werden,
aber diese sind umgekehrt auch auf die Stütze einer sie tragenden Kultur angewiesen.

Zunächst also verdient das »Gemeinsame Wort« volle Anerkennung für die Betonung
der kulturellen Dimension unserer Wirtschaftsordnung. Zu fragen ist nun allerdings, wie
die eine soziale Marktwirtschaft »tragende und stützende Kultur« gesehen wird. Was sagt
das kirchliche Dokument zu den Einstellungen, Erwartungen und Haltungen, die eine wirt­
schafts- und sozialpolitische Neuorientierung möglich machen?

In der Ausführung der dritten These, in der von der kulturellen Dimension unserer Wirt­
schaftsordnung die Rede ist, schreiben die Verfasser unmißverständlich: Die Kirchen »ste-
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hen für eine Kultur des Erbarmens« (13). Dieser Gedanke durchzieht das ganze Papier.
Von der Pflicht der Starken wird gesprochen, »sich der Rechte der Schwachen anzuneh­
men«. Darin bestehe »die christliche Option« (135). Notwendig sei eine »Neubesinnung
auf die Sozialkultur«. Sie äußere sich vor allem in sozialen Netzwerken und Diensten,
lokalen Beschäftigungsinitiativen, ehrenamtlichen Engagements und Selbsthilfegruppen
(221). So wie es eine Sozialpflichtigkeit des Eigentums gebe, könne auch von einer Sozial­
pflicht des einzelnen gesprochen werden (155). Deshalb müsse auch »Reichtum ein Thema
der politischen Debatte sein«. Es gehe nicht an, daß »der Überfluß geschont wird«, bei­
spielsweise bei der Finanzierung der deutschen Einheit (220). Ausführlich wird von der
wachsenden Armut in Deutschland gesprochen, in der sich die Krise des Sozialstaates
äußere (68). Wo von den kulturellen Voraussetzungen wirtschaftlicher Dynamik die Rede
ist, nämlich von der Bereitschaft zur Mobilität, zum Risiko und zum Lernen, geschieht dies
nicht ohne die ergänzende Bemerkung, diese Mentalität lasse sich durch eine »Absicherung
gegen elementare Lebensrisiken« fördern (133). Nichts spreche im übrigen für einen
Systemwechsel in der sozialen Sicherung (etwa einer Umstellung der Rentenversicherung
vom Umlage- auf das Kapitaldeckungsverfahren). Was etwa in den USA möglich sei, hätte
keinen Vorbild-Charakter für Deutschland, denn die USA besäßen eine andere soziokultu­
relle Tradition als wir (14). Eines jedenfalls scheint für die Autoren klar zu sein: US-ame­
rikanische Züge darf unsere Wirtschaftskultur nicht annehmen. Zusammengefaßt: Womit
die Kirchen meinen, die Institutionen einer Marktwirtschaft festigen und stützen zu kön­
nen, das ist eine »Kultur des Erbarmens«,

Bei aller Unterstützung dieser »Option für die Armen« ist zu fragen, ob sich damit die
Verfasser nicht unnötigerweise selbst beschränken. Nicht nur die Bereitschaft zum Teilen
könnten sie stärken, sondern auch die Bereitschaft zum Wandel, die wir mindestens ebenso
nötig brauchen wie die erstere.

Es ist in diesem Zusammenhang der Erinnerung wert, daß nach einer der biblischen
Schriften »Glaube« modellhaft verwirklicht ist in der Gestalt eines Menschen, der das Wag­
nis eines völligen Neuanfangs eingeht und der alle Brücken zu seiner vertrauten Umgebung
abbricht (in hohem Alter übrigens). Aufbruch aus dem Gewohnten, lebenslanges Unter­
wegssein, in dieser Welt keinen bleibenden Ort zu haben: Dies sind zentrale Themen in den
Schriften, auf die sich christlicher Glauben beruft. Die Volkskirchen Mitteleuropas mögen
sich bisher damit begnügt haben, den spirituellen Gehalt dieser Themen zu bedenken. Daß
diese etwas mit alltäglichen wirtschaftlichen Erfahrungen zu tun haben könnten, ist unge­
wohnt, wenn auch keineswegs im Widerspruch zu den Grundlagentexten der Christenheit
stehend. »Aufbruch und Neuanfang« war für den »Vater des Glaubens« nicht bloß eine spi­
rituelle Übung, sondern eine handfeste wirtschaftliche und soziale Erfahrung.

Nicht weniger konkret ist die Änderung der Lebensumstände, zu der uns die gegenwärti­
gen wirtschaftlichen Umwälzungen zwingen. Kaum etwas wird so bleiben wie es war: Das
vertraute Bild des »Betriebes« beginnt sich beispielsweise aufzulösen. Leistungsverträge
auf Zeit mit wechselnden Partnern, die über Telekommunikationsnetze miteinander in Ver­
bindung stehen, ersetzen die Dauerarbeitsverhältnisse, die eine Stammbelegschaft mit
»ihrem« Betrieb eingeht. Arbeitsplatzsicherheit in dem Sinne, wie ihn die Nachkriegsgene­
ration verstanden hat, wird es kaum mehr geben können. Zahlreiche manuelle Tätigkeiten
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sind - verglichen mit dem Einsatz von »High-Tech-s-Anlagen - so unproduktiv geworden,
daß sie nicht mehr finanziert werden können, sofern sich die Löhne und die Lohnneben­
kosten an den Produktivitäten hochtechnisierter Fertigungsarten ausrichten - was in den
alten, wohlhabenden Industrieländern Europas die Regel ist. Infolgedessen gehen bei uns
immer mehr Arbeitsplätze in traditionellen Bereichen verloren. Was den Zwang zu tiefgrei­
fenden Anpassungen noch verstärkt, ist der veränderte Altersaufbau der Bevölkerung, der
die Fortschreibung des bisherigen Sozialversicherungssystems unmöglich macht.

Daß die Zeichen auf »Abschied und Neuanfang« stehen, ist also unübersehbar. Eine
»Kultur des Wandels« könnte die Antwort auf diese Herausforderungen erleichtern. Sie
müßte enthalten: den Mut zur Veränderung, die Bereitschaft zum Neuanfang, den Willen
zum Wagnis und zum Risiko, die Bereitwilligkeit zur emotionalen Trennung vom Beste­
henden. Was die soziale Marktwirtschaft gegenwärtig braucht, ist eine Kultur dieser Art,
die eine Änderung von Steuertarifen, Subventionszahlungen, Beitragssätzen usw. stützt und
trägt und ihr damit zum Erfolg verhilft, nämlich einer erhöhten Anpassungsfähigkeit und
Dynamik unserer Wirtschaft. Die Kirchen könnten, wie bereits gesagt, sehr viel zu dieser
kulturellen Stütze des wirtschaftlichen Wandels beitragen. »Abschied und Neuanfang«
dürften für sie keine fremden Themen sein; im Gegenteil. Es dürfte die Kirchen auch nicht
überraschen, daß uns gegenwärtig eine Konkretion dieser Themen zugemutet wird, die wir
bisher nicht kannten.

Hinter diesen Möglichkeiten, unvermeidbare ökonomische Prozesse zu erleichtern,
bleibt das »Gemeinsame Wort« weit zurück. Gewiß: Es ist auch von einer »neuen Kultur
der Selbständigkeit« die Rede, die es anzuregen gelte (171 ). Aber diese Forderung wirkt
verloren in einem Text, der immer wieder auf legitime Schutzbedürfnisse hinweist und die
Gefahr unterstreicht, daß die sozialen Kosten der ökonomischen Anpassungen zu hoch
werden könnten. Der Grundton des kirchlichen Wortes ist nicht auf »Mut zum Wandel«
gestimmt, sondern auf den Schutz derjenigen, die sich mit dem Wandel überfordert sehen.

Bemerkenswert ist übrigens, daß die Kirchen die Forderung, eine »neue Kultur der Selb­
ständigkeit« anzuregen, nicht an sich selbst richten, sondern an »das allgemeine und das
berufliche Bildungswesen«, an das Handwerk und an den Mittelstand (171). Auch in dem­
jenigen Teil des Wortes, der den »Perspektiven und Impulsen aus dem christlichen Glau­
ben« gewidmet ist (3.), finden sich kaum Anzeichen einer theologischen Reflexion der
geforderten»Kultur der Selbständigkeit«.

Zum Wandel ermutigen: das kann und muß Hand in Hand gehen mit der Bereitschaft
zum Teilen, dem Thema, das die Kirchen mit der»Kultur des Erbarmens« ansprechen. Wer
offen ist für Neues, muß nicht geldgierig sein, auch wenn uns die vielgepriesenen jungen
Unternehmer, deren Kreativität allseits bewundert wird und die von sich sagen, ihr Profit­
streben kenne keine Grenzen, etwas anderes lehren wollen. Wer Neuerungen bejaht, muß
nicht rücksichtslos im Umgang mit anderen werden.

Vielleicht liegt darin die größte Herausforderung an die Kirchen: zur Kreativität ermuti­
gen - und zugleich den Willen zur Selbstbeherrschung stärken; die Bereitschaft zur Neue­
rung wecken - und zugleich die Sensibilität für die Belange der Mitmenschen (und der
ganzen Schöpfung) fördern. Anders formuliert: ihre »Kultur des Erbarmens« können die
Kirchen verbinden mit einer »Kultur des Wandels«, damit der Wandel möglich wird und
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das Erbarmen nicht in Unbeweglichkeit endet. Zur Stärkung beider Pfeiler in der »Brücke«
der sozialen Marktwirtschaft können die Kirchen auf diese Weise beitragen - der wirt­
schaftlichen Wettbewerbsfähigkeit und dem sozialen Ausgleich. Die erste dieser Aufgaben
anderen zu überlassen und sich auf die zweite zu konzentrieren, so wie es in dem »Gemein­
samen Wort« geschieht, bedeutet eine unnötige und bedauernswerte Selbstbeschränkung.

Prof Dr. Hermann Sautter, Volkswirtschaftliches Seminar der Universität Göttingen, Platz

der Göttinger Sieben 3, 37073 Göttingen

Neue Balancen zwischen Solidarität und
Subsidiarität

Von Otto Schlecht

Vor zwei Jahren habe ich meinen Kommentar zum Entwurf des Gemeinsamen Wortes der
beiden Kirchen mit der Feststellung eingeleitet, daß »Soziale Marktwirtschaft breiten
gesellschaftlichen Konsens über die ihr zugrundeliegenden Wertvorstellungen« erfordert.
Die Konsensbildung ist durch den Konsultationsprozeß gelungen; das vorliegende Wort
bietet eine notwendige Grundlage für die anstehenden Reformen des Steuersystems, des
Arbeitsmarktes und der Sozialversicherung.

Trotz der Bedeutung des gesellschaftlichen Grundkonsenses wird aber nicht einem plat­
ten Konsensualismus gehuldigt: »Grundkonsens meint nicht Harmonie, sondern ein ausrei­
chendes Maß an Übereinstimmung trotz verbleibender Gegensätze« (Ziffer 127). Herrmann
Rappe hat dies auf den Punkt gebracht: »Die Demokratie lebt vom Streit der Argumente,
aber sie stirbt ohne Konsens in Grundfragen.«

Meine Anmerkungen als Vorsitzender der Ludwig-Erhard-Stiftung konzentriere ich
unter ordnungspolitischem Anspruch auf die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die Reform
des Sozialstaates und die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft. Um nicht der Befürch­
tung von Bischof Lehmann Nahrung zu geben, das Kirchenwort werde »von sehr vielen
totgelobt«, beziehe ich kritisch Stellung.

Bekämpfung derArbeitslosigkeit

Die anhaltende Massenarbeitslosigkeit »als drängendste politische, wirtschaftliche und soziale
Herausforderung« (Ziffer 49), ist in den Augen der Kirchen eine besonders drückende Last,
weil sie einerseits den einzelnen und seine Familie und andererseits als sozialer Sprengstoff
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die Gesellschaft belastet. Sicher: Ohne Überwindung der Arbeitslosigkeit gelingt keine zuver­
lässige Konsolidierung des Sozialstaates (Ziffer 19). Ihre Aussage, nicht der Sozialstaat sei zu
teuer, sondern die Arbeitslosigkeit (Ziffer 19), trifft aber nur die halbe Wahrheit. Denn auch
die Überbetonung der sozialpolitischen Leistungen sowie des Prinzips der Solidarität gegen­
über Subsidiarität und Eigenverantwortung haben zur hohen Arbeitslosigkeit beigetragen.

Die Kirchen weisen mit ihren Analysen in die richtige Richtung: Sie sehen die vorran­

gige Bindung der sozialen Sicherung an das Erwerbseinkommen als beträchtliche Schwä­
che (Ziffer 16) und folgern: »Der notwendige Umbau des Sozialstaates läßt sich nicht ohne

Einsparungen und Einschnitte bewerkstelligen« (Ziffer 190). Hervorzuheben ist, daß die
Kirchen die soziale Sicherung an den Rückgang kontinuierlicher Erwerbsbiographien und

der Pluralisierung der Lebensstile (Ziffer 152) konstruktiv anpassen wollen. Sie sind hier

näher an den Bedürfnissen der Arbeitnehmer als mancher Gewerkschafter!
Deutlicher als in ihrem Entwurf weisen die Kirchen die Träger der Wirtschafts-, Arbeits­

markt-, Tarif- und Sozialpolitik auf ihre Verpflichtung für das ethisch begründete Anrecht

auf Erwerbsarbeit hin (Ziffer 151). Die Handlungsmaxime lautet: »Die vordringliche Auf­

gabe der Wirtschafts- und Sozialpolitik ist in den nächsten Jahren der Abbau der Massen­
arbeitslosigkeit« (Seite 11). So wie die Ursachen der Arbeitslosigkeit »vielfältig« und

»umstritten« (Ziffer 60) sind, existiert kein Patentrezept zur Bekämpfung (Ziffer 21).

Die Kirchen bieten deshalb eine Vielzahl von Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit an; sie

reichen von der »Herausnahme versicherungsfremder Leistungen aus der Sozialversiche­

rung« (Ziffer 20), »Arbeitszeitverringerungen ohne vollen Lohnausgleich« (Ziffer 172), der

Überführung »jedenfalls eines Teils der geleisteten Überstunden in reguläre VOll- und Teil­

zeitarbeitsplätze« (Ziffer 21) über die Forderung nach betrieblicher Flexibilität bei Arbeits­
zeit und Lohnabschluß (Ziffer 27), »öffentlich geförderter Arbeit« (Ziffern 20), bis hin zur

Forderung nach Lohn- und Gehaltszuwächsen, »die sich am Produktivitätsfortschritt orien­

tieren und die Lohnstückkosten nicht erhöhen dürfen«, und nach einem »dynamischen wirt­

schaftlichen Strukturwandel« (Ziffer 169).

Von den Unternehmern werden unter anderem eine »partnerschaftliche Unternehmens­

verfassung und partizipatorische Betriebsführung« (Ziffer 172) sowie die Erschließung

zusätzlicher innovativer Beschäftigungsfelder (Ziffer 170) gefordert; von der Wirtschafts­

politik die Verbesserung der Rahmenbedingungen der Wirtschaft, »eine neue Kultur der

Selbständigkeit« (Ziffer 171) sowie ein leichteres Wechseln aus dem zweiten Arbeitsmarkt

in reguläre Beschäftigung (Ziffer 174).

Um die hohe Arbeitslosigkeit abzubauen, messen die Kirchen der Schaffung wettbe­

werbsfähiger Arbeitsplätze und dem regulären Arbeitsmarkt Priorität zu. Dieser Zielset­

zung diene die Senkung der Arbeitskosten, wofür »die Tarifpartner eine hohe Verantwor­
tung« tragen (Ziffer 21). Weiterhin mahnen sie die Schaffung neuer Arbeitsplätze durch die
Verminderung der Steuer- und Abgabenbelastung an (Ziffer 170).

Den Vorschlägen der Kirchen zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit ist zuzustimmen.
Das Wort ist im Gegensatz zum Entwurf eine erfreuliche Weiterentwicklung, weil öko­
nomische Zusammenhänge und ordnungspolitische Rezepturen Beachtung finden. Dies gilt
insbesondere für die klare Haltung der Kirchen zur Notwendigkeit umfassender Reformen
- auch des Sozialstaates.
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Reform des Sozialstaates

Am Anfang der Analyse zum Sozialstaat stehen die für viele überraschend realistisch­
ernüchternden Aussagen: »Der Sozialstaat ist an Belastungs- und Finanzierungsgrenzen
gestoßen« (Vorwort), die Kirchen sprechen von der »Krise des Sozialstaates« (Seite 30).
Und: »Wer notwendige Reformen aufschiebt oder versäumt, steuert über kurz oder lang in
eine existenzbedrohende Krise« (Ziffer 1). Auf dieser Grundlage zeigen die Kirchen uner­
läßliche Reformen der sozialen Sicherung auf.

Die Interdependenz von sozialer Sicherung und ihrer Finanzierbarkeit wird von den Kir­
chen anerkannt, denn »Qualität und finanzielle Stabilität der sozialen Sicherung und das Lei­
stungsvermögen der Volkswirtschaft bedingen einander« (Ziffer 6), der Staat dürfe nicht »aus­
gehungert« werden oder »abmagern« (Ziffer 22) - mit anderen Worten: »der soziale Aus­
gleich ist ein integraler Bestandteil des Konzepts der Sozialen Marktwirtschaft« (Ziffer 22).

Das Kirchenwort plädiert für Reformen innerhalb des Systems (Ziffer 14) und ver­
schweigt nicht notwendige »Einschnitte bei den sozialen Leistungen« (Ziffer 15). Darüber
hinaus wird das Prinzip der Subsidiarität hervorgehoben, das sich treffend mit »Vorfahrt
für Eigenverantwortung« (Ziffer 27) übersetzen läßt und gleichsam »bedeutet, Abschied zu
nehmen von dem Wunsch nach einem Wohlfahrtsstaat, der in parternalistischer Weise allen
Bürgerinnen und Bürgern die Lebensvorsorge abnimmt« (Ziffer 121). Subsidiarität und
Solidarität »bilden gemeinsam ein Kriterienpaar zur Gestaltung der Gesellschaft im Sinne
der sozialen Gerechtigkeit« (Ziffer 121). Aufgrund dieser Aussage stellt sich die Frage,
weshalb der Titel des Kirchenwortes nur auf das Prinzip der Solidarität abstellt.

Das Prinzip der Solidarität gebietet es, daß Bezieher hoher Einkommen entsprechend
ihrer Leistungsfähigkeit zur Finanzierung des sozialen Ausgleichs beitragen (Ziffer 23),
was insbesondere die Steuerprogressionen sicherstellt. Die Kirchen gehen in ihren Forde­
rungen aber weiter, wenn sie für den sozialen Ausgleich nicht das laufende Einkommen,
sondern auch das Vermögen heranziehen wollen (Ziffer 23). Dem muß widersprochen wer­
den. Ganz abgesehen vom Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum »Halbteilungsgrund­
satz« (fiskalischer Zugriff auf allenfalls die Hälfte der Sollerträge eines Vermögens), ver­
zetteln sich die Kirchen in Widersprüchlichkeiten: So wird in Ziffer 216 festgestellt, daß
die Konzentration der Vermögen zunehme und sich der Abstand zwischen reichen und
Haushalten mit bescheidenem oder keinem Vermögen vergrößere. Demgegenüber bedau­
ern die Kirchen drei Ziffern weiter den Mangel an verläßlichen Daten über die Vermögens­
verteilung und -entwicklung in Deutschland. Mit der Vermögensbesteuerung widerspre­
chen sie Ziffer 215, der Privateigentum und Privatvermögen als konstitutive Elemente
unserer Ordnung sowie deren Bedeutung als individuelle Daseinsvorsorge und gesamtwirt­
schaftliche Kapitalbildung hervorhebt.

Dagegen könnte »das von den Kirchen seit langem vertretene Postulat einer breiteren
Vermögensstreuung« mittels Investivlohnmodellen (Ziffer 24) die beklagte Verteilung ver­
bessern - zu Recht verweisen die Kirchen Tarifpartner und Staat auf ihre Verantwortung
(Ziffer 218).

Wer die konkreten Äußerungen zur Konsolidierung der Sozialsysteme - Sozialhilfe,
Wohnungspolitik, Renten- und Krankenversicherung - liest, wird keine grundlegenden
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Differenzen zu den aktuellen Reformen finden. Zudem unterstützt das Kirchenwort ord­
nungspolitische Forderungen wie die Umstellung auf die Subjektförderung in der Woh­
nungspolitik (Ziffer 182). Die Kirchen nennen aber auch Defizite: Sie führen Verletzungen
des Lohnabstandsgebots insbesondere auf einen ungenügenden Familienlastenausgleich
zurück (Ziffer 180) und kritisieren, daß Sozialhilfe immer mehr »zur Regelversorgung
geworden ist« (Ziffer 179). Dagegen schlagen die Kirchen eine »Sockelung des Arbeits­
losengeldes, der Arbeitslosenhilfe und letztlich auch der gesetzlichen Rente auf die Höhe
des soziokulturellen Existenzminimums bei einem steuerfinanzierten Ausgleich« (Zif­
fer 179) vor. Davor ist zu warnen: »Die Sockelung« würde - neben falschen ordnungspoli­
tischen Anreizen - das beitrags- und leistungsbezogene Sozialversicherungssystem in eine
Grundsicherung überführen und wäre damit ein »Systemwechsel«, den die Kirchen ableh­
nen (Seite 10).

Die Kirchen schließen wegen der notwendigen Konsolidierung eine Erhöhung oder Aus­
weitung sozialer Leistungen aus, ohne zugleich andere reduzieren zu wollen (Ziffer 187).
Dies sowie die klare Aussage, daß Einschnitte notwendig sind (Ziffer 15), lassen sich als
erfreuliche Weiterentwicklung feststellen. Insofern ist die von mir vor zwei Jahren kriti­
sierte »unklare Begriffslage« zum Umbau des Sozialsystems überwunden.

Ihre eigene Maxime: »neue Sozialleistungen nur bei gleichzeitiger Reduzierung anderer
Leistungen« verletzen die Kirchen zwar, indem sie zusätzliche Hilfen für Familien fordern
(Ziffern 192 ff.) oder vor Kürzungen im Bereich der ostdeutschen ABM warnen (Ziffer 212),
ohne die entsprechende Gegenrechnung vorzulegen. Jedoch bilden diese Forderungen die
Ausnahme; zudem geben sie den Investitionen in Ostdeutschland Priorität (Ziffer 212).

Die Bedeutung des Subsidiaritätsprinzips ist insbesondere bei den Beziehungen zwi­
schen der Europäischen Union und den Mitgliedstaaten hervorzuheben. Den kirchlichen
Forderungen nach besserer gegenseitiger Abstimmung nationaler Sozialpolitiken sowie der
Schaffung von Mindeststandards (Ziffer 164) kann der Ordnungspolitiker zwar zustimmen,
jedoch nur mit dem Hinweis: Es muß sich um Mindeststandards handeln, die die unter­
schiedlichen Produktivitäten und damit den Wettbewerb nicht verfälschen.

Die Kirchen haben mit ihrem Wort verdeutlicht, daß ein sozialpolitisches »Weiter so«
nicht möglich ist. Gleichzeitig zeigen sie jedoch auch, daß »Marktwirtschaft pur«-Forde­
rungen das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft nicht widerspiegeln. Meine Forderung in
dieser Spannung lautet: Wir brauchen eine neue Balance zwischen gesetzlich verordneter
Solidarität hin zu mehr eigenverantwortlicher Subsidiarität. Dies würde gleichsam die Prin­
zipien und damit die Effizienz der Sozialen Marktwirtschaft stärken.

Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft

Gerade im Jahr 1997, in dem Ludwig Erhard 100 Jahre alt geworden wäre, ist das kirchli­
che Bekenntnis zur Sozialen Marktwirtschaft, die darin »weiterhin den geeigneten Rahmen
für eine zukunftsfähige Wirtschafts- und Sozialpolitik« (Ziffer 9) sehen, wichtig. Dies ver­
wundert nicht, fanden doch die Traditionen von Katholischer Soziallehre und Evangeli­
scher Sozialethik Einzug in die Soziale Marktwirtschaft. Zu Recht verweisen die Kirchen
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auf die Reformfähigkeit der Sozialen Marktwirtschaft, die durch »Besitzstandswahrung
und Strukturkonservatismus« (Ziffer 10) gefährdet ist.

Den Kirchen ist zu widersprechen, wenn sie eine »Weiterentwicklung zu einer sozial,
ökologisch und global verpflichteten Marktwirtschaft« (Ziffer 11) verlangen; ebenso ihre
Aussage, daß sich »die Bewältigung der ökologischen Problemfelder nicht aus der inhären­
ten Dynamik der Sozialen Marktwirtschaft« (Ziffer 148) leisten ließe. Leider haben nun
auch die Kirchen die scheinbar populäre Umbenennung in »ökologisch-soziale Marktwirt­
schaft« vollzogen. Als »Überzeugungstäter« der Sozialen Marktwirtschaft will ich die
Gelegenheit ergreifen, das Grundverständnis von Sozialer Marktwirtschaft zusammen­
zufassen:
• Soziale Marktwirtschaft stellt eine Wettbewerbsordnung dar, in der Freiheit und Verant­

wortung in Verbindung mit der staatlichen Rahmenordnung effizientes Wirtschaften und
soziale Zwecke primär aus dem System heraus ermöglicht. Das Kirchenwort erkennt die
Freiheit des Marktes und den sozialen Ausgleich als tragende Säulen der Sozialen Markt­
wirtschaft an (Ziffer 9). Während die Kirchen aber nur vor der reinen Marktwirtschaft
warnen (Ziffer 11), füge ich hinzu: Ebenso bedrohlich für die Effizienz unserer Ordnung
ist ein Überhandnehmen der Umverteilung, was zu Leistungsverweigerung bei den Emp­
fängern und zu Ausweichreaktionen bei den Zahlern führt. Beide Prinzipien: Freiheit des
Marktes wie sozialer Ausgleich sind integraler Bestandteil unserer Ordnung; soziale
Sicherung muß aber subsidiär mit Vorrang für Eigenverantwortung ausgestaltet sein ­
dem stimmen auch die Kirchen zu (Ziffer 121).

• Soziale Marktwirtschaft stellt neben Effizienz- und Wettbewerbszielen gleichrangig auch
sozialpolitische und sozialethische Aspekte in den Vordergrund, Müller-Armack forderte
eine Politik, »die jenseits des Ökonomischen auf die vitale Einheit des Menschen gerich­
tet ist«. Dazu gehört die Versöhnung von ökonomischen und ökologischen Zielen, was
durch die bewußte und umfassende Gestaltung der Rahmenordnung und die Realisierung
von Nachhaltigkeit geschieht. Damit bietet Soziale Marktwirtschaft neben den ordnungs­
rechtlichen Maßnahmen marktkonforme Instrumente wie Haftungsrecht, Preis- und Men­
genlösungen zum Umweltschutz an - die Kirchen weisen auf die erforderlichen Maßnah­
men durch die Rahmenordnung hin (Ziffer 227).

• Die staatliche Rahmenordnung überführt die reine Marktwirtschaft in eine funktions­
fähige, freiheitsichernde und umweltbewahrende Ordnung, die Verbesserungen aus dem
System heraus bewirkt. Somit geht es bei der Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft
weniger um eine »moralische Erneuerung«, sondern um eine Stärkung der Prinzipien der
Sozialen Marktwirtschaft.

Leider hat die Soziale Marktwirtschaft gerade in Ostdeutschland »für viele an Vertrauen
verloren« (Ziffer 144). Dennoch stellen die Kirchen zu Recht fest, daß »kein Wirtschafts­
system in Sicht (ist), das die komplexe Aufgabe, die Menschen materiell zu versorgen und
sie sozial abzusichern, ebenso effizient organisieren könnte wie die Soziale Marktwirt­
schaft« (Ziffer 145). Dafür offensiv in der Öffentlichkeit zu werben, ist eine notwendige
Pflicht!

Da die Kirchen den Erhardschen Grundlinien der Sozialen Marktwirtschaft und der Effi­
zienz unserer Ordnung zustimmen, sind ihre Forderungen nach Umbenennung und Neuaus-
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richtung unverständlich. Wie die Kirchen für eine Wertorientierung eintreten, »die dem
Wohlergehen aller dient« (Ziffer 4), ist die Soziale Marktwirtschaft auf Erhards gesell­
schaftspolitische Zielsetzung »Wohlstand für alle« gerichtet. Ludwig Erhard hat diese
Devise nicht nur materiell verstanden; dazu gehören: Sicherung der bürgerlichen Freiheiten
im Wirtschaftsleben, sozialer Frieden, Arbeit für alle und ausreichende Grundsicherung für
Alte, Kranke und Arbeitslose.

Fazit

Mit ihrem Wort haben die Kirchen einen wichtigen Beitrag zum gesellschaftlichen Dialog
und zur Konsensfindung geleistet. Das Kirchenwort stellt gegenüber dem Impulspapier
eine begrüßenswerte Fortentwicklung dar; insgesamt gelingt eine produktive Verbindung

von Tradition und Aussagen des Evangeliums mit ökonomischen Zusammenhängen und
Einsichten. Obwohl die Kirchen sich einer Selbstbeschränkung unterziehen, was »detail­
lierte politische oder ökonomische Empfehlungen« betrifft (Vorwort), machen sie doch

zahlreiche Reformvorschläge. Dies ist gut so, denn sie beziehen damit Stellung in wichti­
gen Fragen und bieten Alternativen an.

Die Vorschläge der Kirchen lassen sich als realitätsnah und ordnungspolitisch ausgewo­
gen bezeichnen, die das politisch Machbare nicht vernachlässigen. Leider verschwinden

vielfach die Prioritäten und Kernaussagen der kirchlichen Positionen in der Sammlung der
Einzelvorschläge sowie insgesamt in dem I03seitigen Papier. Eine Darstellung in einer
gestrafften und nach ihrer Bedeutung geordneten Form könnte ihre Position verdeutlichen.

Prof Dr. Otto Schlecht, Ludwig-Erhard-Stiftung, lohanniterstraße 8, 53113 Bonn

Ethische AufgabensteIlungen »nach« dem Wort
der Kirchen

Von Theodor Strohm

1. Die Einladung wurde angenommen

Der gemeinsame Konsultationsprozeß der Kirchen hat die konfessionelle Szenerie der Bun­
desrepublik verändert. Nichts wird so bleiben, wie es war. Als Mitte Mai 1997 in Anwe­
senheit des Ratsvorsitzenden der EKD in Bonn die Denkschrift der Kammer der EKD für
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soziale Ordnung »Handwerk als Chance - Möglichkeiten einer gemeinwohlorientierten
sozialen und ökologischen Marktwirtschaft am Beispiel Handwerk« der Presse vorgestellt
wurde, war die erste Frage der Journalisten »Warum hat die evangelische Kirche diese
Denkschrift nicht mit der römisch-katholischen Kirche gemeinsam erarbeitet?« Die
bezeichnende Antwort lautete: die Vorbereitungen für diese Denkschrift seien schon vor
dem Konsultationsprozeß angelaufen. Für die Journalisten gibt es in Deutschland faktisch
eine christliche Kirche »rnit zwei Vorsitzenden«. Wenn dies so wäre, dann wäre am Ende
des - an Kämpfen und Katastrophen so reichen - Jahrhunderts doch noch das ökumenische
Zeitalter der Kirche eingeläutet worden. Einiges spricht dafür. Noch nie zuvor haben beide
Kirchenverbände die Ebene des diplomatischen Zusammenwirkens oder amtlicher Verlaut­
barungen verlassen und das »Volk Gottes«, die Gemeinden, Verbände und jede Christin
beziehungsweise jeden Christen ermutigt, sich an der Willensbildung zu maßgeblichen
Grund- und Sachfragen des Zusammenlebens zu beteiligen.

Die Einladung wurde angenommen: Bereits am Tag nach der Veröffentlichung spielte der Entwurf eines
gemeinsamen Wortes der Kirchen eine hervorgehobene Rolle in der Diskussion des Deutschen Bundes­
tags über die Regierungserklärung des Bundeskanzlers; mehrere Ministerpräsidenten der Länder luden
die Kirchen zu einem Gespräch ein; Arbeitgeber und Gewerkschaften sowie zahlreiche Verbände such­
ten den Dialog. Aber auch von Kirchengemeinden und kirchlichen Gruppen, von Werken und Einrich­
tungen kam ein breites Echo. Viele Einzelpersonen meldeten sich zu Wort und schrieben Stellungnah­
men zu der Diskussionsgrundlage der Kirchen. Die Zahl der Diskussionsveranstaltungen verschiedenster
Art und Qualität wird auf etwa 4000 geschätzt, die Zahl der schriftlichen Eingaben beträgt etwa 2500.
Fast ebenso wichtig war aber eine zweite Folge: die Glieder und Verantwortlichen der Kirchen kamen
sich naher und lernten sich kennen und zwar auf allen Ebenen. Da die Initiative zum Konsultationspro­
zeß von der Katholischen deutschen Bischofskonferenz ausging, kommt ihr das Verdienst zu, einen
Lern- und Kennenlernprozeß eingeleitet zu haben, der unumkehrbar ist. Plötzlich war es nicht mehr nur
vom guten ökumenischen Willen einer Akademie oder eines Verbandes abhängig, ob man miteinander
ins Gespräch kam, sondern das Gespräch war unvermeidlich und notwendig. Für Protestanten - die zwar
eine Fülle von Gesprächsforen in den Evangelischen Akademien, auf Kirchentagen und Synoden haben,
aber gemeinsame Konsultationsverfahren doch nur auf der oberen Ebene kirchenleitender Instanzen ken­
nen - war es interessant zu sehen, wie in den katholischen Diözesanverbänden und ihren sozialen Insti­
tuten, wie in der Katholischen Arbeiterbewegung (KAB) und dem Bund Katholischer Unternehmer
(BKU) in ihren regionalen und überregionalen Verbänden aufs Intensivste über alle Fragen nachgedacht
und diskutiert wurde. Niemand hat am Ende die Behauptung aufgestellt, der Konsultationsprozeß habe
nur einer Scheinwillensbildung gedient. Schließlich sei doch nur der Wille der Bischöfe zur Geltung
gebracht worden.

Das »Wort des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Deutschen Bischofs­
konferenz zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland - Für eine Zukunft in Soli­
darität und Gerechtigkeit« vom Februar 1997 hat in angemessener und weithin anerkannter
Form die Willensbildung aufgenommen und zusammengefaßt. Rat und Bischofskonferenz
haben bis zuletzt um Formulierungen gerungen und am Ende jeweils einstimmig und mit
Applaus das gemeinsame Wort verabschiedet. Ein wichtiges Teilziel war damit erreicht.
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2. Die wichtigsten Themenbereiche im Prozeß

Als Mitglied des Sachverständigengremiums, das die Ausarbeitung des endgültigen Textes begleitete,
war uns frühzeitig klar, wo die Schwerpunkte der Debatte und der Eingaben gelegen haben. Gerade
weil der erste Text zu vielen Fragen Anlaß gab, Widersprüche und Unzulänglichkeiten nicht aus­
geräumt hatte, wagten sich viele aus der Reserve und äußerten freimütig ihre Meinung. So kam
zumindest für den christlich und sozial engagierten Teil der Bevölkerung ein differenziertes Mei­
nungsspektrum zum Tragen. Die jetzt vorliegende Dokumentation »Der Konsultationsprozeß - Die
Kirchen in der Diskussion zu wirtschaftlichen und sozialen Fragen - Ein Reader« (1997) bringt dies
zutreffend zum Ausdruck. »Arbeitslosigkeit ist das für hochentwickelte Gesellschaften gravierendste
wirtschaftliche und soziale Problem«. Ganz im Sinne dieser Aussage in der Diskussionsgrundlage,
aber auch als Reflex der immer problematischeren aktuellen Situation, stand das Thema
»Arbeit/Arbeitslosigkeit« in den Stellungnahmen im Mittelpunkt des Interesses; fast jede bezieht sich
direkt oder indirekt auf diese Frage. In den Eingaben wird immer wieder zum Ausdruck gebracht, wie
bedrohlich die anhaltend hohe Massenarbeitslosigkeit empfunden wird und wie gefährlich ihre Folgen
für den einzelnen und die Gesellschaft eingeschätzt werden, insbesondere im Blick auf einen drohen­
den Riß in der Gesellschaft. Zwar werden je nach Interessen-Standort die üblichen Rezepte rekapitu­
liert - Senkung der Arbeitskosten, Veränderung der Rahmenbedingungen, Flexibilisierung, so die
Aussagen aus Untemehmerkreisen; Forderungen an staatliche Arbeitsförderung und an die Verant­
wortung der Wirtschaft für mehr Arbeit, so die Aussagen der Arbeitnehmerorientierten -, aber kaum
eine Stellungnahme arbeitet mit Schuldzuweisungen an die Arbeitslosen selbst.

Es war deshalb zwingend, das abschließende Wort unter der Überschrift »Gesellschaft im
Umbruch« mit dem Thema der »langanhaltenden Arbeitslosigkeit« zu beginnen (2,1) und wieder im
Abschnitt 5 »Ziele und Wege« damit einzusetzen. Das »Recht auf Arbeit« wird als Menschenrecht
eingeklagt (132) und die Überwindung der Massenarbeitslosigkeit als nationale Gemeinschaftsauf­
gabe beschrieben. Dabei werden unter anderem die Vorarbeiten der Kammer der EKD für soziale
Ordnung, insbesondere die Studie »Gemeinsame Initiative - Arbeit für alle« (1995) inhaltlich voll
aufgenommen und ein integriertes Verfahren des Zusammenwirkens auf allen politischen und gesell­
schaftlichen Ebenen gefordert. Insbesondere die Grundthesen der Sozialkammer fanden Aufnahme:
»Nicht der Sozialstaat ist zu teuer, sondern die Arbeitslosigkeit«, »Gesamtgesellschaftlich gesehen ist
genügend Arbeit vorhanden, zu beklagen ist aber die Unfähigkeit, sie wirtschaftlich, gesellschaftlich
und politisch zu organisieren.« »Es müssen Mittel und Wege gefunden werden, den gesellschaftlichen
Reichtum so einzusetzen, daß Arbeit auch bezahlt werden kann. Im Bereich der Umwelt- und Land­
schaftspflege, der haushalts- und personenbezogenen Dienstleistungen und der Jugendhilfe, der Stadt­
sanierung und der geringfügigen Reparaturen gibt es erheblichen Bedarf. Öffentlich geförderte Arbeit
ist - auch bei Vorrang des regulären Arbeitsmarktes - unverzichtbar, denn das Menschenrecht auf
Arbeit kann in absehbarer Zeit nicht im Bereich des regulären Arbeitsmarktes allein verwirklicht wer­
den. In Kooperation mit den Betrieben der privaten Wirtschaft sollten deshalb durch eine bessere Ver­
zahnung von Arbeits- und Sozialeinkommen Formen öffentlich geförderter Arbeit entwickelt und
Anreize für ein erleichtertes Überwechseln aus der Arbeitslosigkeit oder auch aus Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen in reguläre Beschäftigungsverhältnisse geschaffen werden. Dabei wird es notwen­
dig sein, daß eine vergleichsweise geringe, vom Arbeitgeber zu zahlende Entlohnung durch ein
zusätzliches Sozialeinkommen ergänzt wird, damit die Beschäftigten nicht in Armut geraten.« (144)
Man wird gerade diesem Abschnitt gegenüber nicht den Vorwurf unkonkreter Argumentation erheben
können.

Hier ergibt sich allerdings noch eine Frage: Methodisch haben die Kirchen die These aufgestellt:
»Die Kirchen wollen nicht selbst Politik machen, sie wollen Politik möglich machen.« Im Blick auf
die Überwindung der Arbeitslosigkeit trifft dies zu. Die Vorschläge reichen aus, um politisch an die
Arbeit zu gehen. Werden die Kirchen die Politiker dieses Landes, die Parteien und Verbände daran
messen, ob sie die Gemeinschaftsaufgabe auch glaubwürdig anpacken? Sollte dieser Ruf verhallen, so
büßen auch die Kirchen einen erheblichen Teil ihrer eigenen Glaubwürdigkeit ein. Sie haben sich hier

295



weit vorgewagt, nun müssen sie für die Verwirklichung ihres Anliegens kämpfen und gegebenenfalls
selbst die Initiative ergreifen.

Ein zweiter Schwerpunkt der Diskussion war von Anfang an die Frage nach der Stellung und dem
Verständnis des Sozial staats im Gefüge des Zusammenlebens in Deutschland. Daß der Sozialstaat
seine entscheidende Bewährungsprobe zu bestehen hat, war allen Beteiligten klar. Allerdings gab es
Stimmen, die den Kirchen nahelegten, die Heilungskräfte der Gesellschaft stärker zu betonen als die
mögliche Konsolidierung des Sozialstaats. Durchgesetzt hat sich allerdings die Vorstellung, der Sozi­
alstaat und die ihm zugeordneten sozialen Sicherungssysteme hätten sich weitgehend bewährt, nicht
zuletzt in Blick auf die Absicherung der Bevölkerung nach dem katastrophalen Zusammenbruch des
Gesamtsystems in der ehemaligen DDR. Einigkeit bestand auch darin, daß entschiedene Reform­
schritte notwendig sind. Die Leistungsbereitschaft darf nicht durch eine zu hohe Abgabenquote beein­
trächtigt werden. Das soziale Netz muß auf seine Zielgenauigkeit und Effizienz ständig überprüft wer­
den. Nicht zuletzt das Steuer- Transfer-System bedarf der Überprüfung, um Intransparenz sowie unge­
wollte Kumulationseffekte auf der einen und Unterversorgung auf der anderen Seite zu vermeiden
und gegebenenfalls zu beseitigen. Eine Gesellschaft, der es nicht gelingt, die Arbeitslosigkeit wirksam
zu begrenzen, hat mit oder ohne Sozialstaat auf Dauer keine Überlebenschancen. Der Sozialstaat mag
den Zusammenbruch einer solchen Gesellschaft verlangsamen, sie wird untergehen, wie die Staaten
der kommunistischen Welt an ihrem wirtschaftspolitischen Unvermögen zerbrochen sind. Wenn das
Problem der Arbeitslosigkeit nicht angegangen wird, sind Reparaturen am Sozialstaat, die sich auf die
Ebene der individuellen Leistungen beschränken, sinnlos. Probleme des wirtschaftlichen Erfolges und
der Beschäftigung können nicht durch das Transfersystem gelöst werden. Es ist auf Dauer nicht mög­
lich, den Sozialstaat fortlaufend der Arbeitslosigkeit anzupassen, und damit im Trend immer weniger
Aktiven die Versorgung von immer mehr Inaktiven zu übertragen.

Die Argumentation ist in ihren Lösungsvorschlägen frei von Widersprüchen. So wurde darauf ver­
zichtet, den Gedanken des Entwurfs zu wiederholen, das soziale beitragsfinanzierte Sicherungssystem
durch eine allgemeine »Grundsicherung« zu überwinden. Dies wäre sicher eine Abkehr von den bis­
her in Europa tragenden Kriterien gewesen. Deutlich gemacht wird aber auch, daß durch das soziale
Netz nur eine ausreichende oder im Falle der Sozialhilfe eine Mindestversorgung garantiert wird. Des­
halb wird festgestellt: »Das soziale Sicherungssystem ist auf eine Ergänzung durch private Vorsor­
geleistungen angewiesen.« In Form der Bildung von Wohneigentum ist dieses auch in großem
Umfang geschehen. Eine Ergänzung durch Maßnahmen der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand
könnte eine zusätzliche Sicherung bedeuten, auch wenn man das quantitative Ausmaß derartiger
Schritte nicht überschätzen darf.

Angesichts der sehr ungleichen Verteilung des gewachsenen Vermögens bleibt das gesetzliche
Sozialversicherungssystem auch in Zukunft für den Großteil der Bevölkerung unverzichtbar. Mit
Recht wird außerdem darauf hingewiesen, daß die Diskussion über die Finanzierungsfragen des Sozi­
alstaates nicht nur quantitativ als finanzpolitische Spardebatte zu führen ist, sondern vor allem als
gesellschaftspolitische Gestaltungsdebatte. Die Grundlagen und die Finanzierung dieses Sozial­
systems werden dann erhalten und gesichert werden können, wenn eine breite und nachhaltige Ein­
kommenserzielung in der Volkswirtschaft gewährleistet ist, verbunden mit einer flexiblen Abstim­
mung von Beiträgen und Leistungen.

Einen relativ breiten Raum nimmt die Frage der Mindestsicherung und Armutsbekämpfung ein:
»Die Sozialhilfe dient dabei als letztes Auffangnetz im System der sozialen Sicherung. Sie legt den
Standard fest, der Hilfsbedürftigen in Notlagen zukommt. Ihre Prinzipien »Bedarfsdeckung, Indivi­
dualisierung, Nachrangigkeit« müssen erhalten bleiben. Das Bundessozialhilfegesetz hat sich seit sei­
ner Einführung im Jahre 1961 bewährt. Belastet wurde dieses Auffangnetz in den letzten Jahren
dadurch, daß es für immer größere Personengruppen zu einer Regelversorgung geworden ist. Wenn
die vorrangigen sozialen Sicherungssysteme (wie zum Beispiel Arbeitslosenversicherung, Rentenver­
sicherung, Krankenversicherung, Familienlastenausgleich u. a.) tatsächlich ihrem Auftrag entspre­
chend, in den allermeisten Leistungsfällen wirkliche Not verhinderten, hielte sich auch der Reformbe­
darf innerhalb der Sozialhilfe in Grenzen« (179).
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Die Sozialhilfeaufwendungen, die im wesentlichen von den Gemeinden zu tragen sind, sind in den
letzten Jahren stark gestiegen. Hauptursachen des Anstiegs der Sozialhilfe sind Massenarbeitslosig­
keit, unzulängliche Familienförderung und hohe Aufwendungen für Zuwanderer. All dies gehört nicht
zu den eigentlichen Aufgaben der Sozialhilfe. Damit hat die Sozialhilfe ihre eigentliche Funktion,
Zuflucht in Notsituationen zu bieten, zunehmend verloren. Die Sozialhilfekosten haben insbesondere
in den Kommunen kaum lösbare Probleme hinterlassen. Ihre eigentliche Aufgabe, Dienstleistungen
für die Bürger zu erbringen, ist gefährdet. Für einen Familienlastenausgleich zum Beispiel liegen For­
derungen vor, die eine staatliche Leistung aus allgemeinen Steuermitteln vorsehen, die mindestens bis
zum sozialen Existenzminimum von Kindern (zur Zeit ca. 700 DM monatlich = 8400 DM jährlich)
um so höher sein muß, je geringer das eigene Einkommen ist. Im wesentlichen entsprechen die
Reformvorschläge bis in die Formulierungen hinein den»Thesen zur Reform und Konsolidierung des
Sozialstaats«, die die Kammer der EKD für soziale Ordnung im Sommer 1996 veröffentlicht hat, und
die ein breites Echo in der Öffentlichkeit erfahren und der Ausarbeitung des endgültigen Textes »Für

eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit« zugrunde gelegen haben.
Allerdings werden im endgültigen Text teilweise Erwartungen geweckt, die dann kaum behandelt

werden. Ausführlich eingegangen wird auf alle wichtigen Fragen und insbesondere auf alle Defizite
im Blick auf die Situation der Familie, die Förderung der jungen Generation und die Chancengleich­
heit von Frauen und Männern. Dies sind in der Tat ganz entscheidend wichtige Fragen. Der Familien­
lastenausgleich, der ansatzweise durchaus besteht (Steuerfreiheit des Existenzminimums, Kindergeld,
Kindergartenplatzgarantie und Anrechnung von Erziehungszeiten), ist allerdings noch kein Familien­
leistungsausgleich. Hier werden wichtige Vorschläge gemacht, die dazu beitragen können, die Fun­
damente unseres Zusammenlebens in den Familienbeziehungen, in der Kindererziehung und im Mit­
einander der Geschlechter zu stärken und auf eine angemessene Grundlage zu heben.

Kaum finden konnte man unter diesem Abschnitt Ausführungen über die Perspektive einer neuen
Wohltätigkeitskultur, über bürgerschaftliches Leben, über die neue Rolle der Selbsthilfebewegung und
der freiwilligen sozialen Dienste. Auch die immer stärkere Kolonialisierung der Lebenswelt durch die
Systemwirklichkeit wird nicht thematisiert, richtungsweisende Überlegungen im Blick auf die Neuord­
nung der Sozialarbeit, Diakonie und Caritas werden kaum berücksichtigt. Wie es gelingen kann,
Gegengewichte gegen die immer mehr um sich greifende Institutionalisierung sozialer Hilfe in Anstal­
ten, Komplexeinrichtungen und neuerdings auch in zentralisierten Sozialstationen zu schaffen, hätte
gerade an dieser Stelle Berücksichtigung verdient. Lebenswelt- und gemeinwesenorientierte Sozial­
arbeit, die Frage nach der diakonischen Gemeinde im Gemeinwesen bedarf der weiteren Klärung. Die
Erwähnung in 5.2.2.6 (Eine neue Sozialkultur fördern) wirkt eher angehängt.

3. Das Sozialwort der Kirchen in der kritischen Diskussion

Dem Entwurf des Sozialworts der Kirchen war vor allem vorgeworfen worden: Die stän­
dige »Verwischung von Analyse und Bewertung« (Wolf-Dieter Narr) und der Mangel an

nüchterner Rücksichtslosigkeit, die Probleme aufzuzeigen. Statt dessen sei allzu appellativ
das Ideal »gelebter Solidarität« in Wirtschaft und Gesellschaft vorgetragen worden. Weni­

ger häufig wurde die Frage aufgeworfen, ob die Sozialtraditionen der beiden Kirchen sich
anstandslos in ein gemeinsames Konzept fügen lassen. Stellungnahmen von regionalen
Verbänden des Bundes Katholischer Unternehmer haben allerdings nachdrücklich auf diese
Unterschiede und auf das Fehlen zentraler Wertkategorien der katholischen Soziallehre
sowie der wichtigsten katholischen Sozialenzykliken hingewiesen. In dem Sozialwort der
Kirchen sind die Hinweise auf die Dokumente des H. Vatikanums und auf zahlreiche Enzy­
kliken sicher zu knapp ausgefallen. Der Sache nach sind die Anliegen sicher berücksichtigt.
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Erwähnt wird die Enzyklika »Sollicitudo rei socialis« (1987). Es ist dennoch bemerkens­
wert, daß es gelungen ist, die ethischen Grundlagen gemeinsam zu formulieren und im
Blick auf ihre Konsequenzen zum Konsens zu gelangen. An dieser Stelle sollte theologisch
weitergearbeitet werden. Die Überlieferung der Kirchen im Blick auf ihre sozialethischen
und sozialdiakonischen Handlungsgrundlagen verdienen es, gemeinsam befragt und auf­
gearbeitet zu werden. Nach diesen Vorüberlegungen sollen nun aber kritische Stellungnah­
men zum publizierten Sozialwort aufgegriffen und erörtert werden.

Aus der Vielzahl der Stimmen aus dem Bereich der Wirtschaft verdienen zwei Stellung­
nahmen von Wirtschaftswissenschaftlern der Erwähnung und weiteren Diskussion. Der
Vorsitzende des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung Herbert Hax hatte bereits den Entwurf zum Sozialwort einer kritischen Analyse
unterzogen. Sie lief darauf hinaus, daß den Verfassern und damit den Kirchen schlicht der
ökonomische Sachverstand fehle.

In der FAZ vom 17. 5. 1997 wird dieser Vorwurf nun auch dem Gemeinsamen Wort der
Kirchen entgegengebracht. Gelobt wird zunächst, daß das endgültige Wort an »Stringenz
und Klarheit der Argumentation« erheblich gewonnen habe. In vielen Punkten kann der
Kritiker dem Wort zustimmen, wenn etwa gegen Besitzstandswahrung und Strukturkonser­
vatismus Reformfähigkeit angemahnt wird. Auch das klare Bekenntnis zur Sozialen Markt­
wirtschaft findet seine Zustimmung. »Der Punkt, an dem sich in der Diskussion zur Wirt­
schafts- und Sozialpolitik die Geister heute scheiden, liegt in der Frage, was mehr gefähr­
det ist und der Stärkung bedarf: das Leistungsvermögen der Volkswirtschaft oder die Qua­
lität der sozialen Sicherung.« Dieses Problem werde im Wort der Kirchen zwar erkannt:
»Qualität und finanzielle Stabilität der sozialen Sicherung und das Leistungsvermögen der
Volkswirtschaft bedingen einander«. Oder wenn es heißt: »Wird das gesamtwirtschaftliche
Leistungsvermögen dauerhaft durch einen überproportionalen Anstieg der vom Staat vor­
genommenen Umverteilung überfordert, dann werden die finanziellen Fundamente der
sozialen Sicherung unterspült (6).« Dann aber werde zur aktuellen Situation festgestellt:
»Heute ist die Gefahr groß, daß die Wettbewerbsfahigkeit auf Kosten der sozialen Siche­
rung gestärkt werden soll (9).« Hier meldet Hax seinen Widerspruch an. Denn an dieser
Stelle werde eine Grundentscheidung getroffen, die den Charakter der gesamten Stellung­
nahme maßgeblich prägt, insbesondere dort, wo konkrete politische Schlußfolgerungen
gezogen werden.

Daß das Leistungsvermögen und die Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Wirtschaft gestärkt werden
müssen, werde zwar nicht bestritten, aber eher beiläufig und ohne konkrete Schlußfolgerungen erör­
tert. In den Vordergrund rücke die Verteidigung des als bedroht angesehenen Systems der sozialen
Sicherung. Für diese These werden eine Reihe von Belegen ins Feld geführt. »Charakteristisch für das
dahinter stehende verteilungspolitische Leitbild ist, daß offenbar nicht nur Armut, sondern auch
Reichtum als zu bekämpfende Fehlentwicklung gesehen wird. Auf dieser Grundlage wird eine
Besteuerung nicht nur der Einkommen, sondern auch der Vermögen gefordert, und zwar unter dem
Gesichtspunkt der Minderung von Ungleichheit und ohne nähere Überlegung dazu, wie sich dies auf
das wirtschaftliche Verhalten der davon Betroffenen auswirken könnte.« Mit großem Nachdruck
werde auf die »Förderung der Familien« gedrängt, wobei das Familiendasein faktisch auf eine Ebene
mit Armut und Arbeitslosigkeit gestellt und ein Forderungskatalog nach immer mehr Leistungen auf­
gestellt werde.
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Im Blick auf die hohe Belastung der Arbeitskosten erwartet Hax im Unterschied zum Sozialwort
die entscheidenden Lösungen von der Lohnzurückhaltung: »Die größte Gefahr der heute üblichen
Betonung der Lohnnebenkosten liegt darin, daß damit von der Verantwortlichkeit der Tarifvertrags­
parteien für die Lohnhöhe und damit für die entscheidende Determinante der Arbeitskosten abgelenkt
wird. Dieser Gesichtspunkt wird im Wort der Kirchen zwar nicht völlig vernachlässigt, in seiner
Bedeutung aber nicht richtig erkannt.« Hier wird in der Tat ein wichtiges Problem angesprochen. Die
Frage, wie es zu einer stärkeren Differenzierung und Flexibilisierung der Einkommensstrukturen
kommen kann, beschäftigt gegenwärtig die Sozialkammer, insbesondere im Blick auf den öffentlichen
Sektor. Am Beispiel der Bildungsexpansion kann das Problem deutlich gemacht werden. Da das in
einer Gesellschaft verteilbare Einkommen begrenzt ist, muß ein Mechanismus geschaffen werden
dafür Sorge zu tragen, daß es nicht die gut verdienenden Arbeitsplatzbesitzer auf der einen Seite und
die von Arbeit Ausgeschlossenen auf der anderen gibt. Es ist beispielsweise nicht möglich, das relativ
hohe Einkommen der Hochschulabsolventen in der Zeit, als der Anteil der Hochschulabsolventen bei
6% eines Altersjahrgangs lag, nun an 30% dieses Altersjahrgangs auszuzahlen. Dieses würde eine
Umverteilung zu Lasten schlechter Ausgebildeter beziehungsweise handwerklicher Berufe in einem
erheblichen Umfang bedeuten. Dies ist weder ökonomisch sinnvoll noch sozial vertretbar. Steigt also
der Anteil der Hochschulabsolventen in erheblichem Umfang, scheidet die Möglichkeit aus, daß das
Einkommen der Hochschulabsolventen unverändert bleibt und alle beschäftigt werden. Das Beispiel
zeigt, daß es eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, das Beschäftigungssystem und das Bildungs­
system auch im Blick auf eine gerechte Einkommensverteilung immer neu auszutarieren.

Hax stellt weiterhin die Frage, »welche Verbindlichkeit dem Wort der Kirchen zukommt:
Welche Folgerungen soll ein Christ daraus ziehen, daß die Kirchen eine einheitliche europäische

Währung befürworten (235), daß sie sich für die Erhaltung des bestehenden Systems der sozialen
Sicherung in seiner Grundidee und seinen Grundelementen einsetzen (14), daß sie eine Senkung der
Lohnnebenkosten über eine Besteuerung von Energie und Kohlendioxyd erreichen wollen (227)?
Zwar wird in dem Wort deutlich darauf hingewiesen, daß zu einer zukünftigen »Sozialkultur« auch
eine »Kultur der Selbständigkeit« gehört in der es Ermutigung zu selbständiger Existenzgründung
gibt, verbunden mit einem Klima der Förderung und Abfederung dieses neuen Unternehmertums.
Hier aber liegt der entscheidende Punkt, über den weiter zu diskutieren und zu arbeiten wäre. Hax
stellt fest: »Dern jungen Unternehmensgründer werden schlagkräftigere steuerliche Betriebsprüfungen
in Aussicht gestellt (191), ihm wird aufgegeben, durch Mitbestimmungsregelungen und humane
Arbeitsbedingungen den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern persönliche Entfaltungs- und Betei­
ligungschancen einzuräumen (151), sein Vermögen soll unter Berufung auf die Sozialpflicht -in ange­
messener Weise zur Finanzierung gesamtstaatlicher Aufgaben herangezogen- werden (220), die
Lohnnebenkosten sollen zwar gesenkt werden, zugleich aber die Energiekosten steigen (227); sollte
ein Unternehmer trotzdem noch sehr erfolgreich sein, so ist dieser Mißstand im -Reichtumsbericht­
anzuprangern (219).« Hax müßte hier deutlicher argumentieren, wie eine zu begrüßende Unterneh­
mensförderung und -kultur in einer von ihm begrüßten Sozialen Marktwirtschaft und im sozialen
Rechtsstaat in Zukunft entfaltet werden kann, ohne die soziale Balance einfach wieder aufs Spiel zu
setzen.

Sehr viel radikaler als Hax argumentiert sein Kollege in der Kölner Wirtschaftswissen­
schaftlichen Fakultät Carl Christian von Weizsäcker, Vorsitzender der Monopolkommis­
sion. In einem Interview mit dem Deutschen Allgemeinen Sonntagsblatt vom 9. Mai 1997
vertritt er die These: »Der Staat zerstört die Gesellschaft«. Er hält den Kirchen vor, genau
die falsche Strategie zur Lösung der wirtschaftlichen und sozialen Probleme zu verfolgen.
»Die Krise, in der wir uns offensichtlich befinden, ist zu einem großen Teil verursacht
durch den Sozialstaat.« Dahinter verbirgt sich eine radikale liberale Vorstellung, die davon
ausgeht, daß die Menschen veranlaßt werden müssen, ihre eigene Zukunft in die Hand zu
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nehmen, die nötigen Ersparnisse selbst zu bilden, sich eine für den Arbeitsmarkt adäquate
Ausbildung zu verschaffen und die Solidargemeinschaft der Familie als das entscheidende
soziale Umfeld und Netz wiederzubeleben. Eltern müssen - wie in alten Zeiten - für den
eigenen Nachwuchs deshalb sorgen, um im Alter auch ein gesichertes und tragendes
Umfeld zu erhalten. »Traditionell funktionierte die Alterssicherung durch die eigenen Kin­
der. Durch die Rentenversicherung ist der ökonomische Grund dafür entfallen, für den
eigenen Nachwuchs zu sorgen - und deshalb geht die Geburtenhäufigkeit zurück.« All dies
wird durch den Sozialstaat seiner Ansicht nach entscheidend blockiert und verhindert.
Hinzu kommen Phänomene, die ebenfalls der sozialstaatliehen Organisation angelastet

werden.

»Ein dramatisches Beispiel dafür ist Ostdeutschland. Dort haben Gewerkschaften und Arbeitgeber
nach der Wende viel zu hohe Löhne vereinbart. Als sich herausstellte, daß diese Tarifverträge Millio­
nen Arbeitsplätze gefährdeten, waren die Gewerkschaften nicht bereit, neue, beschäftigungssichemde
Verträge zu schließen. Der Grund ist simpel: Die Arbeitnehmer haben sich gesagt, möglicherweise
werden wir so oder so arbeitslos. Das Arbeitslosengeld, das wir dann bekommen, hängt aber von
unseremletztenLohn ab. Deshalbbeharrenwir lieber auf den einmalvereinbarten, hohen Löhnenund
nehmendafür eine rasant steigende Arbeitslosigkeit in Kauf,«

Von welcher Position läßt von Weizsäcker sich leiten? Er verweist durchgehend auf den
American Way of Life. In Amerika ist in der relevanten Altersgruppe zwischen 15 und 65
Jahren ein Beschäftigungsstand von 75% erreicht worden, im Gegensatz zu nur 60% in unse­
rem Lande. Dieser Unterschied habe sich erst in den vergangenen 20 Jahren herausgebildet.
In dieser Zeit sei auch die Beschäftigung im privaten Sektor in Kontinentaleuropa zurück­
gegangen, während sie sich in den USA in den vergangenen 2 1/2 Jahrzehnten um 50%
erhöht hat. Von Weizsäcker führt diese krasse Differenz auf die unterschiedlichen sozial­
staatlichen Institutionen zurück. Durch die Absicherung im Sozialstaat und durch die Struk­
tur unserer Lohnfindung werde dem Arbeitslosen jeder Anreiz genommen, das Ausmaß an
Opferbereitschaft für Arbeit auf sich zu nehmen, wie es in den USA durchgehend der Fall ist.
»In Amerika ziehen die Leute zum Beispiel von der Ost- an die Westküste, wenn sie dort
Arbeit finden. So mobil waren die Deutschen auch mal- in den fünfziger Jahren.«

Schließlich, argumentiert von Weizsäcker, verdorre im Rahmen des deutschen Sozial­
staats die von Natur aus vorhandene, durch Kultur und Erziehungsprozesse gestärkte Hilfs­
bereitschaft im kleinen. Heute könne der Einzelne seinem Nachbarn sagen: Geh zum Sozi­
alamt oder zu einer anderen sozialstaatliehen Institution, denn schließlich stehen dir Lei­
stungsansprüche zu. In der jüngeren Generation, die mit dem Sozialstaat aufgewachsen ist,
schwinde auch das Bewußtsein, daß es unrecht ist, das sozial staatliche Leistungssystem
rücksichtslos in Anspruch zu nehmen. Auf diesem Wege würden schließlich die Gesell­
schaft und die selbsttragenden Kräfte in ihr zerstört.

Diese herbe Kritik trifft in der Tat eine der Kernüberlegungen des Gemeinsamen Wortes
der Kirchen. Nicht Abbau des Sozialstaates, sondern seine Reform und Konsolidierung
wird dort mit vielen Argumenten intendiert. Auch die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
wird nicht durch radikale Deregulierung und Abbau aller arbeitssichernden und arbeitsför­
dernden öffentlichen Maßnahmen gefordert, sondern im Gegenteil als eine staatlich mitver-
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antwortete Gemeinschaftsaufgabe herausgestellt. Es mag in der Tat sein, daß im Gemein­
samen Wort der Kirchen die realen Gefahren und Gefährdungen unserer sozialstaatliehen
Ordnung zu wenig Beachtung gefunden haben. Die bereits erwähnte Kolonialisierung der
Lebenswelt durch die Systemwelt schreitet fort und es bedarf großer Anstrengungen, um
die Spielräume für Eigeninitiative, Selbsthilfe und untemehmerische Initiative wieder zu
beleben. Allerdings muß von Weizsäcker vorgehalten werden, daß es ihm offensichtlich
nicht darum geht, die nötigen Reformen im Rahmen des sozialstaatliehen Systems und der
Sozialen Marktwirtschaft vorzunehmen. Vielmehr wird der Eindruck erweckt, als ob ein
frühes Stadium der modernen Industriegesellschaft verklärt und der gegenwärtigen Ver­
falls struktur entgegengesetzt wird. Hier haben in der Tat die Kirchen Positionen bezogen
und können davon sicher auch nicht abrücken.

4. Der Konsultationsprozeß geht weiter

Das insgesamt positive Echo auf die Initiative der Kirchen ist Ermutigung genug, um
nicht Halt zu machen, sondern die »Bewegung Gemeinsames Wort« fortzusetzen und
dabei zu einer vertieften ökumenischen Verständigung auch über die elementaren Lebens­
und Glaubensfragen zu gelangen. Es sei daran erinnert, daß schon der große Anreger der
ökumenischen Bewegung, der schwedische Erzbischof Nathan Söderblom, dem Thema
»Life and Work« den Vorrang vor dem Thema »Faith and Order« gegeben hat. Der
Zustand der europäischen Gesellschaft erschien ihm damals - in den zwanziger Jahren ­
so alarmierend, daß die christlichen Kirchen sich auf ihre gemeinsamen Aufgaben im
Dienste der Versöhnung vordringlich besinnen sollten. Erst über die Erfahrung der kon­
kreten Zusammenarbeit werden sich die Fragen nach »Glauben und Kirchenverfassung«
stellen und eines Tages lösen. Es kommt also darauf an, den eingeschlagenen Weg auf
ganz unterschiedlichen Ebenen fortzusetzen. Drei sollen wenigstens kurz angedeutet wer­

den:
(1) Längst sind noch nicht alle relevanten Sachfragen im Blick auf die wirtschaftliche

und soziale Lage geklärt. Das Gespräch mit den Sachverständigen im Bereich der Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaften beziehungsweise der Sozialpolitik sollte jetzt geführt
werden mit dem Ziel, eine Perspektive zu gewinnen, wie eine sozial- und ökologisch ver­
antwortete Marktwirtschaft im Konzert der europäischen Zusammenarbeit und im weltwirt­
schaftliehen Rahmen nachhaltig gefördert werden kann. Dabei ist das Thema einer europä­
ischen Sozialunion, die auch die zahlreichen assoziierten mittel- und osteuropäischen Län­
der berücksichtigt, von exemplarischer Bedeutung. Dies hat aber zur Voraussetzung, daß
der Diskussionsrahmen schrittweise erweitert wird und Vertreter der europäischen Kirchen
und Experten aus anderen Ländern hinzugezogen werden.

(2) In den Gemeinden vor Ort ist die Unsicherheit noch groß, sich an dem Diskussions­
prozeß zu beteiligen. Dies hängt nicht zuletzt damit zusammen, daß die Themen des
Gemeinsamen Wortes noch ein hohes Maß an Allgemeinheit tragen und von den örtlichen
Lebensfragen abgehoben sind. Notwendig ist also eine Handreichung für die ökumenische
Zusammenarbeit in den örtlichen Strukturen, die sowohl die gemeinsamen Aufgaben von
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Caritas und Diakonie als auch kommunale Zusammenarbeit in zentralen Bereichen des
Gemeinwesens ermöglicht. Die Runden Tische sozialer Verantwortung waren ein erster
Schritt, der allerdings zu sehr im Unverbindlichen und deshalb stecken blieb. Die Kirchen
müssen zum Beispiel den Beweis antreten, daß sie nicht Armutsbekämpfung fordern, son­
dern effektiv betreiben. Dazu gehört zunächst ein sorgfältiges »Observatorium« der Armut

vor Ort.
(3) Als dritter Bereich soll ins Auge gefaßt werden, eine geordnete überregionale Wil­

lensbildung einzuleiten, die wichtige Einzelthemen weiterverfolgt, diese in die Akademie­
beziehungsweise Verbandsarbeit einführt und Antworten in gemeinsamen Kongressen bün­
delt. Die Kirchentage, die auf Dauer als ökumenische Veranstaltungen veranschlagt werden
sollten und dabei in ihrer Struktur sicherlich neu konzipiert werden müssen, sind Gelegen­
heiten der Verständigung. Der für das Jahr 2003 vorgesehene ökumenische Kirchentag ist
ein zeitlicher Terminus, auf den hin durchaus der Konsultationsprozeß ausgerichtet werden
kann. Allerdings gilt auch hier das Postulat: Diese auf Deutschland beschränkte Perspek­
tive muß abgestimmt werden mit der - von der Europäischen Katholischen Bischofskon­
ferenz (CCEE) und der Konferenz Europäischer Kirchen (KEK) erfolgreich eingeleiteten­
ökumenischen Zusammenarbeit in der «Europäischen Ökumenischen Versammlung«.
Diese wenigen Beispiele zeigen, daß nach wie vor die These ihre Berechtigung hat: »Der
Weg ist das Ziel«.

Prof Dr. Dr. Theodor Strohm, Diakoniewissenschaftliches Institut, Karlstraße 16,
69117 Heidelberg
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Studie

»Suum cuique«.
Gerechtigkeit als sozialethischer und theologischer
Grundbegriff

Von Wilfried Härle

Peter Ulmer zum 1. Oktober 1997

»Gerechtigkeit« ist sowohl ein sozialethisches, als auch ein theologisches Zentralthema.
Das »sowohl- als auch« beziehungsweise das »und«, durch das die Worte »sozialethisch«
und »theologisch« (im Untertitel des Aufsatzes) miteinander verbunden sind, markiert
einerseits insofern eine tiefgreifende Unterscheidung, als Sozialethik eine weit über die
Theologie hinausreichende Disziplin und Aufgabenstellung ist; andererseits steht das
»und« insofern aber auch für eine enge Verbindung, als Sozialethik eine theologische Dis­
ziplin und Aufgabenstellung ist. Von beidem soll im folgenden nicht nur beiläufig die Rede
sein, sondern um diese Verhältnisbestimmung geht es in diesem Aufsatz'.

Beim Thema »Gerechtigkeit« horchen viele Menschen interessiert auf. Dabei verbinden
sich mit diesem Begriff aber ganz unterschiedliche Fragestellungen und Erwartungen. Die
einen denken vorrangig an eine gerechte Weltwirtschaftsordnung, andere an ein veränder­
tes Strafrecht, das die Opfer wirksamer schützt oder den Tätern eher gerecht wird, nicht
wenige bewegt die Frage nach der Gerechtigkeit Gottes im Horizont des Theodizeepro­
blems, und wieder andere fragen nach den biblischen Vorstellungen von Gerechtigkeit und
ihrer Bedeutung für unsere Zeit. Schließlich ist auch manchem noch bewußt, daß es der
Begriff der »iustitia Dei« war, der Luther »zum Verzweifeln trieb« 2, bevor sich für ihn
durch ein theologisches Neuverständnis dieses zunächst ethisch verstandenen Begriffs der
reformatorische Durchbruch ereignete, so daß er im Rückblick sagen konnte: »Wie sehr ich
vorher die Vokabel -Gerechtigkeit Gottes- gehaßt hatte, so pries ich sie nun mit entspre­
chend großer Liebe als das mir süßeste Wort.«>

Diese Stichworte mögen genügen als Erinnerung daran, daß und in welchem Maße
»Gerechtigkeit« nicht nur ethische Relevanz besitzt, sondern - im theologischen Sinn
genommen - ins Zentrum des christlichen Glaubens hineinreicht. Diese Beobachtung wird
freilich dadurch nicht unerheblich beeinträchtigt, daß die heutige Theologie und Kirche mit
dem theologischen Begriff der »Gerechtigkeit« (im Unterschied zum ethischen) ihre
Schwierigkeiten hat, ihn als fremd und sperrig empfindet und ihn eher nolens als volens zur
Interpretation der christlichen Botschaft heranzieht. Erklärt sich dies aus einem zwischen­
zeitlich eingetretenen theologischen Substanzverlust oder aus einem als Gewinn zu bewer-
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tenden Wandel im Gottesverständnis - weg vom Gesetzgeber und Richtergott - oder ist
dafür gerade die Verlagerung des theologischen Interesses auf »Gerechtigkeit« im ethi­
schen Sinn die Ursache?

Daß »Gerechtigkeit« auch ein ethischer - und seit es die Unterscheidung zwischen Indi­
vidual- und Sozialethik gibt, ein sozialethischer - Grundbegriff ist, hat, wenn ich recht
sehe, noch niemand bestritten. Platos Politeia und die Nikomachische Ethik von Aristoteles

zeigen sogar, daß Gerechtigkeit vom Anfang der abendländischen Ethikgeschichte an nicht
nur (neben Klugheit, Tapferkeit und Besonnenheit) zu den vier Kardinaltugenden zählte,
sondern daß sie unter ihnen noch einmal eine dominierende Stellung einnahm, und zwar
deshalb, weil sie als die Tugend galt, durch die das rechte Verhältnis der menschlichen
Seelenvermögen und der (übrigen) Tugenden im Individuum geschaffen und durch die
dementsprechend auch das rechte Verhältnis der verschiedenen Stände im Gemeinwesen
(also im Staat) geregelt wird. »Gerechtigkeit« ist hier verstanden als innere und äußere
Wohlordnung im umfassenden Sinne des Wortes.

Freilich, schon Aristoteles konstatiert, daß es zweierlei Bedeutungen des ethischen
Begriffs von »Gerechtigkeit« gebe: eine umfassende, von der eben die Rede war, der
zufolge »Gerechtigkeit« geradezu der Inbegriff von sittlichem Verhalten ist, und eine ein­
geschränkte, nach der »Gerechtigkeit« eine Tugend neben anderen ist, nämlich die Tugend,
nichts zu wollen, was dem Grundsatz der Gleichheit zuwider läuft-. Sigrid Glockzin­
Bever> hat freilich in einem Rundfunkbeitrag zu Recht darauf hingeweisen, daß auch diese
Charakterisierung von Gerechtigkeit noch doppeldeutig ist. Die Berufung auf »Gerechtig­
keit« kann nämlich einerseits besagen: »Es soll niemandem schlechter gehen als mir« oder
andererseits: »Es soll niemandem besser gehen als mir«, Diese beiden Verständnisse von
»Gerechtigkeit« sind geradezu durch Welten voneinander getrennt.

Emotional und existentiell durchschlagend wird das Thema Gerechtigkeit freilich in der
Regel erst dann, wenn man sich an dem Gegenbegriff, also an der mit »Ungerechtigkeit«
beschriebenen Erfahrungswirklichkeit orientiert, und wenn man von ihr selbst betroffen ist
oder sich von ihr mit-betreffen läßt. Wie bei anderen ethischen Begriffen auch, erhöht sich
der Grad der Konkretheit und inneren Beteiligung erheblich, wenn man sich nicht an den
zu erreichenden, idealen Zielzuständen, sondern an den zu überwindenden Leidenssituatio­
nen und Unrechtszuständen orientiert und an ihnen - soweit das möglich ist - mitfühlend
Anteil nimmt, und sei es nur so, wie dies bei der Lektüre (der ersten Hälfte!) von Kleists
»Michael Kohlhaas« der Fall ist.

Wenn es angesichts all dessen als unstrittig gelten kann, daß »Gerechtigkeit« sowohl ein
theologischer als auch ein sozialethischer Grundbegriff ist, dann stellt sich die Frage, ob
beide Begriffe jeweils in sich klar sind und einen eindeutigen Sinn besitzen. Sodann ist zu
prüfen, wie sich die beiden Begriffe zueinander verhalten. Sind sie letztlich identisch;
haben sie wenigstens einen gemeinsamen semantischen Kern oder handelt es sich um äqui­
voke Begriffe? Ergänzen sie sich oder schließen sie sich gegenseitig aus? Läßt sich der eine
Begriff aus dem anderen ableiten, oder sind sie beide gleich ursprünglich?

Als roten Faden in diesem Labyrinth von Fragen wähle ich die klassische Formel, die ich
meinem Aufsatz als Oberthema vorangestellt habe: »Suum cuique« - also: »Jedem das
Seine«. Hierzu schreibt lose! Pieper: »Sosehr aber auch, wenn -Gerechtigkeit- gedacht
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wird, eine schlechthin nicht zu bewältigende Vielfalt vor den Blick kommt - es ist dennoch
ein Gedanke von äußerster Einfachheit, auf den diese Vielfalt sich zurückführt. '" Es ist der
Gedanke, daß einem Jeden das Seine zu geben sei .«6

Dieser »Gedanke von äußerster Einfachheit«, eben der Grundsatz »Suum cuique« ist
freilich selbst eine reduzierte, verkürzte Formel gegenüber der klassischen Definition von
Gerechtigkeit, wie sie der römische Jurist Ulpian (ca. 170-228 n. Chr.) gegeben hat. Im
vollständigen Wortlaut heißt Ulpians Definition: »Justitia est constans et perpetua voluntas
ius suum cuique tribuendi-", also: »Gerechtigkeit ist der beständige und dauerhafte Wille,
jedem sein Recht zuzuteilen« oder meines Erachtens genauer: »jedem sein Recht zuteil
werden zu lassen«. Das »Suum cuique« ist also eine Kurzformel, wie sie auch im alltägli­
chen Leben vielfältig vorkommt. So kann man, wenn man um die Mittagszeit ein Großbüro
oder eine Behörde aufsucht (in einer Kirchenverwaltung ist das vermutlich nicht wesentlich
anders), fortgesetzt das Wort »Mahlzeit« hören. Das ist offensichtlich eine reduzierte Form
des ursprünglichen und als solchen sinnvollen Wunsches: »Gesegnete Mahlzeit!« Daraus
ist im Laufe der Zeit - auf welchem Weg auch immer - diese relativ sinnleere Formel
geworden, in der gerade das fehlt, worauf es ankäme: Der Segen ist verschwunden, die
Mahlzeit ist geblieben - kein Wunder, daß so viele Menschen Gewichtsproblerne oder
Eßstörungen haben.

Die Kurzformel »Jedem das Seine«, findet sich sinngemäß oder wörtlich übrigens schon
ca. siebenhundert Jahre vor Ulpian, etwa bei dem griechischen Dichter Simonidesf (556­

468 v. Chr.); ferner bei Plato", hier allerdings - worauf Rüdiger Bubner '? jüngst wieder
hingewiesen hat - in der interessanten Form, daß Gerechtigkeit nicht darin besteht, daß
jedem das Seine zuteil wird, sondern »daß jeder das Seinige tut«; sodann findet sich die
Formel bei Aristoteles!' sowie schließlich - nun im lateinischen Wortlaut - ca. 250 Jahre
vor Ulpian bereits bei Cicero12. Dieser kurze Überblick zeigt, daß die vielerorts zu lesende
Behauptung, die Formel »suum cuique« stamme von Ulpian, falsch ist. Und die wohl tat­
sächlich auf Ulpian zurückgehende und seine Leistung darstellende Langformel: »ius suum
tribuere«, also: »jedem sein Recht zuteil werden lassen«, ist weitgehend in Vergessenheit

geraten.
Es fragt sich nun, ob die bekannte Kurzformel eine das Wesentliche eliminierende Ver­

kürzung (wie der Wunsch: »Mahlzeit«) ist, oder ob sie eine sachgemäße Öffnung und Ent­

schränkung und damit einen Gewinn darstellt?
Ich möchte hier die These zur Diskussion stellen, daß nur die auf Ulpian zurückgehende,

weitgehend in Vergessenheit geratene Langformel, also die Rede vom je eigenen Recht
geeignet ist, den sozialethischen Begriff der Gerechtigkeit zu erfassen, daß hingegen nur
die Kurzformel. also das uneingeschränkte »suum cuique« in der Lage ist, den theologi­

schen Begriff von Gerechtigkeit in den Blick zu bekommen und eine sowohl kritische als
auch konstruktive Verbindung zwischen dem sozialethischen und dem theologischen
Begriff von Gerechtigkeit herzustellen.

Diese These möchte ich im folgenden erläutern und begründen.
Gegen das »Suum cuique« als Grundprinzip der ethischen Gerechtigkeit hat Schopen­

hauer eingewandt: »Ist es das Seinige, braucht man es ihm nicht zu geben« I3. Ganz recht
hat Schopenhauer damit nicht, weil es sehr wohl Dinge gibt, die einem Menschen gehören
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können, ihm aber (widerrechtlich) vorenthalten werden und ihm deswegen erst noch gege­
ben werden müssen. Aber Schopenhauer macht mit seiner Kritik auf eine kleine Ungenau­
igkeit aufmerksam, die sowohl in der Lang- als auch in der Kurzfassung der Formel enthal­
ten ist: Genaugenommen ist es weder das »Suum« im Sinne des Besitzes noch das »Ius
suum« im Sinne eines Rechtes, das durch eine gerechte Handlung zugeteilt oder durch eine
ungerechte Handlung vorenthalten wird; sondern gegeben oder verweigert wird das, was
einem Menschen von Rechts wegen zusteht. Es ist (möglicherweise) noch nicht das Sei­
nige, aber es steht ihm zu; und (normalerweise!") ist es nicht »ein Recht« oder »sein
Recht«, das ihm zugeteilt oder verweigert wird, sondern es ist eben das, was ihm von
Rechts wegen zusteht 15. In diesem Sinne gilt tatsächlich, was in der ethischen Diskussion
immer wieder einmal betont wurde: Gerechtigkeit setzt (ein) Recht voraus 16, das heißt
einen Anspruch (des einzelnen, einer Gruppe oder der Gesellschaft), der als gesellschaft­
lich anerkannt gilt oder als anzuerkennend postuliert wird und darum eingefordert, gegebe­
nenfalls sogar eingeklagt werden kann.

In der Antike wurde dabei primär oder ausschließlich an die durch staatliche Gesetz­
gebung formulierten Rechte und Rechtsbestimmungen gedacht, und deswegen konnte ­
und das gilt mutatis mutandis auch für Israel - derjenige, der die Gesetze achtet und ihnen
gemäß handelt, im umfassenden Sinn als »gerecht« beziehungsweise als »ein Gerechter«
bezeichnet werden. Wie aber, wenn auch nur der kritische Zweifel wach wird, ob denn die
staatlichen Gesetze ihrerseits gerecht seien? Muß dann nicht an ein ungeschriebenes, höhe­
res Recht appelliert werden können, aus dem sich ergibt, was Menschen von Rechts wegen
zusteht, was also »ihr Recht« und.in diesem Sinne »das Ihrige« ist?

Insbesondere angesichts der Aufgabe rechtlicher Würdigung von Unrechtsregimen, die
ihren Willkürmaßnahmen auch noch die Form staatlicher Gesetze gegeben haben, stellt
sich immer wieder die Frage!", ob nicht ein überpositives Recht (so etwas wie ein »Natur­
recht«) angenommen werden müsse, um von ihm aus zu einer gerechten Würdigung sol­
cher Unrechtssysteme zu kommen. Die sich damit in der Vergangenheit verbindende Vor­
stellung von ungeschriebenen, aber gleichwohl inhaltlich bestimmten ewigen Gesetzen fin­
det heute kaum noch Anhänger. Dazu liegt die geschichtliche Bedingtheit und Variabilität,
gelegentlich sogar Widersprüchlichkeit, der verschiedenen postulierten Naturrechtsprinzi­
pien zu deutlich am Tage. Aber die Frage, ob es nicht geschichtlich bedingte und
geschichtlich überlieferte weltanschaulich-religiöse Überzeugungen gebe, die als Basis
aller Rechtssetzung und aller Rechtsprechung in Anspruch genommen werden müssen, ist
damit keineswegs hinfällig. Im Gegenteil: Die genauere Analyse zeigt immer deutlicher die
Berechtigung des viel zitierten Satzes, den Ernst-Wolfgang Böckenförde'" bereits vor 30
Jahren formuliert hat, daß nämlich der freiheitliche, säkularisierte Staat (und ich füge ein:
deshalb natürlich auch seine Rechtssetzung und Rechtsprechung) von Voraussetzungen
lebt, die er selbst nicht garantieren kann.

Auch von theologischer Seite, ich denke hier vor allem an Eilert Herms 19, ist in den letz­
ten Jahren immer wieder darauf hingewiesen worden, daß die Rede von der weltanschau­
lich-religiösen Neutralität des Staates jedenfalls nicht besagen kann, daß der Staat auf
einem weltanschaulich-religiös neutralen, gewissermaßen keimfreien Boden stehe. Es wäre
ein großer Zugewinn an rationaler Selbstaufklärung, wenn diese weltanschaulich-religiös
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bestimmte Standortgebundenheit aller Politik, Rechtssetzung und auch aller Wissenschaft
anerkannt und zum Gegenstand der öffentlichen Kommunikation gemacht würde 20.

Die Gebundenheit an weltanschaulich-religiöse Voraussetzungen gilt natürlich auch für
Gerechtigkeitstheorien, wie die von Jürgen Habermas", John Rawls-? oder Michael Wal­
zer 23, die sich aus Konsenstheorien ableiten oder als (bloße) Theorien von Faimeß verste­
hen. Die Begründungsproblematik verlagert sich hier nur an eine andere Stelle, nämlich auf
die einzuhaltenden Bedingungen für die Konsensfindung beziehungsweise auf die Fairneß­
regeln und ihre Respektierung. So funktioniert selbst die faszinierend-einfache Möglichkeit
gerechter Teilung zwischen zwei Personen, die darin besteht, daß eine von beiden zwei
(ihrer Meinung nach) gleiche Teile bildet und die andere Person einen dieser Teile aus­
wählt, nur, wenn und solange sich beide genau an diese Regeln halten. Aber warum sollen
sie das, wenn möglicherweise der zwischenzeitliehe Wechsel zu einem anderen Verfahren
für sie vorteilhafter wäre? Wenn man antwortet: Sie sollen das, weil jedes andere Verhalten
unfair oder ungerecht wäre, dann zeigt das deutlich, daß diese Theorie zirkulär wird, wenn
sie kein anderes Fundament als den jeweiligen Konsens hat.

Weltanschaulich voraussetzungsreich ist selbst ein so elementares und für jede Theorie der
Gerechtigkeit fundamentales Prinzip wie der Gleichheitsgrundsatz, und sei es auch nur im
Sinne des Prinzips der Gleichbehandlung aller vor dem Gesetz. Denn was sich in der Erfah­
rungswirklichkeit zeigt, was also empirisch zugänglich ist, ist gerade nicht die Gleichheit,
sondern stets die Ungleichheit der Menschen (und der übrigen Geschöpfe) - und sei sie auch
noch so geringfügig. Wer trotzdem von einer Gleichheit des Menschseins, der Menschen­
würde und darum auch der Menschenrechte ausgeht, tut damit offenbar einen erheblichen
Schritt über die Empirie hinaus. Und wenn (meines Erachtens zu Recht) gefordert wird>', daß
nicht die Gleichbehandlung, sondern die Ungleichbehandlung von Menschen begründungs­
pflichtig sei, so ist infolgedessen auch dies ein erheblicher Schritt über die Empirie hinaus.

Das für alle Gerechtigkeitstheorien fundamentale Prinzip der Gleichheit und Gleichbe­
handlung muß freilich (gerade von daher) differenziert und konkretisiert werden. Die
Tugend oder das Gebot der Gerechtigkeit fordert nicht unterschiedslose Gleichbehandlung,
sondern sie fordert sozusagen eine Gleichbehandlung auf höherer Ebene, die darin besteht,
daß Gleiches gleich und Ungleiches ungleich behandelt wird. Das zeigt, daß als Elementar­
formel für Gerechtigkeit nicht die Formel: »jedem das Gleiche«, sondern nur die Formel:
»jedem das Seine« fungieren kann; denn nur sie bezieht die faktisch bestehende Ungleich­
heit mit ein und vermeidet damit die Ungerechtigkeit, die in der unterschiedslosen Gleich­
behandlung des Ungleichen bestünde. Man kann von daher »Gerechtigkeit« geradezu defi­
nieren als »Gleichbehandlung unter den Bedingungen von Ungleichheit«.

Aber welche Ungleichheit .ist für die Gerechtigkeit relevant und welche nicht (die der
Herkunft, des Geschlechts, der Leistung, des Bedarfs, der Fähigkeit etc.)? Was heißt es,
unter den Bedingungen von Ungleichheit jedem sein Recht zuteil werden lassen? Woran
bemißt sich, was das Recht eines jeden Menschen (oder sogar jedes Geschöpf) ist?

In der ethischen Diskussion über die Jahrhunderte hin sind auf diese Fragen unterschied­
liche Antworten gegeben worden, die sich für unsere Zwecke etwas vereinfachend auf zwei
(ethisch diskutable) reduzieren lassen: jedem nach seiner Leistung oder: jedem nach seinem
Bedürfnis.
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Daß es sich hierbei nur scheinbar um eine vollständige und strenge Alternative handelt, ist
leicht einzusehen. Denn es gibt einerseits viele Bereiche des Lebens, in denen es absurd und
ungerecht wäre, Menschen lediglich nach ihrem Bedürfnis und gar nicht nach ihrer Leistung
zu behandeln: Weite Teile des Geschäftslebens und der Arbeitswelt, des Sports, der schu­
lischen und universitären Prüfungen, aber auch des Strafrechts würden geradezu ihren Sinn
verlieren, wenn in ihnen nicht nach Leistung, Verdienst, Tat oder Untat, sondern nach dem
jeweiligen Bedürfnis geurteilt und zugeteilt würde. Aber in zahlreichen anderen Bereichen
des Lebens (und teilweise auch in den eben genannten) wäre es andererseits nicht nur unge­
recht, sondern geradezu unsinnig oder unmenschlich, wenn nach Leistung statt nach Bedürf­
nis geurteilt würde: die frühe Kindheit und das Alter, Krankheit und Behinderung, das heißt
aber: Situationen, von denen wir alle herkommen und auf die wir großenteils zugehen, sind
die eklatantesten Beispiele. Das zeigt: Je mehr ein Mensch auf das reduziert ist, was er ist,
und je mehr er auf das angeweisen ist, was ihm zuteil wird, anders gesagt: Je weniger ein
Mensch aus und von dem leben kann, was er selbst tut und schafft, desto mehr ist er auf eine
Gerechtigkeit angewiesen, die sich an den Bedürfnissen statt den Leistungen orientiert.

Wir befinden uns damit immer noch im Geltungsbereich des sozialethischen Begriffs
von Gerechtigkeit, weil wir annehmen dürfen und - wo wir es nicht annehmen dürfen ­
fordern müssen, daß auch in den Phasen oder Daseinsformen, in denen Menschen gar
nichts zu leisten imstande sind, das Recht auf körperliche Unversehrtheit und auf Respek­
tierung der grundlegenden Lebensbedürfnisse gewährleistet und mit alledem ihre Men­
schenwürde geachtet und geschützt wird. Für die Humanität unserer Gesellschaft wird Ent­
scheidendes davon abhängen, daß dies auch in Zukunft gilt.

Wie gesagt, wir befinden und auch damit noch im Geltungsbereich des sozialethischen
Gerechtigkeitsbegriffs und haben damit das Spezifikum des christlich-theologischen
Gerechtigkeitsbegriffs noch nicht thematisiert. Aber wir befinden uns mit dem zuletzt
Gesagten an der Grenze, an der der sozialethische und der theologische Gerechtigkeits­
begriff einander berühren und ineinander übergehen. Daß diese Grenze sich nicht am
Rande des Leistungskriteriums, sondern am Rande des Bedürfniskriteriums befindet, ist ein
Spezifikum - vielleicht auch eine Einseitigkeit - des christlichen Glaubens, für den die
Gewißheit charakteristisch ist, daß Gott gerade denen nahe ist, die sich nicht selbst helfen
können, und daß die Gerechtigkeit Gottes (und damit die vor Gott geltende Gerechtigkeit)
nicht aus der Leistung des Menschen resultiert, sondern ihm unverdient zugeeignet wird
und nur im Vertrauen angenommen werden kann.

Es gibt eine deutlich erkennbare Traditionslinie innerhalb des Alten Testaments, auf der
sich dieses Gottes- und Gerechtigkeitsverständnis vorbereitet und anbahnt. Sie nimmt ihren
Ausgangspunkt bei der Hoffnung, daß Gott als der gerechte Richter sich die Sache dessen
zu eigen mache, der unschuldig ist und zu Unrecht angeklagt und verfolgt wird. Schon
insofern ist Gottes Gerechtigkeit Heilshandeln - freilich nur für den unschuldig Verfolgten,
Angeklagten und Verurteilten. Aber auch das Alte Testament kennt Situationen, wo Schul­
dige und Unschuldige miteinander unter einer Gerichts- und Strafandrohung stehen und wo
Schuld und Unschuld in einem Menschenleben unentwirrbar ineinander liegen; und auch
im Blick auf diese Grenzsituationen hofft der israelitische Beter auf Gottes rettende
Gerechtigkeit, auf seiner Gemeinschaftstreue.
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Aber der Gedanke, daß die Gerechtigkeit Gottes sich gar nicht von den erbrachten oder
versäumten Werken des Menschen abhängig mache, taucht wohl erst in der Verkündigung
Jesu, wie sie im Neuen Testament überliefert ist, auf. Und damit verträgt sich nun eines
definitiv nicht (mehr): die auf Ulpian zurückgehende Rede vom »ius suurn«, also der
Gedanke, daß die Gerechtigkeit Gottes jedem sein Recht zuteil werden lasse und folglich
so etwas wie einen Rechtsanspruch des Menschen begründe oder voraussetze. Wenn hier
noch die Formel »suum cuique« angewandt werden kann, und sie kann meines Erachtens
mit den erforderlichen Interpretationen sogar mit Gewinn angewandt werden, dann nur in
dem Sinne, daß dem Menschen das zuteil wird, dessen er bedarf, das er aber weder als sein
Recht geltend machen noch sich verdienen kann.

Man kann sogar noch einen Schritt weitergehen und sagen: Die Gerechtigkeit im theo­
logischen Sinn wird mit Sicherheit verfehlt, wo sie zum Gegenstand eines Rechtsanspruchs
gemacht, also etwa mit Verweis auf die bestehende Bedürftigkeit oder auf die eigene Lei­
stung eingefordert oder eingeklagt wird. Von da aus bietet sich sich nun die überraschende
Möglichkeit, vom ethischen Begriff der »zuteilenden Gerechtigkeit« (»iustitia distribu­
tiva«) her den theologischen Begriff von Gerechtigkeit zu definieren als diejenige Form der
zuteilenden Gerechtigkeit, die sich unter Ausschluß von Rechtsanspruch und Leistung aus­
schließlich am Bedürfnis des Menschen orientiert.

Mit dieser spezifisch theologischen Rede von Gerechtigkeit wird Gerechtigkeit im so­
zialethischen Sinn des Wortes überschritten in Richtung auf Erbarmen 25, oder sogar in
Richtung auf Nächstenliebe, also auf Agape. Man kann die These wagen, daß Gerechtigkeit
im theologischen Sinne nichts anderes ist als Agapet>, und das gilt in gleicher Weise für
die Gerechtigkeit Gottes wie für die Gerechtigkeit des Menschen vor Gott. Und im Blick
auf Agape gilt generell: Sie verträgt. es überhaupt nicht, als Recht verstanden und als
Rechtsanspruch geltend gemacht zu werden?", Wenn es um die Agape geht, ist der Rechts­
weg grundsätzlich ausgeschlossen.

Marie von Ebner-Eschenbach hat diesen Gedanken auf wohltuende Weise untertreibend
einmal so formuliert: »Die meisten Menschen brauchen mehr Liebe, als sie verdienen«,
Dieses behutsame, aber entschlossene Beiseitelegen und Beiseiteschieben des Verdienst­
gedankens im Blick auf die Agape gewinnt vor allem dort grundlegende Bedeutung, wo es
um die Konstituierung und Erhaltung des menschlichen Daseins sowie um seine Neukon­
stituierung angesichts von Scheitern, Schuld und Tod geht. Hier endet alles verbürgte
Recht, und darum kommt hier die (sozial-)ethische Gerechtigkeit an ihr Ziel und Ende,
indem sie von der Liebe oder Güte aufgehoben, begrenzt und überboten wird.

Innerhalb ihrer Reichweite hat die Agape die Fähigkeit, in einer Weise zu erkennen und
zu tun, was das »suum« des anderen, das heißt was für den anderen Menschen gut ist, die
sogar noch über das hinausgehen kann, was ein Mensch von sich selbst zu wissen meint.
Und darum ist nach dem Neuen Testament (unter Zitierung und Zusammenfassung alttesta­
mentlicher Gebote) das Doppelgebot der Liebe - und nicht etwa ein Doppelgebot der
Gerechtigkeit - »das höchste und größte Gebot«28.

Aber: Die Reichweite des Erbarmens, der Güte und der Liebe ist begrenzt, und die
Agape selbst ist permanent bedroht. Und darum ist es eine zwar schöne, aber irreführend­
harmonische Idee, wenn man meint, die Agape erledige die Aufgabe, für Gerechtigkeit zu
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sorgen, gleich mit, sozusagen mit der linken Hand. Das kann sie allenfalls im Nahbereich
zwischenmenschlicher Begegnungen. Je mehr sich jedoch die Gerechtigkeit auf die Fernen
und Fernsten bezieht und je stärker sie durch Strukturen und Institutionen vermittelt ist,
(und letzteres gilt in der Neuzeit immer umfassender) desto mehr sind rechtliche Regelun­
gen erforderlich, die der Gerechtigkeit dienen und Rechtsansprüche auf konkrete Gerech­

tigkeit begründen.
Gerechtigkeit im sozialethischen Sinn des Wortes ist mit Liebe nicht gleichzusetzen und

nicht zu verwechseln. Aber Agape ist eine tragfähige Grundlage und eine orientierungs­
kräftige Zielperspektive für sozialethische Gerechtigkeit, und diese wiederum ist eine
besonders wichtige und leistungsfähige Ausdrucksform und Stellvertreterin von Agape,
und zwar unter Einschluß des für sie konstitutiven Elements des Rechts. Denn was in der
Agape keinen Platz hat, das ist hier, wo es um die Erhaltung menschlicher Lebensbedin­
gungen angesichts bedrohter, gestörter und zerstörter zwischenmenschlicher Beziehungen
geht, von größter positiver Bedeutung: nämlich der im Recht begründete Anspruch auf

Gerechtigkeit.
Hier tut sich eine Spannung auf, die wohl nicht auflösbar ist; und die gerade deshalb für

die Sozialethik eine dauerhafte Herausforderung darstellt, und zwar insbesondere für eine
Sozialethik, die sich als theologische Disziplin versteht. Eine der Fragen, in denen diese
Spannung zum Ausdruck kommt, lautet: Wie kann verhindert werden, daß der mit Recht
und Gerechtigkeit notwendig verbundene - und insofern wertvolle - Gedanke des Rechts­
anspruchs so mißbraucht wird, daß er sich selbst gefährdet oder zerstörtF?

Recht und Gerechtigkeit sind konstruktive Reaktionen auf tatsächlich bestehende Übel in
der Welt. Wie läßt sich vermeiden, daß sie von diesen Übeln selbst infiziert oder gar in
deren Dienst gestellt werden? Für die hier bestehenden Gefahren und Gefährdungen bietet
die Lektüre des zweiten Teils von »Michael Kohlhaas« das erforderliche Anschauungs­
material.

Ich denke, es ist kein Zufall, daß in den biblischen Texten von so etwas wie Menschen­
rechten nicht schon in der Schöpfungsgeschichte die Rede ist, sondern erst - da allerdings
sehr betont - im Anschluß an das himmelschreiende Verbrechen des Brudermords, den
Kain an Abel verübt. Und nun das Entscheidende: Es ist der Mörder, dem laut Gen 4,15 als
erstem das Menschenrecht der Lebenserhaltung und des Lebensschutzes zugesprochen
wird.

Gerechtigkeit im sozialethischen Sinn des Wortes, die letztlich auf dem Gedanken der
Menschenrechte basiert, kann zwar solche zerstörten menschlichen Beziehungen nicht hei­
len; aber sie kann die zerstörerischen Folgen gestörter Beziehungen in Grenzen halten, im
günstigsten Fall sogar vermindern oder vermeiden, und sie kann so Räume für das Zusam­
menleben eröffnen und gestalten. Für dieses Ziel lohnt es sich, im Wissen um die Relativi­
tät und Vorläufigkeit aller menschlichen Bemühungen um Gerechtigkeit das je Eigene zu
tun, genauer gesagt: Jede das Ihre und jeder das Seine: »suum quisque«.

Prof Dr. Wilfried Härle, Wiss.-Theologisches Seminar, Kisselgasse 1, 69117 Heidelberg
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Abstract

The autor directs attention to a basic distinction for the method of treatment of understanding the term
»justice«. The theological notion of justice is accuracy to differentiate from the ethical notion. The
author points out this distinction at the example of one of principles of justice: »suum cuique«
(Ulpian). In astriet theologieal perspeetive »justice« tends towards »agape« - in an ethieal perspec­
tive »justice« tends towards the regulation of right and legal proeedure.

Anmerkungen

1. Für den Druck geringfügig überarbeitete und mit Anmerkungen versehene Fassung meiner Heidelberger
Antrittsvorlesung vom 22.1. 1997. - Dem scheidenden Rektor der Universität Heidelberg, Prof. Dr. jur. Dres.
h. c. Peter Ulmer mit dem Ausdruck des Respektes, der Dankbarkeit und Verbundenheit gewidmet.

2. Vgl. das Luther-Lied: EG 342, 3.
3. Vorrede zum ersten Band der Wittenberger Ausgabe der lateinischen Schriften Luthers (1545); zitiert nach: M.

Luther; Ausgewählte Schriften, hg. von K. Bornkamm und G. Ebeling, Band 1, 1982, S. 23.
4. Vgl. Nikomachische Ethik 1129 b -1130 b.
5. Zuspruch am Morgen vom 16.10.1976, in: HR 2.
6. Über die Gerechtigkeit, München (1953) 41965, S. 14.
7. Fragment 10 aus Ulpians Liber primus regularum D 1,1 -. Zitiert nach Ulpian. Hg. von T. Honore, Oxford

1982, S. 34. Im Art. »Gerechtigkeit« im HWBPh Band 3, Sp. 331 ist die Definition ohne genauere Quellen­
angabe mit einer kleinen Variante wiedergegben: Es heißt dort »unicuique tribuendi« statt »cuique tribuendi«.
Thomas von Aquin (STh 11/2,q. 58,1) zitiert statt dessen: » ... cuique tribuens«. Ich kann nicht entscheiden, wei­
che dieser Varianten den authentischen Wortlaut Ulpians wiedergibt, halte mich aber - wie die Mehrheit der
Autoren - an die im Text zitierte Fassung.

8. Siehe dazu Plato: Politeia 332c: »ro 1tPOmlKOV b<:d.<r'tfP dn:OÖlÖ6Jat« Das zeigt, daß Plato diesen Begriff von
»Gerechtigkeit« kennt. Er übernimmt ihn aber (so) nicht. VgI. dazu oben die Fortsetzung im Text.

9. Politeia 433aff.
10. Welche Rationalität bekommt der Gesellschaft? Vier Kapitel aus dem Naturrecht (stw 1258) FrankfurtlMain

1996, S. 18ff.
1I. Rhetorik 1,9: »OpE'tl\ Öl' flv 'tU a.v 'tIDv EKa.a'tOlExoum«.
12. De finibus 5, (23): »quae animi affectio suum cuique tribuens ... iustitia dicitur ...«, Das zeigt, daß sogar die

Formel »suum cuique tribuens« schon bei Cicero vorhanden ist, also zu Unrecht Ulpian zugeschrieben wird.
13. Die beiden Grundprobleme der Ethik, in: ders., Werke in fünf Bänden, Bd. III, Zürich 1988, S. 574. Und er

fährt (1. c.) fort: »bedeutet also: -Keinem das Seinige nehmen-.«. Deshalb schlägt Schopenhauer als »Grundsatz
der GERECHTIGKEIT« die Formel »neminem laede« (statt: »suum cuique«) vor (aaO. S. 570).

14. Ausnahmen von dieser Regel bilden z. B. Gesetze, Verträge oder Versprechen, durch die einem Menschen ein
Recht im Sinne eines Rechtsanspruchs zugebilligt wird. Und wenn man das Zubilligen solcher Rechte als
»gerecht« bezeichnet, sagt man (implizit), daß diese Rechte den Betroffenen (auch) von Rechts wegen zustan­
den - also nicht nur jetzt als Rechtsanspruch zustehen.

15. Mit dieser Formulierung entkräfte ich den Einwand von Tugendhat (Vorlesungen über Ethik, FrankfurtlMain
31995, S. 367), Gerechtigkeit beziehe sich nicht auf ein bestehendes Recht, denn es sei z. B. nicht sinnvoll zu
sagen, ein zu Bestrafender habe »ein Recht« auf Strafe; man könne nur sagen, »daß er sie -verdient- «. Tugend­
hat handelt sich damit das Problem ein, Gerechtigkeit ausschließlich an den Verdienstgedanken (statt an den
des Rechts) zu binden. In der von mir vorgeschlagenen Terminologie würde es heißen: Einem zu Bestrafenden
steht die Strafe von Rechts wegen zu. Gegen diese Formulierung ist m. E. nichts einzuwenden.

16. So z. B. unter Berufung auf Thomas von Aquin J. Pieper: Über die Gerechtigkeit (s. o. Anm. 2) S. 18: »Die
Gerechtigkeit ist etwas Zweites. Der Gerechtigkeit liegt das Recht voraus.« Ähnlich argumentiert J. St. Mill:
Utilitarismus, dt. Stuttgart (1976) 1994, S. 75ff.

17. Jens Kreuter ist dem neuerdings in seiner Dissertation: Staatskriminalität und die Grenzen des Strafrechts,
Gütersloh 1997, nachgegangen.

18. Die Entstehung des Staates als Vorgang der Säkularisation (1967), in: ders., Staat - Gesellschaft - Freiheit,
1976, S. 60.
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19. Er hat sich zuletzt in seiner noch unveröffentlichten Tübinger Antrittsvorlesung vom 27. 11. 1996 über »Die
weltanschaulich-religiöse Neutralität von Staat und Recht aus sozialethischer Sicht« mit dieser Thematik
beschäftigt. Vgl. aber hierzu schon die in seinem Aufsatzband: ders.: Kirche für die Welt, Tübingen 1995, ver­
öffentlichten Beiträge anhand des Register-Stichworts: »Neutralität - weltanschaulich-religiöse N.«.

20. Auch in dieser Hinsicht ist es zu begrüßen, daß in der Präambel des Grundgesetzes der Bezug auf die Verant­
wortung vor Gott als Fundament für die Geltung der nachfolgenden Grund- und Menschenrechte erhalten
geblieben ist. Solche Formeln verstehen sich freilich immer weniger von selbst, sondern bedürfen der Entfal­
tung und argumentativen Vermittlung.

21. Faktizität und Geltung. Beiträge zur Diskurstheorie des Rechts und des demokratischen Rechtsstaats, Frank­
furtJM. 21992, bes. S. 78ff. und l51ff.

22. A Theory of Justice (1971), dt.: Eine Theorie der Gerechtigkeit, Frankfurt/M. 1975.
23. Spheres of Justice. A Defense of Pluralism and Equality (1983), dt.: Sphären der Gerechtigkeit,

FrankfurtJM./New York 1992.
24. Z. B. von W. Lienemann: Gerechtigkeit, Göttingen 1995, S. 16.
25. Man beachte dazu die Rolle, die die Rede vom Erbarmen Gottes bzw. das »es jammerte ihn« an entscheidenden

Stellen in der biblischen Überlieferung spielt (z. B. Ps 103,13; Jon 4; Mt 9,36; 14,14; 15,32; Mk 1,41; 6,34; 8,2;
Lk 10,33 und 15,20). Auch deshalb ist es zu begrüßen, daß der Ratsvorsitzende der EKD in seinem Rechen­
schaftsbericht vor der EKD-Synode 1996 unter Aufnahme spezifisch Heidelberger Theorie- und Sprachbildun­
gen für eine »Kultur des Erbarmens« als spezifischen Beitrag der christlichen Kirche in der heutigen Gesell­
schaft eingetreten ist.

26. Insofern kann ich auch der Warnung W. Hubers (Gerechtigkeit und Recht, Gütersloh 1996, S. 199) vor »fal­
sehen Antithesen« zwischen Gerechtigkeit und Liebe zustimmen.

27. Deshalb kann ich der Warnung Hubers (aaO. S. 208) vor einer »Verrechtlichung der Liebe« und einer »Ver­
lieblichung des Rechts« uneingeschränkt zustimmen.

28. Mt 22,38 parr.
29. Vermutlich braucht jeder soziale Rechtsstaat zu seinem Funktionieren nicht nur ein Rechtsbefolgungs-Ethos,

sondern auch ein Selbstbegrenzungs-Ethos im Blick auf das Geltendmachen und Durchsetzen von Rechts­
ansprüchen. Und das gilt für alle gesellschaftlichen Schichten, also nicht nur für Sozialhilfeempfänger oder
Kapitaleigner.
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Rezensionen

Vom Recht, Rechte zu haben

Hans-Richard Reuter: Rechtsethik in theologi­
scher Perspektive, Studien zur Grundlegung
und Konkretion (Öffentliche Theologie Bd. 8),
Gütersloh 1996,363 S., Kt., 38,50 DM.
Rechtstheologische Überlegungen haben in

der Regel mit dem Vorurteil zu kämpfen, daß sie
ausschließlich als Spezialissima und zudem noch
als Teil schultheologischer Positionierungen
wahrgenommen werden. Im Bewußtsein und
Orientierungswissen von PfarrerInnen spielen sie
häufig nur eine geringe Rolle und sind zumeist
auf unmittelbar relevante kirchenrechtliche und
dienstrechtliche Regelungen sowie auf staatskir­
chenrechtliche Rahmenbedingungen eingeengt.
Die damit verbundenen theologischen Markie­
rungen wie -Theologie der Ordnungen- versus
Wort-Gottes-Theologie, der Streit um die Zuord­
nung von Gesetz und Evangelium erfüllen heute
eher die Funktion von Kürzeln für vermeintlich
konservative beziehungsweise fortschrittliche so­
zialethische und sozialpolitische Positionen. Dem
kommt entgegen, daß rechtliche Regelungen
häufig unter dem Verdacht stehen, die mensch­
liche Freiheit in ihrer Entfaltung zu behindern.
Die von Reuter vorgelegten Studien versuchen
dieses Bündel von Vorurteilen zu entkräften und
freiheitsermöglichende und humanitätsgestal­
tende Funktionen des Rechts herauszuarbeiten.

Isoliert man die rechtstheologischen Grund­
entscheidungen Reuters, so ergeben sich im we­
sentlichen folgende Umrisse seines rechtstheo­
logischen Ansatzes: Eine dialogfähige Rechts­
theologie muß von einer - traditionell deduktiv
wirkenden - christologischen Rechtsbegründung
Abstand nehmen. Als ebensowenig tragfähig er­
weisen sich neulutherische Ordnungstheologien
oder zivilreligiöse Begründungsgänge, die sich
darum bemühen, die religiöse Bindekraft für die
Rechtsverhältnisse zu rekonstruieren. Alle drei
Zugänge weichen der Einsicht aus, daß rechts­
theologische Ansätze heute in einem ersten
Schritt anerkennen müssen, daß sie sich im Rah­
men einer pluralistischen und säkularisierten Ge-

sellschaft positionieren müssen. Ihr Geltungs­
anspruch muß sich dialogisch entfalten und »Bei­
träge in die Kommunikations-, Bildungs- und
Rechtssetzungsprozesse« (S. 17) einbringen, in­
dem er sich mit diesem vorgegebenen Pluralis­
mus kritisch auseinandersetzt und die Anerken­
nung der Neuzeit nicht durch theologische
Rechtsbegründungen im engeren Sinne über­
lagert.

Im Gegenzug zu den traditionellen Rechts­
theologien muß eine zeitgemäße Auseinanderset­
zung das Gegenseitigkeitsprinzip und die Aner­
kennung des Menschen als Träger von Rechten
in seiner von Religion unabhängigen Geltung
wahrnehmen und in theologischer Perspektive
(re)interpretieren (S. 15-17). Durch theologische
Perspektivierungen der Menschenwürde werden
konkrete Akzente gesetzt und in die Vielfalt ge­
sellschaftlicher Interpretationen eingegriffen, die
der relativen Autonomie der Rechtssphäre Raum
geben.

Reuter sucht zunächst den Dialog mit aktuel­
len Rechtstheorien (S. 31-39). Insbesondere
Rawls vertragstheoretisch angelegtes Gedanken­
experiment einer Entscheidung unter dem
»Schleier der Unwissenheit« wird hinsichtlich ih­
rer idealen Annahmen kritisch befragt, da es un­
geklärt läßt, daß die Rolle eines unparteiischen
Beobachters vorgängig in einer praktischen An­
erkennung des anderen und in einem wechselsei­
tigen Freiheitsverzicht gegründet sein muß. Dem
werden zentrale Aspekte der Barthschen Versöh­
nungsethik gegenübergestellt, die in der Anru­
fung Gottes als des ganz Anderen - »eine Ver­
körperung des menschlichen Faktums der Frei­
heit jeder Einzelperson« (41) - festhält, jedoch
charakteristischerweise als kommunitäre Praxis
und nicht als solipsistischer Akt.

Den Vorrang der Anerkennung der Person,
den die theologische Perspektivierung der Men­
schenwürde immer wieder hervortreten läßt, pro­
filiert Reuter durch eine weitere kritisch-kon­
struktive Auseinandersetzung mit Barths Versöh-
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nungsethik (vgl. S. 44ff.). Barths bekannte Über­
dehnung der Rechtsterminologie aus -Rechtferti­
gung und Recht- wird abgewiesen; allerdings
werden zentrale Aspekte Barths in seinen dia­
logisch angelegten Entwurf eingearbeitet. Hier
sind vor allem der sozietäre Bezug, der Tatcha­
rakter des Gebots und die antiideologische Kom­
ponente (Relativierung von -gut- und -böse-) von
Bedeutung, die ihren Anhalt in der eschatologi­
schen Rechtsbegründung haben. Diese versöh­
nungsethische Dimension bestimmt auch die Per­
spektivierung im Verständnis des Strafrechts
(S. 131ff.), führt konsequenterweise zur Entmy­
thologisierung des Sühnegedankens (S. 173 ff.) ­
»Die Sühne ist aufgehoben in der Stellvertre­
tung« (S. 182, ausführlich S. 71-92) - und ent­
sprechend zu einem Strafverständnis, das die ver­
söhnungsstiftende Wiedergutmachung der durch
Gewalt deformierten Beziehungen zum Zentrum
erklärt.

Im Hinblick auf die aktuellen Asylrechts­
debatten läßt die theologische Perspektivierung
der Menschenwürde den vorstaatlichen Charakter
der Menschenrechte besonders deutlich heraus­
treten. Das Asylrecht ist kein Recht unter ande­
ren. In ihm tritt die Grundfigur des Menschen­
rechtes als Abwehrrecht und positives An­
spruchsrecht gegenüber dem Staat besonders
deutlich heraus, nämlich »das Recht, Rechte zu
haben und einer politischen Gemeinschaft anzu­
gehören« (S. 199), wie Reuter im Anschluß an
eine von Hanna Arendt 1949 geprägte Formulie­
rung häufiger herausstellt. Das -Recht, Rechte zu
haben-, entspringt nicht der wechselseitigen An­
erkennung von Rechtssubjekten, sondern gründet
in der vorgängigen Anerkennung des Menschen
als Person (S. 201). Christologische Perspektivie­
rungen unterstreichen das »Geschenk der Men­
schenwürde« (S. 202). Aus dieser Perspektive ist
-Kirchenasyl- eine Notmaßnahme und ein Akt zi­
vilen Ungehorsams, der die Bereitschaft ein-
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schließt, für ihre rechtlichen Konsequenzen ein­
zustehen (S. 342) - ähnlich bei der pazifistischen
Steuerverweigerung (S. 267 ff.) -, der die säku­
lar-rechtsethische Basis ernstnimmt und durch
öffentliche und gewaltfreie Praxis die für unsere
Verfassung grundlegenden Rechtsprinzipien her­
ausstellt, ohne sie klerikal oder religiös-morali­
stisch überformen zu wollen. Um solche und
ähnliche Mißverständnisse auszuschließen,
schlägt Reuter vor, das -Kirchenasyl- innerrecht­
lieh auszugestalten (S. 206f.). Aus seinen Präzi­
sierungen zum Begriff des politisch Verfolgten
ergibt sich auch eine deutliche Unterscheidung
zwischen -großem- und -kleinern Asyl-, zwi­
schen politischem Asyl im engeren Sinne und
humanitärem Bleiberecht für Flüchtlinge. Dies
impliziert auch, Migration, Asyl und deren
Steuerungsmechanismen deutlich voneinander zu
unterscheiden und damit das Asylrecht nicht zum
Mittel einer defizitären Migrationssteuerung um­
zufunktionieren (228 ff.).

In immer wieder neuen Anläufen führen die
zumeist bereits als Aufsätze veröffentlichten Ka­
pitel auf den Grundgedanken des Entwurfs, die
vorgängige Anerkennung der Person und deren
kritisch-dialogisch-theologischen Perspektivie­
rungen zu. Sie entspringen einer kritischen Zeit­
genossenschaft, die auf sensible Weise einzelne
materiale Felder rechtstheologischer Reflexion
durcharbeitet, die zunehmend für die Orientie­
rung der evangelischen Kirche bedeutsam wer­
den. Ihr Blick ist nicht nur nach innen, auf die
binnenkirchliche und -theologische Positions­
bestimmung, sondern ebenso auf den Dialog mit
rechtsphilosophischen Positionen gerichtet. Auf
diese Weise thematisieren sie indirekt den Dia­
log- und Selbstklärungsbedarf der Kirche, die
von den aktuellen gesamtgesellschaftlichen Ver­
änderungen naturgemäß nicht unberührt bleibt.

Wolfgang Maaser, Bochum
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Ca. 36,-DM.

Brugger, Winjried (Hg.): Legitimation des
Grundgesetzes aus Sicht von Rechtsphiloso­
phie und Gesellschaftstheorie. Baden-Baden:
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nischen Aus- und Fortbildung. Bochum: Zen­
trum für medizinische Ethik 1996 (Medizin­
ethische Materialien 108). 32 S. 10,- DM.

Sass, Hans-Martin: Reform von Gesundheits­
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nenethik. Ernst Wolfs Beitrag zur Institutionen-



diskussion in der evangelischen Kirche nach
1945. Neukirchen-Vluyn: Neukirchener Verlag
1997 (Neukirchener Beiträge zur Systemati­
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haller. München: W. Fink 1996 (Periagoge).
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